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Vorwort
Es ist nicht unumstritten, ob die Reformation ein Bruch mit der mittelalterlichen Welt war und wie ihre Auswirkungen insgesamt zu bewerten sind. Zweifellos aber war die Reformation ein Ereignis, das Deutschland und Europa nicht nur kirchlich, sondern auch politisch und kulturell nachhaltig verändert hat. Einer Landeszentrale für politische Bildung als staatlicher Einrichtung steht es wohl an, in einem Jahr, in dem als „Lutherjahr“ das 500-jährige Jubiläum der Reformation gefeiert wird, eine Publikation herauszubringen, die das Verhältnis von Staat und Kirche thematisiert – und zwar aus dem Blickwinkel verschiedener fachwissenschaftlicher Fragestellungen. Eine Landeszentrale für politische Bildung als Landeseinrichtung hat nicht zuletzt die Aufgabe, Landeskunde in einem umfassenden Sinn zu bieten – historisch ausgerichtet auch deshalb, um die Gegenwart besser verstehen zu können. Dazu gehört auch die Prägung des Landes durch die Phänomene Reformation und Gegenreformation. Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem deutschen Südwesten, wobei das durchaus paradigmatisch geschieht mit Bezug auf die deutschen Verhältnisse im Ganzen.
Der deutsche Südwesten ist von der Reformation nachhaltig geprägt worden, wenngleich die heutigen Grenzen der Erzdiözese Freiburg und des Bistums Rottenburg-Stuttgart und der beiden evangelischen Landeskirchen Baden und Württemberg letztlich aus dem beginnenden 19. Jahrhundert stammen. Rund 3,8 Millionen Katholiken und etwa 3,7 Millionen Protestanten leben heute in Baden-Württemberg. Aber nicht nur sie werden in diesem Buch interessante Informationen zu den historischen Grundlagen der christlichen Konfessionen im Land finden. Darüber hinaus werden auch die Menschen jüdischen und muslimischen Glaubens im Südwesten thematisiert.
Unser herzlicher Dank geht an die beiden Mitherausgeber Professor Dr. Hubert Wolf aus Münster und Professor Dr. Hans-Georg Wehling aus Reutlingen. Ihrem „Ruf“ konnten die Autorin und die Autoren nicht widerstehen, sodass wir in diesem Band eine Gruppe exzellenter und deutschlandweit renommierter Experten zum Thema versammeln konnten. Ihnen danken wir vor allem, weil sie sich auf das Wagnis eingelassen haben, komplexe historische Sachverhalte auf knappem Raum darzustellen und zu erläutern. Genauso herzlich danken wir Dr. Barbara Schüler aus Münster, die das Buch konzeptionell mitgestaltet und Korrektur gelesen hat, Jörg Krause aus Kornwestheim, der die Texte mit großer Umsicht erfasst, redigiert und bebildert hat, sowie Jasmin Rimpler aus Konstanz, die zuletzt noch Hand angelegt hat. Herrn Dr. Daniel Kuhn vom Verlag W. Kohlhammer in Stuttgart gebührt – wie immer – unser kollegialer Dank für die Betreuung unserer wissenschaftlichen Buchreihe.
Am 20. Februar 2017 ist unser Autor Professor Dr. Peter Blickle im Alter von 78 Jahren in Saarbrücken verstorben. Die Wissenschaft verdankt ihm einen ganz neuen Blick auf die Frühe Neuzeit: Die Menschen waren keine geknechteten, dumpf dahinvegetierenden Untertanen, sondern aufmüpfige Bauern, die ihr Schicksal in die Hand nehmen konnten. Zwei Modelle politischer Herrschaft standen sich gegenüber: das kommunalistische, das sich von den Gemeinden her aufbaute, gegen das feudalistische der überkommenen Gewalten. Kurzfristig siegte der Feudalismus, langfristig jedoch das kommunalistische Modell – auch nach dem Bauernkrieg. Peter Blickle sah hier eine Station auf dem Weg zur Demokratie. Letztlich hat sich so das „Gemeine Regiment“ durchgesetzt. Es ist uns und den Mitherausgebern eine Ehre, dass Peter Blickle uns mit seinem Beitrag für dieses Buch noch unterstützen konnte. Wir sind ihm sehr dankbar und widmen ihm – auch im Namen aller Herausgeber und Autoren – diesen Band.
Stuttgart, im April 2017 | |
Lothar Frick | Prof. Dr. Reinhold Weber |
Grußwort
Vor 500 Jahren hat Martin Luther mit seinen 95 Thesen den Lauf der Geschichte verändert –nicht nur in Deutschland, sondern im Laufe der folgenden Jahrhunderte in der ganzen Welt. Die Auswirkungen der Reformation blieben dabei nicht auf die Religion beschränkt. Sie veränderten auch Gesellschaft und Kultur, Wirtschaft und Politik. Die Gegenwart sähe ohne die Reformation anders aus. Deshalb ist das Anliegen der Herausgeber sowie der Autorinnen und Autoren des vorliegenden Bandes mehr als lohnenswert, der Frage nachzuspüren, wie sich das Verhältnis von Kirche und Staat, von Religion und Politik im deutschen Südwesten seit der Reformation ausgestaltet hat.
Wir leben heute in einer pluralistischen Gesellschaft – besonders auch im Bereich der Religion. War früher fast die gesamte Bevölkerung, zumindest in Westdeutschland, Mitglied einer der beiden großen christlichen Kirchen, so hat deren Attraktivität abgenommen, während die Zahl der Konfessionslosen deutlich gestiegen ist. Besonders in Ostdeutschland ist die Konfessionslosigkeit – als Hinterlassenschaft der DDR – weit verbreitet. Vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte ist es besonders erfreulich, dass jüdisches Leben in Deutschland wieder wächst und sichtbarer wird. Zudem nimmt die Bedeutung des Islam stetig zu. Religion in Deutschland ist also bunter geworden, ist nur im Plural zu denken.
Diese religiöse Vielfalt kann die Zivilgesellschaft bereichern, wenn wir uns auf eine der Schlüsselfiguren der Reformation besinnen – Luthers Freund und Wegbegleiter Philipp Melanchthon, der im badischen Bretten geboren wurde. Dieser hat gesagt: „Wir sind zum wechselseitigen Gespräch geboren.“ Und er hat völlig Recht. Trotz aller Unterschiede müssen wir aufeinander zugehen und miteinander sprechen. Das erfordert Toleranz und Respekt. Eine Haltung, die Interesse am Anderen hat, die dessen Meinungen und Einstellungen kennenlernen und verstehen will. Eine Haltung, die die Würde des Nächsten und damit auch seine Überzeugungen und Lebensweisen respektiert. Mir selbst ist diese Toleranz besonders wichtig, weil sie die Grundlage unseres friedlichen Zusammenlebens ist.
Dabei geht es nicht darum, Unterschiede einzuebnen. Toleranz bedeutet, dass man Überzeugungen respektiert, die man nicht teilt. Und trotzdem gibt es auch Verbindendes, das das Miteinander möglich macht. Ich möchte an dieser Stelle anmerken, dass in Baden-Württemberg dieser wechselseitige Dialog sehr gut funktioniert. Auf Landesebene wurde eine Dialogplattform zwischen den Religionen eingerichtet. Dieses Landesforum der Kirchen und Religionsgemeinschaften ist ein Musterbeispiel eines „abrahamitischen Trialogs“. Es beweist: Ein unverkrampftes, gelingendes Miteinander in der Vielfalt ist möglich!
Die Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg will mit dem vorliegenden Band Wissen bereitstellen, um dem interreligiösen Dialog eine gute Grundlage zu geben. Diesem Anspruch wird sie vollauf gerecht. Den Herausgebern sowie den Autorinnen und Autoren gebühren aufrichtiger Dank und große Anerkennung für ihr Engagement und besonders für die sachkundigen, interessanten Beiträge. Mit diesem publizistischen Kleinod unterstreicht die Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg einmal mehr den hohen Qualitätsanspruch ihrer Arbeit und setzt die renommierten „Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württemberg“ in bewährter Weise fort. Den Leserinnen und Lesern wünsche ich eine anregende Lektüre.
Muhterem Aras MdL
Präsidentin des Landtags von Baden-Württemberg
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Staat und Kirche seit der Reformation: Zur Einleitung
Religion sterbe aus und werde zumindest ihre öffentliche Bedeutung verlieren, je moderner eine Gesellschaft werde – so lautete die „Meistererzählung“ der Säkularisierung. An die Stelle der Kirchen trete der moderne pluralistische Verfassungsstaat, der lange Zeit für manche Soziologen und Juristen sogar als vorgegebene Naturkonstante galt. Doch dann kam der 11. September 2001 und Religion kehrte mit Macht in die Öffentlichkeit zurück, freilich mit ihrer harten, gewalttätigen Seite. Damit war das Säkularisierungsdogma passé und wurde durch das neue Credo der „Wiederkehr der Götter“ abgelöst. Beide „Meistererzählungen“ erweisen sich bei kritischer historischer Betrachtung als einseitig, um nicht zu sagen dogmatisch verengt. Auf jeden Fall aber stellt sich die Frage nach dem Verhältnis von Religion und Politik, von Kirche und Staat in ganz neuer Weise.
Ernst-Wolfgang Böckenförde hatte vor vielen Jahren bereits die heftig diskutierte These aufgestellt, der moderne, neutrale Verfassungsstaat beruhe auf Grundlagen, die er sich selbst nicht schaffen könne. Er benötige Werte, die ihm in einer Art Bluttransfusion immer wieder zugeführt werden müssten. Ohne es explizit zu machen, dachte der Verfassungsrichter dabei an ethische Prinzipien, die aus den christlichen Konfessionen stammen. Andererseits kam aber dem pluralistischen religionsneutralen Staat die schwierige Aufgabe zu, Religionsfreiheit, die ihre Grenzen in der Freiheit der Andersdenkenden und -gläubigen findet, zu garantieren und durchzusetzen.
In diesem komplexen Prozess der Entstehung des modernen Staates spielt die Reformation, deren 500-jähriges Jubiläum 2017 begangen wird, eine ganz entscheidende Rolle. Ohne sie kann man das heutige Verhältnis von Politik und Religion, von Staat und Kirchen beziehungsweise Religionsgemeinschaften nicht verstehen und adäquat einordnen. Die Landeszentrale für politische Bildung in Baden-Württemberg nutzt den „Erinnerungsort“ Reformation, um dieser entscheidenden Frage in all ihren Verästelungen für den deutschen Südwesten nachzugehen, um für heutige gesellschaftliche, politische und religiöse Diskussionen Grundinformationen zur Verfügung zu stellen. Zwar kann auch dieser Band Luthers existentielle Frage „Wie finde ich einen gerechten Gott?“ selbstredend nicht beantworten, aber durch die Vermittlung von solidem Wissen kann er sehr wohl dazu beitragen, dass verschiedene Formen von Glauben in einem Staat gedeihlich gelebt werden können. Denn nur wer den Anderen kennt – auch seine Fremdheit – kann mit ihm wirklich in ein Gespräch eintreten. Um die einzelnen Beiträge des vorliegenden Bandes besser einordnen zu können, werden sie hier einleitend in einem knappen Koordinatensystem mit den beiden Achsen Staat und Kirche in historischer Perspektive verortet.
Staat, Kirche, Religion, Glaube und Spiritualität sind in der Regel nur schwer voneinander zu trennen. Die Sinnfrage für das eigene Leben, für Werte und Verhaltensweisen, die Frage der Weiterexistenz nach dem Tod haben die Menschen schon immer bewegt. Antworten darauf geben die Religion und die christliche Kirche. Immer sind diese Fragen auch an den Staat gerichtet worden, der Religion und Kirche im eigenen Interesse fördert, aber auch überwacht. Der Staat nutzte Religion nicht selten auch zur Legitimierung seines Personals („von Gottes Gnaden“) oder seines Handelns. Religiöse Streitigkeiten wurden ausgetragen unter Berufung auf die Urkunden des Glaubens, im christlichen Bereich auf Bibel und Tradition, im Judentum auf das Alte Testament und den Talmud, im Islam auf Koran und Hadith.
Mitunter wurde in moderner Zeit der Staat auch zu Vermittlung und Entscheidung angerufen – oder er fühlte sich dazu berufen einzugreifen. Die Gefahren liegen dabei auf der Hand: Der Staat kann die Verbindung mit der Religion manipulativ nutzen. Dazu kann er in die Lehre eingreifen und das geistliche Personal auswählen, in seinen Dienst stellen und überwachen. Zugleich können Religion und Kirche aber auch von Emanzipationsbewegungen genutzt werden, die sich etwa darauf berufen, dass vor Gott alle Menschen gleich seien. Die „Revolution“ von 1525, gemeinhin Bauernkrieg genannt, ist ein schlagendes Beispiel dafür. Für die jüngste Zeit könnte man auf Polen verweisen, wo die kommunistische Herrschaft auch mit Hilfe der Kirche abgeschüttelt werden konnte.
Das Streben nach kirchlicher Autonomie
Im Verhältnis zum Staat versucht die Kirche nach Autonomie zu streben, nach Unabhängigkeit in Lehre, Ritus und Organisation. Die jüngere Geschichte ist voll von solchen Auseinandersetzungen zwischen Kirche und Staat, bei denen es immer darum ging: Wer definiert die Aufgaben der Kirche? Was ist „Rechtgläubigkeit“ und wer sorgt für sie? Wer bestimmt und kontrolliert das Personal? Daraus entstanden Kirchenkämpfe, auch „Kulturkämpfe“ genannt, die mehr oder weniger in Kompromissen ihr Ende gefunden haben – oftmals erst nach langen Auseinandersetzungen und Verhandlungen.
Heute finden wir in Deutschland eine enge Kooperation von Staat und Kirche, die als „fördernde Neutralität“ (Wilhelm Schluckebier) charakterisiert wird. Im benachbarten Frankreich hingegen herrscht in der Folge der „Großen Revolution“ von 1789 eine strikte Trennung von Staat und Kirche als laïcité mit der Zurückweisung aller religiösen Ansprüche an den Staat. In den USA als Hort vieler Glaubensflüchtlinge gibt es hingegen eine Form der Trennung von Staat und Kirche, die den Glaubensflüchtlingen und Mitgliedern von Religionsgemeinschaften einen großen religiösen Freiraum bietet.
Kirche als Konfession
Kirche in Deutschland begegnet uns im Gefolge der Reformation von 1517 im Plural, als Konfessionen, als altgläubig-katholische, als lutherische, als reformierte (Zwingli, Calvin) Konfession. Nur einmal gab es im deutschen Südwesten eine Form von konfessioneller Wiedervereinigung von Reformierten und Lutheranern: im Großherzogtum Baden 1821 in Gestalt der „Vereinigten protestantisch-evangelischen Kirche des Großherzogtums Baden“, mit dem Großherzog als „Landesbischof“ und seiner kirchlichen Verwaltung. Es war nicht nur eine Organisationseinheit, sondern auch eine Ritus- und Bekenntniseinheit. Möglich geworden war sie durch den Einfluss der Aufklärung unter dem Druck des Großherzogs. Vorausgegangen war ein Willensbildungsprozess, den man als verhältnismäßig demokratisch bezeichnen kann. Hier besteht ein wesentlicher Unterschied zur katholischen Kirche, die sich zur selben Zeit, im 19. Jahrhundert, immer stärker zur monarchischen Papstkirche entwickelte. Den Höhepunkt dieser Entwicklung kennzeichnet das Jahr 1870, als das Dogma von der päpstlichen Unfehlbarkeit verkündet wurde, verbunden mit dem universalen Jurisdiktionsprimat des Stellvertreters Jesu Christi auf Erden, der sich bis heute jederzeit entscheidend in örtliche kirchliche Belange einmischen kann. Dem Großherzog in Baden kamen demgegenüber im Wesentlichen lediglich Vetofunktionen zu. Die Begriffe „genehm“ beziehungsweise „nicht genehm“ tauchen in den Dokumenten der Staatsverwaltung und insbesondere in Bezug auf den Großherzog als Landesbischof als Richtlinie immer wieder auf.
Deutschland ist – anders als andere europäische Staaten – ein gemischtkonfessionelles Land mit ausgeprägten Konfessionslandschaften, die sich auch kartographisch darstellen lassen. Sie sind ein Ergebnis des Augsburger Religionsfriedens von 1555, wonach der jeweilige Landesherr die Konfession seiner Untertanen bestimmen konnte (cuius regio eius religio). Wer einen anderen Glauben hatte und ihn bewahren wollte, musste auswandern oder in den Untergrund gehen (Kryptoprotestantismus). Um im Zeitalter der Konfessionalisierung den Landesherren die Möglichkeit zu nehmen, nach Gutdünken die Religion ihrer Untertanen zu wechseln, wurde als Stichtag das Jahr 1624 bestimmt, das auch „Normaljahr“ genannt wird. Ein Konfessionswechsel des Landesherren nach diesem Datum – der im Hinblick auf Erbansprüche durchaus vorkam (z.€B. Kurpfalz, Württemberg, Hohenlohe) – musste ab diesem Zeitpunkt ohne Auswirkungen auf die Untertanen bleiben.
Eine doppelte Staatlichkeit
Die Schwäche der Zentralgewalt in Gestalt des Kaisers mündete in einer Territorialisierung des Reiches, die durch den Konfessionskompromiss von Augsburg (1555) noch verstärkt wurde. Damit entstand in Deutschland faktisch eine „doppelte Staatlichkeit“ (Johannes Burkhardt), die bis heute in Form eines ausgeprägten Föderalismus ein Strukturmerkmal Deutschlands geblieben ist. Selbst die Gründung des deutschen Kaiserreichs 1871 war ein Fürstenbund. Bismarck gelang dabei das Kunststück, die beiden an sich unvereinbaren Legitimationsgrundlagen von Staatsgewalt und Fürstensouveränität beziehungsweise Volkssouveränität miteinander zu verbinden: ein Bundesrat als Verkörperung der Fürstensouveränität und der Interessen der Mitgliedstaaten einerseits sowie ein direkt gewählter Reichstag als Ausdruck der Volkssouveränität andererseits. Das gilt bis heute: Die Bundesländer besitzen Staatsqualität und die doppelte Staatlichkeit von Bund und Ländern ist sogar „verfassungsfest“ (Art. 79,3 GG).
Konfessionslandschaften im deutschen Südwesten
Infolge des Augsburger Religionsfriedens, der die religiösen Verhältnisse quasi auf dem Stand von 1555 einfror, lassen sich analog zur Kleinstaaterei die Konfessionslandschaften sehr genau bestimmen – mit Geltung und Wirkung bis in die Gegenwart. Folgende „Blöcke“ zeigen sich im deutschen Südwesten: im Norden des heutigen Baden die reformierten ehemals kurpfälzischen Gebiete rund um die Residenzen Mannheim und Heidelberg; das lutherische Territorium von Karlsruhe-Durlach rund um Karlsruhe und Pforzheim, zusammen mit dem Markgräflerland südlich von Freiburg; in unmittelbarer Nähe die katholischen Gebiete Baden-Baden mit Ettlingen und Rastatt. Eine besonders wichtige Rolle spielten die katholischen vorderösterreichischen Gebiete in der Ortenau rund um Offenburg und im Breisgau mit Freiburg. Darüber hinaus zieht sich Vorderösterreich mit mehr oder weniger großen Gebietsteilen quer durch den Süden Deutschlands, vom heutigen Bayrisch-Schwaben durch Oberschwaben, das Bodenseeumland, den Hochrhein, mit Ausläufern bis in die heutige Schweiz und ins Elsass. Stolze Residenzen aus vorderösterreichischer Zeit sind hier kaum vorhanden. Das Erbe Österreichs ist nicht baulicher Natur, es ist vielmehr der katholische Glaube als „Erbe“ Vorderösterreichs. In den genannten Gebieten als dem klassischen Raum der deutschen Kleinstaaterei konnte Österreich mit seiner starken Präsenz und seiner Macht immerhin die Abkehr vom „alten Glauben“ verhindern.
Katholisch-Sein konnte sich lohnen
Zudem konnte der Kaiser in Wien militärische, diplomatische und administrative Karrieren bieten, die gerade für die kleinen Landesherren attraktiv waren, nicht zuletzt angesichts deren notorisch knapper Kassen. Auch eine gute Partie konnte gemacht werden, wenn sich eine reiche Erbin im Umfeld des Wiener Kaiserhofes fand. Voraussetzung dafür war jedoch in jedem Fall die katholische Religionszugehörigkeit. Im Zweifel fiel dieses „Opfer“ des Konfessionswechsels nicht allzu schwer, wie das Beispiel des Herzogs Karl Alexander von Württemberg zeigt. Die Existenz eines breit gefächerten Klosterangebots konnte zudem für die nachgeborenen Geschwister eine angemessene Versorgung sicherstellen. Auch das trug dazu bei, den „alten Glauben“ attraktiv erscheinen zu lassen und an ihm festzuhalten. Katholisch zu sein konnte sich also lohnen – für die kleinen Landesherren, aber auch für opportunistische Untertanen, deren Glaubenstreue oder Konfessionswechsel belohnt werden konnten, nachdem seit dem Augsburger Konfessionsfrieden die Festlegung durch Befehl „von oben“ nicht mehr möglich war.
Wenden wir uns geographisch der anderen Seite zu. Das Herzogtum Württemberg (Altwürttemberg) verstand sich als Vormacht des lutherischen Protestantismus im ansonsten als katholisch wahrgenommenen deutschen Süden. Hier ist der Sitz all dessen, was man als lutherischen Protestantismus versteht, auch im Alltagsverhalten, mit den gemeinhin so bezeichneten „schwäbischen Tugenden“ wie Askese, Sparsamkeit, Fleiß und Erfindergeist („Tüftler“). Die Erbsitte der Realteilung, nach der alle Erben gleichberechtigt waren, ließ die Strenge in der Lebenshaltung als geboten erscheinen, weil das Eigentum, der landwirtschaftliche Besitz, tendenziell immer kleiner wurde. Staat und Kirche arbeiteten bei der gesellschaftlichen Disziplinierung Hand in Hand, um einen solchen Sozialcharakter durchzusetzen. Als „verschärfte“ Form kam der Pietismus hinzu, der beweisen wollte, dass es noch frömmer, fleißiger und asketischer geht, um sich so von der vergleichsweise egalitären Dorfgesellschaft abheben zu können.
Das Württemberg benachbart gelegene Hohenlohe war ebenfalls lutherisch, aber dieses fruchtbare Anerbengebiet, in dem der Besitz nur einem einzigen Erben zufiel, war territorial aufgesplittert in verschiedene dynastische Linien, die aus Karrieregründen zum Teil katholisch geworden waren, was aber dank des „Normaljahres“ 1624 ähnlich wie in Württemberg ohne Folgen für die Konfessionszugehörigkeit der Untertanen blieb.
Ein Blick auf das heutige Ostwürttemberg zeigt auch hier eine Zersplitterung. Sie wird sichtbar im Nebeneinander der katholischen Reichsstadt Schwäbisch Gmünd, von den protestantischen Nachbarn gerne als „schwäbisch Nazareth“ diffamiert, den protestantischen Reichsstädten Aalen und Bopfingen und der dank Erzvorkommen in Wasseralfingen ökonomisch reichen katholischen Fürstpropstei Ellwangen, die vom ersten württembergischen König Friedrich als Hauptstadt von „Neuwürttemberg“ vorgesehen war – mit allem, was dazugehört: Bischofssitz, Universität mit Katholisch-Theologischer Fakultät und Priesterseminar. Doch schnell erwies sich, dass ein solch künstliches Staatsgebilde keine Zukunft hatte. Eine Aufwertung Ellwangens zur Behörden- und Schulstadt blieb bestehen, bis heute.
Ein Fall für sich sind die beiden katholischen Fürstentümer Hohenzollern-Sigmaringen und Hohenzollern-Hechingen, die dank einer Frau – Fürstin Amalie Zephyrine – und ihrer engen Beziehung zu Napoleon ihre Selbständigkeit behaupten konnten, bis sie sich den fernen Verwandten in Berlin erfolgreich andienten (1849/50) und seitdem als „Südpreußen“ verspottet wurden. Immer schon hatte man hier Distanz zum benachbarten Württemberg gehalten, denn zu unterschiedlich waren die konfessionell geprägten Mentalitäten.
Mit der Umschreibung der Konfessionslandschaften im deutschen Südwesten sind fast schon die Grenzen bestimmt, die den 1952 gegründeten Südweststaat und seine Ausgangsbestandteile aus nachnapoleonischer Zeit ausmachen. Bei all dem muss berücksichtigt werden, dass die genannten Territorien durch eine Fülle kleinerer und kleinster Territorien vielfach durchbrochen waren: Reichsstädte, Fürstentümer und Ritterschaften, geistliche Territorien wie Klöster und bischöfliche Gebiete (Hochstifte). Diese Vielfalt ist trotz erhöhter Mobilität bis heute erhalten geblieben, als Vielfalt in der Konfession und in der politischen Kultur.
Aufklärung und Staatskirchentum
Im Verhältnis Staat und Kirche bahnte sich an der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert ein Paradigmenwechsel an. Bis dahin galt als weitgehend unbestritten, dass die Hoheit des Staates über die Kirche ein Ausfluss staatlicher Souveränität ist: das Staatskirchentum. So konnte im 18. Jahrhundert auch die Kirche in den Dienst der Aufklärung gestellt werden. Darauf liefen Priesterausbildung und die Besetzung kirchlicher Ämter einschließlich der Pfarrstellen hinaus. Besonders deutlich wird das im Falle Österreichs und seines Monarchen Kaiser Joseph II. Die Aufklärung war ein pädagogisches Programm, das vorsah, die Religion dem Staat „nützlich“ zu machen. Aufgelöst wurden alle kontemplativen Orden, ihr Vermögen eingezogen und die Mönche zu Priestern mit einer eigenen Gemeinde gemacht. Die Pfarrherren sollten Agenten der Aufklärung sein, die in Predigten und mit vorbildlichem Tun die Modernisierung vorantreiben sollten. Damit waren die Pfarrherren faktisch Staatsbeamte. Folgerichtig wurde in den habsburgischen Kernlanden die Zahl der Pfarreien annähernd verdoppelt und die Wege zur Kirche in ihrer Länge halbiert, um nahe an den Menschen zu sein, die es zu erziehen galt.
Das Österreich Josephs II. ist sicher das hervorragendste Beispiel, aber auch die Kirchenpolitik anderer Territorien in Deutschland ging in dieselbe Richtung. Das gilt auch für Württemberg mit seiner beispielgebenden Tradition des evangelischen Pfarrhauses, wo nicht nur theologisch neue Wege beschritten, sondern auch technische Innovationen vollzogen wurden. So wurde hier mineralisch gedüngt (Gips), neue Gemüsepflanzen wurden angebaut oder Bienen und Seidenraupen gezüchtet.
Auch in den kleinen Territorien machte sich die Aufklärung bemerkbar, nicht zuletzt, um durch den aufgeklärten Absolutismus die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und das politische Gewicht des Landes zu erhöhen. Erwähnt seien hier der legendäre badische Markgraf Karl Friedrich, der neue resistentere Rebsorten (Gutedel) nach Baden einführte, oder Herzog Friedrich von Württemberg, der den Staat auf moderne Grundlagen stellte. Ein geistiger und geistlicher Hort der kirchlichen Aufklärung war insbesondere der kirchliche Jurisdiktionsbezirk des Bischofs von Konstanz, dessen Bistumsverweser Ignaz Heinrich Freiherr von Wessenberg Bekanntheit und Ansehen weit über sein Bistum hinaus genoss. In Rom war er jedoch so verhasst, dass es letztlich zur Aufhebung des altehrwürdigen, großen Bistums Konstanz kam. An dessen Stelle trat 1821 das Erzbistum Freiburg.
Das Trauma der Französischen Revolution
Desavouiert wurde die Aufklärung durch die Französische Revolution mit ihrer Profanierung von Gotteshäusern sowie der Verfolgung und Guillotinierung von Priestern und Ordensleuten. Von den Gegnern der Aufklärung wurde eine Kausallinie gezogen, die von der Reformation zu Aufklärung und Liberalismus reichte. Verstärkend kam infolge der territorialen Neuordnung Deutschlands durch Napoleon die Aufhebung der geistlichen Herrschaften (Säkularisation von 1802/3) und die Mediatisierung (1806) der zu kleinen und nicht mehr modern anmutenden weltlichen Herrschaften hinzu, sodass sich die Katholiken plötzlich unter nahezu ausschließlich protestantischen Herrschern wiederfanden – mit Ausnahme von Österreich und Bayern. Zum Trauma der Französischen Revolution trat das Trauma des Verlustes jahrhundertealter Landesherrschaften hinzu, waren doch die alten Landesherren nicht zuletzt unter dem Einfluss der Aufklärung doch auch so etwas wie Landesväter gewesen.
Die neuen Landesherren in Karlsruhe und Stuttgart und ihr Beamtenapparat gingen davon aus, dass sich ihr Ausgangsland im Wesentlichen nur vergrößert habe, wenn auch erheblich. Es war aber nicht nur ein quantitativer Sprung, sondern auch ein qualitativer, dem der Staat Rechnung tragen musste. Von der Fläche und der Einwohnerzahl her hatte sich Württemberg in etwa verdoppelt, Baden hatte sich im Vergleich dazu flächenmäßig vervierfacht, einwohnermäßig sogar versechsfacht. Damit standen das neue Königreich Württemberg und stärker noch das Großherzogtum Baden vor einem Integrationsproblem. Kirchenpolitisch wurde zumindest im Recht beziehungsweise in der Theorie umgehend die Gleichberechtigung der Konfessionen hergestellt und ein Neuzuschnitt der Bistümer in Süddeutschland angestrebt, denn schließlich gab es weder in Baden (nach der Auflösung von Konstanz) noch in Württemberg einen Bischofssitz. Vielmehr saßen die zuständigen Bischöfe in Augsburg, Mainz, Speyer, Straßburg, Worms und Würzburg. Das widersprach den staatskirchlichen Vorstellungen, nach denen die Kirchenhoheit Bestandteil der landesherrlichen Souveränität ist. Nach Verhandlungen mit dem Vatikan wurde 1821 ein Neuzuschnitt der Bistümer im Süden Deutschlands erreicht: Freiburg wurde Sitz eines Erzbischofs mit Zuständigkeit für Baden und die beiden Hohenzollern. Gegründet wurden ferner die Suffraganbistümer Rottenburg (Württemberg), Mainz (Hessen-Darmstadt), Fulda (Hessen-Kassel) und Limburg (Nassau und Frankfurt).
Auf protestantischer Seite wurde die bestehende kirchliche Organisation mit dem Oberkirchenrat einfach auf die Neuzugänge ausgedehnt. Es gab nur eine neue Abteilung in der Kultusverwaltung. Die Macht in der katholischen Kirche lag bei der königlichen Regierung, nicht beim Bischof, dessen Status und dienstliches Verhalten das eines weisungsabhängigen Untergebenen waren: Eigentlich wurde das Bistum von Stuttgart regiert und nicht vom Bischofssitz aus. Einen Bischof benötigte man lediglich als „Weiher“ und „Salber“ im Rahmen der „apostolischen Suczession“. In Baden war das nicht anders als in Württemberg.
„Kulturkampf“
Einen massiven Konflikt zwischen Staat und Kirche brachte die geistig-moralische Wende der katholischen Kirche in Gestalt des Ultramontanismus, der eine klare kirchliche Profilierung und Organisation anstrebte, um gegen die Herausforderungen der Moderne gewappnet zu sein. Ein zentraler Punkt war dabei die kirchliche Autonomie, die Unabhängigkeit von staatlicher Bevormundung. Die staatlichen Bürokratien wurden davon eher überrascht und reagierten oftmals ungeschickt. Den Konflikt zwischen Staat und Kirche verschärften sie dadurch noch. Was alles als der Lehre der Kirche nicht entsprechend eingeschätzt wurde und aus dem Weg geräumt werden sollte, zeigt paradigmatisch der päpstliche Syllabus errorum (1864) mit den darin aufgeführten „Irrlehren“ und „modernen“ Bewegungen, die der Bannfluch der Kirche treffen sollte.
Der unausweichliche Konflikt zwischen Kirche und Staat, aber auch innerkirchlich zwischen katholischen Staatskirchlern und Aufklärern auf der einen und den Ultramontanen auf der anderen Seite konnte in Württemberg einigermaßen im Zaum gehalten werden, nicht aber in Baden. Von 1860 bis 1876 zog sich ein vehementer „Kulturkampf“ in Baden hin, nicht zuletzt mit Verfolgung und Internierung von Priestern. Pfarrstellen blieben unbesetzt, sogar der Erzbischöfliche Stuhl in Freiburg blieb 14 Jahre vakant, weil sich Rom und der badische Staat in dieser Frontstellung nicht auf einen Nachfolger einigen konnten. Das führte zu einer geistlich-seelsorgerischen Unterversorgung des katholischen Bevölkerungsteils. Hier zeigt sich die Personalpolitik als der wesentliche Ort der Auseinandersetzung, wo Staat und Kirche um die Entscheidungshoheit rangen.
Dass ein solcher „Kulturkampf“ in Württemberg nur in Ansätzen und vor allem auf der niederen Ebene gegeben war, lag auch daran, dass hier die Kontrolle durch den Katholischen Kirchenrat als einer Abteilung des Kultusministeriums deutlich wirksamer war. Die Verlegung des katholischen Bistums vom entfernten Ellwangen zum nahe Stuttgart gelegenen Rottenburg am Neckar machte die Überwachung leichter. Hinzu kam über Jahrzehnte hinweg das gute Verhältnis von König und Bischof, sowohl unter König Wilhelm I. als auch unter seinem Nachfolger König Karl. Zwei weitere Faktoren mögen die Unterschiede erklären: In Baden war der katholische Bevölkerungsanteil mit zwei Dritteln überwältigend, wohingegen die Katholiken in Württemberg nur rund dreißig Prozent ausmachten. Das bedeutete auch ein unterschiedliches machtpolitisches Gewicht. Hinzu kommt, dass in Baden die liberale politische Elite ihren Frieden mit dem großherzoglichen Haus geschlossen hatte und die preußische Einigungspolitik Deutschlands mittrug – trotz der vorangegangenen Niederschlagung der Badischen Revolution von 1848/49 durch preußische Truppen. Für den badischen Liberalismus bestand also ein Rechtfertigungsbedarf, der auf dem Feld ideologischer Prinzipientreue gesucht wurde – und der „Kulturkampf“ bot hier die Chance zur Profilierung.
Im Zuge dieses „Kulturkampfes“ entstand in Baden 1869 als politischer Arm des Katholizismus eine katholische Partei (Zentrum), während in Württemberg Bischof Carl Joseph (von) Hefele die Gründung einer solchen Zentrumspartei mit dem Argument verhinderte, eine katholische Partei bedeute „Kulturkampf“, und einen solchen wolle man nicht in Württemberg. Erst zwei Jahre nach dem Tod von Bischof Hefele konnte hier 1895 die Zentrumspartei gegründet werden, also 26 Jahre nach der Gründung in Baden! Dass Bischof Hefele das Dogma von der Unfehlbarkeit des Papstes von 1870 entschieden ablehnte, mag auch dazu beigetragen haben, das Verhältnis von Staat und Kirche moderat zu gestalten – von der im Württembergischen auf Harmonie bedachten politischen Kultur einmal ganz abgesehen.
Eine zweite Konfessionalisierung
Die grundlegende Neuorientierung der katholischen Kirche und die damit verbundenen Spannungen von Kirche und Staat führten im 19. Jahrhundert zu einer zweiten Konfessionalisierung nach der Reformation, zumal die Protestanten entsprechend auf Distanz zu den Katholiken gingen. Das bewirkte zusätzlich eine Bedeutungszunahme von Religion beziehungsweise Konfession bis in den Alltag der Menschen hinein. Man kann wohl sagen, dass zumindest der katholische Bevölkerungsteil noch nie so kirchlich gesonnen und alltagsfromm war wie im 19. Jahrhundert – mit Kontinuitäten bis weit ins 20. Jahrhundert hinein. Das betraf nahezu alle Lebensbereiche. Endpunkt war in etwa das Zweite Vatikanische Konzil (1962–1965), das öffentlich machte, inwieweit kirchliche Ansprüche und Alltagswelt unter der Decke längst auseinandergedriftet waren. Allerdings fiel die Umsetzung des Konzils mitten in die Umbrüche hinein, für die das Jahr 1968 als Chiffre steht.
Ein Bedeutungszuwachs von Religion?
Staat und Kirche als ein teilweise umstrittenes Neben- und Gegeneinander, das scheint aktuell eher ein Phänomen des Westens zu sein, also jener Staaten, deren Wertegrundlage neben humanistischem Erbe, christlicher Religion und Konfessionen gerade auch die Aufklärung ist, mit dem Bekenntnis zur schützenswerten Religionsfreiheit, die nicht nur ein Gruppenrecht ist, sondern auch ein Individualrecht. Das ist in anderen Teilen der Welt nicht so. Eine enge Verknüpfung von Staat und Religion zeigt sich nicht nur im Orient. Der vielbeschworene clash of civilizations ist aber meist kein Kampf zwischen den Kulturen, sondern ein Kampf in den Kulturen. Er ist nicht zuerst ein Krieg des Orients gegen den Westen oder des Islam gegen das Christentum. Es handelt sich vielmehr um innerislamische und innerchristliche Auseinandersetzungen. Auch George W. Bush versuchte zum Beispiel, den Irakkrieg religiös als „Kreuzzug“ zu legitimieren, was auf den heftigen Widerspruch von Papst Johannes Paul II. stieß.
Das Verhältnis von Kirche und Staat, wie es sich aktuell und staatsrechtlich in Deutschland zeigt und wie es hier für die Leserinnen und Leser in Erinnerung gerufen wird, ist ein Ergebnis der Geschichte, bestimmt nicht zuletzt durch die Reformation, die ihrerseits einem historischen Prozess unterlag, mit einem sich wandelndem Verständnis von Kirche und Staat. Die Auswirkungen dieses Prozesses gehen bis weit in das 19. Jahrhundert hinein, als darum gerungen wurde, inwieweit Aufklärung, Staatskirche und Liberalismus einerseits, „Freiheit der Kirche“ als deren Unabhängigkeit andererseits als Zielvorstellung sich begegneten. Das führte zu heftigen Konflikten, die schließlich doch befriedet werden konnten. Nicht übersehen werden darf, dass die kirchliche Bindung längst stark zurückgegangen ist. In der alten Bundesrepublik sind noch rund sechzig Prozent der Bevölkerung eingeschriebene Kirchenmitglieder, in den neuen Ländern ist es genau umgekehrt: Sechzig bis siebzig Prozent sind dort konfessionslos. Hinzu kommt, dass andere Religionen – wie insbesondere der Islam mit etwa fünf bis sechs Prozent der Bevölkerung – inzwischen einen nicht zu vernachlässigenden Anteil in der deutschen Gesellschaft erworben haben. Unabhängig davon, wie zahlenmäßig stark sich die Religionsverhältnisse in Deutschland gegenwärtig präsentieren: Neben dem „Bekenntnis“ gibt es unübersehbare Prägungen in den Wertebindungen und im alltäglichen Verhalten.
Volker Leppin
Die Neuformierung des frühneuzeitlichen Staates durch Reformation und Konfessionalisierung
Die Reformation entstand aus einem zutiefst religiösen Impuls – und hatte doch zur Folge, dass die politische Landschaft des Heiligen Römischen Reiches umgepflügt wurde. An ihrem Anfang stand ein Mönch, der nach einem gnädigen Gott suchte. Ihr Ende markierte der Beschluss des Augsburger Reichstages von 1555, der das Corpus Christi des Reiches in einen konfessionellen Flickenteppich verwandelte. Mit ihm gerannen Polaritäten, die schon die Christenheit des späten Mittelalters kennzeichneten, zu verfestigten Blöcken, die einander als Konfessionen gegenüberstanden und sich im Römischen Reich territorial organisierten.
Zentrale und dezentrale Konzepte von Kirche
Die für das späte Mittelalter so charakteristischen Spannungen betrafen viele Bereiche des Glaubenslebens. Die markanteste und zugleich für das politische Leben bedeutsamste war wohl die zwischen dezentralen und zentralen Konzepten von Kirche. Das 15. Jahrhundert hatte die größte Infragestellung der zentralen Leitung der Kirche durch den Papst gebracht – und dies durch eigenes Verschulden der regierenden Oberhäupter. Das sogenannte Große Abendländische Schisma, das 1378 begann und erst zwei, ab 1409 sogar drei konkurrierende Päpste hervorbrachte, konnte nur durch die Versammlung der Bischöfe aus aller Welt (was damals im großen Ganzen hieß: aus Europa), das Konzil, befriedet werden. Entsprechend entwickelten das Konzil von Konstanz (1414–1418) und dann das 1431 in Basel begonnene Konzil hohe eigene Ansprüche. Waren diese in Konstanz möglicherweise noch der Notsituation des Schismas geschuldet, so wurde das Selbstbewusstsein in Basel immer größer, zumal nachdem Papst Eugen IV. (1431–1447) eine Verlagerung nach Ferrara und dann nach Florenz angeordnet hatte, ihm aber nur ein Teil des Konzils gefolgt war. Nicht die zentrale Spitze sollte die Kirche bestimmen, sondern die ausdrücklich als Repräsentationsorgan der Glaubenden verstandene, dezentral beschickte Kirchenversammlung. Dass das Papsttum sich durch das eigene Konzil stabilisieren und bald in Rom anschaulich die eigene Machtposition demonstrieren konnte, verschärfte die Spannung zu dezentralen Ideen bis zur Zerreißprobe, erst recht, als der Dominikaner Juan de la Torquemada in seiner Summa de ecclesia contra impugnatores potestatis Summi Pontificis von 1448/49 in aller Schärfe und Ausführlichkeit ein papalistisches Modell von Kirche entwarf.
Territorialisierung und Kommunalisierung
Dabei brachte das Konzil nicht die einzige und – blickt man auf die Entwicklungen der Reformationszeit – vielleicht nicht einmal die gefährlichste Infragestellung der zentralen Macht der Päpste. Diese lag vielmehr in der zunehmenden Verbindung von weltlichen und geistlichen Interessen, die, zum Teil im Windschatten der großen Konzilien, die dezentralen Rechte der weltlichen Mächte stärkten. 1438 gestand der Papst dem französischen König in der Pragmatischen Sanktion von Bourges umfassende Rechte in der Kirche seiner Untertanen zu, und auch die Aufhebung dieses Dokumentes auf dem V. Laterankonzil (1512–1517) war von einer Absicherung der königlichen Macht begleitet. Im Kleinen spiegelte sich dies wider, als Eugen IV. 1444 den Herzog von Kleve mit Rechten des Kölner Erzbischofs ausstattete. Hieraus entstand das Sprichwort Dux Cliviae est papa in terris suis („Der Herzog von Kleve ist in seinem Territorium Papst“). Dabei waren die Klevischen Ereignisse nur ein Seitenstrang einer breiten Territorialisierung und Kommunalisierung von Kirche im 15. Jahrhundert. Die Landesherren griffen in geistliche Belange ein, oft auch aus dynastischem Interesse. Dieses leitete die Besetzung von Bistümern und, dieser folgend, die Umgestaltung mancher Bischofssitze zu „Landesbistümern“, die, quer zur Diözesanordnung, hauptsächlich auf ein weltliches Territorium bezogen waren – besonders markant im später für die Reformation so wichtigen sächsischen Raum mit den Bistümern Meißen, Merseburg und Naumburg. Das Interesse der Landesherren hieran war unverkennbar zunächst weltlicher Art. Ohnehin war das 15. Jahrhundert eine Zeit zunehmender „Verdichtung“ der Territorien.1 Der verbreitete Streubesitz wurde zusammengeführt, das Recht vereinheitlicht, die Verwaltung durch ein Netz von Amtsleuten gestrafft. Da passte es gut, auch die kirchliche Organisation der weltlichen anzugleichen. Doch würde man die Motive der Fürsten missverstehen, wollte man sie auf machtpolitische Belange reduzieren. Das Engagement etwa der wettinischen Kurfürsten in Sachsen für die Ordensreform lässt echtes Interesse an spirituellen Belangen erkennen. Der Landesherr war für ein gutes Regiment letztlich auch Gott gegenüber verantwortlich.
Hussiten als anerkannte Religionspartei
Noch deutlicher war dies in den Städten, in denen Bevölkerung und politische Verantwortungsträger eng verzahnt waren. Insbesondere in den einigermaßen selbständigen Reichsstädten übernahm der Rat zunehmend Teile geistlicher Aufgaben, vor allem in der Besetzung der Prädikantenstellen (Prediger) an den großen Kirchen. All dies fand zeitgleich und oft im Wechselspiel mit der beschriebenen Stärkung papaler Macht statt. Da kann es nicht Wunder nehmen, dass es im 15. Jahrhundert bereits – in der deutschen Reformationsgeschichtsschreibung gerne übersehen – zur ersten Bildung einer Konfessionskirche mit Anerkennung durch die Großkirche kam. Im Frieden von Kuttenberg einigten sich die bislang verfeindeten Parteien in Böhmen 1485 auf gegenseitige Anerkennung und Gleichberechtigung. Damit wurden die Hussiten, die sich die Forderung nach der Spendung des Abendmahls unter beiderlei Gestalt, also in Brot und Wein (Utraquismus), auf die Fahnen geschrieben hatten, zu einer durch das Landrecht anerkannten Religionspartei neben den Vertretern der traditionellen Praxis.
Zwischen Priestern und Laien
In die beschriebenen Auseinandersetzungen spielte vielfach eine weitere Polarität hinein: die zwischen klerikaler Bestimmung der Kirche und laikalem Element. Das späte Mittelalter kannte eine umfassende Angewiesenheit der Laien auf die Priester. Von der Taufe an wurde ihr Leben durch diese begleitet und gesteuert. Die 1215 eingeführte Pflicht, einmal jährlich vor dem zuständigen Ortspriester die Beichte abzulegen, machte diesen auch zu einer Instanz, vor der eigene Gesinnungen und das Privatleben offenzulegen waren. Aber die Laien suchten sich ihre eigenen Formen der Aktivität in Bruderschaften, in eigener Lektüre – und auch in Predigtgottesdiensten, die durch die oben erwähnten, von den Räten benannten Prädikanten geleitet wurden. Laien wurden inhaltlich kompetent, blieben aber im Blick auf die Heilsvermittlung weiterhin auf die umfassenden rechtlichen und liturgischen Kompetenzen der Priester angewiesen. Diese erhebliche Spannung entlud sich vielfach in einem Antiklerikalismus, der den Kleriker zum Objekt von Hass und Spott machte. Man traute denen, die die Verantwortung für das Heil hatten, intellektuell wie moralisch nicht mehr zu, diese tragen zu können.
Das Motiv der Johannesminne zeigt den Apostel Johannes an der Brust Christi. Dargestellt ist die besondere Nähe des Johannes zu Christus, in die sich der Betrachter der Skulptur in Andacht hineinversetzen soll. Entstanden ist die aus Nussbaum geschnitzte Skulptur um 1330. Zu sehen ist sie im Kloster Heiligkreuztal bei Riedlingen.
Als das Heil zum Geschäft wurde
Diese Polarität verschränkte sich wiederum mit einer weiteren, die dann für die Anfänge der Reformation impulsgebend wurde. Ein breiter Strom der Frömmigkeit des späten Mittelalters war durch Zählbarkeit, Streben nach immer mehr und mehr, durch massive Äußerlichkeit geprägt. Der Ablasshandel bietet das markanteste Beispiel hierfür. Zurückgehend auf den Gedanken, dass das Ableisten von Strafen für eine Schuld übertragbar sein könnte, sah sich die Kirche in der Lage, aus dem Schatz an guten Werken, den Christus und die Heiligen aufgehäuft hatten, reichlich auszuteilen und so die Strafjahre im Fegefeuer für die Gläubigen zu verkürzen – wenn diese denn bereit waren, für diesen Gewinn auch finanzielle Aufwendungen zu treiben. Das Heil wurde zum Geschäft. Aber anders als die protestantische Meistererzählung es vielfach will, war dies nicht der einzige Weg, den die Frömmigkeit des späten Mittelalters anbot. Der enormen Veräußerlichung stand eine nicht minder intensive Tendenz zur Verinnerlichung entgegen, wie sie sich in den Autoren der deutschsprachigen Mystik – Meister Eckhart († 1328), Johannes Tauler († 1361) oder Heinrich Seuse († 1366) – ebenso findet wie in der Frömmigkeitsbewegung der Devotio moderna am Niederrhein oder in der zarten Darstellung des Vesperbildes mit der um ihren Sohn trauernden Maria oder in der Johannesminne.
Luthers Verständnis von Buße und Beichte
Nur aus dieser Spannung heraus erklärt sich der Aufbruch Martin Luthers in seiner positiven Entfaltung wie in seiner Kritik. Im Kern handelte es sich bei seinem Auftreten um ein Lautwerden jener schon im späten Mittelalter gelebten innerlichen Frömmigkeit im Protest gegen die Veräußerlichung der eigenen Zeit. Beides prallte vehement im Verständnis der Buße aufeinander. Einerseits konnte man diese auf den Ablass, als Nachlass der Bußstrafen, zulaufen lassen – und so Menschen motivieren, sich eine Reduktion der Qualen im Fegefeuer zu erkaufen. Andererseits aber hatte Luther aus der Lektüre Johannes Taulers und der seelsorglichen Betreuung durch seinen Beichtvater Johann von Staupitz († 1524) gelernt, Buße als ein ganzheitliches Geschehen zu verstehen. So ging es um Umkehr der Seele und des ganzen Menschen von der Sünde zu Gott – die Beichte und die in ihr auferlegten Strafen hatte schon Tauler dem gegenüber nachgeordnet, ja letztlich für unnötig erklärt. Genau diesen Zusammenhang artikulierte Luther dann auch in jenen Thesen gegen den Ablass vom 31. Oktober 1517, die eine rege Debatte auslösten, die sich nach und nach als reformatorische Bewegung einerseits und ihrer Abwehr andererseits formierte. Luther selbst entwickelte in diesem Zuge erst nach und nach seine Theologie von der Rechtfertigung des Sünders allein aus Gnade und durch den Glauben. Er begriff nach und nach, dass sein Protest gegen die herrschenden Auffassungen seiner Zeit die Schrift allein als Ausgangspunkt und Kriterium für Kirchenlehre zur Basis hatte.
Der Umbau der Sakramentenlehre
Gebündelt stellte Luther sein Programm dann 1520 in drei grundlegenden Schriften vor: In De captivitate Babylonica („Von der Babylonischen Gefangenschaft“), erschienen am 6. Oktober, baute er die herkömmliche Sakramentenlehre um, in der Freiheitsschrift aus dem Spätherbst entfaltete er eine Zusammenschau seiner Theologie.2 Diese basierte auf der Doppelthese, dass der Mensch aufgrund der Rechtfertigung durch Gott von allen Pflichten zur
Der Kupferstich von Lucas Cranach dem Älteren, entstanden 1520, zeigt Luther als Augustinermönch.
Selbsterlösung frei, zugleich aber, der Nächstenliebe folgend, jedem Menschen untertan sei. Den Reigen begonnen hatte seine Schrift An den christlichen Adel deutscher Nation. Darin griff er die mannigfaltigen Reformforderungen aus den Gravamina nationis Germanicae, den Beschwerden der deutschen Nation des 15. Jahrhunderts, auf und entwarf ein Programm zur Reform von Bildung und Kirche, an dem vor allem eines brisant war: Es sollte von den Obrigkeiten umgesetzt werden. Der Traktat begann mit harschen Invektiven gegen Rom, das sich durch mehrere Mauern gegen alle Reformanstrengungen immun gemacht habe. Eine dieser Mauern war die Behauptung, dass der geistliche Stand über dem weltlichen stehe und von diesem nicht korrigiert werden dürfe. Dagegen hielt Luther nun eine Erkenntnis, die er ebenso wie sein Bußverständnis aus der Mystik gewonnen hatte, nun aber radikalisierte: „Dan was ausz der tauff krochen ist, das mag sich rumen, das es schon priester, Bischoff und Bapst geweyhet sey […] Szo folget ausz dissem, das leye, priester, fursten, bischoff, und wie sie sagen, geistlich und weltlich, keinen andern unterscheyd ym grund warlich haben, den des ampts odder wercks halben, unnd nit des stands halbenn.“3
Die Reformation als städtisches Ereignis
Die tradierte und durch das Kirchenrecht massiv befestigte Unterscheidung von Klerikern und Laien sollte keine Bedeutung mehr haben. Und eben dies ermächtigte die Obrigkeiten – den Adel in den Territorien und die Räte in den Städten – Reformen durchzuführen. Vor dem Hintergrund der skizzierten spätmittelalterlichen Polaritäten wird rasch klar, wo Luther den Hebel ansetzte: Seine Option für die Innerlichkeit war zugleich eine für die Laien und für die Dezentralisierung der Kirche. Alle adeligen und bürgerlichen Reformkräfte, die das späte Mittelalter kannte, konnten sich hier gleichermaßen angesprochen fühlen.
Und sie fühlten sich angesprochen: Nicht allein die ständig neuen Auflagen der Schrift zeigen, dass Luther den Nerv seiner Zeit getroffen hatte. Bald wurde auch spürbar, dass in den Reichsstädten Veränderung in der Luft lag. Ob in Straßburg, Nürnberg oder in anderen Städten: An vielen Orten drangen Rat und Bevölkerung auf eine Umsetzung der neuen Lehre, vor allem auf die Abschaffung der mittelalterlichen Messe. Deren Beseitigung wurde zum Zeichen der Durchführung der Reformation. Dass sich die Städte schon im späten Mittelalter für religiöse Fragen zuständig gefühlt hatten, wurde nun zum Ansatzpunkt der Neuerungen. Vielerorts waren es jene Prädikanten, deren Stellen im 15. Jahrhundert eingerichtet worden waren, die nun die Veränderungen vorantrieben. Meist waren es humanistisch geschulte, gelehrte Personen, die Mund und Ohr nahe an der Gemeinde hatten. Sie griffen Luthers Ideen – und im Süden des Reiches vielfach die unabhängig von Luther entstandenen Vorstellungen Zwinglis – auf, propagierten sie, verstärkten die durch die vielen Flugschriften schon entstandenen Denkprozesse und machten so aus dem theologisch motivierten Frömmigkeitsimpuls Martin Luthers eine breite reformatorische Bewegung. Dieser Umstand hat dazu geführt, dass man geradezu von der Reformation als einem urban event, einem „städtischen Ereignis“, sprach.4 In den 1960er- und 1970er-Jahren war die Reformationsforschung ganz auf dieses bemerkenswerte soziale Phänomen ausgerichtet – wohl nicht zuletzt in der Hoffnung, dass so der lange Schatten abgeschüttelt werden könne, der auf dem Protestantismus, zumal dem Luthertum, wegen seiner fatalen Orientierung an der fürstlichen Obrigkeit, lastete. Die Städte ließen die Reformation volksnäher, ja, in Maßen geradezu demokratischer erscheinen – und dies gewiss zu Recht.
Dennoch kam die Verbindung von Luthertum und Obrigkeit nicht von ungefähr. Realistischerweise hätte sich die Reformation nicht halten können, wäre sie allein auf die Reichsstädte angewiesen gewesen. Zwar besaßen diese als Mitglieder des Reichstages ein gewisses Mitspracherecht. Gegenüber den weltlichen wie geistlichen Fürsten, die das Reich dominierten, stellten sie aber eine marginale Größe dar. So darf man die unterschiedlichen mentalen Geschwindigkeiten nicht mit den harten Mechanismen politischer Durchsetzung verwechseln. Die Städte nahmen aufgrund ihrer Struktur, der engen Anbindung ihrer Regenten an die Bevölkerung, rascher die neuen Ideen auf als die Fürsten. Diese aber sorgten für deren nachhaltige Sicherung. Das Hin und Her lässt sich besonders gut in Sachsen beobachten, und zwar gerade in einer Situation, die die politische Durchsetzung der Reformation gänzlich unmöglich erscheinen ließ. Luther war nach seiner Exkommunikation vor den Wormser Reichstag geladen worden und hier am 8. Mai 1521 durch das Wormser Edikt in die Acht versetzt worden. Recht- und schutzlos hatte er zu diesem Zeitpunkt das Geschehen schon verlassen und weilte von da an fast ein Jahr auf der Wartburg, verborgen vor der Öffentlichkeit.
Eben in diese scheinbar aussichtlose Lage hinein aber begannen die Wittenberger Reformmaßnahmen durchzuführen. Die Messe wurde wie bei den Hussiten unter beiderlei Gestalt gefeiert, Kleriker und Mönche brachen das Zölibatsgelübde, und der Rat der Stadt beschloss – zu beidem nicht befugt – die Entfernung der Bilder aus den Kirchen sowie eine neue Liturgie. Diese revolutionäre Situation in einer Residenz- und Universitätsstadt brachte Kurfürst Friedrich den Weisen (1486–1525), der stets seine Hand schützend über Luther hielt, in Schwierigkeiten vor dem Reichsregiment – und in fast anmaßender Weise erklärte Luther sich bereit und verantwortlich, die Dinge zu befrieden. Zwar ließ der Kurfürst Luthers Ansinnen, hierzu nach Wittenberg zu kommen, aus Furcht vor weiteren Komplikationen abweisen, aber Luther störte sich nicht daran. Entgegen der Warnung schon unterwegs, schrieb er an seinen Landesherren: „Solchs sei E.K.F.G. [Eurer kurfürstlichen Gnaden] geschrieben der Meinung, daß E.K.F.G. wisse, ich komme gen Wittenberg in gar viel einem höhern Schutz denn des Kurfürsten. Ich hab’s auch nicht im Sinn, von E.K.F.G. Schutz begehren. Ja ich halt, ich wolle E.K.F.G. mehr schützen, denn sie mich schützen könnte. Dazu, wenn ich wüßte, daß mich E.K.F.G. könnte und wollt schützen, so wollt ich nicht kommen. Dieser Sachen soll noch kann kein Schwert raten oder helfen, Gott muß hie allein schaffen, ohn alles menschlich Sorgen und Zutun. Darumb: wer am meisten gläubt, der wird hie am meisten schützen. Dieweil ich denn nu spür, daß E.K.F.G. noch gar schwach ist im Glauben, kann ich keinerlei wege E.K.F.G. fur den Mann ansehen, der mich schützen oder retten könnte.“5
Obrigkeitshörig?
Diese Zeilen stammen von jenem Luther, dem man so gerne Obrigkeitshörigkeit nachgesagt hat. Er wusste nicht nur, dass Gott nach Röm 13 geboten hatte, der Obrigkeit gehorsam zu sein, sondern auch, dass nach Apg 5,29 Gott mehr zu gehorchen war als den Menschen. Doch bald brauchte er die Obrigkeiten: Zwar brachte er die Gärung in Wittenberg durch seine Invokavitpredigten, benannt nach dem ersten Sonntag der Passionszeit, im März 1522 rasch zur Ruhe, aber bald wurde er selbst unruhig, arbeitete an einer Reform des Gottesdienstes und der Kirchenfinanzen. Der Kurfürst duldete all dies, und auch nach dessen Tod blieb sein Bruder Johann der Beständige (1525–1532) auf den eingeleiteten Bahnen. Als im Jahr nach der Niederschlagung der Bauernunruhen6 der Speyerer Reichstag am 27. August 1526 beschloss, hinsichtlich der Wahrung des Wormser Edikts sei es jedem Stand einstweilen gestattet, „für sich also zu leben, zu regieren und zu halten, wie ein jeder solches gegen Gott, und käyserl[iche] Majestät hoffet und vertraut zu verantworten“,7 war dies ein typisches Beispiel für eine „dissimulierende“ Formel,8 die klare Festlegungen vermied. Für die reformatorisch gesonnenen Stände aber – neben den Sachsen vor allem Hessen unter seinem Landgrafen Philipp (1509/18–1567) – bedeutete sie den Freibrief, reformatorische Maßnahmen umzusetzen. Philipp versuchte es anfänglich gar mit einer Reformation von unten. Die Homberger Synode beschloss 1526 eine Kirchenordnung, die zwar den Landesherren mit einbezog, Kirche aber doch überwiegend von den Gemeinden aus strukturierte. Nicht zuletzt aufgrund von Luthers Unwillen gegenüber dem „hauffen gesetze“9 ließ sich dieses Programm nicht unmittelbar umsetzen.10
Landesherren anstelle von Bischöfen
Bald schwenkte Philipp auf die Linie ein, die die Sachsen vorgaben: In beiden Territorien hatten schon im späten Mittelalter gelegentlich die Landesherren anstelle der Bischöfe eine Visitation der Gemeinden vorgenommen, um deren äußere Organisation, finanzielle Versorgung sowie ihre geistliche Situation zu überprüfen. Dieses Instrument wurde nun in den werdenden Territorien flächendeckend eingesetzt – wie im späten Mittelalter in einer Mischung aus dem echten Bemühen um eine Besserung des geistlichen Zustandes und dem Versuch einer Sicherung der eigenen Machtposition. Verdichtung vollzog sich hier dadurch, dass die im Mittelalter übliche Konkurrenz zweier Rechtssysteme – des weltlichen, von Reich und Landesherr garantierten einerseits, des kanonischen andererseits – vereinheitlicht wurde. Die bischöfliche Rechtsgewalt, ihre Jurisdiktion, wurde außer Kraft gesetzt, und die Landesherren setzten sich an ihre Stelle. So wurde die jahrhundertealte mittelalterliche Zuordnung von weltlicher und geistlicher Macht aufgehoben und ein gestärkter frühneuzeitlicher Staat geschaffen.
Luther hat dies nicht etwa einfach mit seiner politischen Theorie von den beiden Regimenten begründet, nach welcher Gott auf zweierlei Weise in der Welt regiere: Durch das geistliche Regiment ruft er die Menschen zum Evangelium, durch das weltliche zwingt er sie, sein Gesetz wenigstens äußerlich zu halten, um einander nicht zu „wilden bößen thieren“ zu werden.11 So begründete Luther die Notwendigkeit des Staates einschließlich seiner Zwangsinstrumente. Die Begründung für die kirchliche Leitung aber war eine andere. Nicht als Obrigkeit kam den Landesherren diese Aufgabe zu, sondern als vornehmste Glieder der Kirche. Weil die Bischöfe der eigenen Zeit versagten, so Luther in seiner Vorrede zum Unterricht der Visitatoren von 1528, durften und sollten nun die Landesherren deren Aufgabe übernehmen und für Ordnung in der Kirche sorgen.
Die Bildung von Landeskirchen
Diese Rechtfertigung Luthers war der Anfang für die Bildung von Landeskirchen und für die Schaffung eines neuen Typs von Recht: der Kirchenordnungen. Da das Recht vornehmlich als Organisationsrahmen für die Kirchen verstanden wurde, galt hier theologisch weitgehende Freiheit – umso vielfältiger war der Gestaltungsraum, der den Fürsten blieb. Als es in den 1530er-Jahren zu einer zweiten Welle von obrigkeitlichen Reformationen kam, war die Spannbreite sehr groß: In Württemberg, wo der 1534 aus dem Exil zurückgekehrte Herzog Ulrich (1498–1519 und 1534–1550) sich gleich an eine Reformation machte, herrschte die Rücksicht auf die benachbarten Reichsstädte vor. Entgegen der üblichen lutherischen Haltung sollten die Bilder wie bei den oberdeutschen Reformierten aus den Kirchenräumen verbannt werden und die Gottesdienste nicht dem Typus der mittelalterlichen Messe folgen, sondern dem schlichten oberdeutschen Predigtgottesdienst.12 Geradezu umgekehrt bemühte man sich in Brandenburg bei der Einführung der Reformation unter Joachim II. (1535–1571), so viel an traditionellen Elementen zu erhalten, wie lutherisch gerade noch möglich war.
Gescheiterte Religionsgespräche
Dass beide Territorien und auch das herzogliche Sachsen recht ungezwungen zur Reformation schreiten konnten, lag auch daran, dass die Evangelischen 1531 den Schmalkaldischen Bund gegründet hatten, um sich, nach-
Darstellung der Schlacht bei Mühlberg am 24. April 1547 (Kupferstich, 1630). Mit ihr war der Schmalkaldische Krieg für den Kaiser gewonnen.
dem ihr Augsburger Bekenntnis auf dem Reichstag von 1530 nicht die kaiserliche Anerkennung gefunden hatte, gegenseitig militärisch beizustehen. Die Protestanten waren zu einer Macht geworden – sogar so weit, dass der Kaiser selbst sich bereitfand, die Glaubensdinge, die doch eigentlich auf universalkirchlicher Ebene zu klären waren, in den 1540er-Jahren in Reichsreligionsgesprächen zu verhandeln. Hätten diese Gespräche Erfolg gehabt, hätte er fortan als König von Spanien über ein anderes Christentum geherrscht denn als römischer Kaiser. Doch scheiterten diese Gespräche, und das Blatt wendete sich bald auch militärisch: Der Kaiser konnte mit Herzog Moritz von Sachsen (1541–1553) einen mächtigen evangelischen Fürsten auf seine Seite ziehen. Bald als „Judas von Meißen“ verunglimpft, trug dieser dazu bei, dass die Evangelischen am 24. April 1547 in der Schlacht bei Mühlberg eine schmähliche Niederlage erlitten und so den im Jahr zuvor ausgebrochenen Schmalkaldischen Krieg verloren. Kurfürst Johann Friedrich (1532–1554) und bald auch Philipp von Hessen, die beiden Hauptleute des Schmalkaldischen Bundes, wurden in Gefangenschaft gesetzt, das Luthertum in Deutschland stand mit dem Rücken zur Wand. Moritz wurde die bislang den ernestinischen Verwandten zukommende Kurfürstenwürde übertragen, und ein neuer Reichstag beschloss 1548 das „Augsburger Interim“, das „zwischenzeitlich“ (interim) – bis zu einem Konzil – die Religionsdinge so regelte, dass den reformatorischen Ständen von allen Neuerungen allein noch der Laienkelch, also das Trinken des eucharistischen Weines durch nicht zum Klerus gehörende Christen, und die Pfarrerehe erhalten blieben. Alles andere sollte wieder altgläubige Gestalt gewinnen.
Wie es zum Augsburger Religionsfrieden kam
Hätte nicht Moritz neuerlich die Seite gewechselt und sich nun gegen den Kaiser gewandt, hätte dies wohl in kurzer Zeit das Ende des Luthertums in Deutschland bedeutet. So aber kam es – mit der Zwischenstation des Passauer Vertrages von 1552 – zum Augsburger Religionsfrieden, der am 25. September 1555 eine dauerhafte Klärung der Verhältnisse herbeiführte. Karl V. war hieran kaum mehr beteiligt. Die Ereignisse hatten ihn bedrückt und ein Gefühl des Scheiterns hervorgerufen. Zuständig war nun vor allem sein Bruder Ferdinand I., der schon seit Jahrzehnten an der Leitung der Reichsgeschäfte beteiligt war und der im folgenden Jahr Karl auch als Kaiser ablösen sollte, als dieser sich von den Regierungsgeschäften zurückzog. Der Frieden war so klar wie differenziert. Grundsätzlich galt, dass der Landesherr über die Konfession seines Territoriums zu bestimmen habe, wobei freilich deutlich war, dass nur der „alte Glaube“ oder die Verwandtschaft mit dem Augsburger Bekenntnis akzeptiert wurde. Cuius regio, eius religio, so fasste dies wenig später der Greifswalder Jurist Joachim Stephani (1544–1623) zusammen: „Wessen das Territorium ist, dessen Religion gilt.“ Nicht überall ließ sich dieser Grundsatz ohne Weiteres anwenden. Den Reichsstädten wurde zugebilligt, ihren Untertanen die Konfession freizugeben, und die geistlichen Territorien, über die in ihrer weltlichen Funktion die Bischöfe herrschten, durften nicht reformiert werden.
Letzte Verfügungsgewalt beim Landesherren
Mit diesem Beschluss war die Reformation gesichert, vor allem aber war nun faktisch das Prinzip, das seit der Etablierung der Kurfürsten von Sachsen als Notbischöfe galt, zum allgemeinen Rechtsprinzip geworden: Das Reich zerfiel in unterschiedliche religiöse Blöcke, und die Entscheidung über die Zugehörigkeit zum einen oder dem anderen lag beim Landesherren. Faktisch also hatten nun diese, ganz gleich, ob sie dem evangelischen oder dem römisch-katholischen Glauben zuneigten, letzte Verfügungsgewalt. Für den katholischen Teil des Reiches blieb allerdings selbstverständlich der universalkirchliche Zusammenhang erhalten und wurde durch den erfolgreichen Abschluss des Konzils von Trient (1546–1563) noch gestärkt. Ebenso selbstverständlich blieb auch, freilich unter Inkaufnahme mancher Verluste, die auch der Augsburger Religionsfrieden nicht vermeiden konnte, im Grundsatz die Diözesanstruktur erhalten. Diese Besonderheiten waren zu berücksichtigen, wenn sich Landesherren weiterreichende Rechte zu sichern suchten. Ein bedeutsames Beispiel hierfür ist das bayrische Konkordat von 1583, in welchem der Landesherr etwa bei den Wahlen von kirchlichen Prälaten oder auch bei der Durchführung von Visitationen zwar Mitspracherechte erlangte, aber nicht im selben Umfang über die Kirche verfügen konnte wie evangelische Landesherren.13
Folgen der Konfessionalisierung auch für den katholischen Bereich
Gleichwohl hat die Forschung zur sogenannten Konfessionalisierung herausarbeiten können, dass im Grundsatz auch die katholischen Landesherren bemüht waren, ihren Zugriff auf die Kirche zu verstärken und so innerhalb eines katholischen Rahmens die Errungenschaften der Reformation für den frühneuzeitlichen Staat zu erhalten. Der Augsburger Religionsfrieden entfaltete so im Deutschen Reich eine eigene Dynamik, die auf eine Stärkung der territorialen Ebene gegenüber dem Reich hinauslief. Jene spätmittelalterliche Spannung zwischen Zentralität und Dezentralität der Kirche wurde im evangelischen Bereich ganz zugunsten der Dezentralisierung aufgelöst, in den katholischen Territorien verschoben sich jedenfalls die Gewichte. Kirche wurde für die Frühe Neuzeit in unterschiedlichen Konfessionen stärker von der Peripherie als vom Zentrum aus organisiert. So hatte die Reformation Folgen im politischen Bereich, auch wo man sich ihr theologisch nicht anschloss.
Literatur
Brecht, Martin/Ehmer, Hermann: Südwestdeutsche Reformationsgeschichte. Zur Einführung der Reformation im Herzogtum Württemberg 1534, Stuttgart 1984.
Holzem, Andreas: Christentum in Deutschland 1550–1850. Konfessionalisierung – Aufklärung – Pluralisierung. 2 Bde., Paderborn 2015.
Kaufmann, Thomas: Geschichte der Reformation, 2. Aufl. Frankfurt/M. 2010.
Leppin, Volker: Das Zeitalter der Reformation. Eine Welt im Übergang, Darmstadt 2009.
Schindling, Anton/Ziegler, Walter (Hrsg.): Die Territorien des Reichs im Zeitalter der Reformation und der Konfessionalisierung. 7 Bde., Münster 1989–1997.
Wien, Ulrich A./Leppin, Volker (Hrsg.): Kirche und Politik am Oberrhein im 16. Jahrhundert. Reformation und Macht im Südwesten des Reiches, Tübingen 2015.
1 Peter Moraw: Von offener Verfassung zu gestalteter Verdichtung. Das Reich im späten Mittelalter 1250 bis 1490, Frankfurt/M. 1989.
2 D. Martin Luthers Werke. 120 Bde., Weimar 1883–2009. Zitiert als Weimarer Ausgabe (WA) 7, S. 11, 9 f.
3 WA 6, S. 408, 11 f. 26–28.
4 Arthur G. Dickens: The German Nation and Martin Luther, London 1974, S. 182; vgl. Bernd Moeller: Reichsstadt und Reformation. Neue Ausgabe. Mit einer Einleitung hrsg. v. Thomas Kaufmann, Tübingen 2011.
5 WA B 2, S.€455, 75–S. 456, 85 (Nr.€455).
6 Vgl. hierzu den Beitrag von Peter Blickle in diesem Band.
7 Neue und vollständigere | Sammlung | der | Reichs=Abschiede … Zweyter Theil | derer | Reichs=Abschiede | von dem Jahr | 1495. Bis auf das Jahr 1551. | inclusive, Frankfurt/M. 1747, S. 274, § 4.
8 Den Begriff hierfür hat Martin Heckel eingeführt, vgl. Martin Heckel: Gesammelte Schriften. Staat, Kirche, Recht, Geschichte. Bd. 1, hrsg. von Klaus Schaich, Tübingen 1989, S. 33 f.
9 WA B 4, S. 157, 13 (Nr.€1071).
10 Allerdings hat Philipp es faktisch nach und nach sehr wohl auf andere Weise umgesetzt; vgl. Gury Schneider-Ludorff: Der fürstliche Reformator. Theologische Aspekte im Wirken Philipps von Hessen von der Homberger Synode bis zum Interim, Leipzig 2006, S. 61–126.
11 WA 11, S. 251, 25–27.
12 Siehe hierzu den Beitrag von Sabine Holtz in diesem Band.
13 Diese gegenüber stark auf die Parallelität der Konfessionalisierungsvorgänge abhebenden Modellen differenzierte Deutung hat Klaus Unterburger begründet, vgl. ders.: Das Bayrische Konkordat von 1583. Die Neuorientierung der päpstlichen Deutschlandpolitik nach dem Konzil von Trient und deren Konsequenz für das Verhältnis von weltlicher und geistlicher Gewalt, Stuttgart 2006.
Sabine Holtz
Reformation und katholische Reform in den Territorien des deutschen Südwestens
Kirchliche Reformideen waren im deutschen Südwesten schon lange vor der Reformation präsent. Das Konzil, das von 1414 bis 1418 in Konstanz tagte, beriet über die Einheit der Kirche, die Reinheit des Glaubens und die dafür notwendigen innerkirchlichen Reformen. Auch wenn die Kircheneinheit durch die Wahl eines von allen anerkannten Papstes gesichert werden konnte und der Streitfall um die Reinheit des Glaubens mit der Verurteilung des böhmischen Reformators Jan Hus zum Tod auf dem Scheiterhaufen garantiert werden sollte, war doch der Weg zu innerkirchlichen Reformen langwierig. In vielen Pfarreien herrschten Missstände, etliche Klöster hielten die Ordensregeln nur dürftig ein. Von Seiten der päpstlichen Kurie sowie auf der Ebene der Diözesen, aber auch innerhalb einzelner Orden gab es wiederholt Ansätze zu Reformen. Observantenzweige der Orden entstanden, die wieder streng auf die Einhaltung der ursprünglichen Ordensregeln achteten.
Weltliche Landesherren nahmen die Missstände zum Anlass, in die Kirchenpolitik einzugreifen. Freilich verbanden sie mit solchen Kirchenreformen immer auch machtpolitische Interessen. Ein Beispiel dafür ist das Dominikanerinnenkloster in Kirchheim unter Teck. Es zählte zu den großen Klöstern des Ordens im deutschen Südwesten. Im späten Mittelalter lebten hier siebzig bis achtzig Nonnen. Eine erste Klosterreform, die Graf Ulrich V. von Württemberg-Stuttgart 1478 einleitete, indem er Schwestern aus dem elsässischen Reformkloster in Schlettstadt nach Kirchheim brachte, stieß nicht auf breite Zustimmung im Konvent. Als sich reformunwillige Teile des Konvents unter geschickter Ausnutzung der württembergischen Herrschaftsteilung (1442–1482) mit Graf Eberhard d.€J. von Württemberg-Urach verbanden, geriet das Kloster in eine Krise. Es wurde sogar militärisch unter Druck gesetzt. Die endgültige Durchsetzung der Observanz gelang erst Graf Eberhard im Bart.
Reformeingriffe der Herrschaft
Er war es auch, der im Kontext kirchlicher Reformbestrebungen die Brüder vom Gemeinsamen Leben nach Württemberg holte, eine in den Niederlanden entstandene Reformbewegung. Die Brüder waren eine Vereinigung von Klerikern und Laien, die, ohne ein Gelübde abzulegen, in einer klosterähnlichen Gemeinschaft zusammenlebten. Eberhard gründete zwischen 1477 und 1492 in Württemberg sechs Brüderhäuser. Das Stift St. Peter auf dem Einsiedel bei Tübingen bildete dabei eine Besonderheit. Hier sollten Angehörige aller drei gesellschaftlichen Stände – Geistliche, Adlige und Bürger – in einer einzigen geistlichen Gemeinschaft zusammenleben. 1517 wurde die Gemeinschaft jedoch aufgehoben.
Die Rolle der Prädikanten in den Reichsstädten
Einen wichtigen Ansatzpunkt für reformatorisches Gedankengut bildete das (reichs-)städtische Bürgertum. Die aus Böhmen stammende Idee, Predigtstiftungen für Theologen einzurichten, erreichte im 15. Jahrhundert auch den deutschen Südwesten. Das Recht, solche Predigerstellen (Prädikaturen) zu besetzen, lag häufig in den Händen der städtischen Magistrate, die die Prädikaturstiftungen verwalteten. Der Predigtgottesdienst, der die Messe der Priester ergänzen sollte, zielte auf Belehrung der Gläubigen. Er traf sich mit den nach Bildung und Information über Glaubensinhalte strebenden Interessen des Bürgertums. Um diesen Bedürfnissen nachkommen zu können, handelte es sich bei den Prädikanten zumeist um akademisch gebildete Theologen; dies unterschied sie von den geweihten Priestern. Die Prädikanten übernahmen das Predigtamt in den Gemeinden; waren sie Laien, durften sie aber keine Sakramente spenden.
Als prominente Beispiele aus dem deutschen Südwesten seien der universitäre Hintergrund von Konrad Sam, Ambrosius Blarer, Matthäus Alber und Johannes Brenz kurz vorgestellt. Der aus Ulm stammende Sam (1483–1533) hatte in Tübingen und Freiburg, wo er zum Lizentiaten der Jurisprudenz promoviert worden war, studiert. Blarer (1492–1564), gebürtig aus Konstanz, hatte in Tübingen ein Magisterstudium absolviert, in dessen Verlauf er auch Philipp Melanchthon kennengelernt hatte. Der Reutlinger Matthäus Alber (1495–1570) hatte ebenfalls in Tübingen studiert und dort den Magistergrad erworben; auch er war dort in Kontakt zu Melanchthon gekommen. Der aus Weil der Stadt stammende Johannes Brenz (1499–1570) absolvierte ein Studium in Heidelberg. Dort lernte er 1518 Martin Luther bei dessen Heidelberger Disputation mit den beiden Reformatoren kennen. In kleiner
Prominente Reformatoren in den Reichsstädten: Johannes Brenz (1499–1570; links) und Matthäus Alber (1495–1570; rechts).
Runde traf sich Brenz gemeinsam mit Johannes Oekolampad und Martin Bucer auch zu einem persönlichen Gespräch mit Luther.
Streitfrage Abendmahl und Bilder
Mit Ausnahme von Johannes Brenz waren die hier genannten Reformatoren anfangs alle Anhänger der oberdeutsch-zwinglianischen Richtung der Reformation. Dies äußerte sich unter anderem in den unterschiedlichen theologischen Positionen zur Abendmahlsfrage und zur Bilderfrage. Bei der Abendmahlsfrage wurde die Realpräsenz Christi in Brot und Wein, so die Lutheraner, oder die Feier eines Erinnerungsmahls, bei dem Christus auf geistliche Weise anwesend sei, so die oberdeutsch-zwinglianischen Vertreter, diskutiert. Die Bilderfrage wurde unter anderem 1537 auf dem sogenannten „Uracher Götzentag“ diskutiert. Als Vertreter der oberdeutsch-zwinglianischen Richtung war Blarer der Auffassung, alle Bilder seien zu entfernen. Die lutherische Position sah vor, nur sogenannte „ärgerliche Bilder“ wie beispielsweise Heiligenbilder zu entfernen, jedoch Bilder, die Geschichten aus dem Alten und Neuen Testament illustrierten, als Biblia pauperum für jene didaktisch zu nutzen, die nicht lesen konnten. Herzog Ulrich entschied sich für die Position Blarers. Bei der Umsetzung des Dekrets zur
Der reformatorische Bildersturm wandte sich gegen Heiligenfiguren und -bilder. Sie wurden teils geordnet entfernt, häufig aber auch zerschlagen oder verbrannt. Die Abbildung zeigt das Flugblatt „Klagrede der armen verfolgten Götzen und Tempelbilder“ (Holzschnitt um 1530).
Bilderentfernung stellte sich allerdings heraus, dass Herzog Ulrich und Blarer doch nicht gleicher Meinung waren. Der Herzog wollte offenkundig alle vorreformatorischen Bilder entfernen und gegebenenfalls neue Bilder an deren Stelle anbringen lassen, wie zwei herzogliche Altarstiftungen für Mömpelgard und die Stuttgarter Schlosskirche belegen. Blarer hingegen wollte keinerlei Bilder im Kirchenraum sehen.
Die Einführung der Reformation in den Reichsstädten
Im deutschen Südwesten hatte die reformatorische Bewegung in den Reichsstädten rasch an Boden gewonnen. Die auf dem Reichstag 1529 eingereichte Protestation wurde bereits von zehn der rund 25 südwestdeutschen Reichsstädte unterzeichnet (Heilbronn, Isny, Kempten, Konstanz, Lindau, Memmingen, Nördlingen, Reutlingen, Straßburg und Ulm). Bei allen Unterschieden im Detail zeichnet sich bei der Einführung der Reformation in den Reichsstädten ein gemeinsames Muster ab:
• Errichtung einer Prädikatur und reformatorische Predigt;
• Abschaffung der Messe und Feier des Abendmahls unter beiderlei Gestalt;
• Aufhebung der Klöster;
• Ausarbeitung und Einführung einer neuen Kirchenordnung.
Die Einbeziehung der Bürgerschaft
Einige Beispiele seien im Folgenden etwas näher vorgestellt. Auf die Reutlinger Prädikatur wurde 1521 Matthäus Alber berufen, 1522 erhielt Johannes Brenz einen Ruf an die St. Michaels-Kirche in Schwäbisch Hall, in Ulm wurde Konrad Sam 1524 zum Prädikanten ernannt. 1525 wurde Blarer, der nach dem Studium zunächst ins Kloster Alpirsbach eingetreten war, in seine Heimatstadt Konstanz gerufen. 1524 feierte Alber das Abendmahl unter beiderlei Gestalt, Brenz tat dies an Weihnachten 1526.
Auf ihre Predigten hin kam es zur Aufhebung der Klöster. 1524 schloss Schwäbisch Hall das Franziskanerkloster, in Reutlingen erfolgte die Schließung 1535. Kirchenordnungen wurden erlassen. Brenz konzipierte 1526/27 eine Kirchenordnung; sie wurde bis zur Einführung der endgültigen Ordnung 1543 benutzt. Alber legte 1531 eine Kirchenordnung vor. Die im selben Jahr von Sam vorgelegte Kirchenordnung wurde vom Ulmer Magistrat jedoch wegen der anhaltenden Abendmahlsstreitigkeiten abgelehnt. Die Gemeinden in Reutlingen, Esslingen und Ulm waren in die Entscheidung über einen Beitritt zur Reformation involviert. Die Reutlinger legten 1524 im Anschluss an eine Predigt Albers den sogenannten „Markteid“ ab, in dem sie versprachen, das Evangelium zu schützen. Im Anschluss an die Unterschrift unter das Augsburger Bekenntnis (Confessio Augustana), die Reutlingen 1530 nach dem mächtigen Nürnberg an zweiter Stelle geleistet hatte, stimmte die Bürgerschaft unter Führung der Weingärtnerzunft per Plebiszit für die Sache der Reformation. Ulm entschied sich in Folge einer Bürgerabstimmung 1531 für die Einführung der neuen Lehre. Nach dem Vorbild Ulms wurde in Esslingen ebenfalls eine Befragung der Bevölkerung durchgeführt: Von fast 1100 Befragten sprachen sich nur 21 gegen die neue Lehre aus, sodass der Rat im November 1531 offiziell die Reformation einführte.
Zu ihrem Schutz vor kaiserlich-katholischen Truppen traten die protestantischen Reichsstädte dem Schmalkaldischen Bund bei, einem unter der Führung der lutherischen Vormächte Kursachsens und Hessens stehenden protestantischen Defensivbündnis. Dieser Beitritt zum Schmalkaldischen Bund kann als Indiz dafür gewertet werden, dass sie nun zur lutherischen Richtung der Reformation tendierten. Ulm, Konstanz und Reutlingen gehörten zu den Gründungsmitgliedern des Bundes, Esslingen trat 1531/32 bei, Schwäbisch Hall 1538. Die Niederlage der Protestanten im Schmalkaldischen Krieg (1546/47) und das folgende Interim (1547/48) stoppten jedoch den Fortgang der Reformation; die Prädikanten verloren ihre Stellen. In den Reichsstädten wurde wieder die katholische Messe gefeiert. Auf kaiserlichen Druck hin kam es zu Verfassungsänderungen, die die Mitsprache der Zünfte drastisch einschränkte. Eine erfolgreiche Rekatholisierung gelang durch diese Maßnahmen jedoch nicht. Später wurden die Verfassungsänderungen weitgehend revidiert. Nach dem Passauer Vertrag 1552 beziehungsweise endgültig nach dem Augsburger Religionsfrieden 1555 kehrten die hier genannten Reichsstädte zur Reformation zurück und führten die zuvor geltenden Kirchenordnungen wieder ein.
Sonderfälle Rottweil und Konstanz
Nach dem hier aufgezeigten Muster lief die Reformation in vielen südwestdeutschen Reichsstädten ab, die sich der Erneuerungsbewegung anschlossen. Anders hingegen in Rottweil, einer stärker vom Patriziat als von Zünften geprägten Reichsstadt. Auch hier gab es anfangs eine von Zwingli beeinflusste reformatorische Bewegung. Die städtische Oberschicht, das Dominikanerkloster und Adlige aus der Umgebung engagierten sich dagegen für den alten Glauben. Hinzu kam, dass die Reichsstadt das kaiserliche Hofgericht in ihren Mauern beherbergte. Neben dem damit verbundenen Renommee war dies auch eine finanziell und wirtschaftlich gesehen lukrative Einrichtung. Im August 1529 drohte König Ferdinand deshalb mit der Verlegung des Hofgerichts, um die Stadt vom neuen Glauben fernzuhalten. Sympathisanten der Reformation besetzten in der Folge das Zeughaus und die Vorstädte. Bevor es zur militärischen Eskalation kam, wies Rottweil 400 Anhänger der reformatorischen Bewegung aus der Stadt. Doch damit nicht genug: 1545 mussten nochmals Anhänger der Reformation die Stadt
Ausnahmefall Rottweil: Als Sitz des kaiserlichen Hofgerichts konnte die Reichsstadt vom katholischen Kaiser unter Druck gesetzt werden, den alten Glauben beizubehalten.
verlassen. Ab 1587 war der Besitz ihres Bürgerrechtes an das katholische Bekenntnis gekoppelt.
Die bislang vorgestellten Reichsstädte haben sich unterschiedlich zur Reformation gestellt. Trotz der Niederlage der Protestanten im Schmalkaldischen Krieg und den folgenden kaiserlichen Repressionen blieben jene Städte, die sich zur Reformation bekannten, über 1555 hinaus Reichsstädte. Anders hingegen die Reichsstadt Konstanz, die ihre Steuern teils an den Kaiser und teils an den Bischof zahlte. Die Stadt, die sich unter dem Einfluss von Ambrosius Blarer 1527 der Reformation angeschlossen hatte, verlor nach der Niederlage der Protestanten im Schmalkaldischen Krieg ihren Status als Reichsstadt. Der Kaiser schenkte die Stadt an seinen Bruder Ferdinand, der sie 1548 in das vorderösterreichische Habsburg eingliederte. Damit wurde Konstanz zu einer katholischen Landstadt Vorderösterreichs.
Reichsstädte mit Parität der Konfession
Etliche der im deutschen Südwesten vertretenen Reichsstädte waren zunächst konfessionell gemischt. In Biberach an der Riß bedeutete dies beispielsweise, dass dort um die Mitte des 16. Jahrhunderts neunzig Prozent Lutheraner und zehn Prozent Katholiken lebten. Nach dem Westfälischen Frieden galt diese konfessionelle Parität nur noch für vier Reichsstädte (Augsburg, Biberach, Ravensburg und Dinkelsbühl). Mit gewissen Einschränkungen können hierzu auch noch Kaufbeuren und Leutkirch gezählt werden. Eine Besonderheit gab es in Biberach. Die dortige Stadtpfarrkirche St. Martin wurde seit 1548 als Simultaneum genutzt – bis heute. Beide Konfessionen teilen sich die Nutzung des Kirchenschiffs; der Chor blieb stets katholisch, das Langhaus wurde den Protestanten überlassen.
Die näher vorgestellten Reichsstädte machen deutlich, dass alle reichsstädtischen Magistrate auf die reformatorische Bewegung reagieren mussten, ob sie wollten oder nicht. Eine Stadt wie Rottweil, die stärker patrizisch geprägt war, reagierte anders als jene, die stärker von den Zünften der Handwerker bestimmt waren. Der patrizisch dominierte Stadtrat Rottweils neigte dazu, den genossenschaftlichen Schwurverband der spätmittelalterlichen Bürgergemeinde in eine hierarchische Struktur aus Obrigkeit (Magistrat) und Untertanen (Bürger) zu verändern. Eine bürgerschaftliche Abstimmung über die Reformation war hier nicht vorgesehen. Dies gilt ebenfalls für die lutherische Reformation, wie Schwäbisch Hall zeigt. Für die zwinglianisch geprägten Städte ist eine Einbindung der Bürgerschaft in den reformatorischen Entscheidungsfindungsprozess hingegen typisch. In Reutlingen, wo sich bei Alber in der Lehre stärker lutherische, in der Kirchen-
In Reichsstädten mit Parität wie Augsburg, Ravensburg, Dinkelsbühl oder Biberach waren Protestanten und Katholiken gleichgestellt. In Biberach – hier abgebildet – wird die Stadtkirche bis heute als Simultaneum gemeinsam genutzt.
ordnung eher oberdeutsche Elemente nachweisen lassen, entschied sich der Magistrat 1531 ebenfalls für die Durchführung einer Abstimmung über die Annahme der Reformation.
Reformation „von oben“
Unter den größeren Territorien des deutschen Südwestens entschieden sich Württemberg, Hohenlohe, die Kurpfalz und Baden-Durlach für die Annahme der Reformation. Hinzu kam die Markgrafschaft Brandenburg-Ansbach, zu der das Dekanat Crailsheim ganz im Nordosten des heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg gehörte. Die Markgrafschaft war in der Frühzeit der Reformation neben Kursachsen und der Landgrafschaft Hessen eines der wichtigsten evangelischen Territorien. Mit der Regierungsübernahme des Markgrafen Georg 1526 erfolgte die endgültige Einführung der Reformation. Der Markgraf machte den Haller Reformator Johannes Brenz 1528 zu einem seiner wichtigsten Berater in theologischen Fragen. Bereits 1521 war Adam Weiß (ca. 1490–1534), der an der Mainzer Universität Theologie studiert hatte und dort Professor geworden war, Pfarrer in Crailsheim geworden. Seit 1523 predigte Weiß, der mit Zwingli und den Straßburger Reformatoren in Kontakt stand, evangelisch.
Die Schlosskirche in Stuttgart im Südwestflügel des Alten Schlosses – ein frühes Beispiel des protestantischen Kirchenbaus. 1562 geweiht, war sie ursprünglich als reines Auditorium geplant; daher ihre schlicht wirkende Form mit Quersaal und Empore.
Württemberg
Das Herzogtum Württemberg schloss sich 1534 der Reformation an. Die Gründe für den angesichts einer aktiven reformatorischen Bewegung in den südwestdeutschen Reichsstädten relativ späten Anschluss an die Reformation sind in der Reichspolitik zu suchen. Der expansiv auftretende Herzog Ulrich von Württemberg hatte kurz nach dem Tod Kaiser Maximilians versucht, die von württembergischem Gebiet umgebene Reichsstadt Reutlingen gewaltsam seinem Herzogtum einzugliedern. Das war Landfriedensbruch, den der Schwäbische Bund ahndete. In der Folge musste Herzog Ulrich sein Herzogtum verlassen, Württemberg stand künftig unter habsburgisch-katholischer Regentschaft und somit konnte die reformatorische Bewegung nicht Fuß fassen. Als es aber Herzog Ulrich mit Unterstützung des Landgrafen Philipp von Hessen gelang, 1534 das Territorium zurückzuerobern, bedeutete dies die sofortige Durchführung der Reformation im Stil der „Fürstenreformation“ von oben. Bereits am 16. Mai 1534 wurde in Stuttgart der erste evangelische Gottesdienst gehalten. Herzog Ulrich schien der geeignete Vermittler zwischen der zwinglianisch-oberdeutschen und der lutherischen Reformation zu sein. Ulrich suchte in der Reformationsproblematik zunächst einen Kompromiss, indem er einerseits den Lutheraner Erhard Schnepf, Professor in Marburg, andererseits den oberdeutschen Ambrosius Blarer aus Konstanz nach Württemberg holte. Das Land wurde entlang der Stuttgarter Weinsteige geteilt: „Ob der Steig“, also südlich von Stuttgart, sollte Blarer in Tübingen amtieren, das Gebiet „Unter der Steig“, also nördlich von Stuttgart, war Schnepf mit Sitz in Stuttgart zugewiesen. Auf die Dauer setzte sich aber das Luthertum in Württemberg durch. Mit der Berufung von Johannes Brenz 1553 war die Konfessionsfrage zugunsten des Luthertums entschieden. Herzog Ulrich flankierte die Einführung der Reformation mit einer Reihe von Ordnungen, darunter eine Kirchenordnung (1536), die als Gottesdienstsprache allein Deutsch vorsah und die Bibel als einzige Lehrnorm anerkannte. Hinzu trat eine Kastenordnung (1536), die das Armenwesen und die Sozialfürsorge regelte. Die Säkularisierung der Klöster vergrößerte das württembergische Territorium um rund ein Drittel. Die Tübinger Universität leistete zunächst erheblichen Widerstand gegen die Einführung der Reformation.
Lutherische Kirche und frühmoderner Territorialstaat
Auch im Herzogtum, seit 1536 Mitglied im Schmalkaldischen Bund, beendete die protestantische Niederlage im Schmalkaldischen Krieg den weiteren Ausbau des Staats-, Kirchen- und Schulwesens. Die evangelischen Pfarrer, die das Interim nicht annehmen wollten, mussten ihre Pfarrstellen räumen. Die Klöster wurden zunächst wieder eingerichtet. Nach dem Tod Herzog Ulrichs 1550 übernahm sein Sohn Christoph die Regentschaft. Im Passauer Vertrag, der 1552 das Interim aufhob und damit die vorläufige reichsrechtliche Duldung der Evangelischen ermöglichte, wurde auch der vollständige Besitz des Herzogtums bestätigt; die Klöster fielen wieder an Württemberg.
Die 1553 erlassene Kirchenordnung bestätigte die lutherische Ausrichtung des Territoriums. Der von Brenz verfasste Katechismus wurde in die Kirchenordnung aufgenommen. Nun trat der Kirchenrat an die Seite des geistlichen Konsistoriums und bildete, mit Verwaltungsfachleuten – zumeist Juristen – besetzt, gemeinsam mit den Theologen der geistlichen Abteilung die zentrale Kirchenbehörde. Die 1553 errichtete Institution war die erste kirchliche Zentralbehörde im evangelischen Deutschland. Die Einrichtung war neben dem Oberrat und der Rentkammer eine der drei württembergischen Zentralbehörden. Der Landesherr selbst firmierte als Landesbischof seiner Territorialkirche. Die 1559 erschienene Große Württembergische Kirchenordnung fasste die zuvor einzeln publizierten Ordnungen zu Kirche, Staat und Lebensführung zusammen. Sie bildete künftig das Fundament von lutherischer Kirche und frühmodernem Territorialstaat in Württemberg. Auf dem Landtag 1565 forderten die Landstände vom Landesherrn eine Bestandsgarantie für die lutherische Konfession und die damit verbundenen Ordnungen. Den Verbleib beim Luthertum sah der Landtag beim potenziellen Nachfolger Christophs, dessen ältestem Sohn Eberhard, nicht garantiert. Persönlich waren diese Forderungen für Herzog Christoph, der sich auf vielen Feldern als überzeugter Lutheraner präsentierte, wohl kein Problem. Schwierigkeiten machte ihm, dass diese Forderungen Reichsrecht tangierten, schließlich schlossen sich das im Augsburger Religionsfrieden den weltlichen Landesherrn verbriefte Reformationsrecht und die Festschreibung des lutherischen Konfessionsstands aus. Letztendlich konnte sich der Landtag mit seinen Forderungen durchsetzen. Im Landtagsabschied 1565 verzichtete der Herzog für sich und seine Nachfolger auf das landesherrliche Reformationsrecht.
Der Tübinger Theologieprofessor Jakob Andreae (1528–1590) war führend an der Erarbeitung der Konkordienformel beteiligt. Diese innerlutherischen Einigungsbemühungen waren notwendig geworden, weil es nach dem Tod Luthers 1546 zu theologischen Streitigkeiten über die richtige Auslegung seiner Lehre gekommen war. Landesfürsten, neben Kursachsen und Braunschweig-Wolfenbüttel auch Württemberg, machten sich für die Herstellung konfessioneller Homogenität stark. Mit der Konkordienformel entstand 1577 eine mit 8000 Unterschriften beglaubigte Bekenntnisschrift, die 1580 zum fünfzigjährigen Jubiläum der Confessio Augustana gemeinsam mit älteren Bekenntnisschriften das sogenannte Konkordienbuch bildete.
Hohenlohe
Am Anfang der Reformation in Hohenlohe stand 1544 die Berufung von Kaspar Huberinus (1500–1553) nach Öhringen. Aus seiner Feder stammte die erste hohenlohische Kirchenordnung von 1553. Die Grundlage bildete die brandenburgisch-nürnbergische Kirchenordnung. Ende Mai 1556 wurden die hohenlohischen Pfarrer über die Einführung der Reformation und
Schloss und Stiftskirche in Öhringen: Hier wirkte der Reformator Kaspar Huberinus (1500–1553) mit der ersten protestantischen Kirchenordnung in Hohenlohe (1553).
die Abschaffung der Messe informiert. 1578 erschien eine neue Kirchenordnung. Sie enthielt neben brandenburgisch-nürnbergischen nun auch württembergische Elemente. Die Öhringer Theologen vertraten die geistliche Seite im Konsistorium, das bei Bedarf einberufen werden konnte. Nach der Teilung des Hauses Hohenlohe-Waldenburg-Schillingsfürst 1667 entstanden wieder katholische Linien des Hauses. Da Verträge die evangelische Konfession garantierten, konnten in den Residenzorten Schillingsfürst, Waldenburg, Bartenstein und Pfedelbach nun nur auf privater Basis katholische Gottesdienste eingeführt werden.
Die Kurpfalz als geistig-politisches Zentrum der Reformierten
In der Kurpfalz gab es bereits unter Kurfürst Ludwig V. eine reformatorische Bewegung, aber erst sein Sohn Friedrich II. führte 1546 die Reformation nach lutherischem Vorbild ein. Der Reformationsprozess war kaum begonnen, als die Kurpfalz in den Schmalkaldischen Krieg hineingezogen wurde. Nach der Niederlage der Protestanten wurden die reformatorischen Neuerungen wieder zurückgenommen. Ottheinrich, der bereits 1542 in seinem Fürstentum Pfalz-Neuburg die Reformation eingeführt hatte, übernahm nach dem Tod seines Onkels Kurfürst Friedrich II. von der Pfalz 1556 die Herrschaft im pfälzischen Kurfürstentum. Er installierte eine lutherische Landeskirche. Sein Nachfolger, der aus der Linie Pfalz-Simmern stammende Friedrich III. (der Fromme), war ebenfalls Lutheraner. Sein Ziel war es, die konfessionelle Einheit im Land herzustellen. Er gab eine Kirchenordnung und einen Katechismus in Auftrag. Damit wollte er die lutherischen Einigungsbemühungen bewusst fördern. Doch die Zeitgenossen betrachteten jede Abweichung vom Luthertum bereits als reformiert. Friedrich III., der vermitteln wollte, wurde darüber zum Reformierten.
Im November 1563 erschien die von Caspar Olevian (1536–1587) verfasste Kirchenordnung der Kurpfalz. Anders als im Genf des Johannes Calvin besaß die Gemeinde aber keine Autonomie. Es handelte sich bei der pfälzischen Kirche, wie im Luthertum, um eine Staatskirche. In die Kirchenordnung aufgenommen wurde die vierte Fassung des maßgeblich von Zacharias Ursinus (1534–1583) verfassten Katechismus. Er fand rasch am Niederrhein und in den Niederlanden, aber auch in Osteuropa weite Verbreitung. Unter Protestanten gilt er heute weltweit als der am weitesten verbreitete Katechismus; er wurde in vierzig Sprachen übersetzt. Mit dem kurpfälzischen Hof in Heidelberg und der dortigen Universität hatte die reformierte Konfessionsbildung im Reich ein geistig-politisches Zentrum gefunden. Das kurpfälzische Reformiertentum überdauerte zwischen 1577 und 1583 sogar eine Phase der Relutheranisierung.
In mehr als vierzig Sprachen wurde er übersetzt und hat viele Generationen als Lehr- und Unterrichtsbuch in Kirche und Schule geprägt: der Heidelberger Katechismus aus dem Jahr 1563.
Konfessionelle Gemengelage in Baden
In der Markgrafschaft Baden war es 1535 zur Erbteilung in die Linien Baden-Baden und Baden-Pforzheim (ab 1565 Baden-Durlach) gekommen. Markgraf Karl II. von Baden-Pforzheim führte, bereits geschützt durch den Augsburger Religionsfrieden, 1556 die Reformation ein. Die territoriale Gemengelage mit vorderösterreichischen Herrschaften im badischen Oberland (Herrschaften Rötteln, Sausenberg, Badenweiler, Hachberg und Prechtal) hatten ihn diesen Schritt nicht früher gehen lassen. Für die Umsetzung der Reformation erbat sich Markgraf Karl Unterstützung von Sachsen, Württemberg und der Kurpfalz. Die von Johannes Brenz konzipierte württembergische Kirchenordnung von 1553 und dessen Katechismus bildeten die reformatorischen Grundlagen. Die Aufhebung der Männerklöster, aus denen es schon zuvor einige Austritte gegeben hatte, verlief ohne Probleme. Die Frauenkonvente, darunter die Pforzheimer Dominikanerinnen, zeigten sich widerständiger.
Als Karl II. im Jahr 1577 starb, wurde das Land unter seinen drei Söhnen geteilt. Nur Georg Friedrich blieb bei der lutherischen Konfession des Vaters. Ernst Friedrich schloss sich dem Calvinismus an, Jakob konvertierte zum Katholizismus. Da Georg Friedrich seine beiden Brüder überlebte, blieb die Markgrafschaft Baden-Durlach letztlich lutherisch. Die Baden-Badener Linie blieb beim Katholizismus. Als die beiden badischen Markgrafschaften durch Erbfolge 1771 wiedervereint wurden, blieben die jeweiligen Bekenntnisse bestehen.
Mit der Übernahme der Herrschaft in der Kurpfalz durch die seit 1613 wieder katholische Linie Pfalz-Neuburg im Jahr 1685 leitete der Kurfürst mit Unterstützung der Jesuiten eine Rekatholisierung des Landes ein. Wie die Markgrafschaft Baden-Baden blieben weitere weltliche Territorien, darunter jenes der Truchsessen von Waldburg sowie die Grafschaften von Hohenzollern, Fürstenberg, Montfort und Helfenstein sowie Teile der Grafschaft Öttingen beim „alten Glauben“. Unter den ritterschaftlichen Territorien, die sich nach der Mitte des 16. Jahrhunderts zur Reichsritterschaft zusammengeschlossen hatten, blieben die oberschwäbischen Kantone vollständig katholisch, der Kanton Kraichgau hingegen hatte nur lutherische Mitglieder. Wiewohl die Kraichgauer Adligen vielfach in pfälzischen Diensten standen oder pfälzische Lehen hatten, schlossen sie sich dem Pfälzer Konfessionswechsel zum Calvinismus nicht an. Gerade die Adligen im Kraichgau hatten sich bereits früh der Reformation geöffnet. Franz von Sickingen (1481–1523) war durch Ulrich von Hutten in Kontakt mit dem Humanismus und den Ideen der Reformation gekommen. Er hatte schon 1520 Luther den Schutz des mittelrheinischen Adels angeboten. In der Folgezeit
Ettlingen: Vorposten der katholischen Linie Baden-Baden unmittelbar vor dem lutherischen Baden-Durlach mit der Residenz Karlsruhe.
wurde seine in der Nordpfalz gelegene Ebernburg zur Zufluchtsstätte der Anhänger der Reformation. Auch Götz von Berlichingen hatte schon 1522 in seiner zu Hornberg gehörenden Pfarrei in Neckarzimmern die Reformation eingeführt. Die Kantone Ortenau, Neckar-Schwarzwald und Kocher waren konfessionell gemischt. Im Kanton Odenwald der fränkischen Ritterschaft kam es nach 1555 ebenfalls zur Reformation einiger Gebiete. Im Zuge der von Mainz und Würzburg betriebenen Gegenreformation konnten nicht alle reformierten Territorien ihr Bekenntnis behalten. Die Gebiete der geistlichen Fürsten, des Erzbischofs von Mainz sowie der Bischöfe von Würzburg, Augsburg, Konstanz, Straßburg, Speyer und Worms verblieben beim „alten Glauben“.1 Dies galt auch für die Gebiete des Deutschen Ordens, der Fürstpropstei Ellwangen und der oberschwäbischen Klöster. In vielen dieser Territorien hatte es eine kurzlebige reformatorische Bewegung gegeben, letztendlich setzte sich aber das katholische Bekenntnis durch.
Ausgehend von der reichen Fürstpropstei entwickelte sich Ellwangen zu einem bedeutenden katholischen Zentrum, was der Stadt den Beinamen „Schwäbisches Rom“ einbrachte.
Die radikale Reformation
Neben Lutheranern und Katholiken gab es reformatorische Kleingruppen, die in der reformatorischen Bewegung wurzeln, aber keine institutionalisierte Kirche bilden konnten. Im Wesentlichen handelt es sich um die verschiedenen Gruppierungen der Täufer. Gemeinsam ist diesen Gruppen, dass sie sich den bestehenden Ordnungen entzogen und von den katholischen wie lutherischen Obrigkeiten verfolgt wurden. In diesen Gruppen radikalisierte sich die reformatorische Bewegung politisch und religiös. Charakteristisch für das Taufverständnis der Täufer war, dass nur derjenige Christ sein könne, der sich bewusst aus freiem Willen für Gott entscheide. Die Schweizer Täufer, deren Zentrum zunächst um Zürich lag, strahlten ins Elsass, ins Herzogtum Württemberg, in die Kurpfalz und in die Landgrafschaft Hessen aus. Von Zürich über Straßburg kamen Michael Sattler (1490–1527) und seine Frau ins vorderösterreichische Hohenberg, um dort für ihren Glauben zu werben. Unter Sattlers Leitung entstand im Februar 1527 das Schleitheimer Bekenntnis. Als die Sattlers aus Schleitheim in die Gegend um Horb und Rottenburg zurückkehrten, wurden sie verhaftet und in Rottenburg vor Gericht gestellt. Michael Sattler wurde im Mai 1527 hingerichtet, seine Frau im Neckar ertränkt. Für Württemberg wurden für den Zeitraum zwischen 1527 und 1618 rund 1650 Täufer sowie weitere 426 des Täufertums Verdächtigte nachgewiesen.2 Trotz breiter regionaler Streuung scheint das Amt Schorndorf ein Zentrum der Täufer gewesen zu sein. Es gab aber auch in den Reichsstädten Ulm, Esslingen und Rottweil Täufer. In Esslingen spitzte sich die Verfolgungssituation 1529/30 zu; es kam zu einigen Hinrichtungen. Auch wenn die Zahl der Täufer in Württemberg relativ niedrig war, so waren sie dennoch ein beträchtlicher Störfaktor, weil sie mit ihren alternativen Lebensentwürfen das Deutungsmonopol des lutherischen Territorialstaats radikal in Frage stellten. Auch Anhänger der spiritualistischen Lehre Kaspar Schwenckfelds (1490–1561) traten vereinzelt auf. Die Familie der Thumb von Neuburg zählte zu seinen Unterstützern. Herzog Ulrich von Württemberg verbot 1535 schwenckfeldisches Schrifttum.
Das Konzil von Trient und die katholische Reform
Die katholische Reform war bereits vor Abschluss des Trienter Konzils in Gang gekommen. Das Konzil gab weitere Reformimpulse und trug dazu bei, eine katholische Reformidentität aufzubauen. Neben den dogmatischen Festlegungen, die das Trienter Konzil traf, ist ein Punkt besonders wichtig: die Schaffung von Bildungsstandards für Priester, einschließlich präziser Richtlinien für die Amtsausübung. Dass die Reformbedürftigkeit auf verschiedenen Ebenen erkannt worden war, zeigt zum einen die Reaktion der schwäbischen Benediktinerklöster, zum anderen jene des Augsburger Bischofs. Die schwäbischen Benediktiner gründeten 1542 eine Höhere Schule, der allerdings kein nachhaltiger Erfolg beschieden war. Der Augsburger Bischof Kardinal Otto Truchseß zu Waldburg gründete 1549/50 in seiner Residenzstadt Dillingen das Collegium Hieronymianum. Mit dieser Gründung wollte er ganz dezidiert ein katholisches Gegengewicht zur lutherischen Universität in Tübingen bilden. Ausgestattet mit päpstlichen und kaiserlichen Privilegien konnte die Hohe Schule 1554 eröffnet werden, zehn Jahre später übertrug der Bischof die Institution an die Jesuiten, die noch im gleichen Jahr ein Kolleg in Dillingen einrichteten. 1606 erklärten sie sich bereit, auch an der Universität Philosophie und Theologie zu lehren. 1625/1629 boten sie an der Universität auch ein Jurastudium an. Die Äbte der oberschwäbischen Klöster verbanden große Erwartungen mit der neuen Gründung und fassten noch 1563/64 den Beschluss, künftig die Mönche zum Studium nach Dillingen zu schicken und nicht mehr, wie bisher, nach Freiburg. Der spätere Abt des Klosters Weingarten, Georg Wegelin (1586–1627), war ein Absolvent der Dillinger Universität. In Weingarten legte er das Fundament für die Blüte des Klosters in den folgenden Jahrzehnten. Die Pläne des Konstanzer Bischofs, in Konstanz ein Jesuitenkolleg anzusiedeln, wurden in der Stadt mit Zurückhaltung aufgenommen. Erst als Kaiser Rudolf II. die bischöflichen Ziele unterstützte, stimmte die Stadt letztlich der Gründung eines Jesuitenkollegs zu. Es nahm im Oktober 1604 seine Arbeit auf. In der Reichsstadt Rottweil übernahmen die Jesuiten 1652 das seit 1630 unter der Leitung der Dominikaner stehende Gymnasium, das angesichts des Krieges geschlossen worden war.
Katholische Gelehrsamkeit
Die reiche Bibliotheksausstattung vieler oberschwäbischer Klöster, aber auch des Klosters Neresheim und des Klosters St. Peter im Schwarzwald, verweist auf den hohen Stellenwert, den die Gelehrsamkeit in den Klöstern der Benediktiner, Prämonstratenser und Zisterzienser in der Barockzeit und darüber hinaus besessen hat. Das Benediktinerkloster Wiblingen richtete um
Der hohe Stellenwert der Bildung in den Klöstern zeigt sich nicht zuletzt auch in der Pracht der Bibliothekssäle, wie hier im Kloster Wiblingen bei Ulm.
1665 ein philosophisches Hausstudium ein, zu Beginn des 18. Jahrhundert folgte ein Theologiestudium. Die Mönche des Klosters Weingarten studierten an der 1622 gegründeten Benediktineruniversität in Salzburg. Dies förderte die im Kloster gepflegten Wissenschaften. Als wissenschaftlich produktivster Weingartener Mönch gilt Pater Gabriel Bucelin (1599–1681), der fast neunzig Geschichtswerke verfasst hat. Manche Klöster wirkten auch schulisch in die Breite. So führte das Zisterzienserkloster Salem 1778 flächendeckend in seinem Territorium Volksschulen ein und eröffnete zudem ein Gymnasium.
Den Jesuiten kam große Bedeutung für das katholische Bildungswesen zu. Eine hohe Breitenwirksamkeit entfaltete der vom Jesuiten Petrus Canisius (1521–1597) verfasste Katechismus. Bis weit ins 18. Jahrhundert hinein stellten die Jesuitengymnasien den Prototyp der höheren Bildung dar. Die Jesuiten bildeten lange das intellektuelle Rückgrat der Reform, ihr Festhalten am Lehrplan führte aber ganz allmählich zur Erstarrung. Benediktiner, Zisterzienser und Prämonstratenser, aber auch die Bettelorden gewannen wieder an Einfluss.
Der Zölibat als Unterscheidungsmerkmal
Bis die tridentinischen Reformen griffen, brauchte es einige Zeit. Als erste Reformbischöfe in die Ämter gelangt waren, wurde die Durchsetzung der Trienter Reformen in den Diözesen in die Tat umgesetzt. Ein Beispiel ist die Reformtätigkeit des Würzburger Fürstbischofs Julius Echter von Mespelbrunn (1573–1617), die den nordöstlichen Teil des heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg tangierte. Sie ist auch der Grund dafür, dass längst nicht alle reformierten Territorien der fränkischen Reichsritter des Kantons Odenwald beim Luthertum verblieben. 1585 begann Echter mit der conversio seines Herrschaftsgebiets; trotz zahlreicher Widerstände gelang ihm in Zusammenarbeit mit den Würzburger Jesuiten die formelle Rekatholisierung. Die Religionspolitik des Bischofs zeigte rasch Erfolge.
Erst das Trienter Konzil ging gegen Konkubinate vor, zuvor war diese Lebensform – im deutschen Raum – bei Priestern wie Gemeinden akzeptiert. Echter setzte weitgehend die Einhaltung des Zölibats bei den Priestern seiner Diözese durch; er reduzierte die Zahl der festgestellten Konkubinate zwischen 1590 und 1620 von fünfzig auf zehn Prozent. Auch die Qualität der Geistlichkeit verbesserte sich rasch, und zwar sowohl im Bildungsbereich als auch im Bereich der sittlich-moralischen Lebensführung. Im Bistum Konstanz war die Zahl der Konkubinate bis Ende des 16. Jahrhunderts noch angestiegen, bis sich der Trend dann umkehrte. Der erste Konstanzer Reformbischof war Johann Georg von Hallwyl (1601–1604). Er hatte, wie auch sein Nachfolger Jakob Fugger (1604–1626), an der Dillinger Universität studiert. Der Ehelosigkeit kam im nachtridentinischen Katholizismus vermutlich deshalb so große Bedeutung zu, weil sie als sichtbares konfessionelles Unterscheidungskriterium genutzt werden konnte. Aber nicht nur die Kleriker, auch die Laien wurden in einem zuvor nicht gekannten Maße diszipliniert.
Der langjährige Würzburger Bischof Julius Echter von Mespelbrunn hat die Erneuerung der katholischen Kirche in Franken entscheidend vorangetrieben.
Die Entstehung von Konfessionskulturen nach 1648
Der Religionsfrieden von 1555 war ein Kompromiss, der allerdings nur zwei Generationen lang Bestand hatte. Der Gegensatz zwischen den Konfessionen vergrößerte sich zusehends, nur mühsam überdeckte Konflikte brachen auf, 1618 eskalierte die Lage. Dennoch war die Religionsfrage nur einer der Gründe für den Ausbruch des Dreißigjährigen Krieges. Als das katholische Frankreich 1634 offen auf die Seite des lutherischen Schweden in den Krieg eintrat, wurde sichtbar, dass der Dreißigjährige Krieg nicht nur ein Religionskrieg, sondern auch ein Krieg um die Macht in Europa war. Der deutsche Südwesten war besonders schwer betroffen, Württemberg verlor über die Hälfte seiner Bevölkerung.
Die durch das Restitutionsedikt von 1629 bewirkten konfessionellen Veränderungen, konkret die Rücknahme der Klostersäkularisation und die Wiederbelebung klösterlichen Lebens in den protestantischen Territorien, wurden mit dem Westfälischen Frieden wieder rückgängig gemacht. Der Westfälische Friede schränkte auch das Reformationsrecht der weltlichen Landesherren ein. Künftig galt die sogenannte Normaljahresregelung, die den Konfessionsstand generell auf den Jahresbeginn 1624 festschrieb. Ausnahmeregelungen galten beispielsweise in der Kurpfalz und in Baden-Durlach; in beiden Territorien wurde der Konfessionsstand auf das Jahr 1618 eingefroren. Im Einklang mit der Reichsverfassung konnte die Kurpfalz somit zum reformierten Bekenntnis zurückkehren. In Baden-Durlach konnte Friedrich III. sein konfessionell zerstrittenes Territorium zu einem geschlossenen lutherischen Staatswesen ausbauen. Die Normaljahresregelung sicherte den Protestanten die zwischen 1552 (Passauer Vertrag) und 1624 erworbenen Gebiete. Die Festlegung des Normaljahres brachte konfessionelle Stabilität im Alten Reich und bildete den Ausgangspunkt für die Ausbildung unterschiedlicher Konfessionskulturen.
Evangelische Frömmigkeit
Sie zeigte sich in der Ausstattung der Kirchen ebenso wie in der liturgischen Praxis, aber auch in der Volksfrömmigkeit. Der Besuch des Gottesdienstes, das Hören der Predigt und das Singen der Gemeindelieder gehörten genauso zu evangelischer Frömmigkeit wie die häusliche Andacht des Hausvaters. Die Lektüre frommer Andachtsliteratur war bei Männern und Frauen in der Stadt und auf dem Land weit verbreitet. Das zeigen die Bücherverzeichnisse, die in Württemberg anlässlich von Heirat und Todesfall im Rahmen der Haushaltsinventare verpflichtend anzufertigen waren. Mitte des 18. Jahrhunderts stand beispielsweise in den Laichinger Bücherregalen fast ausschließlich fromme Literatur; neben der Bibel fanden sich Gesangbücher sowie Andachts-, Gebets- und Erbauungsliteratur. Erstaunlicherweise galt dies in gleicher Weise für Bissingen an der Enz sowie den noch kleineren Ort Bernloch. Diese Lesekultur ist ein typisches Kennzeichen des lutherischen Württemberg. Sie hängt aufs Engste mit der hier verfolgten Elementarschulbildung zusammen.
Katholische Frömmigkeit
Im Katholizismus bildete sich die Barockfrömmigkeit aus, zu der die Verehrung der Heiligen, prachtvoll ausgeschmückte Kirchen und die Reliquienfrömmigkeit ebenso gehörten wie Prozessionen und Wallfahrten im öffentlichen Raum. Der öffentliche Raum wurde mit Heiligenstatuen an Gebäuden, mit Bildstöcken und Flurkreuzen gleichsam sakralisiert. Das Wallfahrtswesen erlebte in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts einen beträchtlichen Aufschwung. Der Trend ging von der individuellen Pilgerreise in die Ferne zur organisierten Kollektivveranstaltung im nahen Raum. Die Rottweiler Obrigkeit nutzte diesen Trend geschickt aus und baute auf eigenem Territorium in Maria Hochheim eine schon länger bestehende Wallfahrt aus. 1661 fand die erste offizielle Jahreswallfahrt der Rottweiler nach Maria Hochheim statt, bis 1802 organisierte die Reichsstadt, abgesehen von kriegsbedingten Unterbrechungen, jedes Jahr eine Landeswallfahrt nach Maria Hochheim. Das im Vorderösterreichischen gelegene Heiligenbronn, in den 1650er-Jahren noch ein Rottweiler Wallfahrtsziel, trat hinter der „stadteigenen“ Wallfahrtsstätte zurück. Die Rottenburger Jesuiten riefen 1669 im nahen Weggental eine Wallfahrtsbruderschaft ins Leben, die 1731 über 9000 Mitglieder hatte.3 Eine Marianische Kongregation, gegründet 1652, zählte Mitte des 18. Jahrhunderts 5000 Mitglieder, von denen zwei Drittel aus Hohenzollern stammten. Das Bruderschaftswesen gehörte zwar schon seit dem späten Mittelalter zur kirchlichen Kultur, erlebte aber in der Barockzeit, wie das Rottenburger Beispiel zeigt, eine neue Hochzeit. Dies verdeutlicht auch ein Blick auf die Benediktinerabtei Ochsenhausen. An der dortigen Klosterkirche gab es seit dem späten 15. Jahrhundert eine Sebastiansbruderschaft, in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts wurden gleich
Der Weingartener Blutritt am Freitag nach Christi Himmelfahrt ist eine Demonstration der Volksfrömmigkeit im katholisch definierten Oberschwaben.
drei weitere Bruderschaften gegründet, eine Rosenkranz- (1650), eine Skapulier- (1679) sowie eine Benediktbruderschaft (1686).
Neben gemeinsamen Wallfahrten waren Prozessionen ein wichtiges Element barocker Frömmigkeit. Hier zeigte die Kirche Präsenz im öffentlichen Raum. Große Attraktivität hatte die Reiterprozession in Weingarten. In der Barockzeit erreichte der Weingartener Blutritt seinen Höhepunkt. Die Teilnehmerzahl stieg rasant an: 1699 wurden 2280 Reiter, 1716 wurden 3334 Reiter, 1722 wurden 5524 Reiter und schließlich 1753 sogar 7055 Reiter gezählt.4 Probleme konnte es für die Wallfahrer in konfessionell gemischter Herrschaftslage geben. Auf der Schwäbischen Alb empfanden es die Mägerkinger beispielsweise als konfessionelle Provokation, dass die katholischen Trochtelfinger bei ihrer Wallfahrt nach Mariaberg mit wehenden Kirchenfahnen über evangelisches Terrain zogen. Es wurde deshalb vertraglich geregelt, dass die Trochtelfinger nur auf Feldwegen um das Dorf herumgehen sollten, selbstverständlich mit eingerollten Fahnen, in aller Stille und ohne Gesang. Die Katholiken, die nach 1714 in Braunsbach angesiedelt worden waren, unternahmen mit der Kupferzeller Gemeinde gemeinsame Wallfahrten und Prozessionen. Um kein konfessionelles Ärgernis zu erregen, war auch hier vereinbart worden, bei der Überquerung evangelischen Gebiets die Fahnen einzurollen und keine Musik zu machen.
Sittlich-moralische Disziplinierung als gemeinsames Ziel
Die Einwirkung auf die Gestaltung der Lebenswelt der Gläubigen lief in allen Konfessionen erstaunlich ähnlich ab. Es lief auf eine durch Kirche und Staat in zunehmendem Maße reglementierte sittlich-moralische Lebensführung hinaus. Institutionen zur Kontrolle und Disziplinierung waren die katholischen Sendgerichte ebenso wie die 1642/44 in Württemberg eingeführten Kirchenkonvente. Was alles beim Kirchenkonvent angezeigt werden sollte, wurde in den Statuta der Censorn und Kirchenrüeger von 1644 konkretisiert.5 Dort wurden unter anderem genannt: Bekenntnis zum falschen Glauben, Unkenntnis in der wahren Religion, Verachtung der Sakramente, Fluchen, Wahrsagerei und Zauberei, Verstöße gegen das Gebot der Sonntagsheiligung, mangelnder Kirchen- und Schulbesuch der Kinder, Ungehorsam gegen die Eltern, Kartenspielerei, Müßiggang, Unzucht. Im letzten Punkt 26 heißt es: „Und in Summa alles, was der Ehre Gottes und der heiligen christlichen Religion, wie auch aller Erbarkeit und brüederlichen Liebe zuewiderlauft.“ Die Vergehen, die die katholischen Sendgerichte verfolgen, lesen sich erstaunlich ähnlich.
Die verfassungsrechtlich geschützten Konfessionsräume, die nach der Mitte des 17. Jahrhunderts entstanden, blieben bis zum Ende des Alten Reichs konstant. Neue Entwicklungen wie der Pietismus, aber auch die Ideen der Aufklärung stellten die Kirchen vom 18. Jahrhundert an vor neue Herausforderungen.
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Johannes Burkhardt
Föderalismus als Erbe von Reformation und Konfessionsbildung? Die doppelte Staatsbildung und der Südwesten
Wer im Reformationsjahrhundert auf den deutschen Südwesten schaut, kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass es sich um die wohl am vielfältigsten gegliederte deutsche Region überhaupt handelt. Das gilt politisch für all die Herrschaften – Fürstbistümer und Reichsabteien sowie Reichsstädte –, die sich mit über hundert Mitgliedern im Schwäbischen Reichskreis organisiert haben, durchzogen noch von den Reichsrittern und der Kette der vorderösterreichischen Besitztümer von Freiburg bis in die schwäbischen Vorlande vor der Reichsstadt Augsburg. Das gilt ebenso für die religiöse Vielfalt, für die sozial grundierte reformatorische Bewegung und die freireligiösen Formen, für die reformiert-zwinglianische Form aus der Schweiz, die lutherische Form aus Wittenberg und für die katholische Reform, die mit eigenen wie römischen Impulsen abwechslungsreich das Spiel bestimmten. Wer meint, der Beginn der Neuzeit sei vor allem durch Pluralisierungen gekennzeichnet, kommt hier auf seine Kosten. Diese zwiefache Pluralität, die politische und die religiöse, in ihrem Wandel und vielfach miteinander vermischt, erscheint kaum überschaubar. Und doch gelten auch in dieser hochkomplexen Mischung die Rahmenbedingungen sowie zwei klare Entwicklungslinien, die unsere Geschichte bis heute bestimmen.
Um die Reformationszeit in ihrer nachwirkenden Bedeutung zu begreifen, gilt es immer wieder, die beiden großen Institutionalisierungsprozesse jener Zeit und noch darüber hinaus über die ganze Frühe Neuzeit zu sehen. Der eine Prozess ist die Staatsbildung, der andere die Konfessionsbildung. Beides sind europäische Vorgänge und beide waren in Krieg und Frieden oft eng miteinander verbunden. In Deutschland aber wird dem Zusammenspiel von Staat und Religion in der Reformationszeit eine eigenständige politische Langzeitwirkung zugetraut. Statt einer einheitlichen Staatsbildung wird hier durch den Kompetenzzuwachs der einzelnen Herrschaften eine „föderalistische“ Weichenstellung zur territorialen Staatsbildung im Plural gesehen.1 Da ist etwas dran, aber es ist nicht die ganze Wahrheit. Denn erstens ist der deutsche Föderalismus deutlich älter, und zweitens erfasst ein solches partikularstaatliches Verständnis ihn nur zur Hälfte. In welchem Sinne aber ist der Föderalismus durch Staats- und Konfessionsbildung wirklich gefördert worden?
Staatsbildung: die Etablierung der föderalen Doppelstaatlichkeit
Landeshistoriker wissen schon lange, dass „sich die deutsche Geschichte auf zwei Bahnen bewegt, die untereinander eng verbunden sind“. Sie hoben schon 1964 hervor, dass in der Bundesrepublik „eine föderative Verfassung, aus alten geschichtlichen Quellen gespeist, wieder in voller Wirksamkeit steht“.2 Im Rückgang bis auf die Stammesherzogtümer und den in allen Veränderungen bleibenden „föderativen Charakter des Reiches“ durch die nachwirkende „Zweigleisigkeit“ wird so bereits unserem politischen System eine positiv verstandene tausendjährige Vorgeschichte zugeschrieben, mit der sich die veraltete Zersplitterungs- und Niedergangsgeschichtsschreibung aus einem bis heute in der Öffentlichkeit nachwirkenden zentralistischen einheitsstaatlichen Vorurteil wissenschaftlich etwas entgegensetzen ließ. Ähnlich sahen es andere Landeshistoriker, die eine verfassungsmäßige Festlegung eher auf das 13. Jahrhundert datierten, ja ein amerikanischer Politologe empfahl gar für ein quellenmäßiges Studium des Föderalismus die jahrhundertelange deutsche Erfahrung zu Rate zu ziehen.3 Und obwohl die Frühneuzeitler für einfache Wahrheiten zu viel wissen und von zu viel anderem umgetrieben werden, hat sich der Autor hier doch erlaubt, seiner einschlägigen Gesamtdarstellung die klare Ansage vorauszustellen: „Die politische Kernkompetenz der deutschen Geschichte ist ihre Föderalismusfähigkeit.“4 Was ist gemeint? Und warum gerade in Mitteleuropa?
In der Tat lässt sich die Herkunft des deutschen Föderalismus am besten aus den besonderen Bedingungen des europäischen Staatsbildungsprozesses in Mitteleuropa erklären. Auf der entwicklungsgeschichtlichen Tagesordnung standen seit etwa 1200 und dann viele Jahrhunderte lang mehr staatliche Durchdringung, herrschaftliche Regelung und administrative Verdichtung. Dabei war aber die rechte Größenordnung der werdenden Staaten vielerorts noch gar nicht entschieden. Es gab einerseits übergreifende Dynastien und Kronen bis hin zu Universalmachtambitionen, andererseits aber aufsteigende Stände und Provinzen, die sich endgültig erst im 17. Jahrhundert im Westfälischen Frieden einander anglichen und ein mehrstaatliches Europa im Nebeneinander bildeten. Für das Heilige Römische Reich deutscher Nation aber stellte sich dieses lange unausgetragene Problem von Anfang an mit besonderer Schärfe. Denn es verfügte einerseits mit dem Kaisertum und seinem Selbstverständnis, das römische Weltreich fortzusetzen, über die beste und weitgespannteste Staatslegitimation überhaupt, aber es war auch die unter der modernen Verstaatlichungsnorm am wenigsten realisierbare.
Unübertrefflich hat dies das aus dem schwäbisch-hohenlohischen Adel stammende, zum Herzogtum aufgestiegene Stauferkaisertum erfahren und schließlich eine kluge Konsequenz gezogen. Mit Kaiser Friedrich II. nämlich war die staufische Italienpolitik so weit ausgedehnt worden, dass er eigentlich in Sizilien residierte. Doch bei einem Deutschlandaufenthalt fasste er so viel Vertrauen in die deutschen Fürsten – erst in die geistlichen, dann auch in die weltlichen –, dass er ihnen Vollmachten und Rechte für ihre Herrschaften übertrug. Wie das 1231 im Statutum in favorem principum begründet wurde, lässt sich in zwei Sätzen paraphrasieren: Groß und erhaben ist unser Thron in Sizilien, aber auch ganz schön weit weg. Darum fragt nicht lange, sondern macht zuhause, was ihr für richtig erkennt. Die Mittelalterhistoriker wissen um allerlei Hin und Her in der Folgezeit, aber das wurde zur ersten Rechtsgrundlage für die deutschen Landesherrschaften. Denn nun erlebte die landesherrliche Ebene einen Ausbauschub. Nach innen übernahmen die Landesherrschaften, anders als sonst in europäischen Grundherrschaften, hoheitliche Funktionen, und es bleibt ein Rätsel, welche Rechte – darunter auch ein landesherrliches oder stadtmagistrales Kirchenregiment – es waren, die einige in halbstaatliche Ausbauposition brachten, andere aber nicht. Für eine eigenständige Staatsbildung in der Neuzeit aber kamen sie in ihrer Vielzahl und mangelhaften Größe nicht in Frage. Dafür genügt ein Blick in den deutschen Südwesten, wo man sich im Unterschied zu den großflächigen Ländern im Norden und Osten die Herzöge von Württemberg oder die Markgrafen von Baden doch kaum als europäische Staatsbildner vorstellen kann. Was aber dann? Wie sollte sonst im mitteleuropäischen Raum Staat gebildet werden?
Die deutsche Geschichte fand hier zu einer einzigartigen Lösung. Im Ganzen ursprünglich zu groß, im Einzelnen zu klein, gelang es dem Reich, einen dritten Weg politischer Organisation zu finden: den Staatsaufbau auf zwei Ebenen. Diese Doppelstaatlichkeit aus einer gesamtstaatlichen und einer einzelstaatlichen Ebene wurde zur tragenden Bauform des deutschen Föderalismus. Dabei darf die gesamtstaatliche Ebene des Reiches nicht allein dem Kaiser zugerechnet werden. Das Erfolgsgeheimnis des deutschen Föderalismus ist vielmehr, dass die Landesstaaten die gesamtstaatliche Ebene selbst mittrugen. Das beginnt damit, dass der Kaiser zwar oberster Lehnsherr blieb, aber zuvor von den als Landesherren privilegierten Kurfürsten gewählt werden musste und dies nach manchem Vor- und Gegenlauf mit der zurecht wieder vielgefeierten Goldenen Bulle von 1356 zum deutschen Staatsgrundgesetz erhoben wurde. Sieben Kurfürsten fungierten fortan als „Kaisermacher“, dann auch als gemeinsame Mitregenten des ganzen Reiches, und das waren erst die Schrittmacher für die kollektive Mitregierung aller Reichsstände auf den Reichstagen der Neuzeit.
Denn der kirchlichen Reformation war eine politische Reichsreform vorangegangen. Es gehört zur deutschen Geschichts- wie Gegenwartsblindheit, dass die Vorgänge um den Wormser Reichstag von 1495 lange selbst von Spezialisten als gescheiterte Reform bewertet wurden, weil sie den Zentralstaat nicht hergestellt haben, der damals wie heute gar nicht zur Debatte stand. In Wahrheit war es die gelungenste und nachhaltigste politische Reform der ganzen deutschen Geschichte. Die grundlegende Leistung war die Herstellung des Ewigen Landfriedens. Die Wahrung von Frieden und Recht in Innern war eigentlich die vornehmste Aufgabe des Reichoberhauptes, das damit freilich in den unruhigen Zeiten überfordert gewesen war. So sieht man einzelne Herrschaftsträger und Stadtmagistrate sich regional in Einungen und Bünden – „föderal“ im Wortsinne! – organisieren, die noch im 16. Jahrhundert ergänzend zum Schwäbischen Bund und auch zu den sich in diese Tradition stellenden konfessionellen Bünden hinzukamen. In der Reichsreform aber waren die Reichsglieder schon einen Schritt weitergegangen und haben eine generelle Lösung des Friedensproblems ausgehandelt: einen Gewaltverzicht im ganzen Reich und all seinen Regionen. Niemand durfte den anderen „befehden, bekriegen, berauben“ oder seine Burgen, Städte und Dörfer belagern und einnehmen, oder ihn sonst mit Gewalttaten überziehen, ohne in die Reichsacht zu fallen. So lautet die berühmte Landfriedensformel.
Die Fehde, eine schon mehrfach eingeschränkte Form ursprünglich legitimer gewaltsamer Selbstjustiz des Adels, war damit ein für alle Mal abgeschafft und geächtet. Letzte Nachzügler, wie beispielsweise 1525 die „Sickingen-Fehde“ eines Reichritters gegen den Kurfürsten und Erzbischof von Mainz, waren schon rechtswidrig. Selbst der bedeutendste Reichsstand im Südwesten, Herzog Ulrich von Württemberg, fiel in die Reichsacht, als er, wie um die Landfriedensformel zu testen, die Reichsstadt Reutlingen mit Gewalt besetzte und seinem Land einverleiben wollte. Er wurde seines Landes entsetzt, bis fürstliche Solidarität ihn 1534 zurückholte und die verzögerte württembergische Reformation in Gang kommen konnte. Dieser Landfrieden wurde mit den Ausführungsbestimmungen unter der Federführung des zuständigen Reichserzkanzlers Berthold von Henneberg, dem Kurfürsten und Erzbischof von Mainz, wie es sich gehörte, im Namen des Kaisers verkündet. Aber gefordert, unterschrieben, ausgehandelt und dann auch gemeinsamen getragen wurde er von den betroffenen Reichsständen selbst – gleichsam ein „System kollektiver Sicherheit“.5 Es ist für diese Zeit eine weltgeschichtliche Besonderheit, dass das Gewaltmonopol des Staates nicht einfach von einer oberen Instanz auferlegt, sondern von regionalen Gewalten gemeinsam für den Gesamtstaat organisiert wurde.
Nicht alles, aber auch nicht weniger als drei föderale Reichsinstitutionen wurden in der Reichsreform erfolgreich auf den Weg durch drei Jahrhunderte gebracht. Die erste war der Reichstag, gilt doch nach mancherlei Vor- und Teilformen der Wormser selbst als der nach Gliederung und Geschäfts-
Um die Reichsunmittelbarkeit seines Klosterterritoriums auch bildlich zu demonstrieren, ließ sich Reichsprälat Anselm II. Schwab, der Abt des Klosters Salem, 1749 vor einem Reichsadler porträtieren.
führung erste vollgültig und modellgebend die neuzeitliche Tagungsform erreichend, wie sie dann die Reihe der Reformationsreichstage bestimmte. Zunehmende Bindung von Sitz und Stimme an eine reichsunmittelbare Landesherrschaft verband die beiden Staatsebenen, wenn dabei auch der Südwesten in den beiden kur- und fürstlichen Gremien nur indirekt oder dünn vertreten war und der Regionalstruktur entsprechend umso zahlreicher die schwäbische Prälaten- und eine schwäbische Städtebank besetzte. Damit aber war die maßgebliche Instanz für die Gesamtsteuerung des Reiches etabliert.
Eine weitere institutionelle Großtat war die Errichtung einer von den Reichsständen selbst getragenen und finanzierten höchsten Gerichtsbarkeit im Reich. Denn das Reichskammergericht mit dem Sitz eigens nicht am Kaiserhof, sondern in den Reichsstädten Speyer und später Wetzlar, sollte zur Durchsetzung des Landfriedens nunmehr Streitfälle zwischen Reichsständen auf den Rechtsweg verweisen, war aber auch für die Reichsbevölkerung offen, soweit nicht ein ausgebautes territoriales Gerichtswesen wieder die Länder mit abgestuften Privilegien ins Spiel brachte. Umgekehrt blieb aber im Südwesten auch ein kaiserliches Hofgericht in Rottweil bestehen, ja der Kaiser begann nun seinerseits den Reichshofrat, eigentlich sein politisch-reichisches Beratergremium, zum Gerichtshof auszubauen. Diese einander ergänzenden Höchstgerichtsbarkeiten – ein Gerichtshof mehr reichsständisch, der andere mehr kaiserlich akzentuiert – standen gleichwohl beide für die gesamtstaatliche Ebene und eine überterritoriale deutsche Rechtseinheit.
Die dritte Erfolgsinstitution, die sich in der deutschen Reichsreform etabliert hatte, waren die Reichskreise.6 Nach langer „Kreisvergessenheit“ rücken sie in den letzten Jahren in der Forschung auch über die Spezialisten hinaus endlich in die Landesgeschichten und allgemeinen Geschichtswerke ein, aber nicht in alle und nicht ihrer Bedeutung entsprechend. Gebildet wurden die ersten sechs, dann zehn Reichskreise für eine regionale repräsentative Verteilung der von den Reichsständen bestellten Vertreter in Reichsgremien, wie beispielsweise der Richter im Reichskammergericht. Von daher hatten sie auch für Publikation und Umsetzung der Urteile wie der Beschlüsse des Reichstags zu sorgen. Umgekehrt entwickelten sie sich aber auch zur territorial übergreifenden „Herrschaft über der Herrschaft“, die gleichsam in den „vielherrigen“ Reichskreisen auch eine eigene kollektive Landesinnenpolitik betrieben.7 Der herausragende Fall ist der Schwäbische Reichskreis, der über hundert Kreisstände, zumeist zugleich Reichsstände, vereinte, wobei die Ritter noch nicht einmal dabei waren und die österreichischen Einsprengsel draußen blieben. Gleichwohl war der Kreis mit den Kreistagen in Ulm, einer Einteilung in Viertel und der Vorhand beim Kreisoberst Herzog von Württemberg mit eigenen Ämtern und Administrationen wohlorganisiert, besonders effektiv und auch eigenständig tätig.
Hier und gerade am südwestdeutschen Modell stellt sich die Frage, ob die Doppelstaatlichkeit der deutschen Geschichte das föderale politische System wirklich zureichend erfasst und ob nicht eine weitere Ebene staatlicher Organisation eingezogen werden müsste, was dann freilich Tür und Tor für weitere wie die mitverstaatlichenden Landstände und eine Reihe von Sonderkorporationen öffnen würde, bis man bei einem in der Zahl offen gehaltenen vieldiskutierten „komplementären Reichs-Staat“ ankäme.8 Das kann man mit Georg Schmidt so sehen, aber für die Doppelstaatlichkeit als der tragenden Bauform spricht dann doch, dass die Reichskreise ausschließlich in der Frühen Neuzeit bestanden, nicht vorher und nicht nachher. Das ist ein Indiz für meine These, dass die Kreise als eine institutionalisierte Einspringagentur wirkten, die in einer Zeit des noch unvollkommenen Aufbaus der föderalen Doppelstaatlichkeit jeweils auf derjenigen Ebene unterstützend tätig wurden, die je nach Zeit und Raum einer Verstärkung bedurften. Alles in allem war so die Organisation des Landfriedens zu Beginn der Neuzeit noch nicht perfekt, aber die das frühmoderne Reich begleitenden Institutionen stellten die Weichen für das Langzeitprojekt eines Bundesstaates nach dem föderalen Bauprinzip der deutschen Doppelstaatlichkeit. Diese in der Reichsreform verfestigte Form der Staatsbildung verband und verstärkte sich nun auch mit und durch die Reformation. Aber der wahre Wirkungszusammenhang erschließt sich erst durch den eigenständigen Institutionalisierungsprozess der Konfessionsbildung.
Konfessionsbildung: die Parallelität der Konfessionalisierungen und die strukturelle Intoleranz
Konfessionsbildung als Schlüsselbegriff, der den anderen neuzeitlichen Institutionalisierungsprozess bezeichnet, ist von dem Tübinger Historiker Ernst Walter Zeeden eingeführt worden, mit der Ausgangsfrage nach der „Entstehung der Konfessionen“ und ihrer Verbreitung, und zwar sowohl der evangelischen als auch der katholischen.9 Aus der nächsten Historikergeneration haben Wolfgang Reinhard und Heinz Schilling unabhängig voneinander, der eine mehr von der katholischen, der andere von der reformierten Seite her kommend, das Thema unter dem analytisch vertiefenden Begriff „Konfessionalisierung“ weiterentwickelt. Dabei wurde das neue Forschungsparadigma methodisch und sozialtheoretisch fundiert, gesamtgesellschaftlich ausgeweitet und in vieldiskutierte Beziehungen zu staatlichen und frühmodernen Entwicklungsprozessen gerückt. Es nahm auch noch die kulturalistische Wende der Geschichtswissenschaft und den spatial turn auf, teils kritisch, teils modifiziert mit neuen Fragestellungen. Und das Forschungsparadigma ist mit einer Vielzahl von Themenbänden bis in die Gegenwart in der Wissenschaft präsent.10 Dabei sollte aber die Grunderkenntnis nicht vergessen werden, die das populäre Bild der Reformationsgeschichte mit ihrer Terminologie fragwürdig macht und auch die etwas verschieden akzentuierenden Leitbegriffe „Konfessionsbildung“ und „Konfessionalisierung“ eint: die Parallelität und Gleichartigkeit der dreifachen Herausbildung und Durchsetzung der Konfessionen, die ein verbreitetes Fehlverständnis des Reformationsjahrhunderts korrigiert. Im populären Bewusstsein – und leider nicht nur dort – hat die katholische Konfession die alte mittelalterliche Kirche in der Gegenreformation fortgesetzt und allenfalls erneuert, während sich die reformatorischen Konfessionen von ihr trennten und neue Wege gingen. In Wahrheit aber haben Luther und die Seinen sich ganz ausdrücklich selbst als die wiederhergestellte alte Kirche verstanden und die neumodischen „Papisten“ und „Antichristen“ ausgegrenzt.11 In der Alters- und Kontinuitätspropaganda beider Seiten war die katholische Konfessionalisierung nachhaltiger erfolgreich.
Aber erst in der Aufklärung, in der es schick wurde, modern und innovativ zu sein, kehrte der Protestantismus sein Selbstverständnis um, was bis heute nachwirkt. Gegen die gutgemeinte, aber sinnwidrige terminologische Unterscheidung von „Altgläubigen“ und „Neugläubigen“ – das eine wollen alle sein, das zweite keiner – wie auch gegen die schiefe Abfolge von Reformation und Gegenreformation setzt das Konfessionsbildungskonzept die parallele Herausbildung und Institutionalisierung aller Konfessionen, von denen eine wie die andere den damals generell hoch angesehenen Altersbonus für sich reklamierte. De facto aber kombinierten alle Konfessionen alte und neue Elemente der mittelalterlichen Christenheit mit neuen Religionsbedürfnissen. Dabei setzten alle die gleichen Instrumente für die konfessionelle Großgruppenbildung ein, wie zum Beispiel die Sorge um ein einheitliches Lehrbekenntnis, ein flächendeckendes Kontrollsystem wie die evangelisch und katholisch konfessionsbildenden Visitationen oder ein unterstützendes Bildungssystem, um nur drei im Südwesten besonders relevante Punkte eines ganzen Katalogs der Maßnahmen von Wolfgang Reinhard hervorzuheben.12
Diese Parallelität gilt nicht allein sachlich, sondern wird weitgehend auch zeitlich einer vermeintlichen Abfolge von Reformation und Gegenreformation entgegengesetzt. So konnte sich der evangelische Vorlauf seit den 1520er-Jahren unter dem Einfluss von Wittenberg und Zürich in Württemberg und in vielen schwankenden schwäbischen Reichsstädten noch nicht konfessionell konsolidieren, während umgekehrt etwa die geistlichen Staaten keineswegs auf das Konzil von Trient und die neuen Orden warteten, sondern, wie der tüchtige Abt von Weingarten, Gerwig Blarer, schon für konfessionalisierende Maßnahmen unter den schwäbischen Reichsprälaten warben. Der Konfessionsbildungsprozess setzte früh an und zog sich mit wechselnden Schwerpunkten über das ganze 16. Jahrhundert und weiter fort.
Das alles ist richtig, aber es gibt auch ein Problem. Denn worum hat man denn dann so erbittert gestritten? Und warum hat man überhaupt Konfessionen gebildet? Es gibt Unterschiede, etwa in den Gottesdienstformen und der Lebensführung, die als modale Varianten oder abgrenzende konfessionelle Unterscheidungszeichen gedeutet werden können, hinter denen aber auch ein fundamentaler Gegensatz des ganzen jeweiligen Religionssystems steht. Einerseits brauchten am Ende alle Konfessionen alles: ein Lehrbekenntnis, eine normierte Religionsausübung, professionelles Personal und eine institutionelle Organisation. Dadurch erscheinen Konfessionen sich ähnlich. Andererseits aber setzten sie von unterschiedlichen Seiten her an, gaben dadurch den einzelnen Ingredienzien nicht allein ihren spezifischen Ausstattungsakzent, sondern sie nahmen auch einen ganz unterschiedlichen Stellenwert im Gesamtsystem ein. Ich habe dafür den Begriff eines dreifachen Primates eingeführt, der jeweils den je spezifischen Ausgangspunkt bildet und die ganze Konfessionsbildung legitimierte und durchdrang.
Für die evangelische Seite war es der Primat der Lehre, gestützt auf einen überwältigenden Druckmedienvorsprung der Lutheraner und die theologische Bedeutungserhöhung der Bibel als Wort Gottes für alle. Dazu kam ihre rechte Auslegung in normierten Katechismen und Bekenntnisschriften – nach dem Augsburger Bekenntnis von 1530 in einer ganzen Serie weiterer bis zum Konkordienbuch von 1580, an der württembergische Theologen mehrfach mitwirkten. Entsprechend rückte der Wortgottesdienst in den Mittelpunkt mit Bibelauslegung und Predigt sowie mit einem evangelischen Pfarrhaus, das charakteristischerweise dem „Lehrstand“ zugerechnet wurde, während für die Organisation etwa durch das Erlassen von Kirchenordnungen landes- oder stadtherrliche Amtshilfe in Anspruch genommen wurde. Eine Variante war der reformierte Primat der Praxis, der zwar ebenfalls auf Bibel- und Bekenntnisschriften der Züricher Reformation Ulrich Zwinglis, der Genfer von Johannes Calvin und für Deutschland vor allem dem Heidelberger Katechismus gründete, aber stärker eine bibelgerecht disziplinierte christliche Lebensführung einforderte und das Kirchenwesen gleich mit den vorhandenen politisch-gesellschaftlichen Strukturen verband.
Genau umgekehrt ging der katholische Primat der Organisation, gestützt auf die fürstbischöfliche Reichskirche, neuartige Orden und das Reformpapsttum, statt vom heiligen Text von der selbst als heilig aufgewerteten Kirche aus. Entsprechend wurde auch das Personal durch Priesterweihe und Ehelosigkeit sakralisiert und die Praktizierung des Katholizismus zur sakramentalen Kultreligion mit magischen Ritualen und alten wie neuen Heiligen. Am Ende entwickelte sich auch in der katholischen Konfessionskirche mit der sukzessiven Annahme des Schlussdokuments der Bischofssynode von Trient und weiterem Schrifttum ein eigenes Lehrbekenntnis. Doch der liebste Lehrgegenstand der Kirche blieb –die Kirche selbst.
Dieser Gegensatz, in dem bei allen Ähnlichkeiten der konfessionellen Gruppenbildung doch die einen die Erst- und Letztbegründung im heiligen Text, die anderen in der heiligen Kirche sehen, hatte nun aber eine verhängnisvolle Folge: eine nicht allein persönliche, sondern gleichsam vorgegebene „strukturelle Intoleranz“ der frühen Konfessionsbildung. Denn eigentlich glaubten alle, dass es nur eine einzige religiöse Wahrheit geben könne, und akzeptierten die Pluralisierung der Religion nicht. Es standen hier nicht verschiedene Religionen nebeneinander, sondern es ging um die richtige Auslegung ein und derselben Religion. Die Konfessionsbildungen waren zunächst als Vorleistungen für die Wiederherstellung der verlorenen Einheit der Christenheit gedacht, der sich alle anschließen sollten. Der jeweilige Primat vom Evangelium oder von der Institution her galt nicht als Zugang für eine Teilkirche, sondern als der allein richtige für die Gesamtkirche. Die zusätzlichen Altersqualifizierungen steigerten einen exklusiven Wahrheitsanspruch. Alle sahen sich als die einzig legitimen Alleinerben der wahren alten Religion und Christenheit – und sprachen damit den anderen das religiöse Daseinsrecht ab. Religionsgespräche halfen da nicht oder einigten sich in Nebensächlichkeiten. Das konnte zu Kriegen wie dem Schmalkaldischen Krieg und dem Dreißigjährigen Krieg führen, die nach neuer Einsicht in Deutschland nicht allein und nicht einmal primär, aber doch auch Religionskriege waren. Wir haben den richtigen Zugang und alles was dazugehört – wie soll dieser dreimal erhobene Anspruch die allein wahre Kirche zu sein, miteinander ins Gespräch kommen? Es wurde das größte aneinander Vorbeireden aller Zeiten, bis ein weiterer, ganz anderer Akteur mitredete: der Staat.
Der Augsburger Religionsfrieden: die föderalistische Lösung und ihre Bedeutung für die Reichs- und Regionalgeschichte
Während hier erst einmal Staats- und Konfessionsbildung als eigenständige Institutionalisierungsprozesse erkundet wurden, hat die Konfessionalisierungsforschung den Staat sozusagen gleich eingerechnet und als den konfessionalisierenden Akteur und politischen Gewinner durch Kompetenzerweiterung und Modernisierungsgewinne gewürdigt. Das ist unter anderem als Etatismus gescholten worden, genauso wie dieser Konfessionalisierung „von oben“ die reformatorischen Bewegungen „von unten“ bis zu Fällen von „Selbstkonfessionalisierung“ gegenübergestellt worden sind. Es gibt jedoch dazwischen eine dritte Option, die sich wie im Ursprungsland der Reformation auch im Südwesten gut beobachten lässt: Die eigentlichen Konfessionsbildner sind hochmotivierte Angehörige einer engagierten intellektuellen Elite, die sich aus Humanisten und Universitätsangehörigen, Theologen und Juristen, ehemaligen und neuen Ordensleuten, Prädikanten und Pamphletisten, sympathisierenden Räten und Magistratspersonen und zunehmend aus dem ausgebildeten und professionalisierten Pfarr- und Kirchenpersonal rekrutierte.
Die konfessionsbildenden Akteure nutzten einmal die reformatorische Bewegung und kooperierten dann wieder mit Fürsten und Stadtmagistraten.13 Gerade der deutsche Südwesten ist neben den Ursprungsregionen um Wittenberg und Zürich ein eindrucksvolles Beispiel für diese konfessionsbildende Elitenleistung. Nirgendwo ist die Reformation „eingeführt“ worden ohne Experten, die wussten, was sie konfessionspolitisch wollten, und die speziell Predigten und eine Kirchenordnung verfassen konnten. Überragendes Beispiel ist Johannes Brenz, der erst Schwäbisch Hall und dann – als Stuttgarter Hofprediger – ganz Württemberg konfessionalisierte, um noch ein weitgeschätzter Berater darüber hinaus zu werden. Der mehr von der zwinglianisch-oberdeutschen Seite her reformierende, aber auch vermittelnde Martin Bucer stand dahinter nicht zurück, und Jakob Andreae gelang es, nach wissenschaftlichem und praktischem Wirken im württembergischen und badischen Raum eine aus der schwäbischen Konkordie weiterentwickelte Konkordienformel auszuhandeln und durchzusetzen, die dann fünfzig Jahre nach dem Augsburgischen Bekenntnis mit den Unterschriften von fast hundert Reichsständen und charakteristischerweise nicht weniger als 8000 Geistlichen eine einheitliche evangelisch-lutherische Lehre offiziell festschrieb, andererseits aber auch die endgültige Trennung von den Reformierten vollzog.
Die andere Seite der Medaille aber war, dass gerade im Südwesten die eher auf friedlichen Ausgleich und Gewährenlassen setzenden politischen Gewalten in Stadt und Land von dieser aktiven Elite mit Forderungen nach rigider und konsequenterer Konfessionalisierung konfrontiert und unter Handlungsdruck gesetzt wurden. Das gilt etwa für den Ulmer „Polterer“, den kanzelgewaltigen Ludwig Rabus und seine nicht minder militanten Nachfolger im Amt des Superintendenten.14 Oder für den Kalenderstreit, der in Augsburg zu sozialen Unruhen führte, aber auch vom Stuttgarter Hofprediger und Konsistorialrat Lukas Osiander mit kräftiger Polemik angeheizt wurde. Denn selbst wenn der Kalender gut wäre, was ja bei der Gregorianischen Kalenderreform von 1582 zur Wiederherstellung des verrutschten Jahreslaufs durch Überspringen von zehn Tagen und eine verbesserte Schaltjahrregelung zweifellos der Fall war, dürfe man ihn nicht annehmen, weil er vom Papst komme, von dem sich die Evangelischen prinzipiell nichts aufdrängen ließen.15 Wenn im damals kurpfälzischen Heidelberg der Kurfürst dem berühmten Katechismus höchstselbst die später politische Verwicklungen auslösende Definition nachtrug, die Messe sei „vermaledeite Abgötterei“, dann tat er das sicher nicht als Reichspolitiker, sondern als reformierter Laientheologe.16 Die „strukturelle Intoleranz“ war eher eine Sache der Theologen und Geistlichen als der Regierungen und Magistrate.
Das gilt auch grundsätzlich im Reich. Der Augsburger Religionsfrieden ist nicht von den immer stärker in ihrer „strukturellen Intoleranz“ gefangenen Theologen ausgehandelt worden, die ihre einander ausschließenden konfessionsbildenden Primate nicht zur Disposition stellten und so in ihren Religionsgesprächen weder eine christliche Einheit wiederherstellen konnten noch ein gedeihliches Nebeneinander zulassen wollten, sondern von den das Heft in die Hand nehmenden politischen Gewalten mit ihren juristischen und administrativen Experten, um zu verhindern, dass das Reich darüber auseinanderbrach. Das aber war nun gerade möglich durch die hier vorangestellte Staatsbildung in ihrer die Reichsreform geschärften Eigenart. Denn wie löst man ein unlösbares Problem? Indem man es auf eine andere Ebene verschiebt, auf der es lösbar ist. Der meisterhaft stilisierte Text des Augsburger Religionsfriedens, als Teil eines Reichstagsabschieds in deutscher Sprache verfasst, verrät genau, wie das gemacht wurde.
Der Anfang des Textes sei hier nochmal in meiner Paraphrasierung wiedergegeben:17 Auf dem Reichstag zu Augsburg, berichtet der Kaiser in dem Dokument, habe man sich natürlich, wie zur Beruhigung der Theologen al-
Dieses Gemälde von Melchior Küsel wurde 1655, hundert Jahre nach dem Augsburger Religionsfrieden, gemalt. Es stellt dar, wie sich der Kaiser, die Kurfürsten, Theologen und Rechtsgelehrte einigten.
ler Seiten vorangestellt wird, dem Problem der noch immer „strittigen“ oder „spaltigen Religion“ zugewandt, das immer noch unerledigt sei. Dabei aber habe man gleich gemerkt, dass eine Einigung in einer so weitläufigen Sache so schnell nicht zu machen sein werde. Darum habe der Reichstag das alles „bis auf andere gelegene Zeit“ verschoben und sich erst einmal einen anderen Tagungsordnungspunkt vorgenommen, heißt es unschuldig, nämlich den Ewigen Landfrieden, der dringend näherer Ausführungsbestimmungen bedürfe, zumal viele Probleme 1495 noch gar nicht absehbar gewesen wären. Und zwar vor vielen anderen – die Religion.
Elegant wird hier also die unlösbare Wahrheits- und Einheitsfrage auf eine politisch-rechtliche Ebene verschoben, auf der man das Problem angehen konnte. Die Landfriedensregelungen gegen die Fehde wurden auf die Religionskonflikte ausgeweitet, die sich immer gern durch die Berufung auf religiöse Herrscherpflichten, Gewissenentscheidungen und Widerstandsrechte davon ausnehmen wollten. Ausdrücklich wurde die Landfriedensformel von 1495 wiederholt, und feierlich versprachen Kaiser und katholische Reichsstände auf der einen Seite, die evangelischen Kollegen nicht „gewaltiger Weiß“ zu „überziehen, beschädigen, vergewaltigen“, sondern sie bei ihrer Religion „ruhiglich und friedlich“ bleiben zu lassen. In fast gleichen Worten gaben die Evangelischen den Katholischen den Gewaltverzicht zurück.
Auf dieser politisch-rechtlichen Grundlage gelang es nun aber auch, die Konfession in die föderale Staatsbildung einzubauen, ja ihre Doppelstaatlichkeit dafür zu nutzen. Der politische Dreh war die Auslagerung und Verteilung der in der gesamtstaatlichen Einheit noch nicht koexistenzfähigen Konfessionsbildungen auf die einzelnen Territorien. Die in den Ländern und Herrschaften Verantwortung Tragenden durften jeweils selbst entscheiden, nach welcher der beiden und später dreien vereinbarten Konfessionen sie ihr Kirchenwesen einrichten oder reformieren wollten. Das ist der Sinn des nachträglich von den Juristen auf den Begriff gebrachten Ius Reformandi, das nicht die Anfänge politischer Freiheitsrechte beschneiden sollte. Hinzu kamen vielmehr Schutzbestimmungen beispielsweise für Minderheiten und ein generelles Immigrationsrecht für Dissidenten – für damalige Verhältnisse geradezu wegweisend. Damit gelang es, eine friedwirkende Lösung für ein sonst unlösbares Problem zu finden. Diese Religionszuständigkeit, die in der Konsequenz des landesherrlichen Kirchenregiments oft schon vorweggenommen war und nun auch rechtlich erweitert wurde, hat die Landesherrschaft sicher insgesamt gestärkt und endgültig irreversibel gemacht.
Das ist richtig, aber nur die halbe Wahrheit. Dabei wird nämlich übersehen, dass gleichzeitig und gleichermaßen durch den Augsburger Religionsfrieden auch die gesamtstaatliche Reichsebene weiter ausgebaut wurde. Denn es war ja die oberste Reichsgewalt in Gestalt von Reichsoberhaupt und Reichstag, die diese pluralistische Lösung und das ganze Regelwerk aushandelte, beschloss und auch weiterhin gewährleistete – und so ihre Position verstärkte. Dieser Reichsabschied war auch kein zeitlich begrenztes Moratorium mehr wie die „Anstände“ vor ihm oder ein aufkündbarer Friedensschluss, sondern ein unkündbares Reichsgrundgesetz. Die Wiederherstellung der christlichen Einheit wurde noch als letztes Ziel genannt, aber ausdrücklich um einzuschärfen, dass dieses Grundgesetz bis zu diesem unbekannten Termin gelte, also so lange es Konfessionen geben würde. Die Aufnahme in den Ewigen Landfrieden und seine umfassend erweiterte Exekutionsordnung gab diesem Reichsreligionsrecht einen Verfassungsrahmen, aus dem sich auch die landeskirchlichen Rechte weiter ableiteten und sie begrenzten.
Des Weiteren sind ja nicht so viele Konfessionen entstanden, wie es Landesherrschaften gab – man stelle sich das im Südwesten vor! – sondern ausdrücklich ist zunächst wahlweise nur eine evangelische oder eine katholische als Reichskonfession zugelassen worden. Das leistete keineswegs einfach einem Partikularismus Vorschub, sondern setzte auch neue, überterritoriale Solidaritäten und Bindekräfte frei. In den Religionsparteien am Reichstag und auch in zulässig konfessionalisierten Bünden begann das feste Formen anzunehmen, die schon auf die später in die Reichsverfassung integrierten Corpora Evangelicorum und Catholicorum vorauswiesen.
Vor allem aber kam der gesamtstaatlichen Gewalt eine selbst überkonfessionelle oder paritätisch zusammengesetzte Kontrolle über die Einhaltung und Auslegung des Augsburger Regelwerks zu. Mehrere Abweichungen von der Grundregel des Ius Reformandi, das für die geistliche Herrschaft nicht und für die Reichsstädte nur eingeschränkt galt, sowie der Minderheitenschutz entzogen der einzelstaatlichen Ebene Zuständigkeiten und waren einklagbar. Die Komplexität des Religionsrechts gab den Reichsgremien zu tun. Das Reichskammergericht erlebte seine Glanzzeit: Reichshofrat, Reichstag und Reichsoberhaupt brachten gerade in der Konfessionsfrage die Gesamtstaatlichkeit zur Geltung. Kaiser Maximilian II. verstand dann seine Doppelrolle als katholisch-österreichischer Landesherr und als überkonfessionelles Reichsoberhaupt politisch so mustergültig auseinanderzuhalten, dass er das Geheimnis, was er eigentlich persönlich glaubte, mit ins Grab nahm. So gelang es, den konfessionellen Pluralismus mit seiner „strukturellen Intoleranz“ durch eine Verschiebung auf die politisch-rechtliche Ebene und die Nutzung der doppelten Staatlichkeit in den Griff zu bekommen.
Diese Lösung für das ganze Reich galt auch für seine Regionen.18 Im Südwesten wurde zügig Gebrauch vom Ius Reformandi gemacht. Das Herzogtum Württemberg, das lange zwischen lutherischen und zwinglianischen Einflüssen geschwankt und in Ermangelung einer theologischen Einigung auf eine einzige Konfessionsbildungslinie als einem ratlosen politischen Kompromiss das Land gar regional geteilt konfessionalisiert hatte, wurde nun gemäß der reichsrechtlich zugelassenen Konfession mithilfe von Johannes Brenz geradezu zu einem evangelisch-lutherischen Musterland mit Signalwirkung ins Umland ausgebaut. Gestützt auf den Religionsfrieden konfessionalisierte sich auch Baden-Durlach aus noch unklaren Verhältnissen mithilfe der württembergischen Theologen evangelisch-lutherisch, sah dann drei Konfessionen gleichzeitig, um wieder evangelisch geworden auch das katholisch gewesene, aber aus Personalnot nicht recht vorwärtskommende südliche Baden-Durlach gleich mitzukonfessionalisieren, bis nach einigem Hin und Her Herrschaft und Bevölkerung im Norden des Landes evangelisch und im Süden katholisch wurden. Das wohl berühmteste Beispiel für das Kunststück, teils nacheinander, teils gleichzeitig alle drei Konfessionen zu beherbergen, lieferte die Kurpfalz, wobei die Reformierten theologisch erbittert bekämpft, politisch aber doch schon vor ihrer Anerkennung 1648 im Reich geduldet wurden.
Besondere Bedeutung erlangten im entsprechend strukturierten Südwesten die Ausnahmeregelungen des Augsburger Religionsfriedens. Das war zum einen der Städteartikel, der den evangelischen Reichsstädten auferlegte, noch bestehende oder in der zurückdrehenden Interimszeit restituierte katholische Minderheiten zu respektieren. Im klassischen Fall Augsburg wurde die Reichsstadt bikonfessionell und später paritätisch, aber auch in anderen Reichsstädten der dicht besetzten schwäbischen Städteregion setzte das der schnellen oder völligen konfessionellen Homogenisierung Grenzen, die nun in den früh die reformatorische Parteibildung mittragenden Städten trotz einiger eher praxisorientiert-reformierten Erbstücke im evangelisch-lutherischen Sinne erfolgte. Die evangelische Reichsstadt Ulm mit ihrem riesigen Landgebiet hatte etwa in Geislingen lange eine nicht konfessionalisierte „katholische“ Widerstandsenklave geduldet und auch in anderen Zweifelsfällen Vorsicht walten lassen, um nicht das Eingreifen des Reichskammergerichts zu provozieren, vielleicht aber auch, weil der um Ruhe und Frieden bemühte Magistrat so die allzu forschen Konfessionalisierungsforderungen seiner Theologen abwehren konnte.19
Anderen wurde für die katholische Präsenz in der Region – neben dem katholisierenden Vorderösterreich und der zur Wahrung des Standortvorteils des kaiserlichen Hofgerichtes katholisch gewordenen Reichsstadt Rottweil – der geistliche Vorbehalt nützlich. Auch wenn er für den vorgesehenen konkreten Fall, dass ein konvertierter geistlicher Reichsstand seine Herrschaft verlor, hier im Wortsinn nicht relevant wurde, war der dahinterstehende Bestandsschutz für die katholischen geistlichen Staaten ein konfessionsstabilisierender Faktor. Aus dem Kranz der Fürstbistümer um den Südwesten musste bereits vier Jahre nach dem Augsburger Religionsfrieden im Kurerzbistum Trier ein Reformationsversuch von Caspar Olevian abgewehrt werden, der freilich in der nicht reichsunmittelbaren Residenzstadt und von reformierter Seite gesteuert keinerlei Rechtsgrundlagen mehr hatte. Noch wichtiger wurde der explizite Bestandsschutz aber für die Reihe der schwäbischen Reichsprälaten im Zentrum der Region, die durch Bauernkrieg und reformatorisch-soziale Bewegung zum Teil in ihrer Existenz bedroht schienen. Solidarisch organsierte sich ein schwäbisches Reichsprälatenkollegium, das unter der Direktion des Abtes von Weingarten Gerwig Blarer die Zeit bis zum Augsburgischen Religionsfrieden überbrückte, flankiert von den beiden Fürstäbten Kempten und Ellwangen. Theologisch mit Hilfe der neugegründeten Dillinger Jesuitenhochschule, konfessionalisiert und in Reichsgremien vertreten, bestand diese katholische Gruppe die Reformationszeit und hatte mit dem Augsburger Religionsfrieden im Rücken ihre große kulturelle Zukunft im Schwäbischen Barock noch vor sich.
Der Schwäbische Reichskreis als verkleinertes Modell des doppelstaatlich konfessionalisierten Reiches
Und der viele dieser Herrschaften, Städte und Abteien integrierende Schwäbische Reichskreis? Just der Augsburgische Religionsfrieden war auch ein Teil der umfassenderen Ausführungsbestimmungen zum Ewigen Landfrieden. Diese in ihrer nachhaltigen Bedeutung gar nicht zu überschätzende Reichsexekutionsordnung von 1555 stellte erstmals die Reichskreise ins Zentrum und regelte ihre friedenswahrenden Aufgaben, ihre innere Struktur und ihre Kooperation mit anderen Reichskreisen. In der Praxis war der Schwäbische Reichskreis – anders als etwa einige östliche – ein gemischtkonfessioneller Reichskreis. Das Amt des kreisausschreibenden Fürsten, der die Kreistage einzuberufen hatte und auch Führungs- und Verwaltungsaufgaben wahrnahm, teilten sich der evangelische Herzog von Württemberg und der katholische Bischof von Konstanz, was nicht immer problemlos funktionierte, aber den konfessionsverschiedenen Kreisständen die konfessionsübergreifende Ebene des Kreistags bereitstellte, wie entsprechend Reichstag und weitere Reichsgremien den konfessionsverschiedenen Reichsständen. Wie das Reich war aber oft auch der Kreis an der Serie der Konfessionskonflikte beteiligt oder auch am dramatischsten eigentlich nicht beteiligt worden, nämlich an der besonders gründlich vollzogenen Exekution eines Urteils gegen die evangelische Reichsstadt Donauwörth durch den katholischen Herzog von Bayern, für die nach der Exekutionsordnung eigentlich der Herzog von Württemberg als schwäbischer Kreisoberst zuständig gewesen wäre. Der Schwäbische Kreis ist aber über den konfessionspolitischen Konflikten nicht auseinandergebrochen, sondern als einziger Reichskreis in seiner Arbeitsfähigkeit durch eine die allgemeine Exekutionsordnung noch ausbauende eigene Kreisordnung von 1573 sogar besonders gestärkt worden. Ja, er gehörte anders als die zeitweise schwächelnden oder ganz aus-
Sitzung des Schwäbischen Kreises im Ulmer Rathaussaal. Kupferstich von Joseph Arnold, 1669.
setzenden Verfassungsorgane Reichstag und Reichskammergericht zu den Reichskreisen, die sogar im Dreißigjährigen Krieg mit einer dichten Folge von Kreistagen und einer durchlaufenden Direktorialverwaltung aktiv blieben. Nach neuesten Entdeckungen ersetzten sie dabei sogar ausfallende Reichstagskompetenzen wie die Steuerpolitik, gaben anderseits aber der sicherheits- und verfassungspolitisch wichtigen Bündnispolitik der Reichsglieder Rückhalt. Gerade der Schwäbische Reichskreis wurde zu einem der konfessionspolitischen Vorreiter der schließlich zielführenden rigorosen Friedenspolitik des föderalen Reiches.20
So erinnern die zusammen mit dem Augsburger Religionsfrieden ausgestalteten Reichskreise daran, dass erst mit ihnen Landes- und Reichgeschichte unverkürzt und historisch stimmig erfasst werden kann. Am schwäbischen Beispiel erscheint geradezu der Kreis selbst als ein verkleinertes Modell des doppelstaatlich konfessionalisierten Reiches. Darüber hinaus stützten die Kreise aber auch tatsächlich die beiden Reichsebenen, sprangen in konfessionspolitischen Krisen auf der einen oder anderen Ebene ein und trugen so dazu bei, das föderale System am Laufen zu halten, das den politischen Konfessionsfrieden ermöglichte.
Diese Lösung des Konfessionskonflikts nach Art des Reiches ist eine der größten Leistungen des deutschen Föderalismus. In dem Land, in dem mit Reformation und Konfessionsbildung die Probleme entstanden waren und am dichtesten aufeinanderstießen, war dank seiner doppelstaatlichen Grundstruktur eine einzigartige und über zwei Generationen erfolgreiche politisch-rechtliche Ordnung gefunden worden. Während Westeuropa in einer Serie von Religionskriegen versank, herrschte im Reich deutscher Nation mit vergleichsweise geringfügigen Störungen und Militäraktionen mehr als ein halbes Jahrhundert lang Frieden. Es blieb nicht so, und auch das Reichsreligionsrecht bedurfte der Nachbesserungen und der Krisenbewältigung durch das föderale Reichsmanagement bis ins 18. Jahrhundert, worauf hier nicht mehr eingegangen werden kann.21 Aber die Bewältigung des militant aufbrechenden und religiös schwer lösbaren Konfessionskonflikts sowie die nötige Nachsorge in Reich und Region haben auch dem deutschen Föderalismus eine politisch-rechtliche Aufgabe mitgegeben, die ihn bei allen Modifikationen und Erweiterungen seiner Agenda bis in die Gegenwart mitbestimmt.
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Peter Blickle
Das gemeine Regiment: Der Bauernkrieg und sein Erbe
Die Hoffnung wollte nicht sterben, die Furcht blieb. 1529 lud die österreichische Regierung in Innsbruck die Amtleute zu Beratungen nach Überlingen, um „ain neuen aufstand und abfall des gemainen manns an vilen enden“1 zu verhüten. Die „Revolution des gemeinen Mannes“ von 1525, auf die die Gerüchte sich bezogen, war freilich militärisch so eindeutig gescheitert, dass sie sich rasch zerstreuten. Demoralisiert zogen Bauern im Sommer 1525 – als Zeichen der Unterwerfung mit weißen Stäblein in der Hand – durch die Spaliere der höhnenden Landsknechte der Heere der Fürsten heimwärts, soweit sie den Krieg überlebt hatten. Einer der Hauptleute des Heeres des Schwäbischen Bundes meinte, „wo die bündischen einen baurn ersehen, derselbig ist von ihnen erschlagen worden“.2 Der Schwäbische Bund war eine Vereinigung von Fürsten und Bischöfen, Adeligen und Prälaten sowie Reichsstädten zur Sicherung des Landfriedens. Die Unruhen durch Verhandlungen einzuhegen ist ihm nicht gelungen, sein Heer hat die Entscheidung zwischen Mai und Juli 1525 herbeigeführt.
Am 7. März 1525 herrschte noch Optimismus im Land. Fünfzig Bauern saßen in der Stube der Kramerzunft in der Reichsstadt Memmingen. Sie vertraten Zehntausende von Bauern aus Oberschwaben, die sich in den letzten Wochen und Monaten organisiert hatten und sich „Bodenseer“, „Allgäuer“ und „Baltringer“ nannten. Nach gründlichen Beratungen hatten sie sich auf ein neues Format politischer Organisation verständigt – die „Landschaft“. Den Hauptleuten und Räten des Schwäbischen Bundes in Ulm teilten sie mit, sie hätten sich als „ersame Landschaft dieser landsart“ zu einer „Christlichen Vereinigung“ verbunden. Dies in der Absicht, dem „göttlichen Rechten“ als künftiger Grundlage ihrer Beziehungen zu ihren Herren Geltung zu verschaffen.3 Was die „Landschaft“ sei, konnte man wenige Tage später in einer gedruckten Flugschrift lesen, was die Bauern wollten gleichfalls, in einer zweiten. Als Memminger Bundesordnung und Zwölf Artikel stellen sie Manifeste einer neuen, in der Reformation verwurzelten politischen Ordnung dar – des „gemeinen Regiments“.
Wege in die Öffentlichkeit des Reiches
Am Tag der Sommersonnenwende, dem 21. Juni 1524, zogen die Bauern der Landgrafschaft Stühlingen vor das Schloss ihres Herren, des Grafen Sigmund von Lupfen, um ihre Beschwerden vorzubringen.4 Aufsehen erregte, dass sie „mit gewerter hand“ erschienen. Der Vorfall löste diplomatische Aktivitäten am Bodensee aus. Das Haus Österreich schaltete sich ein, doch zu einer Lösung kam es nicht, weil man sich nicht auf Schiedsrichter einigen konnte. Drei Monate dauerte es, bis man sich auf die Reichsstadt Schaffhausen als Vermittlerin verständigt hatte. Der mit ihrer Hilfe ausgehandelte Kompromiss vom 10. September (Schaffhausener Vertrag) gefiel der habsburgischen Regierung, den Stühlinger Bauern, jedenfalls vielen unter ihnen nicht. Ihr strategischer Kopf, Hans Müller von Bulgenbach, gab vor dem gesamten Rat von Schaffhausen zu Protokoll, er lasse sich eher „das haupt abschlagen“,5 als dass er dem Vertrag zustimmen werde.
Worum ging es? Vor allem um die Leibeigenschaft, die Jagd- und Fischereirechte und die Ausgestaltung der Gerichtsverfassung. Darin drückte sich auch eine Hierarchie aus. Ein halbes Jahr später präzisierten die Bauern, was sie an der Leibeigenschaft störte. Man behandele sie, „als wern wir geporn knecht und es mit der zeit dahin mocht komen, das si uns auch verkaufen werden“.6
Doch noch mehr als der Inhalt des Vertrags missfiel den Bauern die vorgesehene Art der Ratifizierung. Im Büßerhemd und barfuß sollten sie am vorgesehenen Platz erscheinen, sich auch auf „Gnade und Ungnade“ ergeben, damit anerkennen, eine kriminelle Handlung begangen zu haben und dafür abgestraft zu werden. Zwei Wochen wurde über Modalitäten der verlangten Demutsgesten nahezu täglich verhandelt. Und als schließlich die Herren von Lupfen den Bauern Vieh wegtrieben (das galt als Kriegshandlung), sprang anlässlich der Hilzinger Kirchweih am 2. Oktober der Funke auf den gesamten Hegau über. Die überlieferten Beschwerden bestätigen, dass die Leibeigenschaft der Kern der Proteste war. Die „Herrschaft über den Leib“ erlaubte massive Eingriffe in bäuerliche Vermögen beim Tod, beschränkte die Heiratsmöglichkeiten auf einen engen Kreis, verpflichtete zu Fronen und wurde jährlich durch die Abgabe eines Huhns an Fasnacht rituell bestätigt.
Vor Ablauf des Jahres reihten sich auch die benachbarten Klettgauer unter die Rebellen ein. Fronen wurden verweigert, Missstände in der Rechtspflege gerügt. Mit ihnen kam ein neuer Ton, den der Reformator Huldrich Zwingli im nahen Zürich angeschlagen hatte, in die gesamte Bauernbewegung am Hochrhein: „Uf das sind wir [die Klettgauer] ettlicher Artikel beschwert, die wir meinent nit mögen erliden werden von dem Evangelium und göttlichen Rechten, von keiner Billicheit noch Rechten: die wir auch nit thun wend ohn Berichtung des göttlichen Rechten.“7 Das „göttliche Recht“ wird das Maß, um die Schuldigkeiten gegenüber der Obrigkeit zu prüfen.
Zwar war es in den ersten Monaten des Jahres 1525 ziemlich ruhig zwischen Bodensee und Schwarzwald, doch zogen kleinere Trupps bewaffneter Bauern durch das Land. Erzherzog Ferdinand hielt das für einen unerträglichen Zustand und bestellte Georg Truchseß von Waldburg zum Feldhauptmann eines kleinen Heeres. Dieser erklärte den „Bauern im Hegau“ in Form einer Aufforderung zur Kapitulation am 15. Februar den Krieg. Das hieß nicht nur Waffen niederlegen, sondern wie in Stühlingen auch, sich auf „Gnade und Ungnade“ Erzherzog Ferdinand von Österreich zu ergeben. Das spaltete und schwächte die Bewegung – manchem mochte der mögliche Verlust von Leib und Leben oder Haus und Hof ein zu hoher Preis sein für die Erleichterungen, die man sich vom Widerstand erhoffte. Gelöst und geregelt war nichts, der Konflikt schwelte weiter. Im März schlossen sich die Bauern dem Bodenseehaufen an und brachten ihre Beschwerden und Hoffnungen mit – in die Kramerzunftstube nach Memmingen.
Die Tuschezeichnung zeigt die Memminger Kramerzunftstube ausgangs des 19. Jahrhunderts.
Das Allgäu war schon seit hundert Jahren ein Unruheherd. Das Jahr 1525 eröffneten die Bauern des Stifts Kempten mit einem Prozess gegen ihren Abt. Das in jeder Hinsicht beeindruckende Protokoll von Zeugenaussagen, das sie vom Stadtschreiber von Kaufbeuren aufnehmen ließen, belegt 1200 Fälle von Standesminderungen – Leibeigenschaft war auch hier der alles überwölbende Beschwerdegrund. Viele ihrer Vorfahren hätten sich „aus iniger Andacht an das gotzhaus […] zinspar gemacht“, mit einem jährlichen Zinspfennig. Die persönliche Freiheit habe der Abt zerstört – durch Gefangennahmen und Einkerkerungen. Mittlerweile seien sie rechtlich schlechter gestellt, „dann die Knecht und Hund“.8
Einen Monat später rebellierte das angrenzende Amt Rettenberg gegen das Hochstift Augsburg. Todfall und Halbteil (Hälfte der Hinterlassenschaft) seien ersatzlos aufzuheben, Kindern und Verwandten sei ein Erbrecht am Nachlass zu sichern und die Heirat freizugeben. Ein zweiter Teil rügt Missstände in der Seelsorge. Die Pfarreien sollen mit gebildeten, residenzpflichtigen Priestern besetzt werden, die ihre Pfarrkinder gewissenhaft mit den Sakramenten versorgen, ohne Stolgebühren, als das zusätzliche Bezahlen für sakramentale Handlungen wie Taufe oder Beerdigungen, zu verlangen.9 Am 24. Februar schlossen sich die Kemptener, Augsburger und weitere Untertanen der verschiedensten Herren zur „Lantschaft im Algew“ zusammen. Erzherzog Ferdinand von Österreich wurde der Zusammenschluss mitgeteilt. In dringlichem Ton wird er gebeten, das „göttliche Recht“ zu schützen. Man muss den Brief genau lesen. In Wahrheit ging er an den Kaiser, an Ferdinand adressiert ist er „als Gubernator und Stathalter Rom[ischer] kais[erlicher] M[ajestä]t“.10
Das zwischen Ulm und Biberach gelegene Baltringen mag 1525 das bekannteste Dorf Oberschwabens gewesen sein. Das lag daran, dass die dort versammelten Bauern – Untertanen von Klöstern, Herren und Rittern, Städten und Spitälern – über Wochen mit den Räten des Schwäbischen Bundes in Ulm verhandelten. Aufmerksame Zeitgenossen haben durchaus erkannt, was sie zusammengeführt hatte: „Und obwol der bauren beschwerden nach gestalt ihrer obrickait manicherlai sind, so komen sie doch in nachvolgenden puncten vast überein, das sie das wort gots frei gepredigt, die wälde, wasser und waide frei und gemain haben, der leibaigenschaft ledig sein, kain besthaupt, handlon noch klainen zehenden mehr geben […], die zins und gult geringert haben, die laßgüter fur erbgüter besitzen, etlich kain obrickait mer haben.“11 Das berichtete der Gesandte des Würzburger Bischofs beim Schwäbischen Bund seinem Herrn. Ganz ähnlich äußerte sich auch Leonhard Eck gegenüber Herzog Wilhelm von Bayern.
Kommunikation über die eigenen Grenzen hinweg
Aus solchen Korrespondenzen erschließt sich, wie die Bauern über die Grenzen ihrer eigenen Herrschaften hinweg sich von Woche zu Woche verständigten, in einer mehr und mehr gereizten und durch die reformatorische Bewegung mächtig aufgeladenen Stimmung. In vielen Reichsstädten Oberschwabens wechselten Priester ins Lager der Reformation (Isny, Kaufbeuren, Biberach, Lindau, Kempten, Ulm), überwiegend in das von Huldrich Zwingli. In Memmingen hatte Christoph Schappeler zu Beginn des Jahres 1525 in einer Disputation vor Bürgermeister und Rat unter dem Druck der Gemeinde die Reformation durchgesetzt, ein Bildersturm in der Marienkirche an Weihnachten war vorausgegangen. Schappelers Predigten waren schon seit langem Ereignisse. Der Rat musste Ordnungsdienste an den Stadttoren und in der Kirche einrichten, um den Zulauf zu seinen Predigten – auch vom Land – unter Kontrolle zu halten.
Die „Zehn Artikel“ der Memminger Landschaft
Der Memminger Spitalmeister machte die Beobachtung, im Mindeltal verlangten die Bauern, „dass ihr pfarrher das evangelium auch predige, hoc est [dies ist], lutherisch“. Wer sich weigere, werde aus dem Dorf gejagt. Etliche hätten auch die „zwinglisch le[h]r“ angenommen und schmähten die konsekrierte Hostie als ein „Beckenbrot“.12 Der Memminger Rat hielt es für angezeigt, solche Unmutsäußerungen in seinem Territorium („Landschaft“) in gelenkte Bahnen zu bringen und bot seinen Untertanen an, ihm ihre Beschwerden vorzulegen. Vieles, ließen sie den Rat wissen, sei „dem gemainen armen Man vast beschwerlich und unleidenlich“, die Stadt solle sie „nach Ausweisung und Inhalt des götlichen worts halten und bei demselben bleiben lassen“. Was sie darunter verstanden, fassten sie in Zehn Artikeln zusammen: Pfarrerwahl und -unterhalt durch die Gemeinde und dementsprechend Aufhebung des Zehnten (Getreideabgabe), Aufhebung der Leibeigenschaft, weil Christus alle „mit seinem teuren blut erloset und erkauft hat“, Freigabe von Jagd und Fischerei, weil Gott allen Menschen die Gewalt „über den fisch im wasser, dem fogel im luft und uber alle tier auf erden“ gegeben hat. Fronen sollen „allein nach lut des wort gotes“ geleistet werden, die Abgaben (Gülten) sollen „ziemlich“ sein, hochgerichtliche Vergehen wie Diebstahl oder Brandstiftung nach „altem Herkommen“ gesühnt werden, ehemals den Gemeinden gehörende Hölzer, Äcker und Wiesen den Gemeinden zurückgegeben werden.13 Die Zehn Artikel der Memminger Landschaft waren Anfang März das Thema in der Stadt. Der Rat holte Gutachten ein, bei Juristen in Augsburg und bei Theologen in Memmingen – und auch bei seinem Prädikanten an St. Martin, Christoph Schappeler.
Eine mächtige Welle von Beschwerden hatte sich im Sturm der Zusammenrottungen in knapp zwei Monaten in Oberdeutschland aufgebaut. In der Kramerzunftstube in Memmingen mussten unterschiedliche Interessen harmonisiert werden. Keineswegs waren sich alle einig, welche Strategie man gegenüber den Obrigkeiten einschlagen sollte. Die Allgäuer hielten wenig von gerichtlichen Verfahren. Jetzt „tapfer mit dem Schwert hindurch tringen“14 hieß ihre Losung. Dagegen waren die Baltringer vergleichsweise pazifistisch. Das mag an Sebastian Lotzer gelegen haben, der als Feldschreiber des Baltringer Haufens über Amtsautorität verfügte und mit ihr jede Art von Gewalt bekämpfte. Ihm wird die Redaktion der Zehn Artikel der Memminger Landschaft zugeschrieben, die mit den Beschwerden der Baltringer Bauern weitgehend identisch waren. Man kann wohl ausschließen, dass sie in der Kramerzunftstube keine Rolle spielten.
Die Bewegung eskaliert zur Revolution
Nach mehrtägigen Beratungen hatte man sich geeinigt – das Reich wurde durch den Druck der Memminger Bundesordnung und der Zwölf Artikel davon in Kenntnis gesetzt, was die Bauern wollten. In elf Auflagen erschien die Bundesordnung, 28 Auflagen erreichten die Zwölf Artikel. Der Schwäbische Bund las sie als Aufrufe zum Landfriedensbruch und setzte sein Heer gegen die Bauern in Marsch. Klostersturm und Burgenbruch waren die Antwort. Die Bewegung eskalierte zur Revolution.
Die Logik von Freiheit und Recht
Am 7. März wurde die Redaktion der Bundesordnung vorgenommen.15 Die „Landschaft“, für die sie gelten sollte, wollte den Obrigkeiten weiterhin nur leisten, was man ihnen nach Maßgabe des göttlichen Rechts schuldig sei. Der Aufrechterhaltung der Ordnung dient eine Regimentsordnung. Sie legt fest, dass jeder „Haufe“ je einen Obersten und vier Räte abordnet, die gewis-
Titelblatt der „Memminger Bundesordnung“ (Speyer: J. Eckhart, 1525).
Titelblatt der „Zwölf Artikel der oberschwäbischen Bauern“ (Augsburg: M. Ramminger, 1525, erster Druck).
sermaßen die Regierung der „Christlichen Vereinigung“ darstellen. Ein „gemeiner Landfried“ soll in Oberschwaben gelten. Niemand darf zu „Aufruhr“ veranlasst werden, jeder hat das Recht und die Pflicht, streitenden Parteien Frieden zu gebieten. Diesem dient auch, dass die Gerichte (es handelt sich überwiegend um bäuerliche und bürgerliche Geschworenengerichte) weiterhin wie bisher arbeiten. Das alles findet sich so oder ähnlich auch in den Artikelbriefen (Feldordnungen) der Landsknechte aus der Bodenseegegend. Ein letzter Artikel dient der Durchsetzung des „Evangeliums“. Geistliche sollen es predigend verkünden, aber keine Messen lesen. Erweisen sie sich in diesem Sinne als „evangelisch“, werden sie von ihrer Pfarrgemeinde mit einem angemessenen Einkommen ausgestattet. Das ist ein scharfes Programm, denn es zeichnet in groben Strichen ein neues Format politischer Organisation. Das Leben konnte ohne geistliche und weltliche Herren bewältigt werden. In der Rhetorik der Bauern sollte das bald das „gemeine Regiment“ heißen und eine Regierungsform beschreiben, an der viele beteiligt waren. Der Begriff „gemein“ war mit viel Pathos aufgeladen, er wurde in der frühen Reformation zu einem positiven Begriff aufgebaut. Der „gemeine Nutzen“ trat seinen Siegeszug gegenüber dem Eigennutz an.
Die Memminger Bundesordnung ist in der Kramerzunftstube beraten worden.16 In den Druck gingen überraschenderweise zwei Fassungen. Davon verbietet eine jede „Gewalt“ gegenüber den Obrigkeiten, hofft folglich auf stattfindende Verhandlungen, die durch weltliche Fürsten (Ferdinand von Österreich „als Gubernator und Statthalter Römischer Kaiserlicher Majestät“, Friedrich der Weise) und Städte (Nürnberg, Straßburg, Zürich und Lindau) sowie je zwei Reformatoren (Friedrich dem Weisen werden Luther und Melanchthon zugeordnet) entschieden werden sollen.17 Eine andere Fassung schiebt alle Abgaben an die Herren auf. Die Druckorte Speyer, Worms und Straßburg sowie Handschriften in den Archiven von Basel, Freiburg und Karlsruhe18 legen es nahe, den Urtext unter den Bauern am Hochrhein (Stühlingen, Hegau, Klettgau, Schwarzwald) zu suchen. Dass man in Thüringen von „12 artickel[n], so von den Schwarzweldischen burn im druck ausgangen“19 sprach, ist kein Versehen. „Schwarzwald“ war der Sammelbegriff für die Region, und die Durchzählung der Artikel ergibt die Zahl zwölf.
Theologen als Verfassungsrichter
Die Memminger Bundesordnung in dieser Druckfassung ist aber noch in anderer Hinsicht ein interessantes Dokument. Sie ersetzt den in Artikelbriefen üblichen Kriegsherrn durch (den dreifaltigen) Gott. Was göttliches Recht sei, heißt es in einem Postscriptum, sollen Reformatoren entscheiden.
„Hernach sein bestimpt
die doctores so anzeygt sein zu außsprechung
des Go(e)tlichen Rechten.
Doctor Martinus Luther
Philipus Melancthon
Doctor Jacob strauss zu ysleben
Osyander zu Neurmberg [Osiander]
Biblicanus zu Nerlingen [Billican]
Matheus Zeller vnd seine gesellen zu Straßburg
Conradus Predicant zu Ulm
Predicant zu Hall
Predicant bey den parfu(e)ssern zu Augspurg [Keller]
Predicant zu Riedlingen [Zwick]
Predicant zu Lindaw im Closter [Rötlin]
Vlrich Zwinglin vnd seine gesellen zu zürich
Predicant zu Reutlingen [Alber]
Der predicant zu Kempten auff dem berg“ [Waibel].20
Die Zwölf Artikel sind ein originelles Dokument, denn es besagt ja nichts anderes, als dass die Bauern in den Theologen – modern gesprochen – Verfassungsrichter sahen. Die Heilige Schrift (das „göttliche Wort“) ist der Verfassungstext einer christlichen Gesellschaft, den es nur richtig auszulegen gelte, um das „göttliche Recht“ aus ihm zu erheben.
Die „Richterliste“ als letztes Blatt der Memminger Bundesordnung (Speyer: J. Eckhart, 1525). An erster Stelle werden Martin Luther und Philipp Melanchthon genannt.
Die „Zwölf Artikel der schwäbischen Bauern“
Die vorstehende „Richterliste“, wie sie in der Forschung heißt, wirft allerdings zwei Probleme auf, die bislang nicht gelöst, ja nicht einmal als solche wahrgenommen wurden. Weshalb sollte ein Organigramm politischer Institutionen einer Überprüfung durch die Heilige Schrift unterworfen werden? Offenbar wurde die „Richterliste“ schon von den Zeitgenossen einem anderen Text zugeordnet – den Zwölf Artikeln der schwäbischen Bauern. Diese haben Luther, Melanchthon und Brenz kommentiert, nicht die Bundesordnung. Daraus kann man folgern, dass die Zwölf Artikel der schwäbischen Bauern tatsächlich in Memmingen beraten und verabschiedet wurden, weil man sich dort auf die „Richter“ verständigte. Das muss nicht um den 7. März, sondern kann – nach möglichen Ratifizierungsverfahren in den Haufen – auch später erfolgt sein.21 Damit dürfte gesichert sein, dass die Zwölf Artikel kein Manifest eines (unbekannten) Einzelnen sind, was persönliche Anteile nicht ausschließt. Dass die Zwölf Artikel lokal auf Memmingen bezogen werden, erfolgte aufgrund ihrer engen Verwandtschaft mit den Zehn Artikeln der Memminger Landschaft.
Die wichtigsten Modifikationen seien hier genannt. In den Zwölf Artikeln werden alle Forderungen unter einen – wie man sagen könnte – Eigentumsvorbehalt gestellt. Zehnten, Wälder, Fischwässer, Wiesen und Äcker, die als ursprünglich im Besitz der Gemeinden gedacht sind, werden, falls ihre Inhaber ihre Besitztitel urkundlich belegen können, als Eigentum geachtet und als solches durch die Gemeinden zurückgekauft. Nicht über den erbarmungswürdigen Zustand der Leibeigenschaft wird geklagt, Freiheit wird gefordert. Marginal ausgebrachte Bibelbelege sollen die Rechtmäßigkeit der Forderungen, ihre Verträglichkeit mit dem göttlichen Wort unterstreichen. „Freiheit“ und „Recht“ sind die Kernbereiche der redaktionellen Operationen.
Im dritten der Zwölf Artikel ist das in geradezu poetischer Schönheit zur politischen Theorie ausgebaut worden. Wenige Texte der Reformationszeit haben eine dichtere Form für eine politische Vision gefunden: „Zum dritten, Ist der Brauch bisher gewesen das man uns für ir aigen Leüt gehalten haben, wölchs zuo erbarmen ist, angesehen das uns Christus all mit seinem kostparlichen Pluotvergüssen erlößt und erkauft hat, den Hirten gleich als wol als den Höchsten, kain ausgenommen. Darumb erfindt sich mit der Geschrift, das wir frei seien und wöllen sein. Nit das wir gar frei wöllen sein, kain Oberkait haben wellen, lernet uns Gott nit. Wir sollen in Gepotten leben, nit in freiem fleischlichen Muotwilen; sonder Got lieben, in als unsern Herren in unsern Nechsten erkennen und alles das ton, wo wir auch gern hetten, das uns Got am Nachtmal gepotten hat zuo einer letz. Darumb sollen wir nach seinem Gebot leben, zaigt und weist uns dis Gepot an das wir der Oberkait nit korsam seien? Nit allain der Oberkait, sunder wir sollen uns gegen jederman diemütigen, das wir auch geren gegen unser erwelten und gesetzten Oberkait (so uns von Got gesetzt) in allen zimlichen und christlichen Sachen geren gehorsam sein. Seien auch on Zweifel, ir werdend uns der Aigenschafft als war und recht Christen geren entlassen oder uns im Evangeli des berichten, das wirs seien.“22
Gesetze müssen „ziemlich“ und „christlich“ sein
Nach Meinung der Verfasser ist der Mensch frei dank des Erlösungswerkes Christi, er ist frei durch das Zeugnis der Heiligen Schrift und er ist frei aus (christlicher) Liebe. Doch wie die Ansprüche der Gemeinden auf Restituierung von Wäldern, Wiesen und Fischwassern unter einem Eigentumsvorbehalt stehen, so steht die Forderung nach Freiheit unter einem Obrigkeitsvorbehalt. Die mit der Leibeigenschaft verbundenen Herrschaftsrechte (Gerichts-, Steuer- und Wehrhoheit) implodieren nicht, aufgehoben werden müssen ihre gesellschaftlich kränkenden, wirtschaftlich ruinösen und moralisch untragbaren Folgen – Heiratsverbote, verbotene Freizügigkeit, Belastung von Witwen und Waisen mit Entzug von Teilen der Erbschaft, Gefangenschaft und Ausschluss von den Sakramenten. Freiheit bedeute nicht, außerhalb geordneter Verhältnisse zu leben. „Gebote“ (Gesetze) müssen sein, sie sind die Zentrale und Schaltstelle der „Gewalt“ – ein halbes Jahrhundert später sollte das Souveränität heißen. Aber Gesetze müssen zwei Bedingungen genügen: Sie müssen „ziemlich“ und „christlich“ sein. „Ziemlich“ meint in Oberdeutschland rechtskonform in dem Sinn, dass Gesetze eine Art Normenkontrollverfahren durch die Gerichte und die Personen durchlaufen müssen, in denen und für die sie gelten sollen. Gesetzesvorhaben werden damit auf ihre Verträglichkeit mit dem bestehenden Recht geprüft, und sie werden Recht, wenn die Betroffenen dazu ihre Zustimmung geben. Das war eine praktizierte Norm, die allerdings durch einseitige herrschaftliche Satzungen in den vergangenen Jahrzehnten stark beschädigt worden war. „Christlich“ heißt dem Evangelium gemäß, dem „göttlichen Wort“ entsprechend. Zwingli hatte so das Amt der Obrigkeit verankert, der Zürcher Rat ist ihm gefolgt und hat allein bis 1530 fünfzig Mandate in diesem Sinn erlassen. In Memmingen fand er Gefolgsleute, zu denen auch Sebastian Lotzer gehört. Dieser dritte der Zwölf Artikel transformiert die Beschwerden der Bauern in wechselseitige und aufeinander bezogene Ziele – Freiheit und die Mitwirkung an Gesetzen stehen jedem Menschen zu, aus Leibeigenen werden Bürger.
Die Zwölf Artikel hätten unter Beteiligung der Reformatoren Grundlage von Verhandlungen mit den Herren werden sollen. Aus beidem ist nichts geworden. Die Reformatoren, namentlich Martin Luther, sahen in den Programmen das Werk von „Mordpropheten“. Man dürfe die „Zwei Reiche“ nicht vermengen, Freiheit könne nicht aus dem Evangelium begründet werden, Leibeigenschaft aber aus dem Brief von Paulus an die Korinther schon. Christoph Schappeler – und mit ihm Erasmus von Rotterdam und der junge Zwingli – sahen das anders: „Von der Leib Aigenschafft waiss das Evangelium nichts […], wiewol ettlich die Leib Aigenschafft aus Paulo zu halten für notwendig ainem Christen vormainen.“23 Freiheit ist der biblisch begründete Status von Menschen, Gesetze können ihn nicht aufheben, sagt Schappeler, der mit in der Kramerzunftstube saß, allerdings mahnend, „nicht ufruoresch mit dem schwert, sunder mit lieb und fründtschaft an die herren fürzunehmmen“.24 Die Herren des Schwäbischen Bundes dachten nicht daran, mit der „Christlichen Vereinigung“ als solcher zu verhandeln. Bereits beim Bekanntwerden ihrer Gründung am 7. März wurde in Ulm auf Druck der Fürsten die Generalmobilmachung beschlossen. Adel und Prälaten sowie Reichsstädte wurden über die Motive nicht korrekt informiert.25
Was in Memmingen um den 7. März ausgehandelt worden war, ruhte auf den drei Säulen persönliche Freiheit, Gesetzgebung im konsensualen Verfahren mit den dem Gesetz Unterworfenen sowie auf göttlichem Recht. In einer Situation höchster Erregung und konfrontiert mit dem kriegerischen Vorgehen der Fürsten und des Schwäbischen Bundes gegen die Bauern, sind diese drei Elemente zu einer politischen Theorie ausgearbeitet worden. Sie ist als anonyme Flugschrift unter dem Titel An die versamlung gemayner Bawerschafft vermutlich in Nürnberg erschienen, hat ihren Autor aber im Umfeld der Bundesordnung und der Zwölf Artikel, auf die sie sich mehrfach bezieht. Ihr Drucker wurde vom Nürnberger Rat umgehend inhaftiert.
Die theoretische Begründung des gemeinen Regiments
An die Versammlung gemeiner Bauernschaft ist ein komplizierter Text. Er behandelt viele Sachbereiche.26 Man kann aber ein tragendes Argumentationsgerüst freilegen. Es lautet: die Leibeigenschaft mündet in Sklaverei, Sklaverei ist Folge von Tyrannei, gegen Tyrannen darf man sich zusammenrotten. Und wie lautet der Gegenentwurf zu Tyrannei? Er besteht im gemeinen Regiment, das auf Normen beruht, die sich als „göttliches Recht“ aus dem „göttlichen Wort“ (Heilige Schrift) heraus entwickeln lassen.
„Freiheit“ ist der von Gott gewollte Status von Menschen. Christus hat die Menschen „so tewer erkauft […] mit seinem bittern tod“, dass „Leibeigenschaft“ nicht anders als „heidnisch“ genannt werden kann. Welche Perversion hat sich doch eingeschlichen, dass Menschen der Obrigkeit „leibeigen“ geworden sind.27 Schon dadurch erweisen sich die Verhältnisse als tyrannisch. Tyrannei und Freiheit schließen sich aus, das lehrt die Geschichte Israels, Roms und der Eidgenossenschaft. Tyrannei macht aus freien Untertanen „Eigenleut“ und „servi“. „Nach Thürckischer art wirt man euch verkaufen, wie das vich, roß und ochsen.“28 Dennoch wird Leibeigenschaft nicht nur metaphorisch für Sklaverei gebraucht. Wo der Begriff inhaltlich aufgefüllt wird, deckt er sich mit den oben beschriebenen Verhältnissen in Oberschwaben.
Woher ist der Maßstab für ein legitimes Regiment zu gewinnen? Es ist die „göttliche Juristerei“ als Auslegekunst des göttlichen Rechts. Die „göttlichen Juristen“ sind die Evangelisten und die Apostel, auch weise Könige des Alten Testaments wie Salomon: Danach hat kein Herr die Macht, nach seinem eigenen Willen zu handeln und den Gottes zu missachten (Jos 1,18). „Gewalt“ (Macht) ist Menschen gegeben zur Besserung, nicht zur Verschlechterung („böserung“) der bestehenden Verhältnisse (2 Kor 10,8). Man muss Gott mehr gehorchen als den Menschen (Apg 5,29). Schon Salomon hat die gerechten Menschen aufgerufen, tapfer der unrechten Gewalt zu widerstehen.29 Aus dem Korintherbrief begründet sich die Freiheit: Wer Knecht ist und sich frei machen kann, soll sich befreien. Zwar muss man sich als Knecht keineswegs um sein Heil „sorgen“. Dennoch rät Paulus den Korinthern, „doch kannst du frei werden, so brauche das viel lieber“ (1 Kor 7,21–23).
Die Ablehnung von Luthers Zwei-Reiche-Lehre
Im schärfsten Widerspruch zu dem, was Martin Luther in seiner Zwei-Reiche-Lehre vertreten und in seiner Ermahnung zum Frieden auf die zwölf Artikel der Bauernschaft in Schwaben wiederholt hatte, wird aus all dem schließlich gefolgert: „Und ob si immer und ewig vil sagen von zwaien gebotten, nemlich divina, betreffent der seel hail, zum andern politica, die den gemainen nutz betreffent. Ach got, dise gebot mögent sich nit vonainder schaiden, dann die politica-gebotte seind auch divina; die den gemainen nutz treulich fürdern, ist nichts anders dann die brüderliche lieb treulich zue erhalten, das der seligkait höchste verdienung aine ist.“30 Die zwei Reiche sind so eingeschmolzen in ein einziges christliches Gemeinwesen. In ihm herrscht Freiheit, und die Freien haben politische Rechte. Dazu gehöre auch, wie die Geschichte lehre, die Absetzung von Königen und Kaisern und erst recht die von Fürsten und Herren, die ihre Herrschaft ja über die des Kaisers legitimieren.31
Das „gemeine Regiment“ als erstrebte Regierungsform
Das „gemeine Regiment“ wird die vom Autor (oder den Autoren) der Flugschrift favorisierte Regierungsform. Es ist nicht monarchisch, obschon es einen Kaiser als Oberherrn duldet, aber der Kaiser ist im Verständnis der Zeit kein monarcha. Es nimmt Maß an den Reichsstädten mit Zunftverfassung und kann sich für das Land eine ähnliche Organisation denken. Bauern, Schuster und Schneider können ins Regiment gewählt werden, die dann aber auch die gleichen obrigkeitlichen Rechte haben wie städtische Bürgermeister und Räte. Allerdings bedarf es, um wirklich ein gemeines Regiment sein zu können, der häufigen Gemeindeversammlungen. Im System der antiken Staatsformenlehre ist das gemeine Regiment die „Republik“.
Utopisch oder theokratisch wird man all das nicht nennen wollen und dürfen. Der Theokratieverdacht – man kann es heute kurz machen – ist obsolet geworden, seit Geschichtswissenschaft und Politikwissenschaft für die Zeit der konsolidierten Reformation ein Politikverständnis unter Theologen und Juristen dingfest gemacht haben, das sich selbst als politica christiana, als „christliche Herrschaftslehre“ oder „Politik aus der Bibel“ definierte.32 Utopisch sind die Konzepte aus der Memminger Kramerzunftstube deswegen nicht, weil sie durchaus praktikabel waren.
Im Hochstift Chur war der Grundriss der Memminger Bundesordnung schon im 15. Jahrhundert in groben Zügen Realität. Dort konnten die Gerichte ihren Ammann selbst wählen. Zusammen mit den in der Regel 12 oder 16 Räten und Geschworenen bildeten die gewählten Ammänner (mistral, podestà) und die Gemeindeversammlung (cumin) die für die Fortentwicklung von Recht und Gesetz zuständige Korporation. Inhaltlich handelt es sich dabei um die Sicherung des Landfriedens und ein diesem dienendes Strafrecht, um den gesamten Bereich des Zivilrechts (Schuld- und Erbrecht) und des Gerichtsverfassungsrechts. Die Kompetenzverlagerung auf die Kommunen belegen etwa die Statuten des Münstertals von 1427, die von der Gemeinde formuliert, vom Talrichter lediglich redigiert und vom Bischof von Chur als der Herrschaft nur mehr besiegelt wurden. Die Gerichte überwölbte der „Gotteshausbund“, auf dessen Versammlungen („Gotteshaustage“) die Stadt Chur und die Gemeinden (Domleschg, Schams, Oberhalbstein, Bergell, Oberengadin und Unterengadin) mit dem Adel und dem Domkapitel regionale Probleme lösten: etwa die Finanzierung der Verteidigung des Landes durch Steuern oder Bündnisfragen.
Staatsbildung: jenseits der Adelsherrschaft
Entscheidend an der hier knapp skizzierten Geschichte Graubündens ist die grundlegende Neubegründung politischer Macht. Macht legitimiert sich nicht mehr über die Adelsqualität (die weltliche Herrschaft der Geistlichen ist diesem Modell nachgebildet) und damit über das Geblüt, sondern sie residiert in der Gemeinde. Damit wurzelt jedes politische Amt in einem übertragenen Mandat. Zweck des politischen Verbandes konnte wegen der Rechtsgleichheit aller gar nichts anderes als das Gemeinwohl sein. Diese Normen haben in Graubünden durch die Ilanzer Artikel von 1524 und 1526 gewissermaßen Verfassungsrang erhalten. Verabschiedet werden die beiden Verfassungsdokumente nämlich von „landrichter und gmein drü pünth einhilligenclich und unverschidenlich für uns und alle, so in unseren drien pünthe gesessen und wonnhaft sind“. Und sie dienen zu des „gemeins mannes nutz und frummen“.33 Der „gemeine Mann“ und der „gemeine Nutzen“ verschmelzen zum Staatszweck. Die skizzierte Verfassung steht auf Eid. Alle Bündner als Bürger erneuern ihn alle zwölf Jahre.34 Folglich konnten sie auch sagen, „die form unsers Regiments ist Democratisch: und stehet die erwellung unnd entsetzung der Oberkeiten/ allerley Amptleüten/ Richtern und Befelchshabern [….] bey unserm gemeinen man“.35
Solche Strukturen bilden sich sachlogisch zwingend, wenn man politische Gewalt nicht einem Herrenstand als angeboren zuschreibt. Sizilien, Flandern und die Schweiz haben, wenn mehrheitlich auch nur vorübergehend, ähnliche Verfassungen ausgebildet.36 Staatsbildung ohne feudale Vorformen konnte so erfolgen, beispielsweise im 17. Jahrhundert in Massachusetts. Das alles unterscheidet sich kaum von der Verfassung der „Christlichen Vereinigung“, die am 7. März 1525 in Memmingen geschaffen wurde.
Komplementäre Organisationsformen von „Staat und Kirche“
Staat und Kirche, wenn man die Begriffe für die Zeit überhaupt gebrauchen will, haben – um es zusammenzufassen – einen komplementären Charakter. Staat drückt sich im „gemeinen Regiment“ aus, das an der Rechtsfortbildung durch Gesetze direkt oder indirekt alle – alle Freien muss man hinzufügen – beteiligt. Wie Kirche beschaffen sein sollte, war unstrittig: Pfarrerwahl durch die Gemeinde, Finanzierung der Seelsorge durch kommunale Umlagen (oder den Zehnten), Sicherung einer evangeliumsgemäßen Lehre über die Pfarrei hinaus durch Synoden. In mehreren handschriftlichen Fassungen der Memminger Bundesordnung war das vorgesehen. Es soll „das gotlich wort one allen menschlichen zusatz gebredigt werden. Wo sich aber inn solchem span begebe, sol der [richtig: die] priester derselbigen landtschaft oder flecken mit iren byblen zusamenberuft werden und die handlung nach inhalt der heiligen geschrifft und nit nach menschlichem beduncken entschieden und entlich ußgesprochen werden […].“37 Drei Jahre danach, 1528, versammelte sich in dieser Zusammensetzung unter dem Vorsitz von Huldrich Zwingli erstmals die „Synode“ der reformierten Kirche Zürichs, eine Generation später in Genf unter der Führung Jean Calvins das ähnlich verfasste „Kollegium der Pastoren“.38
Vertraglich gebändigte „Gewalt“
Die Furcht vor neuen Aufständen, die im Süden des Reiches auch nach der Niederwerfung der Bauern bis in die 1530er-Jahre herrschte, vielleicht auch die Einsicht in die Notwendigkeit von Reformen, führte zu vielerlei Bemühungen, die Konfliktfelder einzuebnen. Wie dramatisch sich die Lage insgesamt darstellte, belegt die Beobachtung, dass offenbar viele Bauern Anarchie für einen erträglicheren Zustand hielten als unter ihre alte Herrschaft zurückzukehren. Die Bauern des Stifts Kempten traten nur zögerlich und anfangs in kleineren und größeren Gruppen durch die Huldigung wieder in eine Beziehung zu Abt und Konvent, insgesamt dauerte der Prozess mehrere Jahre. Ähnliches lässt sich auch anderwärts beobachten. Offenbar wollten die Leibeigenen Georgs von Waldburg in der Herrschaft Wolfegg individuell ihre alte Herrschaft wieder anerkennen oder nicht, beugten sich dann aber doch den Mehrheitsentscheidungen ihrer Gemeinden.
Oberschwaben als Innovationslandschaft
Verträge zwischen Herrschaft und Untertanen wurden in städtischen Territorien (Memmingen, Basel), Adelsherrschaften (Waldburg, Baden, Hanau-Lichtenberg) und geistlichen Herrschaften (Kempten, St. Gallen, Augsburg, Chur) geschlossen. Durch diese Art von Vertrag wurde Oberschwaben zur Innovationslandschaft, denn durch ihn wurde, wie umfassend und dauerhaft auch immer, die „Gewalt“ der Herrschaft gebändigt. Das gilt zweifach: hinsichtlich des Umfangs der Herrschaftsrechte und hinsichtlich der Möglichkeit, sie weiterzuentwickeln.
In nahezu allen Herrschaften – Graubünden ausgenommen – stand die Leibeigenschaft im Zentrum der vertraglichen Regulierungen. In der Regel wurde die Ehe freigegeben, die Freizügigkeit gestattet oder zumindest erleichtert, wirtschaftliche Belastungen aus der Leibeigenschaft aufgehoben oder gemindert, in Geld umgewandelt und damit in die Form einer Erbschaftssteuer gebracht. Das konnte bis zur faktischen Aufhebung der Leibeigenschaft gehen wie im Stift Kempten oder bis zur Möglichkeit des Freikaufs aus der Leibeigenschaft wie in den Waldburger Herrschaften. Wie weit die Realität von der Norm entfernt war, ist noch nicht untersucht.
In Memmingen taucht die Leibeigenschaft im späteren 16. Jahrhundert wieder in der Überlieferung des Spitals auf. In Kempten fehlt der Begriff bis ins 18. Jahrhundert, in Hanau-Lichtenberg wird bis Ende des 18. Jahrhunderts vor dem Reichshofrat, dem Gericht des Alten Reiches, über seine Reichweite gestritten, auf der anderen Seite haben die Leibeigenen der Waldburger Herrschaften von ihrem Recht auf Freikauf offenbar keinen Gebrauch gemacht oder machen können. Zur Freiheit im Sinne des dritten der Zwölf Artikel hat es nirgends gereicht. Immerhin war eine Bresche in das System geschlagen, das sich auf die Dauer auch nicht behaupten konnte. Ansonsten waren die Verbesserungen sehr verschieden und punktuell: hier das Jagdrecht auf den landwirtschaftlichen Kulturen, dort die Anhörung der Gemeinde bei der Bestellung eines Pfarrers. Freie Pfarrerwahl durch die Gemeinde setzte sich allerdings nur in Graubünden durch.
Viele Verträge sollten „auf ewig“ gelten und waren damit auch noch nach Jahrhunderten bei den Reichsgerichten einklagbar. Kemptener Bauern haben davon noch im 18. Jahrhundert Gebrauch gemacht. In all dem gewinnt eine interessante verfassungsrechtliche Figur ihre erste Kontur: Herrschaft fußt letztlich auf einem Vertrag, den Individuen willentlich und freiwillig zu ihrer größeren Sicherheit schließen.
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Hubert Wolf
Reformkonzilien und Reformation
Am 11. November 1417 war die Welt zu Gast am Bodensee. Aus allen Ländern des Abendlandes hatten sich Abgesandte eingefunden, und immer noch kamen „Tausende zu Fuß, zu Pferd oder in Wagen durch die Stadttore von Konstanz“, wie der Florentiner Gelehrte Poggio Bracciolini schrieb. Sie reisten zum Ökumenischen Konzil, das in Konstanz von 1414 bis 1418 tagte. An ebenjenem 11. November wählte es einmütig Kardinal Odo Colonna zum allgemein anerkannten Papst, der sich nach dem Tagesheiligen Martin V. nannte. So beendete es nach fast vierzig Jahren das große Abendländische Schisma, die Kirchenspaltung, während der zunächst zwei und später sogar drei Päpste um die Vorherrschaft gestritten hatten. Die Strapazen der Teilnehmer hatten sich also gelohnt. Vom deutschen Südwesten ging ein hoffnungsvolles Signal aus: Das Konzil hatte die Einheit der Kirche wiederhergestellt und entscheidende Reformen auf den Weg gebracht, die eine erneute Spaltung der Christenheit verhindern sollten.
Fast auf den Tag genau hundert Jahre später, nicht am Bodensee, sondern im kursächsischen Wittenberg, spielte wieder ein Martin eine kirchen- und weltgeschichtlich entscheidende Rolle. Am 31. Oktober 1517 soll er – so will es die Meistererzählung des Reformationsfestes, eine Legende, wie man heute weiß – seine 95 Ablassthesen an den Toren der Schlosskirche angeschlagen haben. Damit begann nicht, wie bei Universitätsthesen damals üblich, eine innertheologische Disputation, es kam auch zu keiner Reform des Ablass(un)wesens. Vielmehr folgten die Reformation und eine bis heute dauernde Kirchenspaltung. Auch wenn in dem abgelegenen Flecken Wittenberg anders als in Konstanz keine Delegierten aller Herren Länder anwesend waren, bekam die europaweite Öffentlichkeit doch umgehend mit, was in Kursachsen Unerhörtes geschah. Sie war viel besser und rascher informiert als ein Jahrhundert zuvor über die Vorgänge beim Konstanzer Konzil. Luthers Thesen wurden nämlich vieltausendfach verbreitet, mithilfe von Gutenbergs neuer Erfindung, gedruckt nicht in der Gelehrtensprache Latein, sondern in der Volkssprache Deutsch.
Sitzung der Gelehrten, Bischöfe, Kardinäle und des Papstes auf dem Konzil im Konstanzer Münster. Aus der Chronik des Konzils von Konstanz des Ulrich Richental, ca. 1460/65.
Reformation als Folge des gescheiterten Reformkonzils?
Genau hundert Jahre liegen zwischen dem Signal der Reform und der Einheit der Kirche, das von Konstanz ausging, sowie dem Fanal der Reformation und der Spaltung von Kirche und Welt, das der Martin aus Wittenberg setzte. Es verwundert nicht, dass insbesondere in der katholischen Kirchengeschichtsschreibung nach möglichen Verbindungslinien zwischen 1417 und 1517 gefragt worden ist. Eine weitverbreitete Antwort lautet: Wären die Beschlüsse der Reformkonzilien des 15. Jahrhunderts konsequent umgesetzt worden, hätte man in Rom das Konstanzer Signal gehört, wäre es nicht zur Reformation des 16. Jahrhunderts und damit zur Kirchenspaltung gekommen. Weil die römische Kirche und insbesondere die Päpste die konziliaren Reformen torpedierten, die Appellation der Gläubigen an ein ökumenisches Konzil gegen päpstliche Entscheidungen verboten und unter strenge Strafe stellten und so das Konzil als kollegiales Kontrollorgan für den sich immer absoluter gerierenden Kirchenmonarchen in Rom ausschalteten, traten während des Renaissancepapsttums in der Kirche die alten Missstände wieder auf, gegen die Luther und die übrigen
Im Jahr 1417 blickte die Welt auf das 1388 als Lagerhaus errichtete Gebäude am See, in dem das Konstanzer Konzil und die Papstwahl Martins V. stattfanden und die Stadt Kirchengeschichte schrieb.
Reformatoren in der Tradition der Reformkonzilien fast zwangsläufig aufbegehren mussten.
Bereits Zeitgenossen Luthers vertraten diese Position. Und die katholische Forschung war sich in dieser Frage ausnahmsweise einmal von ganz „rechts“ bis ganz „links“ einig. So schrieb der konservative Münsteraner Kirchenhistoriker Erwin Iserloh: „Weil die Reform an Haupt und Gliedern scheiterte, kam es zur Spaltung. Demnach wäre die Reformation die revolutionäre Antwort auf das Versagen der Reform des 14. und 15. Jahrhunderts.“ Und der eher kritische Tübinger Kirchenhistoriker Karl August Fink stellte fest, Rom habe für seine konsequente Verhinderung der Reform der Kirche zu Recht die Reformation als Quittung erhalten.
Auch wenn heute die Meistererzählung von Luther und der Reformation als geradezu zwangsläufiger Folge des Scheiterns der Reformkonzilien berechtigterweise infrage gestellt wird – die Reformation war mehr als das und auch anders –, lohnt es sich trotzdem, nach möglichen historischen Linien und Wegen zu fragen, die von Konstanz nach Wittenberg führen. Und da die Reformkonzilien schon durch ihre Tagungsorte eng mit dem deutschen Südwesten verbunden sind, liegt es nahe, darauf in einem Band zum 500. Reformationsjubiläum in Baden-Württemberg einzugehen.
Vorgeschichte: das Große Schisma
Mit Reformkonzilien werden in der Forschung die drei ökumenischen Synoden von Pisa 1409, Konstanz 1414–1418 und Basel 1431–1449 bezeichnet, die eine Antwort auf die große Krise versuchten, in der sich die Kirche seit Beginn des 14. Jahrhunderts befand. Die Päpste waren nicht zuletzt durch das selbstherrliche Agieren von Papst Bonifaz VIII. (1294–1303) in eine weitgehende Abhängigkeit von Frankreich geraten. Dies führte nicht nur zur Aufhebung des Templerordens unter mehr als fadenscheinigen Gründen, sondern auch zur dauerhaften Verlegung der päpstlichen Residenz von Rom in das südfranzösische Avignon. Die Päpste wurden zu französischen Oberbischöfen. Hier entstanden ein prächtiger Papstpalast und ein neuer Verwaltungsapparat. Um den gewaltigen Finanzbedarf zu decken, entwickelten die Päpste ein immer ausgeklügelteres Geldbeschaffungssystem, das als avignonesischer Fiskalismus in die Geschichtsbücher einging. Die einzige Aufgabe des Papstes und der Kirche schien zu sein, dauernd neue Steuern und Gebühren für Ämter, kirchliche Dienstleistungen und Heilsmittel wie Sakramentenspendung und Sündenvergebung zu erfinden. Die geistlichen Aufgaben des Stellvertreters Jesu Christi auf Erden, wie sich der Papst auch heute noch nennen lässt, gerieten weitgehend in Vergessenheit. Entsprechend heftig war die Kritik an der Verweltlichung des Papsttums. Erst nach sieben Jahrzehnten kehrte Gregor XI. (1370–1378) im Jahr 1377 nach Rom zurück, starb jedoch schon nach einem Jahr.
Unter den Römern gab es sofort Befürchtungen, die Kardinäle könnten wieder einen Franzosen zum Papst wählen, der umgehend nach Avignon zurückkehren würde. Es war das erste Konklave, das nach über siebzig Jahren wieder in Rom stattfand. Von den insgesamt 16 Kardinälen, die es damals gab, waren elf Franzosen, vier Italiener und ein Spanier. Es kam zu Unruhen in der Stadt, Forderungen nach einem römischen Papst wurden laut, das Konklave wurde gestürmt. Unter dem Druck der Straße wurde der Nichtkardinal Bartolomeo Prignano gewählt, ein Italiener, der vorher Regens der päpstlichen Kanzlei gewesen war. Er nannte sich Urban VI. (1378–1389). Da die Wahl nicht frei gewesen war, lautete die entscheidende Frage: Konnte der neue Papst diese Mängel des Wahlaktes durch einen nachfolgenden Konsens beheben? Alles hing vom Verhalten des neuen Pontifex ab. Aber dieser zeigte eine geradezu krankhafte Überheblichkeit, viele Zeitgenossen sprachen sogar von einer pathologischen Persönlichkeitsstörung. Die Kardinäle wollten sich ein derartiges Verhalten von einem ehemaligen „subalternen archiepiscopellus“, einem „kleinen Erzbischöflein“, nicht bieten lassen. Die Eminenzen fragten sich: Können wir unser Votum zurücknehmen, wenn wir merken, dass der Erwählte sein Amt nicht vernünftig ausüben kann? Alle Kardinäle beantworteten im Laufe des Sommers 1378 diese Frage mit Ja, auch die vier Italiener im Kollegium. Sie verließen Urban VI. und Rom und wählten am 20. September den Kardinal Robert von Genf zum Papst, der sich Clemens VII. (1378–1394) nannte.
Wie löst man ein Schisma?
Wer war nun der gültige, rechtmäßige Papst? Papstschismen hatte es im Mittelalter häufig gegeben, dieses Schisma hatte aber eine Besonderheit, die die Beantwortung dieser Frage fast unmöglich machte. Denn hier hatte zum ersten und einzigen Mal in der Kirchengeschichte das nach Kirchenrecht zuständige Wahlorgan, das Kardinalskollegium, einen neuen Papst kreiert, obwohl der Vorgänger noch lebte und auch nicht zurückgetreten war. Es war also nicht, wie so oft, ein Streit zwischen einem vom Kaiser ernannten und einem von den Kardinälen gewählten Papst oder ein Kampf zwischen zwei Päpsten, die aus ein und demselben Konklave, das sich nicht auf einen Kandidaten einigen konnte, hervorgegangen waren.
Für und gegen beide Päpste gab es zahlreiche plausible Argumente, die auch in juristischen Traktaten ausgebreitet wurden. Für Urban VI. sprach: Er war der primus electus, die Kardinäle nahmen alle an seiner Inthronisation teil und behandelten Urban nach der Wahl eindeutig als Papst. Sie versandten an die Fürsten Wahlanzeigen, wodurch sie ihren fortdauernden Konsens zum Ausdruck brachten, auch als das Konklave und der hierauf ausgeübte Druck lange vorbei war. Außerdem hatte die Wahl am richtigen Ort in Rom stattgefunden. Für Clemens VII. sprach: Das erste Konklave war nicht frei gewesen, kirchliche Entscheidungen unter Druck sind eo ipso nichtig. Ferner wurde behauptet, es liege ein Eigenschaftsirrtum vor, die Kardinäle hätten die Persönlichkeit Urbans völlig falsch eingeschätzt. Manche sprachen von einer incapacità Urbans VI., das Amt auszuüben. Im Interesse der Kirche seien die Kardinäle in ihrem Gewissen gezwungen gewesen, neu zu wählen. Und da sie nach der Erhebung Clemens’ VII. bei ihrer Zustimmung für diesen geblieben seien, müsse man ihn als rechtmäßigen Papst ansehen. Außerdem sei fast die gesamte Römische Kurie geschlossen zu Clemens VII. übergelaufen und mit ihm nach Avignon gegangen.
Die christliche Welt spaltete sich in zwei Lager. Der Riss ging auch durch einzelne Orden, Domkapitel, Diözesen und sogar Familien. Die Einheit der Kirche musste dringend wiederhergestellt werden. Fünf Wege zur Lösung des Schismas wurden diskutiert. Erstens die via facti, was bedeutet, dass einer der beiden Päpste auf politischem oder militärischem Weg beseitigt
Der Papstpalast in Avignon auf einem Kupferstich aus dem 17. Jahrhundert. Zwischen 1335 und 1430 war hier die Residenz verschiedener Päpste und Gegenpäpste. Heute ist das Ensemble Weltkulturerbe.
werden sollte. Beide Päpste warben selbst Truppen an und versuchten auch, weltliche Herrscher für sich zu gewinnen. Der Gegensatz Frankreich–England auf europäischer und Mailand–Florenz auf italienischer Ebene verhinderte jedoch eine Lösung via facti. Zweitens die via justitiae: Ein Schiedsgericht sollte die Wahlen beider Päpste prüfen und rechtlich entscheiden, welcher der rechtmäßige Nachfolger des Petrus war. Das Problem aber war: Wer konnte ein allgemein anerkannter Richter sein, auf den beide Parteien sich verständigten? Die Universität von Paris als Inhaberin des obersten theologischen Lehramts hätte sich angeboten, wurde aber von Rom als frankophile Partei abgelehnt. Drittens die via cessionis: Einer oder beide Päpste sollten zurücktreten. Inzwischen hatten sich zwei Papstreihen gebildet. In Rom folgten auf Urban VI. Bonifaz IX. (1389–1404), Innozenz VII. (1404–1406) und Gregor XII. (1406–1415), in Avignon auf Clemens VII. Benedikt XIII. (1394–1417). Bei jeder Papstwahl der folgenden Jahre in Avignon und Rom unterschrieben alle Kardinäle jeweils eine Wahlkapitulation, dass sie sich im Falle ihrer Wahl zum Papst jederzeit zum Rücktritt bereit erklärten, falls damit das Schisma gelöst werden könnte. Diese Lösung scheiterte aber, weil jeder Papst vom jeweils anderen verlangte, zuerst zurückzutreten. Der französische König versuchte in den Jahren 1395 bis 1403 durch politischen und militärischen Druck seinen Teil beizutragen und den Rücktritt des avignonesischen Papstes Benedikt XIII. zu erzwingen. Der Palast in Avignon wurde belagert, die Kardinäle verließen den Papst. Benedikt gelang jedoch die Flucht, und seine Unbeugsamkeit machte tiefen Eindruck. Es kam zur Versöhnung mit den Kardinälen und Frankreich. Viertens die via discussionis: Beide Päpste sollten in Oberitalien auf neutralem Gebiet zusammentreffen und auf dem Weg der persönlichen Begegnung und des Gesprächs einen Weg zur Beilegung des Schismas suchen. In den Jahren 1405 bis 1407 wurde die via discussionis bevorzugt. Vertraglich wurde ein Treffen vereinbart, doch insbesondere Gregor XII. in Rom zögerte, sodass das Treffen schließlich nicht zustande kam, obwohl beide Päpste bis auf wenige Kilometer aufeinander zu gezogen waren.
Ein Konzil als letzter Ausweg
So blieb schließlich nur noch die via concilii: Die Päpste sollten sich dem Schiedsspruch eines allgemeinen Konzils unterwerfen. Dazu musste das Konzil ekklesiologisch und rechtlich über dem Papst stehen. Nach der römischen Doktrin ist ein Konzil aber nur dann ein ökumenisches, das heißt allgemein gültiges Konzil, wenn es vom Papst einberufen, geleitet und bestätigt wird. Dieses Modell schied für die damalige Situation mit zwei Päpsten aus. Tatsächlich beriefen beide Päpste jeweils eigene Konzilien ein, die der jeweils andere jedoch boykottierte. Historisch gesehen erweist sich die römische Konzilsdoktrin als Fiktion. Denn bis 1409 gab es in der Kirchengeschichte zwei Typen von Konzilien: Zuerst die acht ökumenischen Konzilien des Altertums – angefangen mit Nizäa im Jahr 325 –, die Reichssynoden unter Vorsitz des römischen Kaisers waren, der sie auch einberufen hatte und für die Durchsetzung ihrer Beschlüsse sorgte. Sie waren die höchste Instanz der Kirche. Ihre Gerichtsbarkeit erstreckte sich ausdrücklich auch über die Patriarchen und den römischen Papst. Diese ökumenischen Konzilien, die unter anderem das Glaubensbekenntnis verbindlich formulierten, bedurften zu ihrer Gültigkeit weder der Einberufung durch den Papst noch überhaupt dessen Mitwirkung. Entscheidend war stets der Glaube der Gesamtkirche, repräsentiert in der Kollegialität der Bischöfe, nicht die Autorität eines einzelnen Bischofs und der Wille des Kaisers. Zum anderen gab es die sogenannten päpstlichen Haussynoden des Mittelalters – wie etwa die Lateransynoden oder die Konzilien von Vienne oder Lyon. Sie standen völlig unter der Regie des Papstes und repräsentierten kaum die Gesamtkirche. Trotzdem erkannte ihnen die römische Doktrin den Titel „ökumenische Konzilien“ zu.
Da beide monarchische Konzilstypen während des Schismas nicht möglich waren – es fehlte sowohl ein Kaiser der ganzen Christenheit als auch ein allgemein anerkannter Papst –, blieb nur ein neuer, bislang nie praktizierter, wohl aber theoretisch in Recht und Theologie längst durchdachter Typ übrig: das konziliare Konzil. Konziliare Ideen wurden später von einem Teil der katholischen Kirchenhistoriker als Konziliarismus abgewertet. Man betrachtete sie als Abweichung von der „wahren“ papalistischen Lehre und schob ihre Entstehung nicht selten den „bösen“ Nominalisten und Papstkritikern des frühen 14. Jahrhunderts wie Wilhelm von Ockham oder Marsilius von Padua in die Schuhe. Das konziliare Gedankengut ist aber wesentlich älter und stammt vor allem aus dem Corpus Iuris Canonici, der einschlägigen päpstlichen Rechtssammlung. Bereits im Decretum Gratiani von 1142 sowie bei den Dekretisten und Dekretalisten tauchen immer wieder konziliare Ideen auf. Demnach ist die katholische Kirche nicht mit der Papstkirche gleichzusetzen. Nicht der Bischof von Rom repräsentiert Christus, sondern das alle Stände der Kirche darstellende Konzil, das dabei eindeutig über dem Papst steht. Dieser ist dem Urteil der Synode unterworfen. Dem Konzil kommt nach dem Korporationsgedanken die potestas habitualis, die eigentliche und ordentliche Gewalt in der Kirche zu. Der Papst besitzt dagegen nur die potestas actualis, die sofort erlischt, sobald ein Konzil zusammentritt. Die Leitung des Konzils liegt bei den aus seiner Mitte gewählten Konzilspräsidenten.
Papst Johannes XXIII., mit Tiara auf dem Kopf, verunglückt am Arlberg auf seinem Weg zum Konstanzer Konzil, wie die nach 1420 verfasste Chronik des Ulrich Richental trefflich darstellt.
Der erste Versuch, die konziliare Theorie praktisch umzusetzen, schlug 1409 auf dem Konzil von Pisa fehl, weil dem Konzil eine starke politische Exekutive fehlte. Eine Reform kam nicht zustande. Die vom Konzil abgesetzten Päpste in Rom und Avignon konnten sich genauso halten wie ein weiterer, in Pisa gewählter Papst, Johannes XXIII. (1410–1415). Aus der „verfluchten Zweiheit wurde die verruchte Dreiheit“. In Konstanz hingegen gelang es zwischen 1414 und 1418, das Schisma zu beenden. Man hatte aus den Fehlern von Pisa gelernt, hatte mit dem deutschen König Sigismund einen starken politischen Helfer und band die Nationen bei den Entscheidungen so ein, dass Beschlüsse nur zustande kamen, wenn sie in allen Konzilsnationen eine qualifizierte Mehrheit erhielten. Die drei konkurrierenden Päpste wurden abgesetzt oder traten zurück, und das Konzil, nicht das Kardinalskollegium, wählte mit Martin V. einen allgemein anerkannten Papst. Dazu wurde in dem berühmten Dekret Haec Sancta am 6. April 1415 die Superiorität des Konzils definiert. Hier heißt es: „Die im Heiligen Geist rechtmäßig versammelte Synode, die ein Generalkonzil bildet und die streitende katholische Kirche repräsentiert, hat ihre Gewalt unmittelbar von Christus. Ihr ist jeder, unabhängig von Stand und Würde, auch wenn die päpstliche Würde existieren würde, was den Glauben und die Ausrottung des besagten Schismas und die allgemeine Reform der Kirche Gottes an Haupt und Gliedern angeht, zum Gehorsam verpflichtet.“
Einheit statt Reform
Lange hatte man in Konstanz gestritten, ob man nicht zuerst die causa reformationis, also die dringend notwendige Kirchenreform, abschließen und erst dann die causa unionis, also die Papstwahl, angehen sollte. Heraus kam ein Kompromiss, der letztlich auf Kosten der Reform ging. Denn als die Einheit der Kirche wiederhergestellt war, erlahmte der Reformeifer. Insbesondere die Bestimmung des Dekrets Frequens vom 9. Oktober 1417, regelmäßig Konzilien zur Kontrolle des Papstes abzuhalten, zunächst nach fünf, dann nach sieben und schließlich alle zehn Jahre, wurde von Rom sabotiert. Das Konzil von Pavia wurde zwar fristgerecht auf 1423 einberufen, aber vom Papst sofort wieder aufgelöst. Um das Konzil von Basel 1431 bis 1445 kam es zu einem heftigen Streit zwischen Konziliaristen und Papalisten, der mit der Spaltung des Konzils und dem damit einhergehenden Scheitern der konziliaren Option endete. Das Papsttum hatte sich durchgesetzt. Bei einem Erfolg der Reformkonzilien hätte sich das Renaissancepapsttum mit seinen fürstlichen Lebensentwürfen, moralischen Ausschweifungen, weltlichen Machtansprüchen und nicht zuletzt seinem neuen Fiskalismus, der durchaus an Avignon erinnerte, kaum entwickeln können. Der Neubau der Peterskirche und der dazu ausgeschriebene vollkommene Ablass aller zeitlichen Sündenstrafen gegen Geld wurden letztlich zum Auslöser der Reformation.
Denn auch wenn die Reformkonzilien „kein ganzheitliches Reformkonzept zustande gebracht“ haben, worauf Heribert Müller jüngst zurecht hingewiesen hat, so bleibt doch mit dem Tübinger Kirchenhistoriker Karl August Fink festzuhalten: Die Behauptung, dass Konstanz „wenig für die Reform der Kirche getan habe, ist völlig ungerechtfertigt“. Neben der kollegialen Ekklesiologie, die dem hierarchisch-päpstlichen Konzept völlig entgegengesetzt war, ging es vor allem um Finanzreformen und die Beschneidung der päpstlichen Macht. So durften Bischöfe und Äbte vom Papst nicht mehr gegen deren Willen versetzt werden. Die päpstliche Ämtervollmacht und ihre finanziellen Auswirkungen wurden am 9. Oktober 1417 radikal beschnitten. Und in der Sitzung vom 30. Oktober einigte sich das Konzil auf eine Liste mit 18 Reformpunkten, die der neue Papst nach seiner Wahl gemeinsam mit dem Konzil angehen sollte:
• Zahl, Qualität und Nationalität der Herren Kardinäle;
• die Reservationen des Apostolischen Stuhls;
• die Annaten und die gemeinen und besonderen Servizien;
• Benefizienverleihung und Gewährung von Exspektanzen;
• Rechtssachen, die an der Römischen Kurie zu verhandeln sind oder nicht;
• Appellationen an die Römische Kurie;
• die Ämter der Kanzlei und Pönitentiarie;
• Exemtionen und Inkorporationen, die während des Schismas vorgenommen wurden;
• Kommenden;
• Bestätigung von Wahlen;
• Einkünfte zur Zeit der Vakanz von Benefizien;
• Verbot, Güter der römischen Kirche und anderer Kirchen zu veräußern;
• weshalb und wie der Papst zurechtgewiesen oder abgesetzt werden kann;
• Ausrottung der Simonie;
• Dispenswesen;
• Versorgung des Papstes und der Kardinäle;
• Ablasswesen;
• der Zehnte.
Welche Rolle spielten nun die Reformkonzilien und speziell das Konstanzer Konzil für Luther und die Reformation? „Die Forderung nach einem Konzil durchzieht die Reformationsgeschichte wie ein roter Faden“, hat Helga Schnabel-Schüle völlig zu Recht festgestellt. Dabei sind jedoch zwei Ebenen zu unterscheiden: zum einen die eher formale Appellation an ein Konzil und deren politisch-taktische Instrumentalisierung; zum anderen mögliche inhaltliche Entsprechungen oder Divergenzen zwischen den Forderungen Luthers und den Beschlüssen der Reformkonzilien.
Luther und die Konzilsidee
Anfangs spielte das Konzil als Appellationsinstanz bei Luther eine wichtige Rolle. In der Auseinandersetzung mit Johann Tetzel über seine Ablassthesen verlangte er im Sommer 1518 sogar ausdrücklich ein Konzil, das den Streit authentisch entscheiden solle. Damit setzte er sich über das Verbot der Päpste, an ein Konzil zu appellieren, hinweg und schwenkte auf die Linie von Haec Sancta ein. Nachdem ihn Kardinal Thomas Cajetan am 28. November desselben Jahres in Augsburg verhört hatte, appellierte Luther gegen seine Verurteilung durch den Papst erneut an ein ökumenisches Konzil, das er ganz in der Tradition der Reformkonzilien als dem Papst übergeordnete oberste Instanz der Kirche auffasste. Aber bereits während der Leipziger Disputation vom Juni/Juli 1519 verließ Luther diese Linie. Er kam zu dem Ergebnis, Konzilien könnten irren und hätten auch geirrt. Jetzt ging es nicht mehr um das Verhältnis von Konzil oder Papst innerhalb der katholischen Ekklesiologie, sondern viel grundsätzlicher um das Verhältnis von Schrift und Kirche, mithin um einen „Systembruch“ (Bernd Hamm).
Auf der allgemein politischen Ebene blieb die Konzilsidee jedoch auch nach dem Wormser Edikt von 1521 ein Dauerbrenner, weil dieses – anders als Kaiser Karl V. gehofft hatte – die Causa Luther nicht beenden konnte. Jetzt ging es aber nicht mehr um konkrete inhaltliche theologische oder kirchenrechtliche Bezüge zu Konstanz. Vielmehr diente das Konzil eher als politisch-taktisches Argument, mit dem man drohen konnte, ohne dass jemand wirklich ernsthaft ein Reformkonzil als Entscheidungsinstanz der von der Reformation aufgeworfenen Fragen anstrebte, weder die theologischen Kontrahenten noch der Kaiser noch die alt- und neugläubigen Stände und schon gar nicht der Papst. Jede Richtung gab vor, ein Konzil anzustreben, jede hoffte aber inständig, dass keines zustande käme und torpedierte alle entsprechenden Bemühungen, um unbehelligt das je eigene kirchenpolitische Süppchen kochen zu können.
Der Reichstag und die Konzilsidee
Unmittelbar nach dem Wormser Reichstag verließ Karl V. für zehn Jahre Deutschland. Das Reichsregiment und die Reichstage verfolgten in dieser Zeit notgedrungen eine Politik des Hinhaltens. Vor allem deshalb konnte sich die reformatorische Bewegung in diesem Jahrzehnt fast ungehindert entfalten, was die Altgläubigen unterschätzt haben. Typisch für diese Hinhaltetaktik war der Reichstag von Nürnberg 1524. Dort wurde bestimmt, die Stände sollten „soweit als möglich“ entsprechend dem Wormser Edikt handeln, also gegen Luther und seine Anhänger vorgehen. Faktisch hieß das nichts anderes, als dass man die Neugläubigen gewähren lassen musste. Dieser Modus vivendi sollte bis zum Zusammentritt eines allgemeinen freien Konzils in deutschen Landen binnen eines Jahres erhalten bleiben. Ein solcher Konzilsvorbehalt der Reichstagsabschiede wurde Jahr für Jahr fast wortgleich wiederholt. Überhaupt wurde die Forderung nach einem Konzil in diesen Jahren zum Topos, der gern gebraucht wurde, obwohl die meisten Stände nicht ernsthaft mit einem Konzil rechneten. Auch Versuche, das päpstliche Veto gegen ein allgemeines Konzil durch die Einberufung eines deutschen Nationalkonzils zu umgehen, scheiterten schließlich am Verbot des Kaisers. Diese Idee hatte im Universalismus Karls V. keinen Platz: „Wie kann eine einzelne Nation es wagen, die kirchlichen Ordnungen zu ändern!“
Ein sprechendes Beispiel für die Instrumentalisierung der Konzilsidee von neugläubiger Seite zeigt die Instruktion des sächsischen Kurfürsten für den Reichstag von 1541. Sein Gesandter sollte feierlich ein Konzil fordern, freilich ein unabhängiges und freies Konzil, dem der Papst und alle katholischen Kirchenmänner unterworfen sein müssten. Ein solches Konzil würden – so sah der Kurfürst weise voraus – die Altgläubigen ablehnen. Dies könne man dann mit einer geschickten Öffentlichkeitsarbeit wunderbar ausschlachten und behaupten, die katholische Seite wolle prinzipiell kein Konzil oder sie strebe ein unfreies, weil parteiisch päpstliches Konzil an.
Als der Papst dann viel zu spät, 1545, das Reformkonzil von Trient einberief, weigerten sich die Protestanten, an einem „papistischen“ Konzil teilzunehmen. Lediglich bei der zweiten Session des Tridentinums 1551/52 waren auf politischen Druck hin wenige protestantische Reichsstände in Trient vertreten, unter ihnen Vertreter Württembergs und Straßburgs. Freilich erkannten sie die Autorität des Konzils, das der theologische Berater Herzog Christophs, Johannes Brenz, als „ein ehebrecherisch, gottlos gschlecht“ bezeichnet hatte, nicht an. Es sei weder frei, weil unter der Knechtschaft des Papstes stehend, noch christlich, weil es die rechte evangelische Lehre verdammt habe.
Gemeinsame Anliegen Luthers und der Reformkonzilien
Aber die Reformkonzilien wurden in der Phase der Etablierung der Reformation nicht nur politisch-taktisch instrumentalisiert. Es zeigen sich durchaus auch inhaltlich Brücken zwischen den Reformforderungen Luthers und dem Programm des Konstanzer Konzils, auch noch nachdem der Reformator 1519 festgestellt hatte, dass Konzilien geirrt hätten. In einer der drei entscheidenden reformatorischen Schriften des Jahres 1520, die den Titel An den christlichen Adel deutscher Nation von des christlichen Standes Besserung trägt, ging Luther ausdrücklich auf Reformen ein, die auf einem alsbald einzuberufenden Konzil angegangen werden sollten. Luther macht hier deutlich, dass Reformation sich nicht nur auf eine theologische oder geistliche Reform bezieht, sondern in viel umfassenderer Weise auch auf eine Umgestaltung der gesellschaftlichen, sozialen und politischen Wirklichkeit. Geschickt griff er einerseits die Gravamina nationis Germanicae, also die Beschwerden auf, welche die deutschen Reichsstände mehrfach erfolglos in Rom vorgebracht hatten, andererseits knüpfte er aber auch an das Reformprogramm des Konstanzer Konzils an. Wenn sich der christliche Adel deutscher Nation an seine Seite stelle, dann werde es nicht nur eine religiöse Erneuerung geben, sondern auch kirchenpolitische Reformen im Sinne der Konzilien, die schon lange im Interesse des Reiches lägen.
Luther spricht zunächst drei zentrale Bereiche an: die Besetzung kirchlicher Stellen und Pfründen in Deutschland, bei der die Kurie allzu viel Einfluss habe; den päpstlichen Fiskalismus, da durch übermäßige römische Gebühren wie Annaten (die Hälfte der Einnahmen einer kirchlichen Pfründe im ersten Jahr nach der Neubesetzung des Amtes) oder Servitien (Gebühren, die von Prälaten bei ihrer Bestätigung durch den Papst zu entrichten waren) zu viel deutsches Geld nach Rom fließe; und die ausufernde römische Jurisdiktion, durch die kirchliche Prozesse vorschnell an die Römische Kurie gezogen würden, während Deutsche nur vor deutschen Kirchengerichten beurteilt werden sollten. Der Gesamttenor der Schrift ist eindeutig und populär: Die nationalen Interessen sind gegen das ausbeuterische Rom zu sichern. Diesen weit verbreiteten, teilweise auch durch die Reformkonzilien geschürten antirömischen Affekt nimmt Luther geschickt auf. Die deutschen Kaiser seien „von den Päpsten mit Füßen getreten und bedrückt worden“. Papst Julius II. nennt Luther sogar einen „Blutsäufer“.
Luther wirft im Gegenzug den Renaissancepäpsten vor, sie hätten drei Mauern aufgerichtet, die dringend geschleift werden müssten: Die erste Mauer ist die Behauptung, die geistliche Gewalt stehe über der weltlichen und dürfe von niemandem gerichtet werden. Dieser setzt Luther das allge-
Ein Ritter mit bekränztem Haupt schmückt den Titel von Luthers Schrift „An den christlichen Adel deutscher Nation“ (Titelholzschnitt, 1520).
meine Priestertum aller Getauften entgegen. Die zweite Mauer besteht in der Behauptung, der Papst stehe über der Heiligen Schrift; nur er allein könne sie authentisch auslegen. Dieser setzt Luther die Überzeugung entgegen: Die Schrift bezeugt sich selbst, sie ist die oberste Autorität. Jeder Christ hat den Geist, die Schrift zu verstehen. Und schließlich die in unserem Zusammenhang entscheidende dritte Mauer, die in der römischen Behauptung besteht, nur der Papst könne gültig ein Konzil einberufen. Wie nicht anders zu erwarten, argumentiert Luther auch hier mit der Heiligen Schrift: „Wenn dein Bruder sündigt, dann geh zu ihm und weise ihn zu Recht […]. Hört er aber nicht auf dich, dann nimm einen oder zwei Männer mit […]. Hört er auch auf sie nicht, dann sag es der Gemeinde […]“ (Mt 18,15–20). Aus dieser Perikope schließt der Reformator, dass beim Versagen des Papstes jeder Christ, allen voran die Oberen der weltlichen Gewalt und insbesondere der Kaiser, ein Konzil einberufen können, ja sogar müssen: „Wäre das nicht ein unnatürliches Vornehmen, wenn ein Feuer in einer Stadt aufginge und jedermann würde still stehen, brennen lassen für und für, was da brennen mag, allein darum, dass sie nicht die Macht des Bürgermeisters haben oder das Feuer vielleicht an des Bürgermeisters Haus anhebt? Ist nicht hier ein jeglicher Bürger schuldig, die anderen zu bewegen und zu rufen?“ Das ist exakt die Argumentation von Vertretern konziliarer Ideen im Vorfeld des Konstanzer Konzils.
Auch noch im Jahr 1520 hielt Luther demnach ein Konzil für ein probates Mittel, um die offenen Fragen zu klären und die von ihm für notwendig erachteten Reformen auf den Weg zu bringen. Er verstand dabei ein Konzil ganz im Sinne von Konstanz und Basel als ein über dem Papst stehendes kollegiales Kontrollorgan und schrieb dem deutschen Kaiser nach dem Vorbild König Sigismunds von 1414 die entscheidende Rolle bei der Einberufung und Durchsetzung des Konzils gegen den Papst zu. Für wie wichtig er eine solche Synode erachtete, zeigt sich in dem umfangreichen Katalog der Reformpunkte, die auf diesem Konzil angegangen werden sollten und einen Großteil von Luthers Adelsschrift ausmachen. Die wichtigsten sollen hier wenigstens stichwortartig aufgeführt werden:
Zunächst soll sich der Papst grundsätzlich an der Armut Jesu messen lassen: „Zum ersten ist’s greulich und erschrecklich anzusehen, dass der Oberste in der Christenheit, der sich Christi Vicarius und Sankt Peters Nachfolger zu sein rühmt, so weltlich und prächtiglich fährt, dass ihn darinnen kein König, kein Kaiser kann erlangen und gleich werden; und dass in dem, der ‚allerheiligst‘ und ‚geistlichst‘ sich lässt nennen, weltlicheres Wesen ist, denn die Welt selber ist.“
Dann soll das Konzil die Zahl der Kardinäle auf zwölf beschränken und vor allem ihre Einkünfte deutlich reduzieren. Luther hält die Purpurträger sogar für überflüssig: „[…] und wenn schon kein Kardinal wäre, die Kirche würde dennoch nicht versinken, denn sie tun nichts, das der Christenheit dienet, nur Geld- und Hadersachen um die Bistümer und Prälaturen treiben sie, was auch wohl ein jeglicher Räuber tun könnte.“
Ferner verlangt Luther vom Konzil eine radikale Kurienreform und knüpft auch hier wieder an die Diskussionen von Konstanz und Basel an. Wenn die kirchlichen Probleme dort entschieden werden sollen, wo sie entstanden sind, vor Ort in den Gemeinden und den entsprechenden Ländern, könnte man die päpstliche Bürokratie radikal reduzieren: „Wenn man des Papsts Hof ließ das hundertste Teil bleiben und tät ab neunundneunzig Teile, er wäre dennoch groß genug.“
Viertens soll das einzuberufende Konzil die päpstlichen Privilegien in Deutschland allesamt abschaffen: Wegfallen sollen insbesondere die Annaten, die Päpstlichen Monate (die Besetzung in ungeraden Monaten erledigter Stellen, etwa in den Domkapiteln, durch päpstliche Ernennung) und die sogenannten Palliengelder. Zu letzteren schreibt Luther: „Und dass so kein Bischof kann bestätigt werden, er kaufe denn mit großer Summa Geldes das Pallium und verpflichte sich mit greulichen Eiden zu einem eigenen Knecht dem Papst.“ Ferner soll die römische Datarie, eine päpstliche Institution zur Abwicklung von Gnadengesuchen und zur Erteilung von Dispensen, aufgehoben werden: „Ist das nicht ein Hurenhaus über alle Hurenhäuser, die jemand erdenken kann, so weiß ich nicht, was ich Hurenhäuser heißen soll“, so polemisiert Luther. Er verlangt vom Konzil auch ein Verbot aller Ablass-, Beicht- und Butterbriefe, die gegen Geld ausgestellt werden. Auch soll es keine römischen Reservationen für bestimmte Dispensfälle mehr geben. Die Bischöfe sollen dem Papst künftig nicht mehr Gehorsam schwören müssen.
Fünftens soll das Konzil auch die Oberhoheit der weltlichen über die geistliche Gewalt wiederherstellen: Der Kaiser steht über dem Papst, dieser darf ihn nur noch salben; der Fußkuss und Stallmeisterdienst sind abzuschaffen. Insbesondere müsse ein Reformkonzil der Selbstvergottung der Päpste ein Ende machen: „Denn welch Christenherz kann oder soll das mit Lust sehen, dass der Papst, wenn er sich will lassen kommunizieren, stille sitzt wie ein gnädiger Junker und lässet sich das Sakrament von einem knienden, gebeugten Kardinal mit einem goldenen Rohr reichen, gerade als wäre das heilige Sakrament nicht würdig, dass ein Papst, ein armer, stinkender Sünder, aufstehe, seinem Gott eine Ehre antue, obgleich doch alle anderen Christen, die viel heiliger sind denn der allerheiligste Vater, der Papst, mit aller Ehrerbietung dasselbe empfangen?“ Wallfahrten von Deutschen nach Rom sollen streng verboten werden, insbesondere zu den sogenannten Heiligen Jahren. Luther kritisiert den Wallfahrer dafür, „Weib und Kind oder überhaupt seinen Nächsten daheim Not leiden“ zu lassen. „Aber es hat Geld getragen und falsche Gewalt gestärkt; drum hat’s müssen fortgehen, sei es auch wider Gott oder der Seelen Heil.“
Sechstens verlangt Luther in seiner Adelsschrift von einem zukünftigen Konzil auch eine ganze Reihe geistlicher Reformen in Deutschland selbst. Zunächst geht es um eine grundlegende Ordensreform mit einer Verringerung der Klöster, jederzeit möglichem freien Austritt und einer Abschaffung der ewigen Gelübde. Vorrang soll künftig die Pfarrseelsorge haben. Dann soll das Konzil das bereits in Konstanz kritisierte Zölibatgebot, „eine teufelisch Tyrannei“, abschaffen und die freie Wahl der Pfarrer durch die Gemeinde beschließen. Jahrtage und Seelenmessen sind zu verbieten. Die geistlichen Strafen wie Interdikt oder Suspendierung seien grundsätzlich abzuschaffen, die zahllosen kirchlichen Festtage drastisch zu reduzieren und die Liturgie auf den Sonntag zu konzentrieren. Insbesondere soll das Konzil „Kirchweihen ganz austilgen, sintemal sie nichts anderes sind denn rechte Tabernen, Jahrmärkte und Spielhöfe geworden“. Ehehindernisse und Fastenvorschriften sollen verringert werden. Schließlich fordert Luther vom Konzil eine Aussöhnung mit den Hussiten, bei denen er „nichts Irriges“ habe finden können. Die Universitäten will er grundlegend reformieren, etwa durch eine Abschaffung der Scholastik und des Studiums des Aristoteles sowie eine Konzentration des Theologiestudiums auf die Bibel bei gleichzeitiger Austilgung des Kirchenrechts. Die übrigen drei Fakultäten sollen selbst lege artis Reformvorschläge unterbreiten.
Schließlich fordert Luther auch weltliche Reformen wie den Ausgleich zwischen Arm und Reich durch Verzicht des Adels auf zu großen Luxus und das Verbot des Zinskaufs. Das Konzil soll die christlichen Tugenden gegen den „Missbrauch des Fressens und Saufens“, Mord, Ehebruch, Stehlen und insbesondere Prostitution stärken.
Neubau statt Umbau
Dass diese Schrift ein großes Echo fand, überrascht nicht. Hier wurden religiöse, soziale und finanzielle Themen aufgegriffen, die schon die Reformkonzilien anzupacken versucht hatten. Der kirchliche Reformstau brannte der „Deutschen Nation“ seit über hundert Jahren unter den Nägeln. Die Berufung an ein allgemeines, vom Kaiser einberufenes Konzil war ein geschickter Schachzug Luthers in der öffentlichen Debatte und brachte eine kirchliche Reforminstanz wieder ins Spiel, die in der Erinnerung der Men-
Jan Hus wird verbrannt und seine Asche in den Rhein gestreut, wie Blatt 34 aus der Chronik des Ulrich Richental über „Das Concilium so zu Constantz gehalten ist worden, des jars 1413“ festhält.
schen verschüttet zu werden drohte. Luther verband religiös-theologische Forderungen, politische und soziale Probleme und den in Deutschland damals weitverbreiteten antirömischen Affekt mit dem Lösungsangebot Reformkonzil. Das war der Hauptgrund für den großen Erfolg seiner Schrift An den christlichen Adel deutscher Nation. Noch schien eine Lösung im Rahmen der reformkatholischen Ekklesiologie, eine Verhinderung des endgültigen Bruchs durch ein Konzil möglich. Doch Luthers Weg, der hier nicht in allen Schritten im Einzelnen nachgezeichnet werden kann, führte bald über die katholische Kirche und die Reformkonzilien hinaus. Schon 1519 hatte er die Verurteilung und Verbrennung von Johannes Hus durch das Konstanzer Konzil entschieden kritisiert. Sah er doch in dessen Kritik an der reichen und verrechtlichten Papstkirche, seiner Ablehnung der Hierarchie und der Einführung des Laienkelches durchaus Parallelen zu seinen eigenen Vorstellungen. Hier hatte in seinen Augen auch das Konzil von Konstanz geirrt.
In der Schrift Von den Konziliis und Kirchen, die 1539 erschien, fasste Luther seine Position zu unserem Thema noch einmal zusammen. Zunächst machte er klar, dass Rom aller Konzilsrhetorik zum Trotz grundsätzlich kein Reformkonzil wolle. Mit dem Konzil mache es der Papst vielmehr so wie ein Mann, der seinem Hund einen Bissen zum Fressen hinhalte, ihm aber sofort auf die Schnauze schlage, wenn er danach schnappe. Kaiser und Fürsten müssten entscheiden, ob sie sich länger vom Papst „aufs Maul trommeln lassen wollten“. Schließlich lehnte Luther Konzilien als Möglichkeiten einer wirklichen und notwendigen Reform aber auch prinzipiell ab. Schon ein Blick in die Geschichte zeige die Intrigen der Bischöfe auf den verschiedenen Konzilien. Die einzige Norm war für Luther das Wort Gottes, an das auch ein Konzil gebunden wäre. Es müsste außerdem zuerst die Rechtfertigungsartikel in Luthers Sinn der sola gratia beschließen, was es aber nie täte.
Damit war das Konzil als Lösungsinstanz der anstehenden Fragen für Luther endgültig gestorben. Für ihn ging es bei „den konziliaren Kräften nur um einen systemimmanenten Umbau der Kirchenverfassung, nicht aber um deren (unvermeidlichen?) Neubau“, weshalb sie sich „in Einzelheiten und Stückwerk verloren hätten“, anstatt das große Ganze anzustreben, wie Heribert Müller treffend formuliert hat.
Die Reformkonzilien waren gescheitert. Sie konnten mit ihren Reformansätzen die Reformation und die Kirchenspaltung nicht verhindern. Eine direkte Linie von den Reformkonzilien zur Reformation kann aber nicht gezogen werden. Insbesondere darf keine Kausalkette konstruiert werden: Weil die Reformkonzilien scheiterten, kam zwangsläufig die Reformation. Denn Luther stand zugleich in Kontinuität und im Kontrast zu den Reformen des
Die Protestanten wollten die Vertreter der katholischen Kirche nicht mehr zur Reform drängen, sondern wünschten sie zur Hölle (Flugblatt von 1550). Dargestellt ist der Höllensturz der päpstlichen Kirche, links und rechts Vertreter des protestantischen Glaubens.
14. und 15. Jahrhunderts. Am Schluss siegt bei ihm aber eindeutig der Bruch: „Ich hab, Gott lob, mehr reformiert mit meinem Evangelio, denn sie vielleicht mit fünf Concilijs hätten getan. […] Nimmt das Ablass weg, legt die Wallfahrten, stopft die Bullen und steuret dem Geiz und richtet Wunder an, die sie selbst annehmen und brauchen, und durch kein Concilia erhalten hätten.“
Ausblick: ein neues Reformkonzil?
Die kollegiale Ekklesiologie der Reformkonzilien wurde 1870 auf dem Ersten Vatikanischen Konzil mit den Dogmen von Unfehlbarkeit und universalem Jurisdiktionsprimat des Papstes übrigens auch innerkatholisch endgültig zugunsten eines strikt monarchischen Kirchenbildes aufgegeben. Sowohl für die Ökumene als auch für die von Papst Franziskus angemahnten Reformen innerhalb der katholischen Kirche lohnt es sich jedoch, die Reformkonzilien auf katholischer wie evangelischer Seite wiederzuentdecken, gehören sie doch zum gemeinsamen Erbe beider Konfessionen. In Konstanz wurde ein alternatives kollegiales Modell von Kirche erstmals erfolgreich praktiziert, das in der Lage war, eine lang dauernde Kirchenspaltung zu überwinden. Vielleicht wäre die Stadt am Bodensee, die südwestdeutsche Liberalität und religiöse Aufgeschlossenheit atmet, heute wieder der geeignete Ort für ein Religionsgespräch zwischen den christlichen Konfessionen, für ein wahrhaft Ökumenisches Konzil, das dann „Constanciense II“ heißen würde. Rom und Wittenberg wären als Orte für eine derartige Reform kaum geeignet. Also auf nach Konstanz, geistig und „zu Fuß, zu Pferd oder in Wagen“.
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Sabine Holtz
Konfessionelle Bildungslandschaften im deutschen Südwesten
Der deutsche Südwesten ist ein territorial vielgestaltiger Teil des Alten Reichs. Neben den größeren Territorien wie dem Herzogtum Württemberg und den verschiedenen zu Vorderösterreich zählenden Herrschaften sind die beiden badischen Markgrafschaften und die Kurpfalz zu nennen, aber auch die zahlreichen Reichsstädte, Ritterschaften sowie die große Zahl an Klöstern. Der folgende Beitrag nimmt zunächst die wichtigen bildungsgeschichtlichen Entwicklungen in den Blick, bevor er abschließend die Frage nach südwestdeutschen Bildungslandschaften aufgreift. Dass angesichts der Vielgestaltigkeit nur exemplarisch vorgegangen werden kann und Entwicklungen folglich nur anhand repräsentativ ausgewählter Beispiele vorgestellt werden können, versteht sich von selbst.
Akademische Bildung: die ersten Universitäten
Vom 11. Jahrhundert an entstanden in Bologna, Paris und Oxford die ersten Universitäten Europas. Ab der Mitte des 14. Jahrhunderts wurden auch im Heiligen Römischen Reich „deutsche“ Universitäten gegründet: 1347 privilegierte der Papst die Gründung in Prag, 1365 erhielt die Wiener Gründung päpstliche Privilegien. Als erste Hochschule im Bereich des heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg wurde 1386 die Universität Heidelberg gegründet. Kurfürst Ruprecht I. von der Pfalz (1352–1390) errichtete für sein Territorium ein akademisches Ausbildungszentrum. Vom Oktober 1385 datiert die päpstliche Gründungsbulle, die sich am Pariser Vorbild orientierte. Von Beginn an sollte die Universität somit neben einer Artistenfakultät, die die grundlegenden Fächer der Grammatik, Rhetorik, aber auch Mathematik und Astronomie lehrte, auch die drei höheren Fakultäten – Theologie, Jurisprudenz, Medizin – umfassen. Wegen Personalmangels konnte die Medizinische Fakultät ihren Lehrbetrieb jedoch erst verspätet aufnehmen.
Um die Mitte des 15. Jahrhunderts kam es zu einer zweiten Gründungswelle von Universitäten. In diese Zeit fallen die Gründungen in Freiburg und Tübingen. Die 1457 von Erzherzog Albrecht VI. gegründete und bereits 1455 mit einer päpstlichen Stiftungsbulle ausgestattete Universität in Freiburg im Breisgau startete mit je einem Professor der Theologie, der Jurisprudenz und der Medizin sowie vier Magistern an der Artistenfakultät. Der Gründer der Tübinger Universität (1477), Graf Eberhard im Bart von Württemberg-Urach, herrschte damals nur über eine Hälfte der seit 1442 geteilten württembergischen Grafschaft. Auch in Tübingen wurde mit den Studienfächern Theologie, Jurisprudenz, Medizin und Philosophie eine Vierfakultätenuniversität gegründet.
Die Zustimmung des Papstes zu einer Universitätsgründung war erforderlich, weil eine Universität als eine kirchliche Einrichtung galt, die unter der Amtsgewalt des Papstes stand. Der jeweilige Universitätskanzler war der Vertreter des Papstes im Senat. Eine Universität konnte deshalb auch mit Kirchengut finanziert werden. Die vom Papst erteilten Privilegien garantierten überdies, dass die an diesen Hohen Schulen erworbenen akademischen Grade überall in Europa anerkannt wurden. Die Studenten zogen von einer Hohen Schule zur nächsten weiter, man sprach von einer Bildungsreise (peregrinatio academica). Die an den Universitäten ausgebildeten Doktoren besaßen somit die Befugnis (licentia ubique docendi), überall an einer Universität lehren zu dürfen.
Die älteste Universität im Land: Heidelberg, 1386 gegründet, hier das Gebäude der Universitätsbibliothek von 1905.
Mittelalterliche Darstellung einer Disputationsszene an der Universität Freiburg.
Territorialisierung der Bildung nach Konfession
Diese Universalität der Bildung fand durch die Reformation ihr Ende. Mit der Reformation kam es in den evangelischen Territorien auch zu einer Territorialisierung der Bildung. Untertanen evangelischer Fürsten sollten nur noch an evangelischen Universitäten studieren, am besten an der eigenen landesfürstlichen Universität. Für Tübingen lässt sich belegen, dass dies für die Theologen seit der Gründung des Fürstlichen Stipendiums im Jahr 1536 galt, für die Juristen de facto bereits seit dem 17. Jahrhundert, auch wenn es de iure erst 1744 festgeschrieben wurde. Der Universitätskanzler vertrat nun den Landesherrn in den Universitätsgremien. Die Professoren waren als Staatsbeamte an die Weisungen des Landesherrn gebunden. Die Berufung ins Professorenamt erfolgte nun mit landesherrlicher Zustimmung. Professoren und Universität wurden durch landesherrliche Visitationskommissionen kontrolliert.
Zwar vollzog sich der Übergang vom Mittelalter zur Frühen Neuzeit fließend, weil die Reformation eng mit dem Humanismus verknüpft war, aber es kam durch die Reformation zur konfessionellen Trennung und somit zur konfessionellen Festlegung der Universitäten. Dies war ein für Deutschland typischer Vorgang. Die Tübinger Professoren waren beispielsweise seit 1582 zur Unterschrift unter die lutherische Konkordienformel verpflichtet. Wer die Konkordienformel nicht unterschrieb, konnte – modern formuliert – weder in der Kirche noch im Staat ein Amt übernehmen. Das galt unter anderen konfessionellen Vorzeichen ebenso beispielsweise für die vorderösterreichische, katholisch gebliebene Universität in Freiburg.
Zentrum calvinistischer Gelehrsamkeit
Die Universität Heidelberg war zunächst wie Tübingen ebenfalls eine lutherische Universität. Sie entwickelte sich jedoch unter Kurfürst Friedrich III. nach 1559 zu einer calvinistischen Hochschule. Sie wurde zum ersten Zentrum calvinistischer Gelehrsamkeit im Alten Reich, ihre internationale Ausstrahlung zog Professoren und Studenten aus ganz Europa nach Heidelberg. Diese Blütezeit dauerte bis zu Beginn des Dreißigjährigen Krieges. 1622 wurde die berühmte Bibliotheca Palatina nach Rom verschleppt. 1629 kamen die Jesuiten nach Heidelberg, zwischen 1631 und 1651 gab es eine lutherische Ausrichtung, nach 1652 war die Universität wieder reformiert. Der Pfälzische Erbfolgekrieg unterbrach den schleppenden Neubeginn nach 1648. Nach 1700 wurde die Universität durch eine verspätete Gegenreformation, die von den Jesuiten betrieben wurde, katholisch; daneben gab es reformierte Lehrstühle.
Den Wünschen Erzherzog Ferdinands II. entsprechend sollte bereits in den frühen 1570er-Jahren in Vorderösterreich ein jesuitisches Kollegium errichtet werden. Die Freiburger Universität wehrte sich zunächst erfolgreich und gründete ein eigenes Gymnasium. Erzherzog Leopold verwirklichte dann 1620 diese Pläne. Das philosophische Studium wurde komplett von den Jesuiten übernommen, an der Theologischen Fakultät wurden zwei Lehrstühle mit Ordenstheologen besetzt. In einem von reformierten Universitäten (Basel, Straßburg) geprägten Umfeld entstand so ein katholisches Bollwerk. Das Freiburger Gymnasium wurde nun von den Jesuiten geführt.
Die Jesuiten übernehmen
Die Jesuiten waren nicht nur für eine dezidiert katholische Ausrichtung der Universitäten im vorderösterreichischen Freiburg und im schwäbischen Dillingen verantwortlich, sie übernahmen auch das katholische höhere Schulwesen. Dies zeigt sich in großem Stil im benachbarten Bayern. Es gilt aber, wenn auch bedingt durch die größere konfessionelle Gemengelage nicht ganz so massiv, ebenfalls im deutschen Südwesten. Die Gründung der fürstbischöflich-augsburgischen Universität in Dillingen strahlte nach Südwesten aus. In seiner Residenzstadt hatte der Augsburger Bischof Kardinal Otto Truchseß von Waldburg 1549/1550 das Collegium Hieronymianum errichtet. Seine Initiative verstand sich ausdrücklich als Gegengründung zur protestantischen Universität in Tübingen. Zehn Jahre nach ihrer Eröffnung übertrug der Bischof 1564 die Hohe Schule an die Jesuiten. Die neue Ausbildungsstätte strahlte nach Oberschwaben, Tirol und in die katholische Schweiz aus. Äbte aus Klöstern dieser Regionen schickten Mönche nun zum Studium nach Dillingen.
Das Fürstliche Stipendium und das „Collegium illustre“ in Tübingen
Mit der Gründung des Fürstlichen Stipendiums in Tübingen sollte dem erheblichen Theologenmangel nach Einführung der Reformation begegnet werden. Nach vorheriger Unterbringung in der Burse konnte 1547 das ehemalige Augustinerkloster bezogen werden. Bis 1550 konnten bereits 160 Stipendiaten gefördert werden. Nach Marburger Vorbild war in Tübingen eine Bildungseinrichtung geschaffen worden, die 1556 im Zusammenhang mit der Klosterordnung in den säkularisierten Klosterschulen ihre propädeutische Vorstufe erhielt. Finanzielle Basis waren alle vormals dem Augustinerkloster gehörenden Einkünfte und Liegenschaften. Die Zahl von hundert Stipendiaten (1557) wurde 1565 auf 150 erhöht. Die Stipendiaten hatten einige Voraussetzungen zu erfüllen: Sie mussten im Herzogtum geboren sein und Empfehlungsschreiben von Pfarrern, Schulmeistern und Amtleuten vorlegen können, die nicht nur ihre Eignung, sondern anfangs auch ihre finanzielle Bedürftigkeit bescheinigten. Nach eingehenden Prüfungen wurden sie im Alter von 16 oder 17 Jahren ins Stipendium aufgenommen. Zum Studiengang wurde vorgeschrieben, dass vor einem Theologiestudium das philosophische Grundstudium absolviert werden musste. Das Ziel der Stipendiaten sollte ein Studienabschluss in Theologie sein. Damit sollten sie idealerweise in den Pfarrdienst des Landes gehen, gegebenenfalls über eine Warteposition im höheren Schuldienst der Latein- oder Klosterschulen.
Der werdende lutherische Territorialstaat benötigte nicht nur Multiplikatoren der neuen Lehre in Kirche und Schule, er brauchte ebenso Verwaltungsfachleute, besonders Juristen, um die größer werdenden Aufgaben des frühmodernen Territorialstaats bewältigen zu können. Schon zu Zeiten Herzog Christophs war darüber diskutiert worden, ein Collegium als eine Art Verwaltungsfachschule in Tübingen einzurichten. Als das Collegium schließlich 1594 eröffnet wurde, handelte es sich um eine für adlige und bürgerliche Kollegiaten vorgesehene Bildungsinstitution. Bereits zwei Jahre später wurde es aber in eine exklusive Adelsakademie umgewandelt. Lehrangebote wie Reiten, Fechten, Tanzen, Ballspiel und moderne Fremdsprachen ergänzten die gelehrten Studien und dienten der Erholung. Die Teilnahme an die-
Das „Collegium illustre“ in Tübingen, gesehen von der Nordseite, mit Garten und Schloss im Hintergrund (Kupferstich um 1606), wurde als Erziehungsanstalt für künftige weltliche Beamte gegründet und 1596 in eine Adelsakademie umgewandelt.
sen Lehrangeboten sollte die Kollegiaten in den Stand versetzen, ihr Fachwissen um praxisbezogene Weltgewandtheit und Konversationsfähigkeit zu ergänzen. Zum Fachwissen wurde 1614 festgehalten, dass alle vier Professoren Rechtsgelehrte sein und mit Ausnahme des Professors für französische und italienische Sprache ihren Doktorgrad an einer deutschen Universität erlangt haben sollten. Dies unterstreicht den Stellenwert juristischer Gelehrsamkeit in dieser Zeit. 1628, mitten im Dreißigjährigen Krieg, musste das Collegium geschlossen werden. Nach seiner Wiedereröffnung 1653 gelang es dem Collegium jedoch nicht, an seine Glanzzeiten anzuknüpfen. Im 18. Jahrhundert kam es zu einer Öffnung des Lehrangebots für bürgerliche Studenten der Tübinger Universität. Sie konnten nun das Angebot der Fecht-, Tanz- und Sprachmeister in Anspruch zu nehmen, mit Ausnahme der Reitkunst und des Ballspiels. Die beiden letztgenannten Disziplinen blieben bis ins 19. Jahrhundert hinaus exklusiv adligen Studenten vorbehalten.
Die Hohe Karlsschule mit modernem Profil
Neue Universitäten in Halle oder Göttingen mit modernen Lehrfächern liefen der in ihrer Tradition gefestigten Tübinger Universität den Rang ab.
Schüler der Hohen Karlsschule malen Herzog Carl Eugen von Württemberg und demonstrieren damit ihre Loyalität zum Landesherren. Der Karlsschüler Friedrich Schiller hat sich nicht daran gehalten, als er heimlich sein Drama „Die Räuber“ verfasste.
1767 rief deshalb Herzog Carl Eugen von Württemberg die Tübinger Professoren zu Reformvorschlägen auf. Er selbst favorisierte die Einrichtung neuer Lehrstühle für Kameralwissenschaften und Naturgeschichte, die Errichtung eines akademischen Klinikums sowie die Aufnahme moderner Sprachen, freilich bei gleichbleibender Finanzausstattung der Universität. Die Tübinger Professoren sahen dagegen keinen Reformbedarf.
Nachdem die Verlegung der Tübinger Universität nach Stuttgart gescheitert war, setzte der Herzog auf ein neues Reformprojekt. Hierzu widmete er die eigentlich für verwaiste Soldatenkinder 1771 errichtete „Militärische Pflanzschule“ auf der Solitude um. Es entstand eine mit modernem Profil ausgestattete Bildungsinstitution. Nach ihrer Verlegung nach Stuttgart und der Verleihung eines kaiserlichen Universitätsprivilegs 1781 durch Joseph II. stand die neue Universität auf ihrem Höhepunkt. In den nicht einmal 25 Jahren ihres Bestehens studierten an ihr fast 1500 Eleven. Addiert man die Zahl der externen Schüler, die in der Stadt Stuttgart wohnten, hinzu, ergeben sich über 2200 Personen. Neben Latein, Griechisch, Rhetorik, Philosophie, Jura und Medizin wurden hier auch Deutsch, Ästhetik, Französisch, Englisch, Geschichte, Italienisch, Mathematik, Physik und Handlungsunterricht (seit 1778) gelehrt. Dieser Fächerkanon wurde durch Unterricht im Tanzen, Reiten und Fechten ergänzt. Adlige und Bürgerliche wurden gemeinsam unterrichtet, Herkunft und Konfession spielten keine Rolle. Entscheidend für den schulischen Erfolg war das Leistungsprinzip. Einer der prominentesten Karlsschüler war Friedrich Schiller, der während seiner Schulzeit heimlich sein Drama Die Räuber schrieb.
Als Carl Eugen 1793 starb, schloss sein Bruder und Nachfolger nicht zuletzt aus finanziellen Gründen die neue Universität. Der württembergischen Ehrbarkeit war diese Institution, die sich nicht mit der Großen Württembergischen Kirchenordnung vereinbaren ließ, stets ein Ärgernis gewesen. Die Tübinger Landesuniversität hatte eine ernsthafte Konkurrenz ausgesessen.
Eine „École des demoiselles“
Ebenfalls eine ständeübergreifende höhere Bildungsinstitution wurde 1772 mit der École des demoiselles geschaffen, die aber nur bis 1787 bestand. Zunächst in Ludwigsburg eröffnet, dann wie die Karlsschule auf der Solitude angesiedelt und später ebenfalls nach Stuttgart verlegt, sollten hier höhere bürgerliche und adlige Töchter eine standesgemäße Ausbildung erhalten. Die Schülerinnen wurden in völliger Abgeschiedenheit erzogen und unterrichtet. Der Zutritt zu ihren Räumlichkeiten war nur mit schriftlicher Erlaubnis gestattet. Größter Wert wurde auf ein perfektes äußeres Erscheinungsbild gelegt. Es gab drei verschiedene Kurse: für Fräulein, für Elevinnen und für Tänzerinnen. Auf den Stundenplänen aller Kurse standen Schreiben, Religion, Italienisch und Französisch, Musik und Zeichnen, aber auch Arithmetik, Haushaltungskunst und Tanzen. In den Kursen der Fräulein und Elevinnen standen zusätzlich Geographie und Physik auf dem Stundenplan.
Wachsender Einfluss der Jesuiten
Der Gründer der Dillinger Universität Otto Truchseß von Waldburg wurde 1552 auch zum Fürstpropst der Fürstpropstei Ellwangen gewählt. Hier setzte er seine enge Zusammenarbeit mit den Jesuiten fort. Als Fürstpropst lud er den Jesuitenpater Petrus Canisius wiederholt nach Ellwangen ein, um die Reform der Kirche in dem kleinen geistlichen Territorium voranzutreiben. In Ellwangen entstand eine Missionsstation, die ab 1611 mit zwei Jesuitenpatres besetzt war; sie gehörte zum Jesuitenkolleg in Dillingen. Mit der Eröffnung eines Jesuitengymnasiums 1658 in Ellwangen wurde die Missionsstation zur selbständigen Residenz erhoben, 1729 folgte die Erhebung zu einem Jesuitenkolleg. Das Gymnasium erhielt nun eine Oberstufe, an der philosophische Kurse besucht werden konnten. Als dort 1752 Lehrstühle für Moraltheologie und Kirchenrecht eingerichtet wurden, konnte in Ellwangen ein Teil des Theologiestudiums absolviert werden.
Das Konstanzer Jesuitenkolleg nahm 1604 seine Arbeit auf. Wichtige Förderer des Kollegs waren die oberschwäbischen Klöster und der Niederadel der Region. Die jesuitische Pädagogik war attraktiv, 1612 wurden die dortigen Elementarschulen, 1663 auch die städtische Lateinschule der Aufsicht der Jesuiten unterstellt. Den Ausbau des Jesuitenkollegs zur Universität verhinderte Österreich, um keine Konkurrenz zur vorderösterreichischen Universität in Freiburg zu schaffen.
Versuche des habsburgischen Landesherrn, noch während des Dreißigjährigen Krieges Jesuiten im vorderösterreichischen Rottenburg anzusiedeln, scheiterten. Als die Jesuiten das nach dem Westfälischen Frieden wieder protestantisch gewordene Tübingen verlassen mussten, ließen sie sich im benachbarten Rottenburg nieder und eröffneten dort 1650 eine Lateinschule, die seit 1668 zum Gymnasium erweitert werden konnte. Die jesuitische Residenz wurde 1668 zum Kolleg erhoben. Bei der Aufhebung des Ordens 1773 fiel die umfangreiche Bibliothek an die Universität Freiburg.
In der Markgrafschaft Baden-Baden verfolgte Markgraf Wilhelm seit 1622 eine intensive Rekatholisierung des Landes mit Hilfe der Jesuiten. 1623 begann der erste Jesuitenpater seine Tätigkeit in der Stadt Baden-Baden. Darunter fiel auch die Übernahme des Schulunterrichts durch die Jesuiten. Nach einer Unterbrechung durch die schwedische Invasion im Dreißigjährigen Krieg und das Eingreifen des evangelischen Markgrafen von Baden-Dur-
Jesuitenkirche und Jesuitenkolleg in Ellwangen, rechts daneben die Basilika St. Veit.
lach kehrten die Jesuiten 1635 zurück. 1642 gründete Markgraf Wilhelm von Baden-Baden ein Jesuitenkolleg in der Stadt.
1652 übernahmen die Jesuiten das seit 1630 von den Dominikanern geführte Gymnasium in Rottweil. Zu den drei Gymnasialklassen kamen 1660
Die Jesuitenheiligen als Schutzpatrone: Jesuitenkirche mit Kolleg und Gymnasium in Mannheim mit Ignatius von Loyola (links) und Petrus Canisius (rechts) (Kupferstich, 1760).
zwei akademische Kurse dazu, einer für Philosophie (Logik, Rhetorik und Poesie) und einer für Moraltheologie und Kirchenrecht (Kasuistik). Aufgrund finanzieller Schwierigkeiten mussten die Jesuiten 1672 ihre Unterrichtstätigkeit beenden. Die Leitung der Schule übernahmen die Benediktiner, deren finanzielle Ansprüche die Reichsstadt 1691 nicht mehr erfüllen konnte. Die Schule ging deshalb in städtische Trägerschaft über. Bereits ein Jahr später konnten die Jesuiten den Schulbetrieb wieder übernehmen. Sie fassten die akademischen Klassen zu einem Lyzeum zusammen, an dem die alten Sprachen (Latein, Griechisch) und Religion das Kernstück des Unterrichts bildeten. Ab 1721 gab es dann sogar Vorlesungen zum kanonischen Recht. Nach der Aufhebung des Jesuitenordens 1773 ging die Leitung der Schule wieder an die Stadt über. Eine 1796 durchgeführte Schulreform sah vor, dass in Rottweil ein komplettes Studium der Theologie absolviert werden konnte, dessen Abschluss den Übergang an das bischöfliche Seminar gestattete.
Als die Herrschaft in der Kurpfalz 1685 auf die seit 1613 wieder katholische Pfalz-Neuburger Linie überging, leitete der Kurfürst mit Unterstützung der Jesuiten eine Rekatholisierung ein. Bei der Verlegung des Hofes von Heidelberg nach Mannheim 1720 regten die Jesuiten die Gründung eines Mannheimer Kollegs an. Der Kurfürst willigte ein und stellte Baugrund zur Verfügung. 1734 nahm das Kolleg seine Arbeit auf, drei Jahre später eröffnete ein jesuitisches Gymnasium.
Stärken und Schwächen der jesuitischen Bildungskonzepte
Bis weit ins 18. Jahrhundert hinein stellten die Jesuitengymnasien den Prototyp der höheren katholischen Bildung dar, und zwar, wie die Beispiele gezeigt haben, in weltlichen und geistlichen Territorien des Alten Reichs ebenso wie in seinen katholischen Reichsstädten. Die Ordensstruktur der Jesuiten brachte es mit sich, dass alle Jesuitengymnasien in die Kollegien des Ordens integriert waren. Dies hatte zur Folge, dass der Orden nicht nur die Schulleitung und die Lehrer stellte und sich um die Lehrpläne kümmerte, vielmehr fielen auch die Finanzierung und die bauliche Ausstattung in seine Obhut – und dies einheitlich über alle territorialen Grenzen hinweg. Grundlegend für den Schulbetrieb war die Ratio studiorum des Ordens aus dem Jahr 1598/99; es handelte sich dabei um ein Schulprogramm. Die Ausbildung der Lehrerschaft folgte einem einheitlichen Standard; die Lehrer besaßen zumeist den akademischen Grad eines Magister Artium. Die Schüler kamen gewöhnlich im Alter zwischen sieben und acht Jahren ans Gymnasium. Neben der altsprachlich-rhetorischen Propädeutik spielte die religiöse Unterweisung, der neben den beiden Katechismen des Petrus Canisius auch die jesuitischen Theateraufführungen dienten, eine zentrale Rolle.
Die Stärke der jesuitischen Schulordnung, die ursprünglich zur Ausbildung von Ordenstheologen konzipiert worden war, wurde im Laufe der Zeit zugleich ihre Schwäche. Ihre Grundsätze wurden gleichsam kanonisiert, als sie zur Basis des katholischen Schulwesens schlechthin wurde. Die Jesuiten hielten an ihrer ursprünglichen Absicht unbeirrbar fest, was mit den andere Ziele verfolgenden Ausbildungswünschen der Landesherren kollidieren konnte. Neue Fächer wie Astronomie und Mathematik, aber auch Geschichte, Politik und Ethik wurden weitgehend außer Acht gelassen. 1773 wurde der Jesuitenorden von Papst Clemens IV. aufgehoben; 1814 ließ Papst Pius VII. ihn wieder zu. Das Baden-Badener Kolleg beispielsweise wurde nach der Aufhebung des Jesuitenordens in ein weltliches Lyzeum umgewandelt, an dem auch ein Studium der Theologie absolviert werden konnte. In Ellwangen wurden Kollegium und Gymnasium in eine fürstpröpstliche Bildungsinstitution (Collegium Ignatianum) umgewandelt und weitergeführt.
Der Einfluss der Benediktiner und Prämonstratenser auf die Bildung
Die schwäbischen Benediktiner engagierten sich früh für eine Reform des Bildungswesens. Die Benediktinerklöster in Donauwörth, Elchingen, Irsee, Ochsenhausen, Ottobeuren, Weingarten, Wiblingen und Zwiefalten errichteten unter der Führung des fürstlichen Stifts Kempten in Ottobeuren eine Hohe Schule. 1542 eröffnet, wurde sie zwei Jahre später ins Kloster Elchingen bei Ulm verlegt. Nach dem Schmalkaldischen Krieg wurde sie nicht wiedereröffnet. An ihre Stelle trat die 1546 in Dillingen errichtete Universität. Der Ochsenhausener Abt Bartholomäus Ehinger richtete 1623 auf Schloss Ummendorf eine Hohe Schule ein, die ein philosophisch-theologisches Studium anbot. Infolge des Krieges geschlossen, konnte sie nach dem Westfälischen Frieden wiedereröffnet werden und existierte noch bis zum Ende der 1650er-Jahre. Durch die Gründung der Benediktiner-Universität in Salzburg erhielt Ochsenhausen neue Impulse. Ein Gymnasium wurde eröffnet, das philosophisch-theologische Hausstudium diente dem eigenen Ordensnachwuchs. Für das Gymnasium erwarb Abt Placidus Kobolt (1681–1689) im Jahr 1684 ein komplettes Theater mit wertvollen Kulissenbildern.
Die seit den ersten Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts im Prämonstratenser-Chorherrenstift Obermarchtal belegte Lateinschule wurde nach 1650 ausgebaut und mit einem Internat verbunden. Zwischen zwanzig und vierzig Schüler, zumeist aus Oberschwaben, konnten nun von den Prämonstratensern unterrichtet werden.
Höhere Schulbildung in den protestantischen Reichsstädten
In den im Zuge der Reformation evangelisch gewordenen Reichsstädten wurden die zumeist aus spätmittelalterlicher Zeit stammenden Lateinschulen fortgeführt. In größeren Reichsstädten kam es zur Gründung von Gymnasien. Grundlegend für viele Schulen wurde das von Johannes Sturm (1507–1589) für Straßburg entwickelte Schulmodell und dessen Bildungsplan. Sturms Schulordnung (1539) beruhte auf zwei Fundamenten: dem Religionsunterricht und der altsprachlich-rhetorischen Bildung. Das von Sturm entwickelte Schulmodell wurde, angepasst an die jeweiligen lokalen Bedingungen, beispielsweise in den Reichsstädten Esslingen und Ulm übernommen. Anders als in Esslingen kam es in Ulm langfristig zur Einführung eines akademischen Gymnasiums. Der Lehrplan des 1622 eröffneten Ulmer Gymnasiums sah die klassischen philosophischen Fächer sowie Theologie vor. Die Ausbildung in Rhetorik stand im Zentrum, neben Griechisch und Hebräisch wurden aber auch Mathematik (mit Geographie) und Geschichte unterrichtet. Beide Reichsstädte hatten anfangs unter dem Einfluss der zwinglianisch-oberdeutschen Reformation gestanden, was die Offenheit für den Straßburger Lehrplan erklären könnte. Für die Reichsstadt Schwäbisch Hall hat der überzeugte Lutheraner Johannes Brenz den Bildungsplan entworfen. Er konzipierte eine achtklassige Schulordnung. Auf vier lateinische Elementarklassen sollten die Klassen 5 bis 8 folgen, deren Ziel die Erlernung des Triviums (Grammatik, Logik, Rhetorik) war. Dieser Idealplan konnte nicht verwirklicht werden; bis in die Zeit des Dreißigjährigen Krieges hinein gab es lediglich fünf Klassen. Bereits um die Mitte des 16. Jahrhunderts besuchten rund 200 Schüler den Unterricht. Latein, Griechisch, Dialektik, Rhetorik, Religion und Elementarkenntnisse in der Arithmetik waren die wesentlichen Unterrichtsfächer. 1654 erhielt die Lateinschule eine zweijährige Oberstufe und wurde damit 1655 zu einem Gymnasium academicum erhoben, das Vorlesungen in Philosophie, Theologie und Jurisprudenz anbot.
Sturms Schulmodell wurde beispielsweise auch in der Markgrafschaft Baden-Durlach übernommen. Am Durlacher Gymnasium wurden vor allem Rhetorik, Philosophie und Theologie unterrichtet, es gab aber auch Unterricht in Mathematik und in den Naturwissenschaften. Daneben bestand sogar ein kleines Lehrangebot in Medizin und Jurisprudenz.
Lateinschulen auch in kleineren Städten
Im württembergischen Herzogtum bestanden neben den bereits genannten Klosterschulen in den Amtsstädten Lateinschulen, in kleineren Städten kam es vor, dass Lateinschule und Deutsche Schule – zumindest zeitweise – in einem kombinierten Schultyp auftraten, so zum Beispiel in Nagold und im nahen Wildberg. Die Schulordnung, die einen Bestandteil der Großen Württembergischen Kirchenordnung bildete, sah neben den Lateinschulen zwei Pädagogien in Stuttgart und Tübingen vor, die der speziellen Vorbereitung auf ein Universitätsstudium dienen sollten. Nach dem Dreißigjährigen Krieg wurde das Tübinger Pädagogium nicht mehr eröffnet. Für die Lateinschulen war in der Kirchenordnung im Idealfall eine fünfklassige Ordnung vorgesehen. Dieses Ideal konnte aber nur in Stuttgart verwirklicht werden; hier gab es eine fünfklassige Lateinschule. In Tübingen bestand eine vierklassige Lateinschule, in Nürtingen konnten drei Klassen eingerichtet werden. An allen übrigen Lateinschulen unterrichteten zwei, in der Regel sogar nur ein Lehrer. Die meisten Schüler an den Lateinschulen kamen folglich wohl kaum über Grundkenntnisse in Grammatik und Rhetorik (Latein), Musik und Religion hinaus. Der Unterricht an den niederen Klosterschulen unterschied sich nicht wesentlich von jenem einer Lateinschule. An den höheren Klos-
Typisch für die kleineren Städte in Württemberg: die ehemalige Lateinschule in Kirchheim unter Teck, erbaut 1540.
terschulen begann dann der theologische Unterricht. Aus Hirsau haben sich Kolleghefte des Prälaten Johann Parsimonius (1525–1588) erhalten. Dort finden sich auch zwei Beispiele für den Unterricht in Arithmetik. Textaufgaben aus dem 16. Jahrhundert lauteten folgendermaßen:1 „1) Adam war 130 Jar alt, da er Seth zeuget, und lebet darnach noch 800 Jar. Genesis am 5. Kapitel. Wie alt nu Adam worden? Mathusalem war 187 Jar alt, da er Lamech zeuget, und lebet darnach noch 752 Jar. Genes.€5. Wie alt ist er nu worden?“ 2) Der Hertzog von Wirtemberg gibt järlich zu Underhaltung der Kirchen, Universitet und Schulen (wöllen also setzen) 185.700 fl. Die Cantzlei gestehet im järlich 20.510 fl. Auff die Hoffhaltung gehen järlich 386.790 fl. Was gehet nun in einer Summa über den Hertzogen zu Wirtemberg?“
Schulreform in der Diskussion
Im Jahr 1686 ging mit der Gründung des Stuttgarter Gymnasiums eine langjährige und zähe Schulreformdiskussion zu Ende, die bereits 1618 begonnen und nach Beendigung des Dreißigjährigen Krieges wieder aufgegriffen worden war. Vor allem die Kirchenleitung erwies sich als großes Hemmnis. Sie achtete streng auf die Einhaltung der Großen Württembergischen Kirchenordnung und war Innovationen gegenüber kaum aufgeschlossen. Beim Übergang der Studenten an die Universität in Tübingen war 1618 Kritik laut geworden, die künftigen Studenten seien nicht ausreichend auf ein Universitätsstudium vorbereitet, darunter vor allem jene, die sich nicht für ein Studium der Theologie immatrikulieren wollten. Nach intensiven Reformdiskussionen entschied man sich für die Einrichtung einer „Mittelschule“, eines zwischen Lateinschulen und Universität zu verortenden Gymnasiums. Sein Lehrplan sollte zwar noch immer die Gewähr bieten, als Absolvent dieses Schultyps ein Theologiestudium beginnen zu können, es sollte aber auch und vor allem das propädeutische Fundament für ein Studium der Jurisprudenz und nachgeordnet der Medizin legen.
Die Einrichtung des Stuttgarter Gymnasiums war erfolgreich, wie die Absolventen in den ersten rund hundert Jahren seines Bestehens belegen: Zwischen 1686 und 1780 besuchten 1828 Schüler das Stuttgarter Gymnasium.2 Gut die Hälfte aller Absolventen (959) begann im Anschluss ein Studium. Studienfächer waren Theologie (496), Jura (399) und Medizin (64). Von den übrigen wurden 15 Absolventen direkt an den Hof gerufen, 381 wählten die Schreiberlaufbahn. Auch diese beiden Gruppen übernahmen mithin Funktionen im Staatsdienst. Die anderen machten eine Ausbildung im Handwerk (162) beziehungsweise schlugen eine Militärlaufbahn (53) ein. Über die Berufswahl von 258 Schülern liegen keine Angaben vor.
Das Elementarschulwesen in evangelischen Territorien
In Württemberg brachte die Reformation einen bildungsgeschichtlichen take off für das Elementarschulwesen. Den Ausgangspunkt bildete das reformatorisch geforderte Priestertum aller Gläubigen. Ausgehend von dieser Forderung ging es an den dann in immer größerer Zahl eingerichteten Deutschen Schulen in erster Linie um die Vermittlung von elementaren Kulturkenntnissen wie Lesen und Schreiben, später kam das Rechnen hinzu. Fibeln gab es nicht; Lesen, Schreiben, Memorieren und Rechnen lernte man anhand der Bibel, des Katechismus und des Gesangbuches.
Das 1559 in der Großen Württembergischen Kirchenordnung festgeschriebene Ziel war es, Jungen und Mädchen gleichermaßen diese Elementarbildung zu vermitteln. Dazu sollten an allen Pfarrorten Schulen eingerichtet werden. Seit 1601 lässt sich die Entwicklung anhand der Kirchenvisitationsberichte nachvollziehen. Hoffnungsvoll gestartet, hatte der Dreißigjährige Krieg zunächst den steten Aufwärtstrend gestoppt. Zu Beginn des 17. Jahrhunderts bestanden im Herzogtum Württemberg bereits rund 400 Deutsche Schulen. Nach Einbruch des Dreißigjährigen Krieges in Württemberg 1634 konnte kein geordnetes Schulwesen aufrechterhalten werden; 1643 bestanden gerade noch 163 Deutsche Schulen.3 Am Ende des Alten Reiches gab es rund 900 Deutsche Schulen in Württemberg. Gleich nach dem Westfälischen Friedensschluss hatte das Herzogtum begonnen, das darniederliegende Schulwesen wieder aufzubauen. Ein Umlaufschreiben (Reskript) erinnerte die Eltern 1649 daran, die Kinder in die Schule zu schicken. Um 1700 hatte sich der Besuch der Winterschule wieder etabliert, nach dem ersten Drittel des 18. Jahrhunderts fand auch im Sommerhalbjahr trotz der notwendigen Mithilfe der Schüler bei der Ernte ein ziemlich regelmäßiger Schulbesuch von Jungen und Mädchen statt, und zwar in den Städten ebenso wie auf dem Land.
Pädagogische Reformen
War Württemberg in der Reformationszeit ein pädagogisches Musterland, in dem in jedem Pfarrort eine Deutsche Schule eingerichtet werden sollte, so fanden die pädagogischen Reformen im 18. Jahrhundert im Ausland statt. In Württemberg waren weder Aufklärung noch Pietismus in der Lage, das Elementarschulwesen entscheidend zu verändern. Angeregt von pädagogischen Reformversuchen in anderen Ländern, machten sich lediglich Einzelne auf, selbst Abhilfe zu schaffen. Dass sich das Konsistorium diesen Aktivitäten auf die Dauer nicht verschließen konnte, zeigt eine Flut an Erlassen in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhundert, die vor allem Aktivitäten vorstellten und zur Nachahmung aufriefen. Die Lehrinhalte, die die Deutsche Schule vermittelte, haben sich im Verlauf der Frühen Neuzeit nicht grundlegend geändert. Lesen und Schreiben standen im Mittelpunkt, seit 1729 sollten auch Grundzüge des Rechnens erlernt werden. Bei aller Bezogenheit auf Bibel, Katechismus und Gesangbuch blieb die religiöse Unterweisung maßgeblich.
In Württemberg entstand gegen Ende des Alten Reichs aus privater Initiative mit der Real- und Bürgerschule ein weiterer Schultyp. Ihr Gründer war der Nürtinger Dekan Jakob Friedrich Klemm (1733–1793). Er wollte einen Schultyp schaffen, der zwischen Deutscher Schule und Lateinschule angesiedelt war. 1782 legte er seine Schulkonzeption vor. In 24 Wochenstunden sollten dort Sprachen (Deutsch, Französisch), Sachkunde (Rechnen, Geometrie, Zeichnen, geometrisches Zeichnen, Erdbeschreibung und Naturgeschichte, Geschichte, Landwirtschaft und Botanik) sowie Religion unterrichtet werden. Seine Idee war es, künftigen Handwerkern eine nützlichere Schulbildung zu ermöglichen, als dies Lateinschule oder Deutsche Schule bieten konnten. Neben Handwerkern sollte die Realschule auch eine schulische Ausbildung für künftige Führungskräfte in Handel und Gewerbe sowie in der Baukunst und in der Forstwissenschaft bieten, auch die Offizierslaufbahn sollte eingeschlagen werden können.
Finanzielle Grundlage für die erste Gründung in Nürtingen boten die Einkünfte des Nürtinger Spitals. Nach einer zweijährigen Versuchsphase erhielt die Schule 1785 von Herzog Carl Eugen die staatliche Genehmigung. Zu Folgegründungen kam es zunächst nicht. Erst 1796 erhielt das Stuttgarter Gymnasium eine zweiklassige Realabteilung, 1802 wurde dort eine dritte Klasse ergänzt. 1797 wurde eine der drei Klassen der Schorndorfer Lateinschule in eine Realschule umgewandelt. Endgültig durchsetzen konnte sich dieser neue Schultyp aber erst um die Mitte des 19. Jahrhundert. Die einsetzende Industrialisierung förderte seine Einführung. 1843 gab es dann 52 größere und kleinere Realschulen, an denen neunzig Lehrer 2375 Schüler unterrichteten.4
Das Elementarschulwesen in katholischen Territorien: die theresianische Schulordnung
Einen besonderen Aufschwung nahm das Elementarschulwesen in den katholischen Territorien Vorderösterreichs, als Kaiserin Maria Theresia 1774 als Landesherrin die Einführung der sogenannten Normalschule verfügte. Diese Volksschulen sollten ganzjährig besucht werden. Die Schulordnung sah vor, dass an den Normalschulen geprüfte Lehrer unterrichteten. Die Lehrer sollten in Rottenburg an Lehrgängen teilnehmen und dort auch Prüfungen ablegen. An der Normalschule wurden die sieben- bis 14-jährigen Kinder in Religion, Moral- und Sittenlehre, Kirchengesang, Buchstabieren, Syllabieren, Lesen und Rechnen unterrichtet. Die Durchsetzung des Sommerschulbesuchs stieß auf Widerstand.
Die Einführung dieser Schulordnung besagt nicht, dass es nicht in einzelnen Territorien schon sehr viel früher Hinweise auf Lehrer oder Schulen gibt, die aber keine Rückschlüsse auf ein etabliertes Elementarschulwesen zulassen; auch konnte der Unterricht auf freiwilliger Basis erfolgen, wie sich zum Beispiel in dem zur Herrschaft Schramberg gehörenden Ort Mariazell zeigen lässt. Der Hohenberger Landvogt hatte kurz vor Einführung der theresianischen Schulordnung versucht, im Oberndorfer Kloster einen Unterricht für Mädchen einzuführen. Die Klosterschwestern sahen sich für diese Aufgabe nicht ausreichend qualifiziert, der örtliche Stadtrat sah keine Notwenigkeit für eine solche Einrichtung. 1780 wurden die Klosterfrauen dann verpflichtet, den Mädchenschulunterricht zu übernehmen. In den zur Herrschaft Oberndorf gehörenden Ortschaften fand gegen Ende des 18. Jahrhunderts ein an die theresianische Schulordnung angelehnter Unterricht statt. Nach vereinzelten Hinweisen auf Lehrer wurde 1784 in dem zu Fürstenberg gehörenden Hayingen die Normalschule eingeführt. Nachrichten über Schulmeister in den ritterschaftlichen Orten der Freiherren von Freyberg und der Ifflinger von Graneck liegen nicht vor. Dagegen ist bekannt, dass in dem zur Herrschaft der Freiherren von Stein gehörenden Harthausen (heute ein Teilort der Gemeinde Epfendorf im Landkreis Rottweil) in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ein Lehrer rund vierzig Jahre lang unterrichtete.
Auch in den geistlichen Gebieten des deutschen Südwestens wurde die Elementarschulbildung im Laufe der Zeit immer weiter ausgebaut. In den zur Herrschaft des Prämonstratenserchorherrenstifts Obermarchtal gehörenden Pfarrorten gab es Deutsche Schulen. Eine Landesordnung (1578) und eine Schulordnung (1748) boten dafür die Basis. Eltern wurden unter Strafandrohung angehalten, ihre Kinder wenigstens im Winterhalbjahr (Oktober bis April) zur Schule zu schicken. Auf dem Stundenplan standen Lesen,
Kloster Obermarchtal, aufgenommen Mitte der 1950er-Jahre.
Schreiben und Rechnen. Eine Heiratsgenehmigung sollte nur erteilt werden, wenn Männer lesen und schreiben, Frauen zumindest lesen konnten. Das Zisterzienserkloster Salem führte unter dem 1778 zum Abt gewählten Robert Schlecht ebenfalls flächendeckend in seinem Territorium Volksschulen ein und eröffnete zudem ein Gymnasium.
Bildungslandschaften im deutschen Südwesten
Greift man abschließend die Frage nach südwestdeutschen Bildungslandschaften auf, ergibt sich folgendes Bild. Insgesamt lassen sich drei Bildungslandschaften verorten. Für die katholischen Territorien können zwei zentrale Bildungslandschaften herausgearbeitet werden, die ihren Bezugspunkt jeweils außerhalb des heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg hatten. Hier ist zum einen die von den Jesuiten getragene überterritoriale Bildungslandschaft, die ihr Zentrum in der Universität Dillingen hatte, zu nennen. Zum anderen lässt sich eine benediktinische Bildungslandschaft nachweisen, der vor allem die oberschwäbischen Benediktinerklöster zugehörten und die ihr Zentrum kurzzeitig in Ottobeuren/Elchingen, nach 1622 aber in der Benediktineruniversität in Salzburg hatten. Nach der Übernahme durch die Jesuiten war auch die Freiburger Universität bei katholischen Studenten wieder stärker nachgefragt.
Das württembergische Herzogtum bildet eine evangelische Bildungslandschaft, die durch ihre Große Württembergische Kirchenordnung in andere Territorien ausstrahlte und in deren Mittelpunkt die Landesuniversität (seit 1744) in Tübingen stand. Die evangelischen Reichsstädte sind zwar vielfach durch ihre auf den Straßburger Johann Sturm aufbauenden Schulordnungen miteinander verbunden, sie bilden aber sehr viel eher eigene protestantische Bildungsinseln als eine gemeinsame Bildungslandschaft. Ihr Wirkungskreis ist die jeweilige Reichsstadt und deren Umland.
Trotz konfessioneller Trennung sind die Gemeinsamkeiten beachtlich. Stellt man nach diesen Einblicken in das frühneuzeitliche Schulwesen des deutschen Südwestens einen kurzen konfessionellen Vergleich der verschiedenen Schulordnungen für die höheren Schulen an, lässt sich eine humanistische Kontinuität beobachten. Kernstücke der gelehrten Bildung in der Frühen Neuzeit waren sprachlich-humanistische, philosophische und theologische Inhalte. Der Griechischunterricht war in beiden Konfessionen dem Lateinunterricht nachgeordnet, und es wurde großer Wert auf den rhetorischen Unterricht gelegt. Der Klassiker unter den Schulautoren war in beiden Konfessionen Cicero. Beide Konfessionen versuchten auch, ihre Schulordnungen, die bei der Einführung den Erfordernissen der Entstehungszeit entsprachen, gegen einen Wandel der Bildungsinhalte abzuschotten, die jesuitischen Gymnasien in stärkerem Maße als die protestantischen Bildungsstätten. Die an den protestantischen Schulen intensiv geführten Reformdiskussionen fanden an den Jesuitengymnasien nicht statt. Trotz dieser Diskussion unterlag der humanistische Bildungskanon in Württemberg seit seiner Übernahme in die Große Württembergische Kirchenordnung bis zum Beginn des 18. Jahrhunderts keinen tiefgreifenden Veränderungen. Neu ist lediglich die am Stuttgarter Gymnasium veränderte Gewichtung der Unterrichtsinhalte. Neben die Fächer, in denen in altbewährter Weise humanistische Bildungsideale vermittelt wurden, traten ergänzend mathematisch-naturwissenschaftlich orientierte Schulfächer. Die Gründe lagen auf der Hand: Ein gutes humanistisches Fundament war nicht nur für künftige Theologen, sondern auch für Juristen eine gute Qualifikationsbasis. Frömmigkeit, Gelehrsamkeit und Beredsamkeit bildeten in allen Konfessionen den zentralen Kern.
Vergleicht man die Ziele, die den verschiedenen Bildungskonzeptionen zugrunde lagen, lässt sich Folgendes beobachten: In den evangelischen Territorien setzte man früh auf die Bildung breiter Bevölkerungsschichten, die vor allem grundlegende Kenntnisse vermittelnde Elementarschule in Form der Winterschule wurde allmählich von der Bevölkerung akzeptiert. Die Reformation hatte einen kräftigen Bildungs- und Alphabetisierungsschub bewirkt. Die Sommerschule konnte nur zögerlich etabliert, ein ganzjähriger Unterrichtsbesuch erst nach dem ersten Drittel des 18. Jahrhunderts durchgesetzt werden. In den katholischen Orten verdichteten sich nach ersten Anfängen im 17. Jahrhundert die Bildungsbemühungen im 18. Jahrhundert, die Zahl der Elementarschulen stieg und erhielt in den vorderösterreichischen Orten durch die maria-theresianische Schulreform wichtige Anstöße. Die katholische Bildungspolitik der Jesuiten, aber auch jene der Benediktiner, hatte sich zunächst auf Elitenbildung konzentriert. Ziel der katholischen Bildungsreform war die Gewinnung von Priestern und deren gute Ausbildung. Die katholische Seite setzte hierbei stärker auf eine indirekte Einwirkung mittels gut qualifizierter Priester, nach 1700 engagierte auch sie sich verstärkt im Bereich der Elementarbildung.
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Hans-Georg Wehling*
Im Zeichen der Gegenreformation: Kunst und Kultur im konfessionellen Zeitalter
Als Folge der Reformation und der daraus resultierenden abendländischen Kirchenspaltung entstanden in Deutschland im Kontext der Territorialstaatsbildung geschlossene konfessionelle Territorien: katholische, lutherische, reformierte. Wie man konfessionell ausgerichtet war, entschieden die jeweiligen Landesherrn, dazu berechtigt durch den Augsburger Religionsfrieden von 1555. Dem hatten die Untertanen zu folgen – oder aber das Land zu verlassen. Mit der konfessionellen Festlegung war keineswegs sichergestellt, dass die Untertanen sich diese Entscheidung auch zu eigen machten. Es gab nicht nur heimlichen Widerstand, sondern auch Unlust, Uninteressiertheit, Festhalten an Gewohnheiten. Dem versuchten die Landesherren gegenzusteuern, im katholischen Bereich unterstützt von Predigern und Patres (z.€B. Jesuiten und Kapuzinern), die man ins Land rief. Dabei hat man „ganze Arbeit“ geleistet, sodass konfessionelle Kulturen, landschaftsverbunden, bis in unsere Tage nachweisbar sind. Die hier vorgestellte Grundthese lautet dementsprechend: Konfessionen sind mehr als Lehrgebäude (Dogmata) und Organisationen (Kirchen), sie sind Kulturen, die menschliche Umwelt und menschliches Verhalten insgesamt prägen, weit über die Frömmigkeitsformen hinaus.
Glaubensheimaten
Konfessionen geben bis heute Landschaften ihr Gesicht, und sie prägen die Menschen, die in diesem auch sichtbaren Kontext leben. Für die Menschen sind Konfessionen zudem Heimat mit entsprechend emotionaler Bindung, der man nicht so leicht entkommt, selbst wenn man mit der Kirche mehr oder weniger bricht oder den Glauben verliert. Über Fragen der Lehre können sich Theologen möglicherweise überkonfessionell verständigen, wenn im Einzelfall auch mühevoll, wie zum Beispiel in der Frage der Rechtfertigungslehre. Die „Glaubensheimat“ zu verlassen, scheint dagegen schwer und kann sich über Generationen hinziehen. So kann es durchaus evangelische Atheisten und katholische Atheisten geben, denen die „Ausgangskonfession“ nach wie vor „anhängt“.
Urwüchsig ist die spezielle konfessionelle Kultur nicht. Vielmehr standen am Anfang herrschaftliche Entscheidungen mit entsprechendem Durchsetzungswillen und Sanktionen. So haben etwa die Bauherren mit ihren Schöpfungen eine Absicht verfolgt. Auch die Frömmigkeitsformen waren „von oben“ verordnet – wenngleich sie uns inzwischen als Volksfrömmigkeit vorkommen mögen. Das Alltagsverhalten sollte bis in die intimsten Bereiche hinein konfessionell normiert und mit Hilfe der Geistlichkeit kontrolliert werden.
Konfessionelle Kulturen können eine sichtbare, äußere Gestalt annehmen, in Form von Kunst und Gestaltung von Landschaft (Makroebene). Sie können sich auch verinnerlichen, indem sie menschliches Verhalten prägen (Mikroebene). Wenn wir die konfessionellen Kulturen einander gegenüberstellen, dann geschieht das nicht in einer nachverfolgenden chronologisch-historischen Beschreibung, sondern in Form eines intellektuellen Konstrukts, das im Nachhinein die Konzeptionen sichtbar zu machen versucht. Ein fertiger „Bauplan“ lag nicht unbedingt vorab vor, sondern hat sich weitgehend erst entwickelt, wenngleich folgerichtig und im Ergebnis in sich ziemlich geschlossen. Es handelt sich bei dieser Konstruktion um einen Idealtypus im Sinne von Max Weber.
Protestantisches Kirchenverständnis
Die beiden protestantischen Konfessionen – Luthertum und Calvinismus (reformiert) – sind Wortreligionen. Als Schriftreligionen sind sie durch die Jahrhundertinnovation des Buchdrucks durch Johannes Gutenberg möglich geworden. Die Reformation, die man mit dem Jahr 1517 beginnen lassen kann, war also auf der Höhe der Zeit, nachdem rund siebzig Jahre zuvor mit Gutenberg ein neues Medienzeitalter begonnen hatte. Das gab der Reformation einen Vorsprung, half zu ihrer Verbreitung, beschleunigt vor allem in den Städten und in den gebildeten Ständen, aber zum Beispiel auch bei Bergleuten als „Arbeiterelite“. Es ist Gottes Wort, das die Gläubigen ergreifen soll, unterstützt durch den Prediger als Auslegungsfachmann, der dafür speziell ausgebildet ist. Dafür braucht man keinen Altar und keine Heiligenstatuen. Für die Lutheraner genügt das Kreuz, während die Reformierten nicht einmal das wollen. Alles bleibt schlicht, um sich ganz auf den Prediger konzentrieren zu können. Die Kirche als Gebäude kann aber
Die wiederaufgebaute Frauenkirche in Dresden: Sie sollte dem katholischen Herrscherhaus demonstrieren, dass man als lutherische Stadt durchaus auch „wer“ ist. Es ist ein festlicher Predigtsaal, der auf die Kanzel ausgerichtet ist. Die Kirche steht damit in Kontrast zur benachbarten katholischen Hofkirche, deren Langhaus auf den Altar hinführt.
Reformierter Kirchenraum: die Laurentiuskirche in Gimmeldingen in der Kurpfalz.
auch zum festlich gestalteten Auditorium werden, wie die lutherische Frauenkirche in Dresden. In jedem Fall ideal ist der auf die Kanzel ausgerichtete Zentralbau.
Doch vielfach nutzen die Protestanten die überkommenen Kirchenräume weiter, lediglich „ummöbliert“,1 ausgedünnt oder ausgeräumt, mit Ausnahmen wie zum Beispiel in der Reichsstadt Nürnberg, wo nicht nur die Lorenzkirche in ihrem Erscheinungsbild weiterhin dem Katholizismus optisch nahe bleibt, was der protestantische Berliner Aufklärer Friedrich Nicolai bei seiner Reise in den Süden Deutschlands entsprechend tadelt.2
Bilder dienen im Luthertum der Illustration von Bibeltexten und zur Verdeutlichung zentraler Glaubenswahrheiten. Auf Lehrtafeln sind sie verbunden mit dem zitierten Bibeltext. Beispiele sind die Kirche St. Peter in Berlin oder die Dreifaltigkeitskirche in Speyer.3 All das finden wir in reformierten Kirchen nicht.
Lehrtafeln aus der protestantischen Dreifaltigkeitskirche in Speyer, Altes und Neues Testament einander gegenübergestellt (vgl. Abbildung S.€159).
Das konfessionelle Zeitalter – über zweihundert Jahre dauernd – ist ein Zeitalter der Glaubenskämpfe, die zunächst sogar in Glaubenskriege ausarteten, wenn auch zugleich politisch instrumentalisiert im Spannungsverhältnis zwischen Kaiser und Territorien, aber auch mit dem Eingreifen äußerer Mächte, wie Schweden und Frankreich. Dreißig Jahre lang wütete dieser Konfessionskrieg, militärisch ausgetragen mit viel Grausamkeit und Tod. Der Westfälische Frieden von Münster und Osnabrück von 1648 schrieb die Konfessionsverhältnisse mit dem Stichdatum 1624 („Normaljahr“) endgültig fest.
Das gegenreformatorische Bauprogramm
Das Recht und die Wirklichkeit sind zweierlei. Der Rechtstitel allein reicht nicht, denn die Untertanen müssen auch gewonnen oder gar zurückgewon-
nen werden. Hier setzt die katholische Kirche mit dem Konzil von Trient (1545–1563) an, das die „katholische Reform“ einleitete, mit erheblichen Spielräumen, die die jeweiligen Landesherren auf ihre Weise nutzen konnten. Das daraus folgende religionspolitische und künstlerische Konzept setzt auf ein Kontrastprogramm, das in deutlicher Abhebung zur zurückhaltenden Sinnlichkeit des Protestantismus alle Sinne gezielt einbezog. So löste die „katholische Reform“ ein gewaltiges Bauprogramm aus, auch in der offenen Landschaft. Anders als im protestantischen Deutschland mit seiner Umnutzung des vorhandenen Kirchenpotenzials, entstand eine Fülle „zeitgemäßer“ barocker Kirchen und Klosteranlagen. Zumindest barockisiert wurden die vorgefundenen Gotteshäuser, zumal wenn das Geld zu mehr nicht reichte. Vielfach ist dann die alte Baustruktur auf den ersten Blick kaum noch auszumachen, wie etwa das Beispiel der Klosterkirche von Rottenbuch in Oberbayern oder die Schlosskirche im hohenzollerischen Haigerloch zeigen.
Den Klöstern hatte die katholische Reform – „jesuitisch inspiriert“4 – neue Funktionen und Verhaltensmuster zugedacht. Freigang war nicht mehr vorgesehen, sondern ständige Präsenz im Kloster, was den Bau von Gemeinschaftsräumen erforderlich machte: Refektorien für die gemeinsamen Mahlzeiten und Bibliotheken, in denen man das für die neuen Aufgaben nötige Wissen präsent hielt, denn nunmehr sollte man gut vorbereiteter Seelsorger sein. Da die Ordensangehörigen das Kloster nicht mehr ohne triftigen Grund verlassen sollten, kamen Gärten und Parkanlagen hinzu. Selbst Benediktinerklöster sollten nicht nur kontemplativ dem individuellen Seelenheil der Mönche dienen, schon gar nicht der Versorgung nachgeborener Söhne. Die Mönche sollten vielmehr als Seelsorger predigen und Beichte hören, das heißt die Glaubenswahrheiten verkündigen und die Seelen über den Beichtstuhl leiten. Das nötige Rüstzeug holten sich Priester und Mönche dafür in den Jesuitenhochschulen Dillingen und Ingolstadt. Überhaupt waren die Jesuiten die eigentliche „Kampftruppe“ der Gegenreformation, unterstützt von den volksnahen Franziskanern und Kapuzinern. Ihnen allen kam die Rolle zu, dem Volk die (Unterscheidungs-)Merkmale der katholischen Kirche nahezubringen, so zum Beispiel in den spektakulären Kontroverspredigten, die mit der Zeit auch Protestanten anzogen – als ein Stück Volkstheater. Die ideologische Grundlage für die Auseinandersetzung mit den Andersgläubigen bot die Kontroverstheologie des italienischen Jesuitenpaters Robert Bellarmin (1542–1621).
Die nunmehr geforderte Konzentration der traditionellen Orden auf ihr Kloster, verbunden mit einem strengeren und einfacheren Leben, bedeutete auch Einsparungen und trug dazu bei, die Bautätigkeit finanziell möglich zu machen. Ein weltliches Element kam natürlich auch dazu: In Konkurrenz zu den Schlössern weltlicher Herrschaften wollte man schon auch zeigen, wer man war. Neben der Inschrift Soli Deo Gloria tauchte immer wieder das Abtswappen des jeweiligen Bauherren auf. Die weltlichen Herrscher gingen im Vergleich etwas sorgloser mit dem Geld um, und wirtschaftlich waren sie zumeist nicht in gleicher Weise innovativ wie die Klöster. Die Schlösser sollten exklusiv sein, der Adel wollte unter sich bleiben. Die Kirchen hingegen wollten die Menschen geradezu hereinlocken. Gleiches gilt gerade bei den Wallfahrtskirchen, die den Äbten so wichtig waren wie dem Adel die Jagdschlösser: im ersten Fall ein Anziehungspunkt für Menschen jeden Alters und jeden Standes, mit dem Ziel der Seelenfängerei, im zweiten dem Jagdvergnügen von wenigen Hochgestellten dienend.
Barock als Gesamtkunstwerk
Die Feier der Gottesdienste sollte überwältigend sein. Angestrebt war ein Gesamtkunstwerk, das Architektur, Malerei, Skulpturen, Stuck, Farbe und Form einbezog, im Zusammenwirken mit Musik, mit gewaltigen Orgeln, mit Pauken und Trompeten; nicht zu vergessen der Weihrauch. So richtig erleben kann man die katholisch-konfessionelle Kultur, wenn man in einem Hochamt das Zusammenspiel all dieser Elemente erlebt.
Die Bildinhalte der neuen oder neu gestalteten üppigen Kirchen mit überbordender Ausstattung setzten auf kirchliche Unterweisung und auf theologische Konfrontation: docere et movere (Lehren und Überzeugen als Kernbegriffe der antiken rhetorischen Rede) erwartete der Konzilsgedanke von Trient. Die Gläubigen sollten unterwiesen, zugleich aber auch ergriffen und ideologisch aufgerüstet werden. Legitimierend wird bildreich die Entstehungsgeschichte von Kirche und Kloster dokumentiert, zurückgehend in ferne Zeiten. Das beispielhafte Leben von Ordensgründer und Kirchenpatron kam hinzu. Apostel, Evangelisten und die damals bekannten fünf Erdteile, von denen vier als das Glaubensverbreitungs- und Missionsgebiet sichtbar dargestellt werden. Als deutliche Mahnung findet sich im Eingangsbereich der Kirche vielfach die Vertreibung der Händler und Geldwechsler aus dem Tempel durch Jesus Christus.
Zentral ist die Darstellung all dessen, was den katholischen Glauben vom Protestantismus und den Reformierten unterscheidet: die Realpräsenz Christi im Altarssakrament in Gestalt der Monstranz, die auch außerhalb von Kirchen, bei Prozessionen und Wallfahrten, mitgeführt wird – in (wörtlich) herausgehobener Position. Während in den evangelischen Kirchen der Raum auf die Kanzel zuläuft, ist in den katholischen Kirchen der Altar das Ziel, mit dem Tabernakel, der den Leib Christi birgt, zusätzlich noch deutlich gemacht durch das Ewige Licht. Die Ausrichtung auf den Altar zeigt sich auch in der immer prächtiger werdenden Ausgestaltung des Kirchenschiffs von hinten nach vorne, wie sich das am Beispiel der Kirche in Dießen am Ammersee zeigen lässt.
Wie man die Ohrenbeichte als Unterscheidungsmerkmal bildlich darstellen kann, mag zunächst als ein Problem erscheinen. Da wird zurückgegriffen auf Johannes Nepomuk, der auf Befehl des böhmischen Königs in Prag in die Moldau gestürzt worden ist, angeblich weil er das Beichtgeheimnis der Königin nicht brechen wollte. Das war 1393, also Jahrhunderte her. Exhumierungen des Heiligen zeigten einen fleischlichen Rest, den man als Zunge deutete, die der Heilige nicht gelöst hatte. Eine neuere wissenschaftliche Untersuchung von 1993, also 600 Jahre nach seinem gewaltsamen Tod, ergab allerdings, dass es sich hier um den Rest des Gehirns handelte. Im Österreich der Gegenreformation avancierte Johannes Nepomuk zum „Staatsheiligen“, als eine Gegenfigur zu Johannes Hus, den man im protestantischen Böhmen als Vorläufer der Reformation ehrte. Die Nepomukfiguren sind zumeist leicht zu erkennen, mit Rochett bekleidet, das Birett auf dem Kopf, das Kruzifix in Händen, um das Haupt einen Kranz von fünf Sternen, die die Sterne darstellen, die sich in der Moldau gespiegelt haben sollen, als der Leichnam des Märtyrers flussabwärts trieb. Zusätzlich werden die Sterne gedeutet als die fünf Buchstaben seines tacui: ich habe geschwiegen. Nur die Gottesmutter Maria wird sonst noch dieser Ehre des Sternenkranzes teilhaftig. Wenn an Brücken im katholischen Süden Deutschlands Johannes Nepomuk steht, dient das also nicht nur der Bitte um Hochwasserschutz, sondern es ist zugleich ein Ausweis der Loyalität gegenüber Österreich, zu dem große Teile Süddeutschlands gehörten (Vorderösterreich) oder doch zumindest von ihm beeinflusst, wenn nicht gar abhängig waren.
Die Fülle der Heiligenstatuen in den Kirchen, nicht zuletzt in Wallfahrtskirchen, diente auch der Volksmedizin und der Unfallhilfe, wie die Votivtafeln ausweisen. Für alle Leiden gibt es eine Heilige oder einen Heiligen als Fürsprecher bei Gott, an die man sich im Gebet wenden kann, um Heilung oder doch zumindest Linderung zu erflehen. Die Heiligen anzubeten war seit dem Konzil von Trient strikt verboten.
Die ausgemalten Kirchendecken sind überreich mit Heiligen bevölkert. Besonders prominent erscheint Maria, vor allem mit der leiblichen Aufnahme in den Himmel, als „Himmelfahrt“, wo bereits der gekreuzigte Heiland, Gottvater und der Heilige Geist in Gestalt einer Taube auf sie warten, um sie zur Himmelskönigin zu krönen. Zwar war Luther eigentlich nicht marienfeindlich, doch jetzt wird Maria gegen die Evangelischen erfolgreich in Stellung gebracht. Marienkult und Heiligenverehrung sind eben weitere Unterscheidungsmerkmale der Konfessionen. Die große Zahl der Heiligen soll geradezu der Beweis sein, dass die katholische Kirche die einzig wahre Kirche ist – letztlich ein Zirkelschluss. Vielfach verwischen sich die räumlichen Grenzen, die Gläubigen sehen den Himmel offenstehen. Der hohen Kunst der Illusionsmalerei gelingt es so, einen Vorgeschmack auf die ewige Seligkeit zu liefern. Zugleich wird deutlich, dass die Kirche – als Raum wie als geistliche Macht – die Verbindung zwischen Himmel und Erde darstellt.
Die Polemik gegen alles Evangelische
Die Kontroverstheologie geht bildlich noch einen Schritt weiter, gipfelt in massiver Polemik gegen alles Evangelische und nennt die Dinge aus katholischer Sicht beim Namen. Beispielhaft soll hier Isny im Allgäu5 angeführt werden, wo evangelische Reichsstadt und katholische Klosterherrschaft eng miteinander verwoben sind. Hier teilt man eine lange Streitgeschichte, in der es wohl letztlich um die Verfügung über Wasser ging. Dieser Konflikt wurde politisiert, indem sich zwei Reichsterritorien voneinander abgrenzen konnten: Reichsstadt gegen Reichskloster. Im Zuge der Reformation wurde dieser Konflikt ideologisiert: evangelisch versus katholisch. Das Deckengemälde im Chor der katholischen Klosterkirche – selbstverständlich barock – zeigt, wie ein Strahl aus der Monstranz, vermittelt über den Spiegel des Glaubens, den protestantischen Prediger trifft, der dann mit all seinen Büchern in die Hölle stürzt. Eine solche Darstellung war auch eine Kampfansage an die protestantische (gotische) Nicolaikirche der Reichsstadt in unmittelbarer Nachbarschaft, in deren Turm sich eine einzigartige Prädikantenbibliothek befindet – bis heute, angeschafft zur Fortbildung der protestantischen Prediger. Auch hier wird die Schriftreligion verdeutlicht.
Auf dem katholischen Friedhof der Stadt wird das Motiv des Höllensturzes noch einmal wiederholt, unübersehbar in der dortigen Kapelle. Die Menschen in Isny haben in dem dargestellten Prediger im Deckengemälde die Züge von Martin Luther sehen wollen – zu Recht oder zu Unrecht ist zweitrangig, denn es kommt auf den Blick an. Deutlicher noch sind die Verhältnisse in der Stadtpfarrkirche St. Justina in Bad Wörishofen. Nicht zufällig handelt es sich bei dieser Kirche um die ehemalige Kapuzinerkirche. Dort wird im Chorgemälde das Allerheiligste in der strahlenden Monstranz verehrt, die Kirche (in Gestalt einer Frau mit Kreuz) und vier Erdteile (ebenfalls als Frauen dargestellt) verneigen sich anbetend und bringen Huldigungsgeschenke. Doch die Ketzer stürzen in die Hölle, namentlich bezeichnet als Luther, Zwingli und Calvin, mit Kernsätzen ihrer Schriften, eindeutigen Gesten
Sturz des protestantischen Predigers in die Hölle: Deckengemälde in der katholischen Klosterkirche in Isny im Allgäu.
und Kontext: Luther mit dem Buchtitel De abroganda missa („Über die Abschaffung der Messe“), Zwingli mit dem Satz Non datur transsubstantio („Keine Verwandlung von Brot und Wein“), Calvin neben dem Teufel, den Abendmahlskelch ausschüttend. 1922 wurde das Gemälde übermalt, inzwischen aber wieder freigelegt – zu Recht, denn es ist ein historisches Zeugnis.
Die Ketzer namhaft gemacht und in die Hölle gestürzt: Hier ist Martin Luther in der Kirche St. Justina in Bad Wörishofen dargestellt.
Den Gipfel gegenreformatorischer katholischer Aggressivität erreichte die Wallfahrtskirche Maria am Kunterweg in Ramsau bei Berchtesgaden. Deren Grundstein wurde 1731 gelegt, 1733 war die schmucke Kapelle vollendet. Das Deckengemälde hat einen deutlichen konfessionspolitischen Zeitbezug. Zwischen den beiden genannten Daten wurden die Salzburger und die Berchtesgadener Protestanten des Landes verwiesen, rund ein Sechstel der damaligen Bevölkerung, von denen viele als „Exulanten“ im protestantischen Württemberg Zuflucht fanden. Das Deckengemälde am Kunterweg zeigt die Vertreibung der Protestanten in der benachbarten Fürstpropstei Berchtesgaden im Jahr 1731: oben im Bild die prächtige Himmelfahrt Mariens, darunter eine Ansicht der Fürstpropstei Berchtesgaden, dann, von Blitzen getroffen, die vertriebenen Protestanten. Die Bildlegende lautet (in deutscher Übersetzung): „Durch die Fürsprache der unbefleckten Jungfrau und Gottesgebärerin ist von dieser Kirche hier die verderbliche Irrlehre verdrängt worden.“ Die Vertreibung entsprach zwar der damaligen Rechtslage (Augsburger Religionsfrieden von 1555), aber längst nicht mehr dem Geist der Zeit. Entsprechend groß war darüber reichsweit die Empörung.
Ramsau bei Berchtesgaden: Darstellung der Vertreibung der Protestanten aus Salzburg und Berchtesgaden.
Kunst gewordene Ideologie
Sieht man von dieser Zuspitzung ab, die sich im Salzburgischen ja durchaus handfest äußerte, kann man den Krieg der Bilder auch anders sehen. Die Zeit der kriegerischen Auseinandersetzungen, der „echte“ Krieg, war seit 1648 vorbei; aus dem Dreißigjährigen Krieg hatte man gelernt. Die Aggressionen entluden sich nunmehr eher auf der symbolisch-bildhaften Ebene. Der Konfessionskrieg fand nur noch „im Saale“ statt: eine Domestizierung, eine Pazifizierung des Konflikts zwischen den Konfessionen. Später dann, so im Bibliotheksaal vom Kloster Schussenried in Oberschwaben aus den 1750er-Jahren, verlagerte sich die Auseinandersetzung gar ins Spielerische. Putten machen nun im Stil des Rokoko die Auseinandersetzungen mit den Irrlehren unter sich aus. Die christlichen Irrlehren werden zudem relativiert durch Einbeziehung griechischer Philosophen, zum Beispiel Epikur, dessen Lehre im Bild mit Wurst und Schinken gleichgesetzt wird. Im Kontext historischer Irrlehren relativiert sich also die aktuelle konfessionelle Auseinandersetzung. Die Zeit der Aufklärung und ihr eirenischer Umgang mit den Konfessionen stehen bereits vor der Tür.
Im Bibliothekssaal des Klosters Schussenried werden unter anderem die „Irrlehrer“ als Putten dargestellt, hier die Lutheraner mit Halskrause und Buch als Zeichen der protestantischen Buchreligion und Gelehrsamkeit.
Insgesamt gesehen ist der kirchliche Barock also Kunst gewordene Ideologie, wobei der Akzent auf beiden Worten zugleich liegt. Es ist Ideologie, zugleich aber auch Kunst allerersten Ranges. Verständlich allerdings, dass sich Protestanten mit dieser Kunst auch heute noch schwertun. Sie spüren, dass sie sich gegen sie richtet, auch wenn sich ihre Ablehnung heute in ästhetischen Kategorien wie zum Beispiel „überladen“ äußern mag. Auch unsere Kunstwahrnehmung ist eben vielfach konfessionell geprägt.
Gegenreformatorische Landschaften
Die Gegenreformation als Versuch, die Reformation einzudämmen, wenn nicht gar zurückzudrängen, beschränkt sich nicht auf den inneren Raum. Ganze Landschaften sind gegenreformatorisch geprägt: durch Pfarrkirchen und Klöster, Wallfahrtskirchen, Kapellen, Bildstöcke und Kreuze am Wegesrand. Besonders hervorgetan hat sich in Franken der Würzburger Bischof Julius Echter (1545–1617, Bischof ab 1573), der in seiner langen Herrschaft nicht nur mit starker Hand einen modernen Territorialstaat auf einheitlicher ideologischer, sprich konfessioneller Grundlage geschaffen hat. Die zeitgemäßen Frömmigkeitsformen hat er verordnet, ja erzwungen. So baute er im Einklang mit anderen katholischen Territorien in der Nachbarschaft das Prozessions- und Wallfahrtswesen aus. Nicht nur sein Territorium wurde markiert durch eine Fülle steinerner Bildstöcke, die wir überall im „Frommen Franken“6 finden. Es sind Sakrallandschaften, die so entstanden sind und die man bis heute wahrnehmen kann. Auffällig ist die demonstrative Platzierung von Wallfahrtskirchen und Kapellen etwa im Voralpenland, die untereinander in Blickkontakt stehen und damit den sakralen Raum umreißen.
Von Hause aus präsentiert sich die katholische Kirche so bis heute als „Event-Religion“, die etwas zeigen will und zeigen kann, bis hin zur heutigen Papstwahl und zum Segen Urbi et orbi. Dadurch werden immer aufs Neue Bilder geliefert, die die Menschen offenbar brauchen. Die Kirchen mit ihrem weitgespannten Altarraum, in dem die Altarbilder je nach Festtagszeit vielfach ausgetauscht werden können, erlauben das theatrum sacrum, analog dem Theatralischen, das auch für die weltliche Prachtentfaltung des Barock so charakteristisch ist. Prozessionen – denken wir an Fronleichnam, auch wenn dessen Tradition wesentlich älter ist – erlauben aber auch die Kontrolle darüber, inwieweit die Gläubigen sich als dazugehörig bekennen
Frommes Franken: Bildstock im Taubertal. Je näher die Protestanten, desto mehr Bildstöcke. Das abgebildete Beispiel steht vor den Toren der protestantischen Stadt Schweinfurt.
und wie vollzählig die „Bataillone“ (noch) sind. Daher wohnt Wallfahrten und Prozessionen immer auch ein demonstratives Element inne. Attraktiv ist die Wallfahrt bis zum heutigen Tag, weil sie ein Gemeinschaftsunternehmen ist, das soziale Wärme spendet. Eine Gastwirtschaft darf am Wallfahrtsort nicht fehlen, genauso wenig wie das dort gebraute Bier – man denke nur an Andechs oder an den Kreuzberg in der fränkischen Rhön, dessen Bier zu den besten im Land gerechnet wird. Der Schweizer Historiker Peter Hersche spricht von den Wallfahrten als von „religiösen Freizeitvergnügen“.7
Defensive Aggressivität
Die „Besetzung“ von „strategischen Positionen“ vor allem an den Grenzen gegenreformatorischer Landschaften als Herrschaftsgebieten zeigt sich immer wieder auch als ideologischer Schutzwall. Ein einprägsames Beispiel sind die insgesamt neun Sacri Monti8 am Südabfall der Alpen, die gewissermaßen einen borromeischen Sperrgürtel bilden, benannt nach dem Mailänder Erzbischof und Heiligen der Gegenreformation Karl Borromäus (1538–1584, 1610 heiliggesprochen), zu dessen geistlichem Jurisdiktionsbezirk auch weite Teile der Schweiz gehörten. Hier werden zentrale Themen der katholischen Heilsgeschichte bildhaft dargestellt, in eindrucksvollen Figurenarrangements, in einem Kranz von Kapellen, in landschaftlich herausgehobener Lage. Der älteste der Sacri Monti ist zwar bereits vor der Glaubensspaltung begonnen worden, doch erst der Kardinal aus der Adelsfamilie der Borromäer hat daraus ein gegenreformatorisches Konzept gemacht, um das Vordringen des Protestantismus nach Süden ideologisch zu stoppen.
Der Erzengel Michael ist die eigentliche ideologische Leitfigur des gegenreformatorischen Katholizismus. Doch resümierend betrachtet präsentiert sich die katholische Kirche in Folge der Reformation bei aller Aggressivität letztlich doch eher defensiv. Die gegenreformatorische Kirche zeigt sich durchweg kämpferisch. Symbolisch steht dafür der Erzengel Michael, der in seinem Kampf mit den abgefallenen Engeln bildlich überall dargestellt wird: an der Kirchenfront, auf dem Hochaltar, in der Ausmalung des Kirchenraums. Er steht für die ecclesia militans und für die ecclesia triumphans, der „kämpferischen“ und am Ende „siegreichen“ katholischen Kirche.
Im Vergleich dazu fällt auf protestantischer Ebene die konfessionelle Auseinandersetzung eher zurückhaltend aus. Ihr Selbstverständnis als Wort- und Schriftreligion äußert sich im öffentlichen Raum eher unsichtbar, als literarische Produktion in Klassik, Romantik, Biedermeier und Realismus – und das über alle Qualitätsstufen hinweg. Auch die Geisteswissenschaften und die Universitäten leben aus dieser Herkunft aus der Wortreligion des Protestantismus, ohne damit die Bedeutung der Benediktineruniversität Salzburg herunterspielen zu wollen, auch nicht die Bedeutung vieler Klöster, die durchaus universitäre Standards aufweisen konnten, gerade auch, was die modernen Naturwissenschaften angeht (Beispiel Kremsmünster in Oberösterreich oder Neresheim in Ostwürttemberg). Die nachhaltige Prägung der politischen Kultur Deutschlands durch den Protestantismus ist im Wesentlichen erst eine Folge der Säkularisation von 1802/03 und der dadurch bedingten Zurückdrängung „katholischer“ Wissenschaft und Kunst sowie der gleichzeitig stattfindenden selbstgewählten Verabschiedung des katholischen Volksteils aus der Moderne – als Folge der ideologischen Umorientierung im Zeichen des Ultramontanismus.
Disziplinierender Protestantismus: das Beispiel Württemberg
Soweit die Makroebene konfessioneller Prägung. Für die Mikroebene wenden wir uns dem Protestantismus zu, und das exemplarisch am Herzogtum Württemberg,9 das sich in der vornapoleonischen Zeit (dem Alten Reich) als lutherisch-protestantischer Vorposten im eher katholisch definierten Süden Deutschlands verstanden hat. Kennzeichnend ist zweierlei: Wer zu einer Wort- und Buchreligion gehört, muss lesen können. Das gilt für Männer wie für Frauen. Entsprechend früh ist hier, in der Nachbarschaft der protestantischen Reichsstadt Straßburg, die schon 1598 die allgemeine (Winter-)Schulpflicht einführte, in diesem mittelgroßen Territorialstaat 1649 die Schulpflicht verbindlich eingeführt worden. Diesen Prozess kann man über alle protestantischen Territorien hinweg verfolgen. Für Württemberg kommt die Heranbildung einer bürgerlichen Elite, der „Ehrbarkeit“, hinzu, die alle wichtigen Positionen im Lande besetzen konnte. Ihre Grundlage war das protestantische Pfarrhaus, herangezogen wurde sie in Seminaren bis hin zum Tübinger Stift mit seinem Anschluss an die dortige Universität. Die „Ehrbarkeit“ konnte sich zum unangenehmen Gegenüber der herzoglichen Landesherrschaft aufschwingen. Natürlich kannte auch die katholische Kirche das Heranziehen von Eliten. Vor allem über die Klöster war durchaus ein sozialer Aufstieg möglich. Allerdings reproduzierten sich die katholischen Eliten im Unterschied zur protestantischen Ehrbarkeit nicht.
Als Zweites kommt auf württembergisch-protestantischer Seite eine unnachgiebige, erfolgreiche Erziehung der Menschen zu Disziplin, Fleiß, Sparsamkeit, Einfachheit hinzu, verbunden mit Frömmigkeit. Jede Form von noch so bescheidenem Luxus gilt als Sünde. Zwar haben auch andere Territorien des Reiches ähnliche Erziehungsprogramme aufgelegt, aber nirgendwo so konsequent, nachhaltig und so erfolgreich. Institutionell lässt sich diese Erziehung festmachen an den Kirchenkonventen zur Hebung der Sittlichkeit, die 1642 landesweit eingeführt worden sind und bis gegen die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts aktiv blieben. Sie tagten mindestens einmal im Monat unter Vorsitz von Pfarrer und Schultheiß (Bürgermeister) und straften alle Vergehen unterhalb der Kriminalitätsschwelle ab. Gearbeitet wurde sogar mit „verdeckten Ermittlern“. Wer „übel hauste“, konnte seinen Besitz verlieren; wer ihn angezeigt hatte, bekam ein Drittel des eingezogenen Gutes zur Belohnung (das sogenannte „Anbringdrittel“). Es handelt sich hier aber nicht primär um ein religiöses, gar konfessionelles Programm. Vielmehr wurden Religion und Kirche in Dienst genommen, um weltliche, ja ökonomische Ziele zu erreichen. Die gut ausgebildete Ehrbarkeit mit ihrer Verankerung im Pfarrerstand konnte hier durchaus hilfreich sein. Zu bewerten sind diese Besonderheiten im Kontext der sozioökonomischen Besonderheiten Württembergs: ein vergleichsweise armes Land, kaum Bodenschätze und ohne Energiequellen (außer Wasserkraft), teilweise in einer verkehrsmäßig schwierigen Situation (die Tallage von Stuttgart ist hier symptomatisch). Die Böden sind zu einem erheblichen Teil steinig, die Erbsitte der Realteilung, nach der jeder und jede in gleicher Weise am Erbe teilhat, lässt zumeist keine optimalen Betriebsgrößen zu. Aufgrund der ökonomischen Gegebenheiten und der Sozialstruktur sind die Konfliktanlässe im Alltag immens. Von daher ist die starke Hand, sind Disziplinierung und Kontrolle funktional. Die religiöse Verankerung der Erziehung trägt ihren Teil zur Akzeptanz des Ordnungssystems bei, zumal die Menschen darin mit einbezogen sind.
Die Verbreitung des Pietismus10 kommt als Merkmal noch hinzu. Er hat seinen Anteil, die gegebenen Verhältnisse des irdischen Jammertals als gottgegeben hinzunehmen und eschatologisch auf die Zukunft zu vertrösten. Zudem kann man dann noch die Genugtuung genießen, frömmer und fleißiger zu sein als die anderen, von denen man sich dadurch positiv abheben will. Dass die württembergischen ökonomischen und sozialen Verhältnisse für den Aufbruch in die moderne Industriegesellschaft äußerst nützlich waren – und immer noch sind –, steht auf einem anderen Blatt.
Die Funktionalität der Sünde
Das katholische Deutschland ist – zumindest bis zur Aufklärung – in den Lebensvollzügen ganz anders. Wer den Glauben in sinnenhafter Form präsentiert bekommt, wird im Alltag keine strikte Enthaltsamkeit akzeptieren wollen. Ventilsitten wie Karneval oder Fasnacht bieten die Möglichkeit, Dampf abzulassen. Vor allem steht immer und überall der Beichtstuhl bereit, um mit Gott wieder ins Reine zu kommen. Die damit beabsichtigte Seelenführung dient eher der Bewahrung der konfessionellen Linientreue als der Besserung des Lebenswandels. Damit der eigene Pfarrer nicht allzu viel mitbekommt, trägt man seinen seelischen Müll im Zuge der beliebten Wallfahrten gerne ins „Ausland“. Der Kontrolle des Sexualverhaltens durch den Pfarrer entzieht sich die Jugend, indem sie sich in Freiräume zurückzieht, zum Beispiel auf die Alm, wohin es den Pfarrer nur beschwerlich hinziehen würde.11 „Auf der Alm, da gibts ka Sünd“, heißt nur, dass es dort die moralische Kategorie „Sünde“ nicht gibt. Das voreheliche „Fensterln“ ist von der Dorfgesellschaft akzeptiert, auch weil man sicherstellen muss, dass es Hoferben gibt, nach dem Motto: „Wen der Bauer nicht kennt, heiratet er nicht.“ Die nächtlichen Treffen der jungen Leute dienen zudem der Blutauffrischung – ein Gegenmittel zur stets bedrohlichen Inzucht der abgeschlossenen Täler. Auch hier gilt: Zu den nachtaktiven Zeiten schläft der Pfarrer längst. Insgesamt haben wir es auf katholischer Seite mit einer raffinierten Kombination zu tun: von vergleichsweise strenger Sexualmoral und leichtem „Wegwischen“ mittels Beichte. Nichtkatholiken mag das als Heuchelei erscheinen.
Der Weg in die Moderne
Wie Religion, besser: Konfession sich „äußert“, ist verhältnismäßig einfach zu ermitteln, zumal auf katholischer Seite als Bildreligion. Wie sie die Menschen in ihrem Innern prägt, ist ungleich schwieriger nachzuweisen. Der wissenschaftlich berühmteste Versuch geht auf Max Weber zurück, der die Entstehung des modernen Kapitalismus aus dem Calvinismus zu erklären versuchte. Eigentlich wollte er sich auch noch dem Katholizismus und seiner Rolle für die Hervorbringung der Moderne zuwenden, hat es aber nicht mehr geschafft. Gerhard Schmidtchen,12 seinerzeit Chef des Allensbacher Instituts für Meinungsforschung, hat in seiner Habilitationsschrift auf der Basis der in Allensbach vorliegenden Daten das Verhalten von Menschen getrennt nach Konfession zu ermitteln versucht. Das geht hin bis zum Seifenverbrauch.
Mit der Aufklärung endete die Zeit der gegenreformatorischen Ausrichtung der katholischen Kirche – unter großem Murren, ja sogar Widersetzlichkeit des katholischen Volkes. Erst die ultramontane Wende der katholischen Kirche nach dem Trauma der Französischen Revolution knüpfte an alte Denkweisen wieder an und nutzte auch die Volksfrömmigkeit als emotionalen Kitt. Auf protestantisch-nationalliberaler Seite wird demgegenüber der Lutherkult gepflegt. Er soll letztlich auch das preußisch dominierte Kaiserreich legitimieren. Lutherbilder und Lutherdenkmäler, auch die Luthermythologie sind Kinder des 19. Jahrhunderts. Aber das ist ein eigenes Thema.
* Mein Dank für die Unterstützung bei diesem Aufsatz gilt Peter März, Reinhold Weber, Rosemarie Wehling und Joachim Wilhelmy.
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Hans-Georg Wehling
Warum wähl(t)en Katholiken die christliche Partei? Konfessionelles Wahlverhalten in Deutschland
Kirche und Staat begegnen sich an der Wahlurne, dort, wo in Demokratien die politische Ausrichtung des Staates für die nächsten Jahre festgelegt und das damit beauftragte Personal ausgewählt wird. Wahlanalysen ergeben dabei über rund anderthalb Jahrhunderte hinweg einen ganz klaren Befund: Katholiken in Deutschland wählen traditionell die als katholisch wahrgenommene Partei, im Kaiserreich und in der Weimarer Republik das Zentrum, seit der Nachkriegszeit die beiden Schwesterparteien CDU beziehungsweise CSU, und das umso zuverlässiger und ausgeprägter, je enger die Kirchenbindung ist. Sinkende Werte bei der Zustimmung zu katholisch wahrgenommenen Parteien sind eher Ausdruck zunehmender Säkularisierung oder ganz privater Enttäuschungen, die zu einer Distanz zur Kirche geführt haben. Miteinander konkurrierende katholisch-kirchlich ausgerichtete Parteien gibt es nicht – oder allenfalls kaum oder nur vorübergehend. Die katholische Partei verfügt eindeutig über einen Monopolanspruch. Das ist anders auf Seiten der evangelischen Wählerschaft, wo es immer mehrere Optionen gab und gibt. Zugespitzt könnte man sagen: Katholiken wählen entsprechend ihrer Konfessionszugehörigkeit, Protestanten wählen entlang ihrer sozialen und ökonomischen Interessenlage – und die ist eben parteipolitisch breit gestreut, kann aber auch, insbesondere bei hoher Kirchlichkeit, in der Bundesrepublik zur Wahl von CDU/CSU führen.
Erklärungen und damit auch Prognosen von Wahlverhalten können von der Wissenschaft mittels sozialer Merkmale vorgenommen werden (sozialstruktureller Ansatz): Alter, Geschlecht, Ausbildung, Einkommen, Beschäftigungsverhältnis, Wohnort – und eben auch Konfession. Doch warum ist das so, dass Katholiken, anders als Protestanten, sich bei Wahlen eher an der Konfession orientieren, oder zumindest über lange Zeit, über alle anderen sozialstrukturellen Merkmale hinweg: der Landwirt wie der Städter, der Absolvent der Hauptschule wie der Akademiker, der Unternehmer wie der Arbeiter?
Eine rationale Erklärung von Wahlverhalten bietet die ökonomische Theorie der Demokratie, wie sie von Anthony Downs vertreten worden ist. Danach vergeben die Wählerinnen und Wähler ihre Stimme an diejenigen Parteien, von denen sie sich den größten Nutzen versprechen. Die Parteien wiederum bündeln ihr Politikangebot mit dem Ziel der Stimmenmaximierung. Ein Beispiel für diese ökonomische Theorie der Demokratie bietet das Ende der DDR beim Übergang zur Bundesrepublik, mit verblüffenden, unerwarteten Wahlausgängen, die nicht in die früheren Wählertraditionen passten: Man wählte die schnelle Wiedervereinigung und die schnelle D-Mark. Deswegen gab man überwiegend seine Stimme der CDU und nicht der SPD. Wenn man sich enttäuscht fühlte, wählte man das nächste Mal wieder anders. Die neuen Bundesländer weisen also ein ausgesprochen volatiles Wahlverhalten auf. Der überkommenen Wählertradition treu geblieben war lediglich das katholische Eichsfeld. Durch dick und dünn hielt man hier kirchlich und politisch die Treue: Konfessionell befand man sich als ehemaliges Mainzer Territorium in isolierter Lage, hielt zusammen; zudem fühlte man sich ökonomisch von den jeweiligen Regierungen vernachlässigt. Nach der deutschen Wiedervereinigung wählte man ganz selbstverständlich die katholische Partei, eben die CDU – und das bis zum heutigen Tag. Es ist ein konfessionelles Wahlverhalten zu Gunsten der CDU.
Konfliktlinien und Milieus
Der gängigste, weil besonders einleuchtende Erklärungsansatz für Wahlverhalten ist der Cleavage-Ansatz, der von Seymour M. Lipset und Stein Rokkan vertreten wird. Er identifiziert Konfliktlinien (cleavages), die die westeuropäischen Parteiensysteme seit der Mitte des 19. Jahrhunderts im Kontext der Modernisierung bis in die Gegenwart hinein geprägt haben. Es sind die Konflikte Zentrum–Peripherie, Stadt–Land, Kapital–Arbeit und eben Kirche–Staat. Diese (alten) Konflikte sind nahezu „eingefroren“ und können von daher auch heute noch virulent werden, mit der Prägung unseres Wahlverhaltens und in der Folge davon des Parteiensystems. Doch für Deutschland muss dieser Ansatz modifiziert werden. Im klassischen Land der Kleinstaaterei mit noch 25 Mitgliedstaaten im Kaiserreich von 1871, mit entsprechend vielen Hauptstädten und wirtschaftlichen wie kulturellen Zentren ist das Verhältnis zwischen Zentrum und Peripherie nicht in gleicher Weise ausgeprägt wie beispielsweise im jakobinisch-zentralistischen Frankreich. Zumindest in den größeren Territorien wie Bayern mit München, Sachsen mit Dresden und Leipzig oder Württemberg mit Stuttgart und Baden mit Karlsruhe würde man sich selbstbewusst wehren, als Provinz beziehungsweise als provinziell eingestuft zu werden. Allerdings gibt es hier ein solches Gefälle zwischen Zentrum und Peripherie intern, wenn etwa Oberschwaben von Stuttgart her gesehen als Peripherie wahrgenommen wird – und Oberschwaben sich entsprechend behandelt fühlt und sich wehrt. Ähnlich verhält es sich mit Mannheim oder Freiburg in Baden, mit Nürnberg und München in Bayern. Auch die Konfliktlinie zwischen Stadt und Land weist seit Ende des Zweiten Weltkrieges längst nicht mehr eine solch starke Ausprägung auf. Inzwischen haben viele Dörfer einen hohen Industrialisierungsgrad, mit dem „Fabrikle“ im Dorf, oft sogar mit Hidden Champions, die weltweit agieren. Damit hat sich aber das Wahlverhalten nicht in gleicher Weise verändert. Der Konflikt zwischen Kapital und Arbeit ist nach wie vor existent, wenngleich längst abgeschwächt, worunter insbesondere die SPD zu leiden hat. Es bleibt die Konfliktlinie zwischen Staat und Kirche als nach wie vor die gesellschaftlich-politische Wirklichkeit prägend; darauf wird detailliert zurückzukommen sein. Fürs Erste soll auf eine neue Konfliktlinie verwiesen werden: Ökonomie versus Ökologie, die sich, das Parteiensystem nachhaltig verändernd, bemerkbar gemacht hat, seit um 1980 die Grünen das Parteiensystem aufzumischen begannen.
Aus historischem Blickwinkel könnte man für Deutschland zusätzlich noch auf den Konflikt zwischen Fürstensouveränität und Volkssouveränität verweisen, der in der Mitte des 19. Jahrhunderts, zwischen 1848 und 1871, aktuell war. Der Liberalismus in Deutschland hat hier seine Grundlage. Dieser Grundsatzkonflikt konnte im Zusammenhang mit der Reichsgründung entschärft werden, indem Bismarck institutionell die Volkssouveränität im Reichstag verankerte, die Fürstensouveränität hingegen im Bundesrat. Diese Konstruktion hat sich im Grunde bis heute bewährt und erhalten: Pazifizierung durch Institutionalisierung. Allerdings entstand in diesem Kontext eine neue Konfliktlinie zwischen Bismarckfreunden beziehungsweise Reichsfreunden und Bismarckfeinden beziehungsweise „Reichsfeinden“, in Verbindung damit kleindeutsch versus großdeutsch, ein Deutschland unter preußischer Führung und ohne Österreich, oder eben mit Österreich. Dieser Konflikt spaltete den deutschen Liberalismus, nicht aber den Katholizismus, der nach wie vor die großdeutsche Lösung anstrebte: ein Reich mit Österreich, mit einer Stärkung des katholischen Volksteils.
Glaubensspaltung und politische Spaltung
Kennzeichnend für Deutschland ist und bleibt die territoriale Aufspaltung, die zugleich eine konfessionelle und kulturelle Aufspaltung ist, getreu dem Augsburger Religionsfrieden von 1555: cuius regio, eius religio. Das heißt, der jeweilige Landesherr konnte auch die Konfession seiner Untertanen festlegen. Wem das nicht passte, der konnte oder musste auswandern. Das war letztlich eine friedensstiftende Regelung. So entstanden in sich geschlossene konfessionelle Territorien: katholische, lutherische, reformierte. Deutschland ist also ein Land, das keine in sich geschlossene, allgemeine, nationale Kirche kennt, sondern territorial gebundene Konfessionen. Die Bindung an den jeweiligen Landesherrn hatte ein regionales Staatskirchentum zur Folge. Das ermöglichte im 19. Jahrhundert in sich geschlossene katholische Milieus. Auf protestantischer Seite allerdings waren die Milieus eher aufgespalten in ländlich-konservative und städtisch-bürgerlich-liberale Milieus sowie das sozialdemokratische Arbeitermilieu. Rainer M. Lepsius spricht hier von sozialmoralischen Milieus, die die Grundlage von Wahlverhalten und Parteiensystem abgeben: „sozial“, weil Gemeinschaft schaffend, „moralisch“, weil eine Wertegemeinschaft bildend.
Musterbeispiele für die Bildung sozialmoralischer Milieus in Deutschland sind die Arbeiterbewegung und vor allem das katholische Milieu, die beide ihre Anhängerschaft umfassend sozial einbinden konnten – von der Wiege bis zur Bahre, als Gemeinschaften, in die man nicht als Mitglied eintritt, sondern in die man hineingeboren wird, wie es der Soziologe Ferdinand Tönnies in der Gegenüberstellung von Gemeinschaft und Gesellschaft (1887) herausgearbeitet hat. Für unsere Themenstellung interessiert vor allem die Frage, warum sich auf katholischer Seite – anders als im Protestantismus – ein gesellschaftlicher und politscher Monopolanspruch durchsetzen und für ungefähr anderthalb Jahrhunderte behaupten konnte, in Richtung eines politischen Katholizismus, eines konfessionell-katholischen Wahlverhaltens, einer katholischen Partei.
Die Folgen von Säkularisation und Mediatisierung
Ausgangspunkte sind die Säkularisation von 1802/03 und die Mediatisierung von 1806, in deren Folge sich die Katholiken in Deutschland zu einem erheblichen Teil unter neuen Herren wiederfanden: durchweg unter protestantischen Landesherren, mit Ausnahme von Österreich und Bayern sowie den beiden kleinen Fürstentümern Hohenzollern (Hechingen und Sigmaringen). Das System von Augsburg war obsolet, Katholiken waren gleichberechtigt geworden – auch in ehemals protestantischen Ausgangsländern wie etwa im neu gebildeten Königreich Württemberg. Hier waren sie eine starke Minderheit von rund dreißig Prozent der Bevölkerung, in Baden stellten sie mit rund zwei Dritteln die deutliche Mehrheit. Doch die Katholiken empfanden sich vielfach als Untertanen zweiter Klasse, auf die die Führungsschichten – Beamte, Lehrer, Rekrutenausbilder – oft herablassend blickten. Die katholischen Gebiete, etwa in Oberschwaben, sah man von Stuttgart her als „schwarzen Kontinent“: zurückgeblieben, eher faul, verschwenderisch, prunksüchtig und dem Genuss zugewandt, mit merkwürdigen Sitten wie dem Weingartener Blutritt oder der Fasnacht. Die neuen Untertanen galt es im Sinne der neuen Herren zu erziehen, unter Propagierung der altwürttembergischen Tugenden Disziplin, Fleiß, Sparsamkeit, Askese. Diese Tugenden waren zwar konfessionell-protestantisch vermittelt, hatten aber unter dem Einfluss der Aufklärung längst einen weltlichen Anstrich. Sie galten als vernünftig und konnten also ohne schlechtes Gewissen von den neuen Untertanen eingefordert werden.
Das katholische Deutschland war durch die Säkularisation zudem der geistlichen, der geistigen und kulturellen Zentren wie zum Beispiel der Klöster beraubt. Damit waren auch die Zentren höherer Bildung weitgehend weggefallen. Selbst der Schönheitssinn wurde in Frage gestellt: Barock war verpönt, galt als überladen und kitschig. Statt auf die Basilika von Weingarten als der größten Barockkirche nördlich der Alpen hinzuweisen, wurde im Schulunterricht beispielhaft auf das gotische Ulmer Münster als der bedeutendsten Kirche im Land verwiesen: als das Ideal eines Gotteshauses. Protestantische Kultur galt als richtungsweisend, als mainstream. Protestantische kulturelle Dominanz verstand sich als legitimes Erbe der Aufklärung. Widerstand dagegen war fürs Erste zudem erschwert, weil die katholischen Pfarrherren im Bereich des Bistums Konstanz sich ebenfalls weitgehend auf dem Boden der Aufklärung befanden und damit als Gegenelite zunächst nicht in Frage kamen.
Staat und Kirche und das Trauma der Aufklärung
Doch die Aufklärung begann in Verruf zu geraten, auch in der katholischen Amtskirche. Hier herrschte Entsetzen über die Auswüchse der Französischen Revolution, von der man als katholische Kirche unmittelbar betroffen war. Die Profanierung von Gotteshäusern, die Verfolgung und Guillotinierung von Priestern und Ordensleuten wirkten traumatisch. Die Schuld daran ließ sich der Aufklärung zuweisen. Das führte letztlich zu einer radikalen Neuorientierung der katholischen Kirche in der Abkehr von der Aufklärung und mit einer Stoßrichtung gegen die Moderne. Widerstand dagegen gab es in der katholischen Bevölkerung nicht, zumal die ultramontane Neuausrichtung ihrer Kirche ihr die Volksfrömmigkeit zurückgab, ja sogar noch ausweitete. Diese Volksfrömmigkeit war zwar reglementiert, wirkte aber als emotionaler Kitt.
Dazu gehörte als erstes der Versuch, sich aus staatlicher Bevormundung zu lösen, Kirche und Staat also voneinander zu trennen: Statt des überkomme-
„Eine Drohung von Jenseits – der Berge“. So thematisierte die politisch-satirische Zeitschrift „Kladderadatsch“ den „Kulturkampf“ in Baden im Jahr 1874.
nen Staatskirchentums ging es um die Autonomie der Kirche. Religionsfreiheit als individuelles Recht wurde uminterpretiert als kirchliche Autonomie, als Ausschluss des Staates aus allen Religionsangelegenheiten im umfassenden Sinn. Streitpunkte wurden das Personenstandswesen mit der Einführung der Zivilehe, die Übernahme der Zuständigkeit für Schule und Universitäten einschließlich Priester- und Lehrerausbildung durch den Staat. All das war traditionell weitgehend in der Hand der Kirche gewesen. Nicht akzeptabel für die Kirche war beispielsweise das vom badischen Staat eingeforderte „Kulturexamen“, wonach ein Priester nur amtieren konnte, wenn der Staat den Bildungsstand der angehenden Priester überprüft hatte.
Die neuen Ansprüche der katholischen Kirche stellten einen Traditionsbruch dar. Staatlicherseits wurde man von dieser Wende innerhalb der katholischen Kirche überrascht, was mit zu erklären vermag, dass es zu einer heftigen Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche kam, die als „Kulturkampf“ in die Geschichte eingegangen ist. Bahnbrechend war hier das Großherzogtum Baden in den Jahren zwischen 1860 und 1876, gefolgt von Preußen ab 1872.
Der „Kulturkampf“: Ursachen und Erscheinungsformen
Die Ungeschicklichkeiten der jeweiligen Regierungen wirkten konfliktverschärfend, zumal wenn – wie insbesondere in Baden – die große Mehrheit der Bevölkerung katholisch war. Streitpunkt wurde die Mitwirkung des Staates bei der Auswahl und Ernennung von Bischöfen, mit der Folge, dass der Freiburger Erzbischofssitz 14 Jahre lang vakant blieb. Die Bevölkerung fühlte sich davon massiv betroffen, weil der „Kulturkampf“ erheblich in den Alltag der Gläubigen eingriff, wenn beispielsweise kein Priester mehr vor Ort war, sondern im Gefängnis saß oder geflohen war. Die rites de passage wie Taufe, Eheschließung und Begräbnis konnten so nicht mehr umfassend vollzogen werden.
Träger des „Kulturkampfes“ auf staatlicher Seite war nicht zuletzt der Liberalismus, der für sein Bündnis mit der Monarchie nach der Niederschlagung der Revolution von 1848/49 und für seine Annäherung an Preußen in Richtung Schaffung eines Deutschen Reiches unter preußischer Führung eine Kompensation brauchte. Er fand sie auf ideologischer Ebene. Der „Kulturkampf“ zwischen Staat und katholischer Kirche wurde so ein tatsächlicher Kampf der Kirche gegen die Moderne und deren Exponenten in der Politik, in den staatlichen Bürokratien, in Wissenschaft und Kunst, kurz: in den Eliten.
„Kulturkampf“ zwischen Berlin und Rom: Ein Machtspiel zwischen Bismarck und Papst Pius IX., ausgetragen am Schachbrett. Karikatur aus dem „Kladderadatsch“ (1875).
Die ultramontane Kirche als Kampfverband
In der Folge formierte sich die katholische Kirche als Kampfverband nach militärischem Muster, mit Pfarrern und Vikaren/Kaplänen als Offizieren und Unteroffizieren in den Gemeinden, mit den Bischöfen als Generalität und dem Papst als Oberbefehlshaber, unangreifbar im fernen Rom jenseits der Berge (ultra montes, daher die Bezeichnung Ultramontanismus für die Neuausrichtung der katholischen Kirche). Dazu gehörte auch ein interner „Säuberungsprozess“, der den katholischen Bevölkerungsteil auf Linie bringen sollte. Erleichtert war diese Neuausrichtung dadurch, dass die hohen kirchlichen Ämter für den auf seine Unabhängigkeit bedachten katholischen Adel nach der Säkularisation finanziell unattraktiv geworden waren. Das führte zu einer Demokratisierung des Klerus – besser eigentlich zu seiner Ver(-klein-)bürgerlichung. Kleinbauern- und Winzersöhne wie Wilhelm Arnoldi (1798–1864), Bischof von Trier, und Johannes Geissel (1796–1864), Erzbischof von Köln, konnten es bis ganz nach oben bringen. Aufgeklärte Geistliche hingegen wurden durch die päpstliche Personalpolitik massiv behindert, ja ausgeschlossen, an prominentester Stelle der Konstanzer Bischofsverweser Ignaz Freiherr von Wessenberg (1774–1860), dem mit der Auflösung des Bistums Konstanz wortwörtlich der Boden entzogen wurde. Vollendet wurde diese Neuorganisation der katholischen Kirche zu einer absolutistischen Papstkirche 1870 durch das Dogma von der Unfehlbarkeit der Papstes, verbunden mit dessen Jurisdiktionshoheit, das heißt der Papst ist oberster Gesetzgeber, der nicht zur Rechenschaft gezogen werden kann und der in jede Diözese hineinregieren darf.
Ein Kampfverband braucht Disziplin, Geschlossenheit, Symbole. Der Kirchenbau blühte auf, neuromanisch, neugotisch, vereinzelt auch neobarock, vielfach auch festungsartig – man schaue sich nur das Bischöfliche Ordinariat in Freiburg im Breisgau an. Auch Kampflieder gehören ins Konzept, die als Marschlieder wahrgenommen werden. Sie werden nicht gesungen, sondern voller Inbrunst geschmettert. Sie ergreifen damit die Menschen, man denke nur an Ein Haus voll Glorie schauet oder Fest soll mein Taufbund immer stehn, mit der bezeichnenden Fortsetzung: „Ich will die Kirche hören, sie soll mich allzeit gläubig sehn und folgsam ihren Lehren.“ Der Aufmarsch der Truppen erfolgt dann an Fronleichnam, auch wenn die Fronleichnamsprozession nicht erst im 19. Jahrhundert entstanden ist. Doch man konnte sie nutzen, ging es doch nicht mehr um individuelle Frömmigkeit, sondern um das öffentliche Bekenntnis, um demonstrative Frömmigkeit. Das Verbot der konfessionellen Mischehe, bis dato weitgehend unbekannt, diente dazu, die Reihen geschlossen zu halten und Einbrüche zu vermeiden.
Das Erzbischöfliche Ordinariat in Freiburg, 1902 bis 1906 in historistischem Stil errichtet, wirkt wie eine ultramontane Festung.
Die Geschlossenheit nach außen, die unterbundene Außenkommunikation war das eine, die formierte Binnenkommunikation das andere. Dazu hatte man auf katholischer Seite eigene Zeitschriften und Zeitungen, die bis in den letzten Weiler gelangten, Verlage und Pfarrbüchereien, um konkurrierendes Gedankengut auszuschließen oder zumindest unter Kontrolle zu halten. Das Studium an „weltlichen“ Hochschulen war ungern gesehen, konnte doch die Konfrontation mit neuen Gedanken eher zu Abtrünnigkeit führen. Das von Karl Erlinghagen in den 1960er-Jahren beklagte „katholische Bildungsdefizit“ kommt nicht von ungefähr. Zu einem Großteil war es selbstverschuldet. Der „Index der verbotenen Bücher“ schränkte die Lesefreiheit ein; nur der zuständige Bischof konnte – auf Antrag – einen Dispens erteilen. Als Sicherheitszone für die, die studierten, dienten katholische Verbindungen, wo man in Verbindungshäusern unter sich blieb und allenfalls befreundete, gleichgesinnte Korporationen aufsuchte. Damit waren auch die Studenten in ein umfassendes Vereinsangebot einbezogen.
Ein umfassendes katholisches Vereinswesen
Ideologisch verlangte diese Neudefinition der katholischen Kirche ein deutliches Profil, das heißt auch ein Herauskehren der konfessionellen Unterschiede und die Abgrenzung von allem „Protestantischen“, im Ergebnis also einen neuen Konfessionalismus. Organisatorisch sollte der katholische Bevölkerungsteil eingefangen werden in einer eigenen Subkultur, die sich vornehmlich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts herausbildete. Dazu gehörte vor allem auch ein umfassendes Vereinswesen für alle möglichen Hilfs- und Gesellungsbedürfnisse der Menschen: Jungfrauen- und Mütterverein, Cäcilienverein und Frauenbund, Kolpingwerk und Katholische Arbeiterbewegung (KAB), Katholisch-Kaufmännischer Verein (KKV) und nicht zuletzt die katholischen Verbindungen sowie die entsprechenden Einrichtungen für Jugendliche, damit sie so früh wie möglich eingefangen werden konnten. Als dann im außerkatholischen Bereich die Jugendbewegung mit neuen Angeboten kam, gründete man flugs als Eigengewächs „Quickborn“ (kein Alkohol, kein Nikotin), den „Bund Neudeutschland“ (ND), für die Mädchen den „Heliand“, gedacht zunächst für Gymnasiasten, dann auch mit Ablegern an den Universitäten. Nicht dass das alles eine planmäßige Aktion auf der Grundlage einer Blaupause gewesen wäre. Vielmehr kamen hier der Wunsch „von unten“ und die Erfüllung „von oben“ zusammen.
In der Diaspora mit ihrer Minderheitsposition und besonderem „Gefährdungspotenzial“ gibt es bis heute den „Kolping“ als Mindestangebot für alle Katholiken, verbunden mit dem Kolpinghaus als Anlaufstelle und Ort für Geselligkeit, Feste und Feiern, nicht zuletzt aber auch als Heiratsmarkt und damit für konfessionsbewahrende Eheschließungen. Typisch für das umfassende katholische Vereinswesen war der Präses, der geistliche Herr, der über die Linientreue eines jeden Vereins zu wachen hatte. Zusammengebunden wurde dieser Verbandskatholizismus im Zentralkomitee der deutschen Katholiken. Bei aller Schlüssigkeit dieses katholischen Vereins- und Verbandswesens, einschließlich klerikaler Überwachung, soll nicht übersehen werden, dass es immer wieder auch Spannungen zwischen Laienbewegung und Klerus gegeben hat, die aber weitgehend eingefangen und geglättet werden konnten, sodass die katholische Subkultur sich eine erstaunliche Festigkeit und Dauerhaftigkeit bewahren konnte, fast bis in unsere Tage.
Schaut man sich die religiöse Ikonographie der Zeit an, ist es der „Gute Hirte“, der die katholische Subkultur charakterisiert: die Laienschar eingepfercht und gut vom wohlmeinenden Hirten, dem Priester, bewacht und geleitet. Auf konfessionell-protestantischer Seite gibt es nichts Vergleichbares. Allerdings ist die Mitgliedschaft im katholischen Vereinswesen als Folge der Säkularisierung heute längst rückläufig. Die Kontrolle durch den Präses funktioniert nicht mehr und aufgrund des Priestermangels müssten die Vereine lange suchen, um überhaupt jemanden zu finden, der diese Funktion übernehmen könnte. Das katholische Milieu ist insgesamt in seiner (Weiter-) Existenz bedroht, was auch spürbare Folgen für das Wahlverhalten hat.
Das Zentrum als politischer Arm des Katholizismus
Bei aller Selbstisolierung im Rahmen der katholischen Subkultur war man sich durchaus bewusst, Teil eines umgreifenden, übergeordneten politischen Systems zu sein, in den Einzelstaaten wie Baden und Württemberg und dann auch im Rahmen des Deutschen Reiches, wo man aufgrund der kleindeutschen Lösung in die Minderheitsposition geraten war. So galt es zusammenzustehen, auch politisch präsent zu sein. Auf protestantischer Seite gab es eine vergleichbare Problematik nicht, war der Monarch doch einer der ihren, ja sogar das Haupt einer Landeskirche. Für die Katholiken bedeutete das: Um hier die eigenen Interessen wahren, um mitreden und mitentscheiden zu können, zumal in einem Prozess fortschreitender Modernisierung und Demokratisierung, bedurfte es eines politischen Arms in Gestalt einer Partei. So entstand 1869 die Katholische Volkspartei, nicht zufällig im vom „Kulturkampf“ geschüttelten Baden. Im Jahr 1871 nahm die Partei dann im Zusammenhang mit der Gründung des Deutschen Kaiserreichs den Namen „Zentrum“ an, auch um zu zeigen, dass man sich parteipolitisch in der Mitte verankerte. Das Zentrum war die erste Volkspartei in Deutschland, die vom Großgrundbesitzer, Adeligen und Fabrikanten über den Bauern und Winzer bis zum Arbeiter alle Interessen unter dem gemeinsamen Dach der katholischen Kirche einbinden sollte. In diesem Kontext wird die Wahl der katholischen Partei religiöse Pflicht, ist die Wahl der christlichen Partei selbst ein Glaubensbekenntnis, oft noch verstärkt durch das Bekenntnis zur Region, womit sich dann zwei Konfliktlinien einander verstärken und sich politisch wirkungsvoll bemerkbar machen. Damit ist der durchgängig hohe Stimmenanteil des Zentrums bei allen demokratischen Wahlen zu verstehen. Die Wahlentscheidung erfolgt unabhängig von Programm und Personal der Partei – und das bedeutet letztlich, dass das Wahlverhalten über lange Zeiträume hinweg konstant blieb, ziemlich unbeeinflusst von den Weltläufen.
Auf Ausgleich bedacht: der Rottenburger Bischof Carl Joseph von Hefele (1809–1893).
Zunächst allerdings war der Siegeszug des Zentrums unter den Katholiken nicht flächendeckend. So war der Rottenburger Bischof Carl Joseph (von) Hefele (1809–1893) ein ausgesprochener Gegner des ultramontanen Kirchenverständnisses. Er benachteiligte ultramontan gesonnene Geistliche und stand auch der Gründung der Zentrumspartei in seiner Diözese ablehnend gegenüber. Für ihn bedeutete die Zentrumspartei letztlich „Kulturkampf“, wie er ihn im benachbarten Baden sah – und „Kulturkampf“ wollte er im traditionell eher auf konfessionelle Harmonie bedachten Württemberg nicht haben. Mit dem württembergischen König verstand er sich zudem gut. Erst nach dem Tod von Bischof Hefele konnte 1895 in Württemberg die Zentrumspartei gegründet werden, also ganze 26 Jahre später als in Baden. Vor der Gründung des Zentrums in Württemberg war es nicht zuletzt der Adel, der neben der Wahrung seiner Standesinteressen auch regionale und konfessionelle Anliegen in den politischen Entscheidungsprozess einbringen konnte, in der Ersten wie auch in der Zweiten Kammer des Landtags. Neuere Untersuchungen zeigen, dass der Adel in der Zentrumsfraktion des Reichstags stets verhältnismäßig stark vertreten und entsprechend einflussreich war. Einmal natürlich, weil man als Adeliger vor Ort eine Autorität war, zum andern war der Adel abkömmlich und wohlhabend, was angesichts fehlender Diäten im Kaiserreich (bis 1906) die Ausübung eines Mandats begünstigte. Dieses adelige Engagement blieb bestehen, auch nach der formellen Abschaffung der Privilegien durch die Weimarer Reichsverfassung, bis hin zur Bundesrepublik, zu CDU und CSU. Das letzte Beispiel im deutschen Südwesten ist Alois Graf von Waldburg-Zeil-Trauchburg, der von 1980 bis 1998 dem Deutschen Bundestag angehörte (Wahlkreis Biberach).
Im Blick auf die Entstehung der Zentrumspartei, auf deren Selbstverständnis und Funktion als politischer Arm des Katholizismus wurden die priesterlichen Wahlempfehlungen, die eindeutigen Hirtenbriefe, nicht als unzulässige Bevormundung, sondern als gebotene Ermahnung an die Gläubigen verstanden. Auch der in früheren Zeiten nicht unübliche Griff in den Klingelbeutel zur Begleichung der Reisekosten von Parteirednern ist in diesem Kontext zu verstehen. Der badische Zentrumspolitiker Heinrich Köhler (1878–1949) hat in seinen Memoiren diese Praxis offen beschrieben. Die Wahl der Zentrumspartei als Selbstverständlichkeit, quasi als religiöse Pflicht, bewahrte den katholischen Bevölkerungsteil auch eher davor, den Nationalsozialisten nachzulaufen.
Die Existenz einer katholischen Partei hat ihren Anteil daran, dass der katholische Bevölkerungsanteil in die Demokratie hineinwachsen konnte. Zunächst die gewählten Abgeordneten im Reichstag und in den Landesparlamenten, dann aber auch das katholische Wahlvolk. Damit wurde die
Katholisch sein hieß für rund ein Jahrhundert auch die katholische Partei zu wählen: im Kaiserreich, in der Weimarer Republik und zunächst auch in der Bundesrepublik.
päpstliche Verdammung der weltanschaulichen und politischen Strömungen der Moderne, wie sie in der Enzyklika Quanta cura von 1864, verbunden mit dem Anhang Syllabus errorum, faktisch unterlaufen. Auch hier gilt: Integration durch Institution – man passt sich an, an parlamentarische Prozeduren und auch an demokratische Werte, die man Schritt für Schritt teilt. Der Syllabus errorum hatte faktisch so nicht viel mehr als die Funktion eines Imagekillers für den Katholizismus.
Wahlpostkarte der badischen Zentrumspartei zur Reichstagswahl 1903.
Bei aller Geschlossenheit des katholischen Milieus gab es durchaus auch Emanzipationsbestrebungen innerhalb der Laien, die sich bei aller Glaubens- und Kirchentreue nicht so ohne weiteres der Geistlichkeit unterwerfen wollten. Befehlsempfänger der Geistlichkeit wollte man nicht unbedingt sein. Hier entwickelten sich durchaus auch neue, demokratischere Formen, wie sie sich im Volksverein für das katholische Deutschland und in den Katholikentagen – die inzwischen die Zahl hundert erreicht haben – niederschlugen.
Die CDU als Erbe
Erstaunlich stabil hat sich das Wahlverhalten der Katholiken über alle politischen Umbrüche erhalten können, über das „Dritte Reich“ hinweg oder auch, im katholischen Eichsfeld, über Sozialismus und deutsche Teilung hinweg, bis in die Gegenwart. Zwar erlebte das Zentrum als rein katholische Partei trotz einiger Anläufe nach 1945 keine Renaissance. Vielmehr entstand eine neue Partei, die sich in Westdeutschland dauerhaft und mit großem Erfolg als Volkspartei mit dem Anspruch behaupten konnte, das Erbe der alten Zentrumspartei zu vertreten: die Christlich-Demokratische Union (CDU) beziehungsweise in Bayern die Christlich-Soziale Union (CSU). In den relativ geschlossenen katholischen Gebieten, innerhalb Württembergs zum Beispiel in Oberschwaben und in Ostwürttemberg (Ellwangen, Schwäbisch Gmünd und Umfeld), konnte sie an die früheren Wahlerfolge des Zentrums anknüpfen, ebenso in den katholischen Gebieten Badens, vor allem in solchen mit vorderösterreichischer Tradition: Ortenau, Breisgau, im katholischen ehemaligen Baden-Baden (Rastatt, Ettlingen).
In den Kernlanden Württembergs, also im ehemaligen Herzogtum – grob vermessen im mittleren Neckarraum –, wurde die neue Partei CDU auch von Protestanten mitgegründet, nicht zuletzt von Pietisten. So von Wilhelm Simpfendörfer (1888–1973) und Paul Bausch (1895–1981), die am Ende der Weimarer Republik den Christlich-Sozialen Volksdienst als streng protestantisch-pietistische Partei gegründet und im Reichstag vertreten hatten. Hinter der Gründung der CDU als Sammlungspartei von Katholiken und Protestanten steckte die in der Bevölkerung weit verbreitete Ansicht, dass nach der gottlosen Zeit des Nationalsozialismus und den Zerstörungen des Zweiten Weltkrieges konfessionelle Streitigkeiten nicht mehr ins Bild passten; zum Wiederaufbau Deutschlands im christlichen Geist müsse man über alle Grenzen hinweg zusammenstehen. Auffallend ist hier das Engagement auch von pietistischen Kreisen rund um Korntal.
Wilhelm Simpfendörfer wurde im Ausgangsland Württemberg-Baden Kultminister (1946/47), dann in Baden-Württemberg ebenfalls Kultusminister (1953–1971) mit der Zuständigkeit für die Schulen, denen für den moralischen, den christlichen Wiederaufbau Deutschlands eine zentrale Rolle zukommen sollte. Paul Bausch wurde für die CDU in den Bundestag gewählt und war dort vier Legislaturperioden lang (1949–1965) Mitglied der Unionsfraktion. Politiker mit diesem Hintergrund erreichten eine hohe Bindung in der Wählerschaft, mit interessanten Wahlkämpfen, die nicht unbedingt als politische Kämpfe wahrgenommen wurden. So warb etwa der Bundestagsabgeordnete Gustav-Adolf Gedat (1903–1971) im pietistischen Steinlachtal unweit von Tübingen mittels Evangelisation. Es reichte, wenn der örtliche Vorstand der Gemeinschaft am Ende der Veranstaltung darauf hinwies: „Übrigens kandidiert Bruder Gedat hier für den Bundestag.“
Gleichzeitig heftete sich die neue Volkspartei CDU an die Fersen der protestantischen, liberal geprägten Altwürttemberger, die bislang entweder „demokratisch“ (das heißt linksliberal) oder liberal im Sinne von kleindeutsch und wirtschaftsliberal gewählt hatten. Auch hier nutzte der CDU der Umstand, dass Württemberg ein vergleichsweise frommes Land war. Die sanfte Aufweichung des altwürttembergischen Wertekodex mit Disziplin, Fleiß, Genussfeindlichkeit hin zu mehr Offenheit und Urbanität in den Städten half der neuen Volkspartei CDU, um auch hier anzuschließen und die Liberalen schrittweise zu beerben. Diese verschiedenen Strömungen innerhalb der CDU, zudem noch mit jeweils unterschiedlicher regionaler Bindung, ermöglichten es ihr, zur dominierenden politischen Kraft zu werden, mit einer jeweils sicheren Bank in den katholischen Teilen des Landes, in Südbaden, Oberschwaben und Ostwürttemberg. Hier war die CDU ziemlich unerschütterlich, hier lagen die Hochburgen, die ihr die Regierungsmacht garantierten. 58 Jahre lang konnte so die CDU in Baden-Württemberg Ministerpräsidenten und Regierung stellen. Was die Partei über alle Strömungen hinweg zusammenhielt, war der Besitz der Macht. Durch die Wahlniederlage 2011 geriet die CDU in massive Turbulenzen, gerade auch in ihren bisherigen, konfessionell gefärbten Hochburgen.
Konfessionelles Wahlverhalten: eine Welt von gestern?
Infolge des Säkularisierungsprozesses sind in Deutschland lediglich noch 56,2 Prozent der Bevölkerung Mitglied einer christlichen Kirche, davon 29,0 Prozent Katholiken und 27,2 Prozent Protestanten. Dass das Auswirkungen auf das konfessionell geprägte Wahlverhalten hat, liegt auf der Hand. Für die baden-württembergische Landtagswahl 2006 wird man noch, zum Teil wenigstens, von einem konfessionellen Wahlverhalten sprechen können. In den katholischen Gebieten erreichte die CDU noch im Schnitt 49,7 Prozent, gegenüber 39 Prozent im Landesdurchschnitt. Doch auch da zeigte sich bereits, dass die CDU in Gestalt der Grünen, die in Baden-Württemberg seit 1980 im Landtag vertreten sind, eine ernsthafte Konkurrenz bekommen hatte. Die Grünen erweisen sich inzwischen als eine Partei, die man als Katholik nach eigenem Selbstverständnis wählen kann. Ihnen gelang es, sich als eine modernere CDU darzustellen, mit vergleichbarem Wertesystem, doch weniger politisch abgenutzt. Wenn beispielsweise der Vater für die CDU im Gemeinderat sitzt und die Tochter bei den Grünen ist, gibt es kaum mehr Ärger in der Familie. Denn die neue Partei ist Fleisch vom Fleische der alten Partei und ihrer Amtsträger. SPD und FDP war es hingegen nie geglückt, für die CDU Konkurrenz zu sein: Die SPD wurde als die Partei der Zugezogenen, nicht zuletzt der „landlosen“ Arbeiter wahrgenommen; die FDP galt als Partei der „Gottlosen“, in der Tradition des „Kulturkampfes“ und seiner Ausläufer, auch in Württemberg.
Der Aufstieg der Grünen vollzog sich, parallel zum Abstieg der CDU, in deutlichen Sprüngen. Am kräftigsten war der Erdrutsch bei der Landtagswahl 2011. Bei der Wahl 2016 wurde schließlich die Schallmauer durchbrochen, hin zu den Grünen als stärkster Partei, auch in den kleinen und mittleren urbanen Zentren Oberschwabens wie zum Beispiel Aulendorf, Biberach, Ravensburg, Überlingen und in Wangen im Allgäu. In anderen Gemeinden in Oberschwaben sind die Grünen immerhin durchweg auf Platz 2. Doch nach wie vor gilt: Je ländlicher eine Gemeinde ist, auch im landwirtschaftlichen Sinne, desto besser kann sich hier die CDU noch halten. Einen Sonderfall mag der katholische Wahlkreis Sigmaringen darstellen: 2006 erzielte hier die CDU 53,8 Prozent, 2011 50,2 Prozent, aber 2016 nur noch 32,3 Prozent. Im Vergleich dazu erhielten die Grünen 2006 hier nur 8,5 Prozent, 2011 schon 19,3 Prozent, 2016 schließlich überrundeten sie mit 33,7 Prozent die CDU. Das war sicherlich auch dem Umstand gedankt, dass der beliebte Ministerpräsident Winfried Kretschmann im Sigmaringer Ortsteil Laiz zu Hause ist. Dort ist man stolz auf seinen Mitbürger, so wie fünf Jahre zuvor auf die CDU-Ministerin Tanja Gönner. Da Kretschmann gut katholisch ist, fällt man nicht vom Glauben ab, wenn man seine Partei wählt. (Kretschmanns eigener Wahlkreis liegt im protestantischen Nürtingen.)
Ähnlich sieht es in Ostwürttemberg aus. Hatte die CDU bei den Wahlen von 2011 zum Beispiel in der Stadt Ellwangen noch 54 Prozent der Stimmen erringen können, waren es 2016 nur noch 41,8 Prozent, demgegenüber gewannen die Grünen 27,7 Prozent gegenüber 18,9 Prozent im Jahr 2011. In Schwäbisch Gmünd fiel die CDU von 2011 auf 2016 von 44,1 Prozent auf 30,9 Prozent. In dem Dorf Rosenberg bei Ellwangen konnte die CDU statt 51,3 Prozent im Jahr 2011 nur noch 37,6 Prozent erreichen, wohingegen die Grünen von 18,4 Prozent auf 23,5 Prozent aufstiegen.
Natürlich hat die Analyse von Aggregatdaten (= gebündelte Daten), wie sie die Statistischen Ämter liefern, im Vergleich zu den Individualdaten, die aus Umfragen stammen, ihre Tücken: Man muss schon sehr genau die Verhältnisse vor Ort kennen, wenn man die Daten interpretieren will. So ist beispielsweise Aalen zwar eine protestantische ehemalige Reichsstadt, hat aber durch die kommunale Gebietsreform die ehemals ellwangische katholische Industriegemeinde Wasseralfingen dazubekommen, ferner das ebenfalls katholische Unterkochen. Ähnlich verhält es sich mit der Gemeinde Wört bei Ellwangen, die historisch bikonfessionell ist. Insgesamt zeigt sich jedenfalls, dass in Ostwürttemberg die Verschiebungen in den katholischen Gemeinden von „Schwarz“ nach „Grün“ nicht so deutlich ausfallen wie in Oberschwaben, was vermutlich auch ein Produkt der konfessionellen Gemengelage in Ostwürttemberg ist, während sich in Oberschwaben die konfessionellen Verhältnisse eher großflächig geschlossen darstellen.
An die Stelle der Konfession als wesentliche Variable zur Erklärung von Wahlverhalten scheint auch in Oberschwaben die sozioökonomische Struktur getreten zu sein, die sich landesweit deutlich geändert hat. Bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges waren die katholischen Gebiete Baden-Württembergs vielfach noch stark landwirtschaftlich geprägt. Im Unterschied dazu wiesen die protestantisch-altwürttembergischen Gebiete schon deutlich früher ein hohes Maß an Industrialisierung auf. Inzwischen finden wir heute in Oberschwaben und Ostwürttemberg ähnliche Verhältnisse, ebenso im protestantischen Hohenlohe. Kleine Orte sind oftmals Sitz bedeutender und global agierender Unternehmen, die inzwischen das Bild prägen. Für die konfessionell ausgerichtete CDU bedeutet das, dass sie gerade in den heute innovativsten Gegenden abrutscht. Allem Anschein nach ist es nicht mehr primär die Konfliktlinie zwischen Staat und Kirche, die das Wahlverhalten prägt, sondern eher der allerdings weitgehend entschärfte Konflikt zwischen Kapital und Arbeit, etwa durch die Nähe zwischen Unternehmern und Beschäftigten, sodass man Zweifel an der Wirksamkeit dieser Konfliktlinie haben kann. Auch darf nicht übersehen werden, dass einzelne Ereignisse (Stuttgart 21, Fukushima) die Stimmabgabe beeinflussen, ebenso die Persönlichkeiten, die zur Wahl stehen. Das betrifft nicht nur, aber auch die Spitzenkandidaten, wie die Wahlen 2016 gezeigt haben, bei denen beide aussichtsreichen Bewerber dem katholischen Milieu entstammten. Doch dass man überhaupt bereit ist, in einer solchen Situation die traditionelle konfessionelle Bindung eher hintanzustellen, das ist neu.
Hinzu kommt die diagnostizierte Aufteilung der Gesellschaft in sogenannte Lebenswelten, wie sie etwa die Sinus-Studien eruiert haben. Man findet sich zusammen in Lebenswelten, die Werte, Lebensstile, Befindlichkeiten und ähnliches teilen und je nachdem der einen oder anderen Partei zuneigen, so auch den Grünen. Zehn solcher Lebensstile sind ausgemacht, es könnten auch mehr sein. Konfessionell sind sie eigentlich nicht mehr gekennzeichnet. Wenn man Wahlverhalten theoretisch erklären will, muss man daher auch auf solche lebensweltlichen Differenzierungen achten.
Somit stellt sich abschließend die Frage nach der Bedeutsamkeit von Konfession und Politik, nach Kirchlichkeit und Wahlverhalten heute. Der Abschied von der Kirchlichkeit erfolgt längst nicht mehr im Eklat, sondern eher lautlos. Es ist ein sanfter Säkularisierungsprozess, der individuell nicht demonstrativ vollzogen wird, sondern Schritt für Schritt erfolgt. Hinzu kommt, dass sich schon rein äußerlich Kirche nicht nur in Oberschwaben und Ostwürttemberg heute primär als Gebäude präsentiert: Kirchen, Klöster, Kapellen. Das Personal ist demgegenüber knapp geworden, kaum noch sichtbar und von daher kaum noch einflussreich und das Alltagsverhalten prägend. An die Stelle der traditionellen Pfarrgemeinden sind „Seelsorgeeinheiten“ getreten, mit Pfarrern als mobilen Sakramentenspendern. Doch wenn das Angebot sinkt, schwindet langfristig auch die Nachfrage. Das betrifft auch die „Zulieferer“ wie Vereine und Partei.
Das Wahlverhalten erfolgt – wie auch die kirchliche Partizipation – nicht länger als ein kollektiver Akt, sondern hat sich weitgehend individualisiert. Das betrifft auch die empfundene Verpflichtung zur Wahl der katholischen Partei, der CDU beziehungsweise CSU. An die Stelle der konfessionellen Bindung des Wahlverhaltens tritt zunächst in den individuellen Biographien die Tradition: keine religiöse Verpflichtung mehr, sondern Gewohnheit, „Wählertradition“ zur Erklärung von Wahlverhalten zugunsten einer Partei. Ohne eine klare Gruppenbindung und Verpflichtung sinkt dann auch die Verpflichtung zur Wahlteilnahme. Erst in einem weiteren Schritt können andere Variablen zur Geltung kommen. Das alte (partei-)politische Koordinatensystem, das über ein Jahrhundert gegolten hat, hat sich erkennbar verschoben. Die alten Kämpfe sind vorbei. All diese Entwicklungen zehren an der Geschlossenheit einer katholischen Subkultur. Doch nach wie vor gibt es konfessionell determiniertes Wahlverhalten, wenn auch mit deutlich schwindender Bedeutung. Also eine Welt von gestern? Wohl noch nicht ganz. Doch es sind die letzten Ausläufer.
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Wilhelm Schluckebier*
Staat und Kirche nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
Das Verhältnis von Staat und Kirche wird im Grundgesetz (GG) durch das sogenannte Religionsverfassungsrecht1 geregelt. Historisch ist dieses Rechtsgebiet durch das Verhältnis des Staates zu den beiden großen christlichen Kirchen geprägt; die Regelungen gelten jedoch für alle Religionsgesellschaften gleichermaßen. Die verfassungsrechtlichen Grundlagen finden sich in Art. 140 GG in Verbindung mit den dort in das Grundgesetz inkorporierten, also übernommenen sogenannten Kirchenartikeln der Weimarer Reichsverfassung (WRV).2
Auch heute noch gilt der Verfassungskompromiss von Weimar
Das heutige Religionsverfassungsrecht des Grundgesetzes basiert auf der im Jahr 1919 in Kraft getretenen Weimarer Reichsverfassung. Mit dem Ende der Monarchie 1918 ging die Forderung nach einer verfassungsrechtlichen Regelung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirchen einher. Dessen Ausgestaltung war jedoch umstritten. So verfolgten die Linksparteien und die linksliberale Deutsche Demokratische Partei (DDP) eine strikte Trennung und eine unterschiedslose Einordnung aller Religionsgemeinschaften in das allgemeine Vereinsrecht. Hingegen vertrat die SPD eine weniger strenge Trennung im Sinne einer „schiedlich-friedlichen Einigung“. Zentrum und Rechtsparteien strebten eine möglichst weitgehende Bewahrung der Rechte der Kirchen an. Eine Einigung über die verfassungsrechtliche Ausgestaltung3 konnte zunächst nicht erzielt werden. Die Verhandlungen führten schließlich zu einem Verfassungskompromiss im Sinne einer „hinkenden“ Trennung: Das Bestehen einer Staatskirche wurde ausgeschlossen (Art. 137 Abs. 1 WRV). Damit wurde letztlich die Trennung von Staat und Kirche statuiert. Zugleich wurde dem Staat die Pflicht zu religiös-weltanschaulicher Neutralität auferlegt. Nach Art. 136 WRV bestehen die staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten unabhängig von der religiös-weltanschaulichen Überzeugung. Darüber hinaus wurde den Religionsgesellschaften die Vereinigungsfreiheit (Art. 137 Abs. 2 WRV) und das Selbstbestimmungsrecht in eigenen Angelegenheiten (Art. 137 Abs. 3 WRV) zuerkannt. Den bereits bei Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgesellschaften, insbesondere den beiden großen christlichen Kirchen, blieb dieser Status erhalten. Gleichzeitig wurde allen weiteren Religionsgesellschaften die Möglichkeit der Anerkennung als öffentlich-rechtliche Körperschaft mit den damit verbundenen Rechten eröffnet (z.€B. zur Erhebung von Steuern, Art. 137 Abs. 6 WRV). Art. 138 WRV befasst sich mit Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften und gewährleistet ihnen den Schutz ihres Eigentums und Vermögens. Über Art. 139 WRV wurden die Sonntage und die bereits staatlich anerkannten Feiertage geschützt. Diese Regelung entsprang einer motivischen Allianz der Kirchen und der Arbeiterbewegung.4 Art. 141 WRV lässt Gottesdienste und Seelsorge durch Religionsgesellschaften „im Heer“ und sonstigen öffentlichen Anstalten zu (z.€B. Krankenhäusern, Strafanstalten).
Nach dem Ende der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft bestanden weiterhin unterschiedliche Ansichten über das institutionelle Verhältnis von Staat und Kirche beziehungsweise Religionsgesellschaften. Der mit der verfassungsrechtlichen Neuausrichtung beauftragte Parlamentarische Rat befasste sich hiermit erstmals, nachdem die beiden großen christlichen Kirchen mit einer entsprechenden Bitte an ihn herangetreten waren. Den Fraktionen der CDU/CSU, der Deutschen Partei (DP) und des Zentrums schwebten lediglich eine verfassungsrechtliche Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen dem Staat und den christlichen Kirchen sowie eine Sicherung von deren Rechten vor. Dem standen diejenigen gegenüber, welche die Rech-
Auch im Parlamentarischen Rat (1948/49), der das Grundgesetz schuf, wurden die Regelungen der Weimarer Reichverfassung als Kompromiss übernommen.
te aller, auch der nichtreligiösen gesellschaftlichen Gruppen im Blick hatten oder aber das Grundgesetz von solchen politisch-weltanschaulichen Fragen vollkommen freihalten und nur die Glaubens-, Gewissens- und Überzeugungsfreiheit regeln wollten. SPD, FDP und die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) lehnten den Vorschlag der kirchenfreundlichen Fraktionen deshalb ab. Letztlich einigte man sich auf die Beibehaltung der Art. 136 bis 139 und 141 WRV und damit ein weiteres Mal auf einen Verfassungskompromiss. Art. 140 GG erklärt diese Vorschriften der Weimarer Reichsverfassung bis heute zum integralen Bestandteil des Grundgesetzes (sog. Inkorporationslösung). Die inkorporierten Artikel sind daher vollgültiges und gleichrangiges Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland. Art. 135 WRV wurde hingegen nicht in das Grundgesetz übernommen. Die Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit ist dort jetzt im Grundrechtekatalog in Art. 4 GG geregelt und damit in ihrer Bedeutung aufgewertet worden.5
Auch die Verfassungen der drei nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges zunächst im Südwesten gegründeten Länder Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern und Baden enthielten ähnliche, aber unterschiedlich detailliert ausgestaltete religionsverfassungsrechtliche Regelungen. Die Vorschriften der Weimarer Reichsverfassung wurden jedoch nicht in die jeweilige Verfassung inkorporiert.6 Nach der Gründung des heutigen Landes Baden-Württemberg im Jahr 1952 trat am 11. November 1953 die Landesverfassung (LV) in Kraft. Art. 5 LV ordnet die Geltung von Art. 140 GG auch auf landesverfassungsrechtlicher Ebene an. Dieser ist damit Bestandteil der Landesverfassung.
Das Verhältnis von Artikel 4 GG und Religionsverfassungsrecht
Die Gewährleistungsbereiche des Grundrechts auf Glaubens- und Bekenntnisfreiheit (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG) und der religionsverfassungsrechtlichen Vorschriften (Art. 140 GG) überschneiden sich teilweise. So sind auch Religionsgesellschaften kollektiv Träger des Grundrechts auf Glaubens- und Bekenntnisfreiheit aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. Hingegen sind die religionsverfassungsrechtlichen Vorschriften keine Grundrechte. In der Rechtspraxis werden die religionsverfassungsrechtlichen Gewährleistungen des Art. 140 GG bei der Interpretation des Grundrechts der Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit mit herangezogen. Sie werden auch als „Mittel zur Erleichterung und Entfaltung der Religionsfreiheit“ angesehen.7
Was bedeutet das Neutralitätsprinzip?
Der dem Religionsverfassungsrecht eigene Grundsatz der Trennung von Staat und Kirche gilt zwar in den meisten, jedoch nicht in allen europäischen Ländern. So existieren in England und Dänemark bis heute Staatskirchen; gleichwohl wird aber die individuelle Glaubens- und Bekenntnisfreiheit gewährleistet. Die Laizität, wie sie beispielsweise in Frankreich zu finden ist, beschreibt hingegen eine besonders strikte Trennung zwischen Religion und Staat.
Das genaue Verständnis der im Grundgesetz geregelten Trennung ist immer wieder Gegenstand der Diskussion. Das Bundesverfassungsgericht folgt einer moderaten Interpretation und sieht darin das Gebot organisatorischer
Das höchste Gericht in Deutschland ist das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, hier die Richter des Ersten Senats im Mai 2016.
und inhaltlicher Trennung von Staat und Kirche. Aus den religionsverfassungsrechtlichen Vorschriften (insbesondere Art. 136 Abs. 1 und 4 sowie Art. 137 Abs. 1 WRV), der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit sowie den Gleichheitsgrundrechten leitet es das Neutralitätsprinzip her. Nach den verfassungsgerichtlichen Grundsätzen erlegt dieses dem Staat die Pflicht zur weltanschaulich-religiösen Neutralität auf. Es verbietet die Einführung staatskirchlicher Rechtsformen und untersagt die Privilegierung bestimmter Bekenntnisse ebenso wie deren Ausgrenzung. Der Staat hat auf eine am Gleichheitssatz orientierte Behandlung der verschiedenen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften zu achten und darf sich nicht mit einer bestimmten Religionsgemeinschaft identifizieren.
Der freiheitliche Staat des Grundgesetzes ist indes auch gekennzeichnet von Offenheit gegenüber der Vielfalt weltanschaulich-religiöser Überzeugungen. Dies ist gegründet auf ein Menschenbild, das von der Würde des Menschen und der freien Entfaltung der Persönlichkeit in Selbstbestimmung und Eigenverantwortung geprägt ist. Die dem Staat gebotene religiös-weltanschauliche Neutralität ist indes nicht als eine distanzierende im Sinne einer strikten Trennung von Staat und Kirche, sondern als eine offene und übergreifende, die Glaubensfreiheit für alle Bekenntnisse gleichermaßen fördernde Haltung zu verstehen. Art. 4 Abs. 1 und 2 GG gebietet auch im positiven Sinn, den Raum für die aktive Betätigung der Glaubensüberzeugung und die Verwirklichung der autonomen Persönlichkeit auf weltanschaulich-religiösem Gebiet zu sichern (Grundsatz der „wohlwollend-fördernden Neutralität“). Der Staat darf lediglich keine gezielte Beeinflussung im Dienste einer bestimmten politischen, ideologischen oder weltanschaulichen Richtung betreiben oder sich durch von ihm ausgehende oder ihm zuzurechnende Maßnahmen ausdrücklich oder konkludent mit einem bestimmten Glauben oder einer bestimmten Weltanschauung identifizieren und dadurch den religiösen Frieden in der Gesellschaft von sich aus gefährden. Zudem verwehrt es der Grundsatz religiös-weltanschaulicher Neutralität dem Staat, Glauben und Lehre einer Religionsgemeinschaft als solche zu bewerten.8
Der Grundsatz der Parität erfordert Gleichbehandlung
Der Staat muss ferner den Grundsatz der Parität beachten, das heißt alle Religionsgemeinschaften und Staatsbürger ohne Rücksicht auf ihr weltanschauliches oder religiöses Bekenntnis gleich behandeln. Jedoch sind Differenzierungen zulässig, die sich aus der tatsächlichen Verschiedenheit der Religionsgemeinschaften ergeben. Unter Umständen können die Größe einer Religionsgemeinschaft oder deren Anerkennung als Körperschaft des öffentlichen Rechts eine Differenzierung rechtfertigen. Die traditionelle Bedeutung einer Religionsgemeinschaft stellt hingegen keinen zulässigen Differenzierungsgrund dar.9 Auf der Grundlage dieser Interpretation des Trennungsgebots hält das Bundesverfassungsgericht die staatliche Verwendung religiöser Symbole, wie das Anbringen von Kreuzen in Unterrichtsräumen einer staatlichen Pflichtschule, die keine Bekenntnisschule ist,10 oder in Gerichtssälen11 für unzulässig. Es versteht dies als neutralitätswidrige Identifizierung des Staates mit einem bestimmten Glauben, die Anders- oder Nichtgläubige in ihrem Grundrecht auf „negative“ Bekenntnisfreiheit berührt. In der Folge werden in der Praxis zum Teil sogenannte Widerspruchslösungen angewendet. Das heißt, traditionelle Kreuze bleiben etwa in Gerichtssälen oder Schulräumen angebracht, werden jedoch im Einzelfall auf den Widerspruch Betroffener hin entfernt.12 Hingegen gebieten es das Trennungsgebot und das Neutralitätsprinzip nicht, Lehrerinnen das Tragen eines Kopftuchs im Unterricht pauschal und grundsätzlich zu verwehren. Denn dabei handelt es sich zwar um ein religiös konnotiertes, aber individuelles Kleidungsstück, dessen Tragen dem Staat nicht zurechenbar ist.13
Kreuz und Kopftuch in Schulen und Gerichtssälen? Das Foto zeigt die muslimische Lehrerin Ferestha Ludin bei der mündlichen Verhandlung über den (ersten) „Kopftuchstreit“ vor dem Bundesverfassungsgericht im Jahr 2003.
Selbstverwaltungsrecht der Religionsgemeinschaften
Ein weiterer wesentlicher Grundsatz des Religionsverfassungsrechts ist das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgesellschaften (Art. 140 GG i.€V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV). Hiernach ordnen und verwalten diese ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Damit erkennt der Staat die Kirchen und Religionsgesellschaften als ihrem Wesen nach vom Staat unabhängige Institutionen an. Deshalb darf der Staat in ihre inneren Verhältnisse grundsätzlich nicht eingreifen.14
Das Selbstbestimmungsrecht erstreckt sich zunächst auf das Ordnen der eigenen Angelegenheiten. Diese umfassen die Pflege und Weiterentwicklung der Glaubensinhalte, die Regelung von Kultus und Liturgie, die eigene Organisation, das Mitgliedschaftsrecht mit dem Beitragsrecht, die Vermögensverwaltung und die Haushaltsführung, die Ausgestaltung der Rechtsverhältnisse mit den Mitarbeitern, die freie Besetzung der Ämter sowie die Wohlfahrtstätigkeit.15 Auch die Befugnis zur Rechtsetzung fällt darunter. Hierbei handelt es sich um eine originäre, nicht vom Staat abgeleitete Rechtsetzungskompetenz. Davon abzugrenzen sind solche kirchlichen Rechtsakte, die den rein innerorganisatorischen Rahmen verlassen und in die weltliche Rechtsordnung hineinreichen. In diesem Bereich gründet die Befugnis der Religionsgesellschaften zur Rechtsetzung auf einer staatlichen Verleihung oder Übertragung von Normierungs- und Rechtsetzungskompetenzen.16
Das kirchliche Arbeitsrecht als Streitfall
Im Rahmen der karitativen Aktivitäten kommt dem sogenannten kirchlichen Arbeitsrecht17 große Bedeutung zu, das ebenfalls in den Bereich der eigenen Angelegenheiten fällt. Zwar findet das staatliche Arbeitsrecht auf privatrechtlich geschlossene Arbeitsverhältnisse Anwendung, jedoch kann der kirchliche Arbeitgeber das „spezifisch Kirchliche“ des kirchlichen Dienstes nach seinem Selbstverständnis regeln und besondere Obliegenheiten kirchlicher Arbeitnehmer umschreiben sowie verbindlich festlegen. Hieraus ergeben sich die den kirchlichen Mitarbeitern abverlangten Loyalitätspflichten wie die Beachtung der tragenden Grundsätze der kirchlichen Glaubens- und Sittenlehre und das Verbot von Verstößen gegen fundamentale Verpflichtungen, die aus der Kirchenzugehörigkeit folgen. Diese Grundsätze sind im Rahmen des Individualarbeitsrechts im Konfliktfall auch von den staatlichen Gerichten zu berücksichtigen.18 So kann etwa der Kündigung des Chefarztes eines katholischen Krankenhauses nach der Scheidung seiner Ehe und einer standesamtlichen Wiederverheiratung nicht die eigene Einschätzung eines Gerichts vom zwingenden Charakter des kirchlichen Dogmas der Unauflöslichkeit der Ehe im Zusammenhang mit der Besetzung von Führungspositionen entgegengehalten werden.19 Den Kirchen und Religionsgemeinschaften kommt überdies das Recht zur normativen Ausgestaltung ihrer kollektiven Arbeitsordnung zu. Sie können eigene arbeitsrechtliche Regelungen schaffen, sodass die allgemeinen Tarifverträge nicht gelten. Von den großen christlichen Kirchen wird hier der sogenannte „Dritte Weg“ beschritten: Durch Kommissionen beschlossene Dienstvertragsordnungen regeln das Kollektivarbeitsrecht.20 Die Kommissionen sind mit Vertretern des kirchlichen Arbeitgebers und der Mitarbeiter besetzt.21
Organisationsformen
Ganz allgemein bestimmt sich die Frage der Rechtsfähigkeit von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. Diese können somit nach Maßgabe der einschlägigen bürgerlich-rechtlichen Bestimmungen nach ihrer freien Wahl beispielsweise als Verein22 agieren oder sich auch gesellschaftsrechtlicher Organisationsformen wie derjenigen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR)23 bedienen. Ohne Eintragung ins Vereinsregister können sie etwa als nichtrechtsfähiger Verein24 organisiert sein. Ein Zwang zur rechtlichen Organisation ist damit freilich nicht verbunden. Nicht zu übersehen ist auch, dass die im Privatrecht bestehenden Organisationsformen in ihren rechtlichen Ausgestaltungen zum Teil Probleme bereiten, da sie auf andere Lebenssachverhalte wie zum Beispiel Sportvereine oder wirtschaftliche Betätigungen zugeschnitten sind.25
Körperschaften des öffentlichen Rechts als Angebot des Staates
Neben den privatrechtlichen Organisationsformen gibt es unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, den Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zu erlangen. Dies ist seit Inkrafttreten der Weimarer Reichsverfassung im Jahr 1919 auch verfassungsrechtlich abgesichert (vgl. Art. 137 Abs. 4 WRV). Es besteht insoweit – wie auch unter den verschiedenen Möglichkeiten, die das bürgerliche Recht bietet – kein Rang- oder Stufenverhältnis. Allerdings ist der Körperschaftsstatus als Angebot des Staates mit einem ganzen Bündel von rechtlichen Möglichkeiten verbunden. Neben der darin liegenden Anerkennung ihrer sozialen und öffentlichen Wirkmächtigkeit26 ist das wohl wichtigste Vorrecht öffentlich-rechtlich verfasster Religionsgemeinschaften das Recht zur Erhebung von Steuern. Dieses wurzelt historisch in den Folgen der Säkularisierungen nach dem Reichsdeputationshauptschluss im Jahr 1803, die mit der Verteilung der geistlichen Fürstentümer an die weltlichen Landesherren einhergingen, und der allmählichen Lockerung des Staatskirchentums. Beides brachte die großen Kirchen im 19. Jahrhundert in finanzielle Schwierigkeiten. Die Länder, die sich ihnen gegenüber vertraglich zu Unterhaltsleistungen verpflichtet hatten, entschieden in dieser Situation nach und nach, die Kirchen in die Lage zu versetzen, ihren Finanzbedarf durch die Besteuerung ihrer Mitglieder selbst zu decken. Dieses System, das letztlich auch der finanziellen Absicherung der Trennung von Staat und Kirche dient, wurde in Art. 137 Abs. 6 WRV schließlich verfassungsrechtlich garantiert.27
In der Praxis erhalten die öffentlich-rechtlich verfassten Religionsgemeinschaften durch die Kirchensteuergesetze der Länder die Möglichkeit, ihre Steuerverwaltung auf die staatlichen Finanzbehörden zu übertragen und damit deren Finanzverwaltungsstruktur zu nutzen.28 Diese Verwaltungsleistung entgelten sie dem Staat.29 Die Steuereinnahmen der beiden großen christlichen Kirchen beliefen sich im Jahr 2015 auf zusammen rund 11,45 Milliarden Euro.30 Die Zahl ihrer Mitglieder liegt bundesweit bei insgesamt etwa 47,2 Millionen.31
Als weitere Vorteile des Körperschaftsstatus sind die Dienstherrenfähigkeit, das heißt die Möglichkeit zur Anstellung von Kirchenbeamten, sowie Vergünstigungen unter anderem im Kosten- und Gebührenrecht,32 aber auch im Steuerrecht oder auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung33 zu nennen.34 Die Körperschaftsautonomie umfasst außerdem die Befugnis zu eigener Rechtsetzung („Kirchenrecht“) in Bezug auf innere Angelegenheiten (z.€B. Pfarrerdienstrecht, Recht der Kirchenbeamten, Bestimmungen zur Wahl der Selbstverwaltungsgremien oder zum Mitgliedschaftsverhältnis), der insoweit öffentlich-rechtliche Wirkung, also auch im staatlichen Bereich, zukommt.
Um den gleichen Status wie die „geborenen“, schon vorkonstitutionell bestehenden Religionskörperschaften (Art. 137 Abs. 5 Satz 1 WRV)35 zu erlangen, steht das Verfahren zur Verleihung des Körperschaftsstatus auch allen anderen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften (Art. 137 Abs. 5 Satz 2, Abs. 7 WRV) sowie ihren Dachverbänden (Art. 137 Abs. 5 Satz 3 WRV) offen. Das Spektrum der körperschaftlich organisierten Gemeinschaften reicht heute von den Landesverbänden der jüdischen Kultusgemeinden und orthodoxen Kirchen über freikirchliche Zusammenschlüsse und den Zeugen Jehovas bis hin zu humanistischen Verbänden.36 Voraussetzung für die Verleihung des Körperschaftsstatus ist, dass die jeweilige Gemeinschaft die Gewähr der Dauerhaftigkeit ihres Bestandes bietet, wobei man in der Praxis regelmäßig von einem Zeitraum von etwa dreißig Jahren ausgeht.37 Grundlage für diese Einschätzung sind ihr Mitgliederbestand und ihre Verfassung. Dabei umfasst letztere nicht nur die rechtliche Satzung, sondern wird weitergehend als tatsächlicher Gesamtzustand verstanden. Zu dessen Beurteilung können Indizien wie eine ausreichende Finanzausstattung, eine Mindestbestandszeit und die Intensität des religiösen Lebens herangezogen werden.38
Das Erfordernis der Rechtstreue
Neben die zeitliche Verfestigung tritt als ungeschriebene Voraussetzung die Rechtstreue. Die Religionsgemeinschaft muss – nach ihrem Verhalten, nicht nach ihrem Glauben – die Gewähr dafür bieten, dass sie das geltende Recht beachten und insbesondere die ihr übertragenen Kompetenzen nur im Einklang mit den verfassungsrechtlichen und den sonstigen gesetzlichen
Bindungen ausüben wird. Insbesondere muss sie die Gewähr dafür bieten, dass sie die fundamentalen Verfassungsprinzipien, die dem staatlichen Schutz anvertrauten Grundrechte Dritter und die Grundprinzipien des freiheitlichen Religions- und Staatskirchenrechts des Grundgesetzes nicht gefährden wird.39
Die Beurteilung der Voraussetzungen für die Verleihung des Körperschaftsstatus obliegt den Ländern, die ungeachtet einer möglicherweise schon erfolgten Erstverleihung in einem anderen Land über eine eigene Prüfungskompetenz verfügen.40 Es handelt sich hierbei um eine der gerichtlichen Kontrolle unterliegende Exekutiventscheidung, die aus Gewaltenteilungsgründen nicht dem Landesparlament zugewiesen werden darf.41
Aktuell wird die Frage diskutiert, ob und inwieweit islamische Religionsgemeinschaften die Anforderungen des Körperschaftsstatus erfüllen. Bislang ist etwa die muslimische Religionsgemeinschaft „Ahmadiyya Muslim Jamaat“ in Hessen und in Hamburg als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannt. Viele Moscheegemeinden haben sich vereinsrechtlich organisiert („Moschee-Verein“).
Staatsleistungen und Kirchengut
Neben der an die Mitgliedschaft in der Religionsgemeinschaft als Körperschaft gebundenen Kirchensteuer und staatlichen Subventionen, welche Religionsgemeinschaften wie anderen vom Staat unabhängigen freien Trägern für die Erfüllung von im öffentlichen Interesse liegenden Aufgaben (z.€B. das Betreiben von Kliniken, Pflegeeinrichtungen und Kindertagesstätten) gewährt werden, erhalten die Kirchen Staatsleistungen, die ihren Rechtsgrund noch im Ausgleich der Enteignungen von Kirchenbesitz im Zuge der Säkularisierungen vor allem Anfang des 19. Jahrhunderts haben. Diese werden „positiv“ in Form von Zahlungen und Dotationen (z.€B. für den Erhaltungsaufwand von Kirchengebäuden oder Personalkosten) sowie auch „ne-gativ“ als Steuer- oder Gebührenbefreiungen42 gewährt.43 Die (positiven) Staatsleistungen machen allerdings nur einen vergleichsweise kleinen Teil der Gesamteinnahmen der Kirchen aus.44
Zur Rechtsbereinigung und weiteren Entflechtung des Verhältnisses von Staat und Kirche sah bereits die Weimarer Reichsverfassung von 1919 in Art. 138 Abs. 1 WRV eine Ablösung der Staatsleistungen durch die Landesgesetzgeber vor. Der Ablösungsauftrag, der in das Grundgesetz übernommen wurde (Art. 140 GG), ist jedoch weder zur Weimarer Zeit noch seit Bestehen der Bundesrepublik in der Form umgesetzt worden, dass die bisherigen Ansprüche gegen Entschädigung aufgehoben worden wären. Bis heute wurden auch die von der Verfassung hierfür auf Bundesebene vorgesehenen Grundsätze nicht aufgestellt (Art. 140 GG i.€V. m. Art. 138 Abs. 1 Satz 2 WRV).45 Eine Ablösung alter Verpflichtungen fand bislang nur insoweit statt, als diese zum Teil in Staatskirchenverträgen – im Verhältnis zum Heiligen Stuhl Konkordate genannt – bereinigt und zusammengefasst wurden.46 Das Ziel einer tatsächlichen Entflechtung der Finanzbeziehungen wird damit zwar nicht erreicht, jedoch ihre Transparenz erhöht.47 Durch den Verzicht auf eine Ablösung werden auf der anderen Seite möglicherweise hohe Einmalzahlungen vermieden, die sich aus ihrer Entschädigungspflichtigkeit ergeben könnten. Nicht zu übersehen bleibt insoweit auch die praktische Schwierigkeit, den Wert einer grundsätzlich unbefristeten Leistung in einem begrenzten Zeitraum und damit auch in einer nur begrenzten Höhe zu veranschlagen.48
Die Kirchengutsgarantie
Weiteren Säkularisierungen steht die sogenannte Kirchengutsgarantie entgegen (Art. 140 GG i.€V. m. Art. 138 Abs. 2 WRV). Diese schützt das Eigentum und andere Rechte der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften – unabhängig von deren Organisationsform – an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigem Vermögen. Diesem umfassend zu verstehenden Schutz aller der religiösen oder weltanschaulichen Zweckbestimmung dienenden Vermögenswerte liegt der Gedanke zugrunde, dass religiöse Freiheit wesentlich von den materiellen Rahmenbedingungen ihrer Verwirklichung abhängt, sie also eines angemessenen materiellen Substrats bedarf.49
Sonn- und Feiertagsschutz
Die Sonntage und die von den Bundesländern staatlich anerkannten Feiertage sind verfassungsrechtlich als Tage der Arbeitsruhe und der „seelischen Erhebung“ geschützt (Art. 140 GG i.€V. m. Art. 139 WRV). Sonn- und Feiertagsschutz geht also mit einer durch die Verfassung selbst vorgegebenen Beschränkung der Berufsausübungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) einher. Die „werktägliche Geschäftigkeit“ hat grundsätzlich zu ruhen. Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe gelten für Tätigkeiten, die aus gesellschaftlichen oder technischen Gründen, insbesondere zum Schutz hochrangiger Rechtsgüter, notwendig sind (z.€B. der Betrieb von Krankenhäusern, „Arbeiten trotz des Sonn- oder Feiertags“). Außerdem sind Arbeiten gestattet, die den Freizeitbedürfnissen und damit den Rekreationsmöglichkeiten der Bevölkerung zugutekommen („Arbeiten für den Sonn- oder Feiertag“).50
Im Einzelnen bedürfen Art und Ausmaß des Sonn- und Feiertagsschutzes einer einfachgesetzlichen Ausgestaltung, die durch die Feiertagsgesetze der Länder erfolgt. Der Gesetzgeber darf dabei auf Änderungen der sozialen Wirklichkeit, gerade mit Blick auf das Freizeitverhalten, Rücksicht nehmen und auch andere Belange als den Schutz der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung zur Geltung bringen.51 Er ist in seiner Gestaltungsfreiheit nur insoweit eingeschränkt, als ein Kernbereich der Sonn- und Feiertagsruhe nicht angetastet werden darf. Der Schutzgehalt der verfassungsrechtlichen Garantie ist dabei allerdings nicht auf einen religiösen oder weltanschaulichen Sinngehalt der Sonn- und Feiertage beschränkt. Neben der Möglichkeit zur Religionsausübung zielt diese in der säkularisierten Gesellschafts- und Staatsordnung auch auf die Verfolgung profaner Ziele wie die der persönlichen Ruhe, Besinnung, Erholung und Zerstreuung. Von Bedeutung ist insbesondere auch die Möglichkeit zur zeitlichen Verzahnung des sozialen Lebens der Bürger und zur gemeinsamen Gestaltung der Freizeit und des Familienlebens. Die gemeinsame Gestaltung der Zeit der Arbeitsruhe und seelischen Erhebung, die in der sozialen Wirklichkeit seit jeher insbesondere auch im Freundeskreis, in einem aktiven Vereinsleben und in der Familie stattfindet, ist nur dann planbar und möglich, wenn ein zeitlicher Gleichklang und Rhythmus, also eine Synchronität, sichergestellt ist.52 Geschützt ist daher der allgemein wahrnehmbare Charakter des jeweiligen Tages als grundsätzlich für alle verbindlicher Tag der Arbeitsruhe. Ein Mindestschutzniveau wird unterschritten, wenn ohne gewichtigen Grund eine weitgehende Freigabe der Arbeitsruhe erfolgt und dem Regel-Ausnahme-Verhältnis damit nicht hinreichend Rechnung getragen wird (z.€B. flächendeckende Freigabe der Ladenöffnung im gesamten Einzelhandel für mehrere Sonn- und Feiertage in Folge und über jeweils viele Stunden).53
Anders als der Sonntag bedürfen Feiertage eines staatlichen Anerkennungsaktes. Der Verfassungsgeber ging allerdings davon aus, dass der Feiertagsgesetzgeber an einen Bestand typischer Feiertage anknüpfen kann, welche gerade auch in der Bevölkerung aufgrund ihrer geschichtlich-traditionellen Verwurzelung überwiegend als solche anerkannt sind (z.€B. Weihnachten, Ostern usw.). Einige Feiertage haben hierbei einen besonderen Schutz als stille Tage erfahren. So sehen beispielsweise alle Länder – mit im Einzelnen unterschiedlicher Ausgestaltung – einen besonderen Schutz des Karfreitags vor, der sich am ernsten Charakter des Tages orientiert und bestimmte, hiermit in Konflikt stehende Tätigkeiten untersagt (z.€B. bestimmte öffentliche Unterhaltungsveranstaltungen).54
Anstaltsseelsorge garantiert
Schließlich wird durch Art. 140 GG in Verbindung mit Art. 141 WRV die sogenannte Anstaltsseelsorge garantiert. Religionsgemeinschaften haben ein Recht auf Zugang zur Bundeswehr sowie zu Krankenhäusern, Strafvollzugsanstalten und sonstigen öffentlichen Anstalten, soweit dort das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge besteht. Hintergrund der Regelung ist, dass – gerade wenn die Anstaltsunterbringung mit Freiheitseinschränkungen verbunden ist – die Möglichkeiten der Religionsausübung erschwert sind. Krankenhauspatienten wiederum können aus gesundheitlichen Gründen auf eine Unterstützung angewiesen sein. Das Zugangsrecht gleicht diese Erschwernisse aus und dient damit der religiösen Freiheit.55 Unter den sonstigen vom Zugangsrecht erfassten Anstalten sind vor diesem Hintergrund solche zu verstehen, in denen die Religionsausübung mit vergleichbaren Schwierigkeiten verbunden ist wie beispielsweise bei kasernierten Polizeieinheiten oder in öffentlichen Pflegeeinrichtungen. Um beurteilen zu können, ob ein Bedürfnis für eine religiöse Betreuung besteht, darf die Religionszugehörigkeit auf freiwilliger Basis abgefragt werden. Auch kann in angemessener Weise, das heißt insbesondere ohne Ausübung von Druck, auf seelsorgerische Betreuungsangebote hingewiesen werden.56 Deren Konzeption und Durchführung obliegt allein den jeweiligen Religionsgemeinschaften, die hierfür grundsätzlich auch keine Kostenübernahme durch den Staat beanspruchen können. Da das Grundgesetz keine staatliche Anstaltsseelsorge kennt, wird die gegenwärtige Organisation der Militärseelsorge mit Eingliederung des geistlichen Personals in die Bundeswehr zum Teil in Frage gestellt; sie wird jedoch im Blick auf die Besonderheiten bei der Wahrnehmung militärischer Aufgaben und die Angliederung an diese gerechtfertigt.57
Politische Diskussionen um mögliche Änderungen
Das dargestellte Verhältnis zwischen Staat und Kirche, das dem Prinzip einer fördernden Neutralität folgt, sieht sich im öffentlichen Diskurs von Zeit zu Zeit Kritik ausgesetzt. Diese richtet sich in erster Linie gegen die finanziellen Verbindungen, namentlich das Institut der Kirchensteuer und die Staatsleistungen, aber auch gegen das kirchliche Arbeitsrecht oder die als zu einschränkend empfundene Feiertagsgesetzgebung. Auf der anderen Seite bedingen die Vorzüge des grundsätzlich allen Religionsgemeinschaften offen stehenden Körperschaftsstatus eine stärkere Anbindung an die Rechts- und Verfassungsordnung und ein höheres Maß an Transparenz. Die Einbettung des Religiösen in die Gesellschaft erhält so eine Struktur, die auch im Blick auf die grundrechtlichen Verbürgungen (z.€B. die kollektive Ausübung der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit in den und durch die Gemeinden, die Garantie des Religionsunterrichts in Art. 7 Abs. 3 GG und dessen Gestaltung) die Möglichkeiten des Staates verbessert, verlässliche und autorisierte Ansprechpartner zu haben. Letztlich handelt es sich bei den Forderungen nach einer Reform des Religionsverfassungsrechts um politische Fragen. Rechtlich würden viele der Forderungen, die hinsichtlich einer noch strikteren Trennung von Staat und Kirche erhoben werden, zum Beispiel nach Abschaffung des Kirchensteuerprivilegs oder einer Einschränkung der kirchlichen Selbstverwaltung im Arbeitsrecht, allerdings eine Verfassungsänderung voraussetzen. Diese erfordert bekanntlich eine Zweidrittelmehrheit in den Gesetzgebungsorganen. Zudem sind die Staatsleistungen größtenteils zwischen den betroffenen Ländern und den Kirchen durch vertragliche Vereinbarungen unterlegt. Ihre Ablösung wäre nach verbreiteter Auffassung grundsätzlich entschädigungspflichtig. Nach anderer Ansicht wäre sie durch die jahrzehntelangen Staatsleistungen bereits abgegolten. Die großen christlichen Kirchen würden sich einer Ablösung ihren offiziellen Erklärungen zufolge grundsätzlich wohl nicht verschließen, sehen die Initiative hierfür allerdings beim Staat.
Anhang
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
Art 140
Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes.
Weimarer Reichsverfassung
Die in Art. 140 GG aufgeführten Artikel der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 lauten wie folgt:
Art 136
(1) Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch die Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt.
(2) Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung zu öffentlichen Ämtern sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis.
(3) 1Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. 2Die Behörden haben nur soweit das Recht, nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert.
(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesform gezwungen werden.
Art 137
(1) Es besteht keine Staatskirche.
(2) 1Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. 2Der Zusammenschluß von Religionsgesellschaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen.
(3) 1Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. 2Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.
(4) Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechtes.
(5) 1Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie solche bisher waren. 2Anderen Religionsgesellschaften sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. 3Schließen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche Körperschaft.
(6) Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.
(7) Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen.
(8) Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob.
Art 138
(1) 1Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. 2Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.
(2) Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet.
Art 139
Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt.
Art 141
Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, Strafanstalten oder sonstigen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.
* Für wesentliche Unterstützung bei der Erstellung des Beitrages gilt meinen wissenschaftlichen Mitarbeitern, Richterin am Sozialgericht Carina Morgenschweis und Richter am Verwaltungsgericht Dr. Stefan Bauer, besonderer Dank.
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Karl-Heinz Braun
Die Erzdiözese Freiburg
Die Erzdiözese Freiburg ist in ihrer heutigen geographischen Konturierung und auch in einigen ihrer Organisationsprinzipien das Ergebnis sowohl langjähriger – bisweilen krisenhafter – politischer und kultureller Veränderungen als auch kirchlicher Neuausrichtungen.
Im frühen historischen Entwicklungsprozess dessen, was zu Beginn des 19. Jahrhunderts (also noch vor Gründung der Oberrheinischen Kirchenprovinz 1821) an katholischen Kircheneinrichtungen im Südwesten Deutschlands geplant wurde, stand nicht der römisch-katholische Papst als Motor der Veränderung. Es waren die Monarchen der in ihrer Bedeutung um ein Vielfaches gewachsenen Länder, die auch die katholischen Organisationsformen ihren Regierungsinstitutionen anpassen wollten. In Baden bot sich die Orientierung an einem modifizierten Modell eines Staatskirchentums an, das zum Beispiel aufgeklärt in habsburgischen Herrschaftsbereichen durchgeführt worden war, wozu mit Vorderösterreich Teile des nunmehr südlichen Baden gehörten. Den leitenden Beamten am Karlsruher Hof erschien dies selbstverständlich, zumal ähnliche Ausrichtungen auch in der 1771 vereinigten Markgrafschaft erprobt worden waren (das katholische Baden-Baden war infolge des Erbvertrages von 1765 mit dem lutherischen Baden-Durlach vereinigt worden).
Staatlicher Integrationsprozess
Für die katholische Kirchenorganisation in Baden bemühte sich die Karlsruher Regierung (seit 1803 kurfürstlich beziehungsweise seit 1806 großherzoglich), die öffentlichen religiösen Angelegenheiten grundsätzlich an staatliche Vorgaben und deren großherzoglichen Steuerungen anzupassen. Das aus unterschiedlichen landsmannschaftlichen Mentalitäten – im Norden die Franken, in der Mitte die Pfälzer, dazwischen auch einige „Elsässer“, im Süden die Alemannen, im Südosten die Schwaben – zusammengesetzte Großherzogtum Baden suchte auf diese Weise die katholische Bevölkerung, die rund zwei Drittel der Gesamtbevölkerung ausmachte, in den bewusst beabsichtigten Integrationsprozess einzubauen. Aufschlussreich ist in diesem sich über Jahre hin entwickelnden Prozess, dass die meisten Geistlichen diesem staatlichen Bemühen keineswegs in fundamentaler Opposition gegenüber standen, sondern ihm grundsätzlich gewogen waren. Ihre Modifikationen verstanden sie eher als Überlegungen zu Detailfragen, auf jeden Fall aber als Mitwirkung bei den Bemühungen um eine auch (katholisch-)religiöse Solidierung in Baden und Hohenzollern.
Verständlich werden solche Haltungen vor dem Hintergrund vielfältiger Erfahrungen. Teile des badischen Territoriums waren über Jahre hinweg als Grenzland dem revolutionären Frankreich und seinem usurpatorischen Auftreten ausgesetzt, und dieses rechtsrheinische Gebiet musste zahlreiche Flüchtlinge aus linksrheinisch besetzten Gebieten aufnehmen. Das galt besonders für den vorderösterreichischen Breisgau.
Die bemerkenswerten Steuerungsmaßnahmen der großherzoglichen Regierung waren letztlich dem Zusammenbruch bisheriger in hohem Maß katholischer Reichskirchensysteme geschuldet. Die Säkularisation bedeutete in dieser Hinsicht eine massive Beeinträchtigung von Katholiken, nicht nur von Mönchen oder Nonnen, die nun ihre Heimat verloren hatten, sondern auch von zahlreichen Menschen, die mit ihrem Lebenserwerb an solche Sozialsysteme angeschlossen waren. Nicht zuletzt führte das bei sehr vielen Katholiken zum Verlust einer kostenlosen Bildungsvermittlung vor Ort.1
Bindung an den Monarchen
Die badischen Organisationsedikte von 1803 und das badische Konstitutionsedikt von 1807 banden die drei christlichen Konfessionen fest an die innenpolitischen Vorstellungen des Monarchen. Verwaltet wurden sie über drei staatliche Einrichtungen, den „Evangelisch-Lutherischen Kirchenrath“ zu Karlsruhe, das „Evangelischreformirte Kirchenraths-Collegium“ zu Heidelberg und die „Katholische Kirchencommission“ in Karlsruhe.2 Hier regelte der Großherzog die äußere, öffentliche Organisation von Religion, die iura circa sacra. Eigentliche Glaubensinhalte und die liturgische Gestaltung von Gottesdiensten waren nicht von Belang. Konkret hieß das: Die religiösen Feiertage, Feste und Gepflogenheiten eines Ortes richteten sich nach der konfessionellen Mehrheit. Dies hatte zum Beispiel in der badischen Landeshauptstadt Karlsruhe mit ihrer vorwiegend evangelischen Bevölkerung die Folge, dass Jahrzehnte keine katholische Fronleichnamsprozession gehalten werden durfte, um, wie es hieß, den konfessionellen Frieden nicht zu stören. Dennoch war mit der badischen Verfassung 1818 die Gleichberechtigung aller drei Konfessionen und ihrer Mitglieder bestätigt.3 Gedacht war ursprünglich – orientiert an den evangelischen Vorbildern – an die Errichtung eines katholischen Landesbistums, doch ließ sich dieses nicht konkretisieren.
Nachwirken der Aufklärung
Für das religiöse Verständnis der meisten Geistlichen (besonders im Süden des Erzbistums) können religiöse und pädagogische Ansätze des letzten Konstanzer Generalvikars und Bistumsverwesers Ignaz Heinrich von Wessenberg (1802–1827, gest. 1860) herangezogen werden. Dieser nicht nur im Großherzogtum Baden engagierte Spätaufklärer josephinischer Ausrichtung prägte wie kein anderer höherer Kleriker die Freiburger Geistlichen bis weit über die Mitte des 19. Jahrhunderts hinweg. Seine Vermittlung (römisch-)katholischer Religiosität sollte den Gläubigen als „harmonisches“ Lebensdenken vermittelt werden, in dem eine „gemeinschaftliche wie individuelle Lernfähigkeit“ sowohl Alltag als auch Gesellschaft prägen sollte.4 Hier ging es mehr um eine dynamische Bewusstheit liturgischer ebenso wie weltzugewandter Praxis. Für Wessenberg war die staatliche Institutionalisierung kirchlicher Organisation eher eine „Entlastung“. „Er will die Kirche vor einer Entkräftigung durch allzu weltliche Geschäfte bewahren, wie es vor der Säkularisation der Fall gewesen ist.“5 Noch 1848 bekräftigte Wessenberg diese Position. Eine zu starke Eigenständigkeit von Kirche sah er als Ab-
Ignaz Heinrich von Wessenberg (1774–1860) war ein Aufklärer, der manches vorweggenommen hatte, was erst nach dem Zweiten Vatikanischen Konzil umgesetzt wurde. Nicht nur von Rom wurde er als Erzbischof von Freiburg abgelehnt.
schottung gegenüber gesellschaftlichen Belangen als problematisch an, weil sie zu einer einseitigen Entwicklung des religiösen Lebens führe, „durch welche das politisch-bürgerliche und das religiöse Leben sich einander ganz entfremdet“.6 In parlamentarischen Debatten dagegen, auch über staatliche Organisationsformen, würden Fragestellungen eröffnet, welche gerade für Christen Aufgaben und Herausforderungen darstellten.
Ignaz Heinrich von Wessenberg war ein Exponent solcher in beachtlicher Breite geteilten katholischen Positionen. Diese spätaufgeklärten Persönlichkeiten in ihrer hohen Kooperationsbereitschaft gegenüber staatlichen Vorgaben zu kritisieren, hieße, sie wegen einer späteren, damals in dieser Intensivität überhaupt nicht erkennbaren kirchlichen Entwicklung zu schelten, oder sie kausal in eine Verantwortung zu ziehen, die das Frühere vom Späteren zu klären sucht und nicht in historischer verantworteter Weise eben umgekehrt.
Der heutige Zuschnitt des Erzbistums Freiburg und der Diözese Rottenburg-Stuttgart entspricht noch immer den „Grenzziehungen“ der 1820er-Jahre.
Ein neues Erzbistum
Mit der päpstlichen Zirkumskriptionsbulle Provida solersque vom 16. August 1821 wurden nach dem Scheitern bilateraler Verhandlungen zwischen den oberrheinischen Staaten, die sich in den Frankfurter Verhandlungen positioniert hatten, und dem Heiligen Stuhl in Rom die neuen Diözesen Freiburg für das Großherzogtum Baden, Mainz für das Großherzogtum Hessen, Fulda für das Kurfürstentum Hessen, Rottenburg für das Königreich Württemberg sowie Limburg für das Herzogtum Nassau umschrieben. Zu Freiburg sollten auch die katholischen Pfarreien der Fürstentümer Hohenzollern-Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen gehören. Weil Baden den größten katholischen Bevölkerungsanteil hatte, wurde ihm die Metropolitanwürde zugesprochen. Freiburg wurde damit Sitz eines Erzbischofs. Im päpstlichen Schreiben wurde auch die großherzogliche Dotationsurkunde vom 23. Dezember 1820 mit ihren Finanzierungsvorgaben für die diözesanen Einrichtungen aufgeführt und bestätigt.
Personalpolitik zwischen Kirche und Staat
Weniger konsensorientiert waren Vorstellungen über konkrete Kompetenzen der Kirchenleitung. Deshalb einigten sich die Staaten der Oberrheinischen Kirchenprovinz in den Jahren 1820 und 1822 über weitere grundsätzliche Regelungen zwischen Staat und Kirche. Auf jeden Fall beanspruchten die einzelnen Monarchen die absolute Kirchenhoheit und definierten sie konkret. Da in hohem Maß auch die staatlichen und kirchlichen Angelegenheiten über Persönlichkeiten gestaltet und umgesetzt wurden, erhielten die Diskussionen über die Besetzung höherer Kirchenämter eine beachtliche Intensität. Sie wurden bilateral geregelt und fanden 1827 in der päpstlichen Bulle Ad dominici gregis custodiam und dem Breve Re sacra ihre Definition. Demnach sollte nicht der Papst allein die Besetzung des Erzbischöflichen Stuhles vornehmen, sondern nach Vorgabe des Freiburger Domkapitels auswählen, insofern dessen Kandidaten auch dem Großherzog genehm (und damit nicht ausgeschlossen) seien.
Der erste Erzbischof von Freiburg, der Freiburger Philosophieprofessor und Münsterpfarrer Bernhard Boll, der auf Grund eines staatlichen [!] Wahlverfahrens gekürt und nach längeren kritischen Überlegungen schließlich von Rom bestätigt worden war, wurde am 21. Oktober 1827 zum Bischof geweiht und inthronisiert. Ebenso gerungen wurde um das neu in Freiburg zu errichtende Domkapitel – die Konstanzer Diözesaneinrichtungen waren bereits 1821 durch den Papst aufgelöst worden –, sodass auch hier die Einflussnahme der großherzoglichen Regierung dominant blieb. Der frühere Konstanzer Bistumsverweser, Generalvikar und Domkapitular Ignaz Heinrich von Wessenberg, wurde von Rom als Vertreter einer katholischen Aufklärung permanent blockiert und wäre von badischer Seite, selbst wenn sie es wirklich gewollt hätte, nicht durchsetzbar gewesen. Einigen dürfte er aber auch zu profiliert erschienen sein.
Erzbischof Bernhard Boll (Gemälde aus dem Jahr 1832) wurde 1827 zum ersten Erzbischof der Erzdiözese Freiburg gewählt.
Staatskirchenhoheit
Diese Personalentscheidungen sowie die grundsätzlichen Staatskirchengesetze, die dem Großherzog einen dominanten Einfluss innerhalb des Erzbistums Freiburg sicherten, begründeten ein Staatskirchentum, das die eigentliche Kirchenleitung in Freiburg mehr zu einem sekundären Ausführungsorgan degradierte und nicht als eigenverantwortliche Gestalter heranzog. Erzbischof Bernhard Boll nahm in seinen Amtsjahren zwischen 1827 und 1836 zahlreiche Weihehandlungen vor, darunter 80 600 Firmungen. Leitungsaufgaben übte er nicht aus. Keine einzige Pfarrei konnte er besetzen. Dieses und vieles mehr regelte die staatliche Kirchensektion und legte es ihm zur Bestätigung vor. Erst sein Nachfolger Erzbischof Ignaz Heinrich Demeter (1836–1842) erhielt vom Großherzog das persönliche Recht, 24 Pfarreien zu besetzen – aber nur in Absprache mit dem Großherzog. Sogar erzbischöfliche Mitteilungen an die Gläubigen, sogenannte Hirtenbriefe, mussten zuerst von der staatlichen Kirchenbehörde genehmigt werden, bevor sie in den Kirchen verlesen werden durften. Die Priesterausbildung und damit auch inhaltliche Vorgaben sowie letztlich die Auswahl der Kandidaten lag ganz in den Händen des Großherzogs und seiner Beamten. Auch das Priesterseminar in Freiburg war von staatlicher Seite errichtet worden. Die Priester selbst waren Staatsbeamte, ein Pfarramt nannte sich „Großherzoglich badisches katholisches Pfarramt“. Das Vermögen wurde in Karlsruhe verwaltet. Erzbischof wie Domkapitel hatten einen Treueeid zu schwören und damit dem jeweiligen Großherzog und seinen Regierungen und Beamten Folge zu leisten.
Katholisches Eheverständnis als Stolperstein
Nicht das grundsätzliche System stand für die Freiburger Geistlichen zur Debatte, sondern die starke Steuerungsdichte, mit der das religiöse Leben organisiert werden sollte. Hinzu kam, dass in den kommenden Jahrzehnten im Kontext anderer gesellschaftlicher und politischer Restaurationsbewegungen innerhalb der römisch-katholischen Kirche ein eigenkonfessionelles Vorgehen immer stärker erstrebt wurde. Dies geschah vor allem in jenen sakramental-religiösen Bereichen, die vom Kirchenrecht deutlich präzisiert werden konnten, wie zum Beispiel beim katholischen Eheverständnis. Die Überzeugung, dass die staatliche Mischehenpraxis keineswegs eine katholisch religiöse Erziehung garantiere, wuchs sogar im Freiburger Domkapitel. Schließlich versuchte der dritte Erzbischof von Freiburg, Hermann von Vicari (1843–1868), der einzige, der von der aufgeklärten Konstanzer Bistumsbehörde nach Freiburg transferiert worden war und nach Ausschlüssen und längeren kritischen Diskussionen erst als siebzigjähriger „Übergangskandidat“ 1843 an die Spitze des Erzbistums Freiburg treten konnte, 1845 von sich aus, in einem Rundschreiben die Geistlichen zu einem energischeren Vorgehen für eine entschieden katholische Kindererziehung zu bestimmen. Doch auch in der darauffolgenden Auseinandersetzung mit dem badischen Innenminister erklärte er, „Kirche und Staat müssen zusammenwirken, um die gesetzliche Ordnung zu befestigen“.7 Faktisch wirkte er mit seinem jahrelangen Beharren auf eine genuin katholisch-konfessionelle Ausrichtung ungewollt mit, staatliche Öffnungen für Ziviltrauungen – ohne eine kirchliche Einsegnung oder Mitwirkung – zu beschleunigen.
Kirche und Liberalismus
Gerade in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde versucht, das Verhältnis zwischen Kirche und aufstrebendem Bürgertum zu klären.8 In den revolutionären Wirren 1848/49 waren in Baden und Hohenzollern zunächst Freiheitsmomente gegenüber staatlicher Vormundschaft ausgelotet worden. Auch beteiligten sich Geistliche und Gläubige in unterschiedlicher Weise am Emanzipationsstreben. Gegen Ende der 1840er-Jahre entwickelte sich auch in Baden eine ultramontane Stimmung, die gewisse konfessionelle Profilierungen gegenüber staatskirchlichen Vorgaben energisch einforderte. Diese „Ultramontanen“ – zunächst ein Schimpfwort, denn sie würden sich ultra montes, also hinter den Bergen (der Alpen, also an Rom) orientieren, später auch als Eigenbezeichnung nachweisbar – waren nicht bei den irgendwie doch von der Aufklärung beeinflussten Geistlichen zu finden, sondern bei den Laien zu suchen. Ultramontane Profilierungen gab es nicht nur in Baden und Deutschland, sondern stärker noch in Frankreich und anderswo. Sie führten nicht unbeabsichtigt zu einer enormen Stärkung des Papsttums innerhalb der katholischen Kirche, sodass eine Gleichung entstehen konnte: Wenn das päpstliche Rom etwas definiere, sei die Authentizität des rechten Glaubens automatisch garantiert. Noch schienen den meisten Geistlichen solche Perspektiven aber eher suspekt.
Erzbischof Hermann von Vicari gewann als Gegner der Revolution nach deren Niederschlagung 1849 bei den konservativen großherzoglichen Regierungen eine höhere Wertschätzung, sodass diese dem Erzbischof eine gewisse Gesprächsbereitschaft für mögliche Modifikationen signalisierten. Die kirchliche Seite dagegen setzte eher auf emanzipatorisches Vorgehen, zumal für sie befriedigendere Lösungen ausblieben. Gleichzeitig richtete sich der Erzbischof stärker nach den Weisungen Roms. Hatte er noch als Generalvikar für verstorbene protestantische Monarchen katholische Trauergottesdienste angeordnet, so verließ er nach dem Tod von Großherzog Leopold am 24. April 1852 diese konziliante Praxis und verbot die katholische Totenmesse für den Herrscher. Dennoch hielt sich eine Reihe von Geistlichen nicht daran, sondern richtete sich nach den Weisungen des Karlsruher Ministeriums. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang nicht die Reaktion des Erzbischofs, diesen Geistlichen „Strafexerzitien“ im Priesterseminar St. Peter aufzuerlegen, sondern vielmehr die Tatsache, dass sich die großherzogliche Behörde nicht schützend vor sie stellte.
Dieser sogenannte „Trauerkonflikt“ des Jahres 1852 stellt einen gewissen Wendepunkt dar. Die aufgeklärten Geistlichen gerieten in die Minderheit, die jüngeren orientierten sich wie viele Laien an Rom. Der 79-jährige Erzbischof von Vicari, eigentlich ein moderater Spätaufklärer, begann nicht ohne gewisse Einflüsse ultramontaner Kreise, Forderungen nach einer deutlicheren Selbstdefinition und Selbstbestimmung kirchlicher Praxis gegenüber der badischen Staatskirchenpolitik zu wiederholen. Besonders die staatliche Genehmigungspraxis erschien ihm als eine massive Beeinträchtigung seiner Hirtenpflichten. Dass er mehrere Male gewisse kritische Verlautbarungen an die Gläubigen ohne die Einholung staatlicher Genehmigungen vornahm, veranlasste die großherzogliche Regierung, den nunmehr 81-jährigen Erzbischof unter Hausarrest zu stellen. Auch aus diesem Konflikt ging der Erzbischof gestärkt hervor. Sein Ruf als Märtyrerbischof verbreitete sich weit über Baden hinaus. Vor allem im ultramontanen Frankreich solidarisierten sich Katholiken über Unterschriften und Spenden mit dem Erzbischof, der in der Ausübung seiner religiösen Aufgabe indiskutabel wie ein „Criminal-Täter“ behandelt werde. Rom selbst stand keineswegs hinter dem Profilierungsstreben des Erzbischofs, wie es bisweilen in Deutschland und Frankreich verbreitet wurde. Dem Kardinalstaatssekretär Giacomo Antonelli war das Verhalten des Freiburger Oberhirten „nur peinlich gewesen“.9
Die „Konvention“ als Kompromiss
Um einen zuverlässigeren Modus vivendi zu ermöglichen, handelte die konservative badische Staatsregierung mit dem Heiligen Stuhl über Jahre hinweg eine sogenannte „Konvention“ aus. „Im Windschatten des Ringens kirchlicher Vertreter um einen wachsenden Freiraum kirchlicher Selbstbestimmung […] entwickelten sich die Liberalen zu einer politischen Alternative gegenüber der konservativen Regierung.“10 Ihnen und ihrer Beziehung zu Großherzog Friedrich I. war es zu verdanken, dass die schon von beiden Seiten, sowohl von der Krone Baden als auch dem Heiligen Stuhl, unterzeichnete badische Konvention schließlich nicht in Kraft trat. Primär stand dahinter die Frage nach der eigentlichen Souveränität im Land, die nicht einfach einem Monarchen allein zugesprochen werden sollte. Und gleichzeitig waren die Liberalen verärgert über die Ausrichtung der Konvention, ultramontanen Vorstellungen möglichst weit entgegenzukommen. Nach heftigen öffentlichen Debatten setzte der Großherzog 1860 neue kirchliche Gesetze in Kraft, die auf dem „Grundsatz der Selbständigkeit der katholischen Kirche“ Freiräume zusprechen sollten.
Auf diese Weise wurden sowohl liberale als auch kirchliche Vorbehalte befriedigt. Dennoch waren gewisse Restriktionen geblieben, etwa das Verbot religiöser Männerorden. Aber es blieben auch Fragen offen, die in den nächsten Jahren ihre politische Konkretion erfahren sollten. Hierbei wirkte die liberale Partei als Regierungspartei, deren Mehrheit nicht zuletzt durch Bevorzugung städtischer Wahlkreise zustande gekommen war,11 überaus dominant und etatistisch. Die Priorität der staatlichen Vorgaben – durchaus im Sinne Hegels – sollte auf alle Fälle rigoros durchgesetzt werden, sodass in Baden bereits vor dem sogenannten „Kulturkampf“ in Preußen massive Auseinandersetzungen zwischen Regierung und katholischer Kirche zu beobachten sind. Dahinter stand vor allem die Frage, wie restriktiv ein von Liberalen regierter großherzoglicher Staat sein müsse, weniger aber das Interesse an konsensorientierter Pluralität, zumal mit den liberalen Ideen weitgehend normative gesellschaftliche wie individuelle Konkretionen verknüpft wurden.
„Die Zukunft gehört dem, der die Schule hat.“ So griff die Satirezeitschrift „Kladderadatsch“ im Jahr 1875 den „Kulturkampf“ auf und unterstrich die Bedeutung, die die Schulpolitik im Rahmen der Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche hatte.
Der Kampf um die Schule
Zur Debatte stand auch die allgemeine Volksschulbildung. Den Liberalen galt der starke kirchliche Einfluss als Hindernis für eine wirkliche Erziehung gegenüber „den Bedürfnissen von Gesellschaft und Wirtschaft […]. Die Schule sollte auf das Leben in der Welt, nicht auf den Himmel vorbereiten.“12 Eine konfessionelle Ausrichtung sollte nur noch dem jeweiligen Religionsunterricht zugestanden werden. Dahinter stand für Liberale nicht die Schwächung von Religion, sie sollte ja mit ihren Möglichkeiten an der Erziehung moderner Bürgerlichkeit mitwirken. Kritisch traten sie gegen gewisse klerikale und konfessionell enggeführte Interessen auf, die einem staatlichen Erziehungsmonopol im Sinn einer verordneten liberalen Individualität entgegentraten. Katholiken dagegen – erst recht auf dem weiten Land – sprachen den politischen „Klugschwätzern“ die Kompetenz einer besseren Menschenerziehung und -bildung schlichtweg ab. Dennoch fanden die Debatten ihren Niederschlag in den Schulgesetzen vom 8. März 1868 und vom 18. September 1876.
Das strittige Kulturexamen und die „Kulturkampfgesetze“
Zu den liberalen Innovationen gehörte auch das sogenannte „Kulturexamen“ für zukünftige Geistliche. Mit ihm suchte die mit dem Großherzog verbundene liberale Bürgerpartei bereits bei der universitären Ausbildung Einfluss auf den Klerus zu gewinnen, der sich immer mehr in eine theologische und konfessionelle Positionierung zurückzog. So sollten die Geistlichen sowohl in Geschichte als auch in Literatur und Philosophie vor allem die Qualitäten deutscher Wissenschaftlichkeit vermittelt bekommen. Ohne das „Kulturexamen“ von 1867 sollte keiner ein künftiges Pfarramt in Baden erhalten. Von Vicaris Nachfolger, der nicht von der großherzoglichen Regierung als Erzbischof akzeptierte Weihbischof Lothar Kübel, verbot deshalb seinen zukünftigen Geistlichen die Teilnahme an den betreffenden Prüfungen. Seiner Meinung nach verletze dies das Recht der Kirche, „die Erziehung und Heranbildung der Geistlichen selbständig zu leiten, über deren Befähigung und Anstellung zum Kirchendienst zu entscheiden“.13
Die Situation eskalierte, als ein ganzer Jahrgang von Neupriestern den Weisungen des Diözesanadministrators folgte, damit in Konflikt mit den Gesetzen geriet und zu Gefängnisstrafen verurteilt wurde. Auf diese Weise konnte eine beachtliche Zahl von Pfarreien gar nicht mehr besetzt werden, zumal die Zahl der Examensverweigerer stetig zunahm. Erst 1880 wurde die strenge Form dieses Examens wieder abgeschafft.
An weiteren „Kulturkampfgesetzen“ kamen hinzu das Stiftungsgesetz vom 5. Mai 1870, das die Oberaufsicht der Staatsbehörde unterstellte, und das Gesetz gegen das Wirken kirchlicher Orden, besonders Jesuiten und Redemptoristen, hinter deren Tätigkeit die liberale Regierung eine für sie indiskutable Indoktrination im Sinn der Definition des päpstlichen Unfehlbarkeitsdogmas 1870 vermuteten. Dahinter stand die Angst, dass Päpste nicht nur Religiosität absolut zu definieren wüssten, sondern auch konkrete Politik für Katholiken von außen und jenseits der Bedürfnisse eines Landes am Parlament vorbei bestimmten. Auf diese Weise blieben in Baden bis zum Ende der Monarchie religiöse Männerorden verboten.
Die Altkatholiken
Im Zusammenhang mit dem Ersten Vatikanischen Konzil und seiner Definition der päpstlichen Unfehlbarkeit am 18. Juli 1870 entstand eine Oppositionsbewegung, die gerade in katholischen Städten im Südwesten eine starke Zustimmung fand. Liberale suchten diese Distanzierungsbewegungen zu unterstützen, die letztlich in der Altkatholischen Kirche mündeten. Im sogenannten „Altkatholikengesetz“ vom 15. Juni 1874 wurden die Gegner der päpstlichen Unfehlbarkeit als zur römisch-katholischen Kirche gehörig gesehen und ihnen deshalb die gleichen Rechte zugesprochen wie Katholiken überhaupt. Damit sollten gewisse Fakten, etwa wenn sich ganze Gemeinden mit ihren Gotteshäusern als altkatholisch erklärten, auch rechtlich verstetigt werden. Liberale hofften, damit eine römisch-katholische Ausrichtung endgültig zu diskreditieren, wenn nicht gar zu eliminieren. Die mehrheitlich katholische Landbevölkerung kümmerte sich jedoch wenig um dieses Profilierungsstreben römischer Päpstlichkeit.
Sonderfall Hohenzollern
Die beiden Hohenzollerischen Fürstentümer waren in ihrer staatskirchlichen Auswirkung nicht weit von den badischen Gegebenheiten entfernt. Auch hier ging es zunächst um die fürstliche Souveränität gegenüber kirchlichen Praktiken und Gestaltungspotenzialen. Eine deutlichere Mitgestaltung erlebte die katholische Kirche nach dem Übergang der Fürstentümer an Preußen 1850. So blieb seit einer Übereinkunft zwischen Erzbischof und Regierung 1857 der kirchliche Einfluss bei der Schulorganisation bis zur Wirksamkeit preußischer „Kulturkampfgesetzgebung“ 1875 durch Minister Adalbert Falk bestehen. Der Freiburger Erzbischof wies zurecht darauf hin, dass ein Teil der nunmehr in der preußischen Provinz Hohenzollern bestehenden Einrichtungen aus kirchlichem Vermögen bezahlt worden und darum auch von kirchlichen Persönlichkeiten mitzuverwalten seien. Staatlicherseits wurden die Schulangelegenheiten vom Provinzialschulkollegium in Koblenz geregelt. Für die kirchliche Vermögensverwaltung konnte am 31. Dezember 1857 eine Übereinkunft getroffen werden, nach welcher der
Beuron in Hohenzollern wurde 1863 als Benediktinerkloster neu besiedelt. In Baden war ein solches Kloster nicht möglich gewesen. Die Aufnahme stammt aus den 1920er-Jahren.
Erzbischof das Recht erhielt, das kirchliche Vermögen auch zu verwalten. Vor Ort geschah dies durch erzbischöfliche Geistliche, die dafür ernannt wurden. Zugleich sicherte sich der Preußische Staat gewisse Aufsichtsrechte.
Ebenso im Gegensatz zu Baden konnte in Hohenzollern 1852 eine Jesuitenniederlassung in Gorheim eingerichtet werden. Erzbischof von Vicari hatte damit den Bitten hohenzollerischer Geistlicher entsprochen. Wirkungsgeschichtlich bedeutsamer war die Errichtung eines Benediktinerklosters in Beuron 1863, einem ehemaligen, nun verwaisten Augustinerkloster im oberen Donautal. Weitere Ordensleute waren die Franziskaner in Stetten sowie die Barmherzigen Schwestern in Sigmaringen, Haigerloch und Hechingen.
Die preußischen „Kulturkampfgesetze“ führten allerdings zu einem jähen Ende dieser kirchlichen Selbstbestimmungen. Mit Gesetz vom 4. Juli 1872 wurden die Jesuiten ausgewiesen. Ein weiteres Gesetz vom 31. Mai 1875 bestimmte die Auflösung aller Orden, womit die Benediktiner in Beuron und die Franziskaner in Stetten Hohenzollern zu verlassen hatten. Beuron konnte nach Beilegung des „Kulturkampfes“ 1887 wieder besiedelt werden und erreichte in den nächsten Jahrzehnten eine beachtliche Ausstrahlung. Trotz des „Kulturkampfes“ weiterhin geduldet wurden die in der Krankenpflege tätigen Barmherzigen Schwestern. Wer hätte sie auch ersetzen können?
Das Freiburger Münster als Kathedrale des Erzbischofs auf einer Aufnahme aus den 1890er-Jahren.
Die soziale Frage als Differenz zwischen Ultramontanen und Liberalen
In Baden führten die permanenten Differenzen zwischen der liberalen Regierungspartei und der katholischen Kirche zur Entwicklung eines sogenannten politischen Katholizismus, der in seinem Erscheinen und Auftreten gerade nicht jene Anliegen vertrat, die vom bürgerlichen Liberalismus als Ideale für alle in eine konkrete Politik umgesetzt werden sollten. An dieser kulturellen Scheidelinie zwischen einer gut dotierten Bürgerlichkeit vorwiegend in den Städten wurde das Kontrastprogramm zur ärmeren und mehrheitlich katholischen Landbevölkerung sichtbar. Gerade auf dem Land waren verarmte katholische Kleinbauern gezwungen, ihre Söhne als billige Lohnarbeiter in die Städte zu schicken. Insofern gestalteten sich schon früh die Auseinandersetzungen zwischen Liberalen und Katholiken als Ringen um die soziale Frage. Katholischen Politikern wurde bisweilen ein „Kommunismus in der Kutte“ vorgeworfen, wenn sie gegen liberale Fabrikdirektoren argumentierten. Tatsache ist, dass bereits 1837 ein katholischer konservativer Abgeordneter, der Freiburger Professor Franz Joseph Buß, mit seiner „Fabrikrede“ als einer der ersten Verfechter staatlicher Sozialpolitik aufgetreten war. Allerdings forderte er vergeblich eine effizientere Unterstützung der Arbeiter. Dass diese Anliegen kein größeres Echo fanden, hatte an der sozialen Zusammensetzung des badischen Parlaments gelegen. Somit gehörte die soziale Frage zum gesellschaftlichen Kontinuum der Auseinandersetzungen zwischen liberaler Staatlichkeit und katholischer Kirche.
Das Ende der „Kulturkampfgesetze“
Es war Großherzog Friedrich I. selbst, der sich 1878 für eine Wende in den Auseinandersetzungen zwischen Staat und Kirche bei der Regierung einsetzte. Jedoch wurden die einseitigen Staatskirchengesetzgebungen erst in den nächsten Jahrzehnten allmählich zurückgenommen. Im Jahr 1880 konnte zum Beispiel in der Zweiten Badischen Kammer der liberale Politiker August Lamey die Beseitigung des „Kulturkampfexamens“ durchsetzen, sodass auf diese Weise 416 nicht besetzte Pfarreien wieder einen regulären Pfarrer erhielten.14
Im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts stellte der Neubau der repräsentativen katholischen St. Bernhardskirche (dem seligen Bernhard von Baden geweiht) in Karlsruhe einen gewissen Schlussstrich unter die jahrzehntelange Frontstellung zwischen großherzoglich liberalen Regierungen und
In Karlsruhe dominiert die dem seligen Markgrafen Bernhard von Baden geweihte katholische Kirche den östlichen Abschluss der Kaiserstraße (Aufnahme um 1920).
katholischen Vorstellungen dar. Großherzog Friedrich I. förderte als allseits anerkannter und auch bei Katholiken beliebter Monarch diese markante Versöhnungsgeste, die im architektonischen Planungsensemble deutlich machen sollte, dass Katholiken weder in Baden noch in der großherzoglichen Hauptstadt Karlsruhe eine Bevölkerungsgruppe „zweiter Klasse“ darstellten. Die eigentlichen Kooperationsmodelle wurden jedoch erst nach dem Ersten Weltkrieg in der Republik Baden sichtbar.
Vom Krieg in die Demokratie
Als während des Ersten Weltkrieges Erzbischof Thomas Nörber (1898–1920) in zahlreichen Hirtenworten die Katholiken ermahnte, den Krieg als harte Herausforderung anzunehmen, im Gebet um den „Segen des Erfolges“ zu bitten und sich karitativ effizient den Notleidenden zuzuwenden, pries die Staatsregierung über die Realität hinaus das gute Verhältnis zwischen Staat und Kirche. Auch nach der deutschen Niederlage – in Baden waren von 1914 bis 1918 etwa 62 000 Menschen ums Leben gekommen – forderte Nörber von den Katholiken wie von jedem Mitbürger: „Die Hand ans Werk! […] Vor allem muß die Ordnung hergestellt und bewahrt und beschützt werden. Darum harre jeder aus an seinem Platz, und erfülle jeder seine Pflicht, sei es in der Gemeinde, sei es im Staat; darum handle niemand unüberlegt und unbesonnen!“15
Während des Krieges stand der Erzbischof in der Spannung zwischen einem nationalen Bewusstsein, im Krieg die Chance des Sieges zu sehen und zu suchen, und gleichzeitig die vielfältigen und energischen Friedensbemühungen von Papst Benedikt XV. anzunehmen und zu vermitteln. Nach dem verlorenen Krieg sah er sich zusätzlich bedrängt zwischen einer (persönlichen) Loyalität gegenüber Großherzog Friedrich II., der am 22. November 1918 auf Schloss Langenstein im Hegau schließlich abdankte, und der Notwendigkeit, in der neuen badischen Republik engagiert mitzuarbeiten. Gerade die badische Verfassung vom 27. März 1919 und die Reichsverfassung vom 11. August 1919 lösten die badischen Kirchengesetze von 1860 auf und sicherten der Kirche Freiräume, die bis dahin so nicht existierten. Andererseits war Baden nun als Grenzland entsprechenden ökonomischen Belastungen unterworfen, die auch kirchlicherseits angegangen werden mussten.
Zusammenarbeit von Zentrum und Sozialdemokratie
Das Verhältnis von Staat und Kirche in der Republik Baden war in hohem Maß von der Bereitschaft der katholischen Zentrumspartei gekennzeichnet, mit Kompromissen zum Wohl der Bevölkerung mitzuarbeiten. Als Repräsentationsgestalt dafür galt der beliebte geistliche Zentrumsvorsitzende Josef Schofer (1866–1930), der nicht ohne Sympathien von Erzbischof Karl Fritz (1920–1931) eine effiziente Zusammenarbeit gerade mit der Sozialdemokratie in der Weimarer Republik vorantrieb. Bei beiden Parteien wird auf diese Weise sichtbar, wie sehr Demokratie Mut zu Differenzierungen bedeutet, wie sie bei Politikern wie auch der Bevölkerung die Fähigkeit geradezu herausfordert, Spannungen, die sich nicht erst in unterschiedlichen Positionierungen aufbauen, auszuhalten und im besten Fall durch Kompromisse und Lösungen zu reduzieren und zu beruhigen.
Nationalsozialismus
Doch besaß die Demokratie im ökonomisch schwierigen Baden mit seiner Grenzlage keineswegs überall die nötige Akzeptanz, sodass sich im Schatten von Distanzierungen letztlich die nationalsozialistische Partei etablieren konnte, die Vereinfachungen anstelle demokratisch-differenzierter Multiperspektivität setzte. Bereits 1930 votierten bei den Reichstagswahlen in Baden 19 Prozent für Adolf Hitlers NSDAP und verhalfen ihr damit, zur zweitstärksten Partei zu werden. Im Juli 1932 waren es sogar 37 Prozent der Wähler. Schließlich wurden mit dem sogenannten „Ermächtigungsgesetz“ vom März 1933 völlig neue Koordinaten von Politik geschaffen und anstelle von Freiheiten einseitige Bestimmungen diktatorisch durchgesetzt und durchgeführt. Minderheiten begannen ausgegrenzt und verfolgt, bald auch systematisch ausgerottet zu werden. Der Zweite Weltkrieg war eine Folge einer solchen weltanschaulichen Vernichtungslogik.
Die unterschiedlichen Exponenten katholischer Kirchenpolitik sahen sich in hohem Maß herausgefordert. Sie schwenkten von ihrer engagierten Politik der Konsensbildung in der Weimarer Republik, wenn auch zögerlich und eher im Sinne einer erhofften Machterhaltung, hin zu einer vorsichtigen Akzeptanz jener nationalsozialistischen Machthaber, die mit ihrem Bemühen um vereinfachte einseitige Positionen, ihren Ab- und Ausgrenzungen doch beachtliche Wählerschichten hatten erreichen können.
Erzbischof Conrad Gröber, der diese „braune Politik“ unterschätzte, kam aus wenig sensiblen Überlegungen zu Positionen, die er später in seiner ihm eigenen Weise nach und nach revidierte. „Der braune Conrad“, wie er vor allem später gescholten wurde, war zwar kein Verehrer des Nationalsozialismus. Seine Fördermitgliedschaft bei der SS von 1934 bis 1935 entsprach ziemlich pragmatischen Überlegungen. Er dachte, man könne mit einer katholischen Entschiedenheit die Grobheit und Unzivilisiertheit nationalsozialistischer Vorstellung und Propaganda reduzieren, domestizieren und vielleicht sogar „taufen“. Deshalb hat er sich im März 1933 nachdrücklich für den nationalsozialistischen Führerstaat eingesetzt. Vor diesem Hintergrund unterstützte der ganz im römisch-klerikalen Erziehungssystem Sozialisierte die päpstliche Konkordatspolitik, während sein Vorgängerbischof Karl Fritz und katholische Zentrumspolitiker nicht zuletzt wegen ihrer guten Erfahrungen im parlamentarischen Mit- und Gegeneinander eine solche nicht für nötig erachtet hatten.
Buchstäblich in letzter Minute war es gelungen, das badische Konkordat auch mit Stimmen der Sozialdemokratie im Parlament zu verabschieden. Am 12. Oktober 1932 war es in aller Form unterzeichnet worden, am 11. März 1933 hatte der Austausch der Ratifikationsurkunden stattgefunden, womit das Konkordat in Kraft getreten war. Mit dieser Vereinbarung glaubten Katholiken, ihre Rechte seien in Baden auch durch die NSDAP gesichert. Die Geschichte sollte sie ernüchtern.
Erzbischof Conrad Gröber selbst wirkte spätestens Ende 1934 auf der Kanzel seiner Freiburger Kathedrale wie ein kritisches Ceterum Censeo gegenüber den Machenschaften der NS-Politik. So wurde er für Zeitgenossen, die ihm
Conrad Gröber (1872–1948) wurde 1932 Erzbischof von Freiburg.
bei öffentlichen Auftritten begegneten, zu einer Symbolfigur von Distanz, ja Widerstand. Er selbst mahnte seine Geistlichen zu einer schweigenden Konformität, keineswegs zu einer engagierten Märtyrerposition, die er allein auf sich nehmen wollte. Geistliche, die in „Schutzhaft“ oder gar in Konzentrationslager kamen, betrachtete er weniger als heroische Persönlichkeiten, sondern vielmehr als Wichtigtuer, die ihre Kompetenz überschritten hatten.
Eigentlich war Conrad Gröber eine sensible Persönlichkeit, künstlerisch begabt, historisch versiert, mehr ein Intellektueller denn ein politischer Gestalter. In seinen theologischen Haltungen war er eher ein fixierter Prediger bestimmter römischer Lehrmeinungen als einer, der auf Entwicklung und Innovation setzte. In seinen letzten Lebensjahren nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erfuhr er manche anerkennende Würdigung seiner schließlich gezeigten Opposition zur NS-Politik. Für die französische Besatzungsmacht in Südbaden war Gröber eine integre Person, fanden sie doch ihn und sein Auftreten recht ausführlich in den Gestapo-Akten verfolgt und kritisiert. Es war Adolf Hitler, der die Liquidierung Gröbers erst später hatte einleiten wollen. Für Gröber dürften die drei Nachkriegsjahre mit manch quälendem Nachdenken verbunden gewesen sein. In den Augen der meisten Gläubigen – nicht nur der Katholiken – war er ein markanter Kirchenführer, der bereit gewesen war, sich staatlicher Willkür entgegenzustellen.
Wiederaufbau nach 1945
Die Nachkriegsjahre waren vom Wiederaufbau, von beachtlichen Mühen, unterschiedliches Leid und soziale Notstände zu lindern, und sonstigen Konsolidierungen gekennzeichnet. Zunächst war das Gebiet der Erzdiözese Freiburg auf eine amerikanische Besatzungszone im Norden und auf eine französische im Süden, Hohenzollern einschließlich, aufgeteilt und in den Jahren nach 1945 auf drei „Übergangsländer“ verteilt: Württemberg-Baden im Norden, Baden im Süden und Württemberg-Hohenzollern. Wegen der unterschiedlichen gesetzlichen Gegebenheiten waren im Erzbistum Freiburg in den Nachkriegsjahren unterschiedliche Generalvikare tätig, jeweils für Baden (Simon Hirt, 1946–1948 beziehungsweise Wilhelm Burger, 1948–1952) und für Hohenzollern (Adolf Rösch, 1946–1952).
Die nachfolgenden Erzbischöfe Wendelin Rauch (1948–1954), der sich als Mainzer Moraltheologe gegen die NS-Menschenlehre positioniert hatte und damit als Freiburger Professor ausgeschlossen worden war, und Erzbischof Eugen Seiterich (1954–1958), der ebenfalls wegen seiner „politischen Unzuverlässigkeit“ einen Universitätslehrstuhl in Freiburg erst nach dem Ende des Nationalsozialismus hatte erlangen können, waren sensible Persönlichkeiten, die im Auftreten nach außen eher vorsichtig und bedacht agierten. Wendelin Rauch hatte sich zunächst für die Wiederherstellung des Landes Baden anstelle eines neuen „Südweststaates“ eingesetzt, ebenso für den Erhalt der Bekenntnisschulen wenigstens in Südwürttemberg-Hohenzollern. Ihm oblag der gewaltige Wiederaufbau der über 800 zerstörten Kirchen und kirchlichen Einrichtungen. Im Jahr 1950 zählte das Erzbistum 1,75 Millionen Katholiken. Besonders intensiv gestaltete sich dabei die Integration von etwa 300 000 Heimatvertriebenen, die vor allem in der vorher amerikanischen Zone aufgenommen worden waren. Erzbischof Seiterich bemühte sich in dem seiner Meinung nach geordneten Staat-Kirche-Verhältnis vor allem um eine Vitalisierung des kirchlichen Religionsunterrichtes, den er auch für sogenannte „Laienlehrer“ öffnete.
Für viele Heimatvertriebene bedeuteten katholischer Glaube und Kirche auch Ankommen in der neuen Heimat. Das Foto zeigt Bundespräsident Heinrich Lübke im Sommer 1965 bei der Vertriebenenwallfahrt in Walldürn.
Erzbischof Hermann Schäufele (1958–1977), der als Studentenpfarrer in Freiburg während des „Dritten Reiches“ mit Personen des Widerstands in Kontakt gestanden war, bemühte sich noch vor den Bildungsoffensiven der Bonner Bundesregierungen um die Verbesserung von Bildung durch den Ausbau kirchlicher Schulen und Studienheime. Dafür engagierte sich vor allem sein Generalvikar Ernst Föhr (1958–1968). Soziale und karitative Projekte wurden stärker institutionalisiert und ausgebaut. Das galt beispielsweise für tatkräftige Unterstützungen im Ausland, nicht zuletzt in Vietnam. Für den regelmäßigen Kontakt mit der Landesregierung errichtete der Erzbischof zusammen mit der Diözese Rottenburg ein Katholisches Büro. Gegenüber dem Staat verstand er Kirche „als freien und selbständigen Partner im Dienst am Menschen“.16 Engagiert trat er für die Beibehaltung der Konfessionsschulen in Hohenzollern ein, kämpferischer noch gegen politisch-juristische Modifikationen beim Schwangerschaftsabbruch. Die Eingliederung der Heimatvertriebenen fand unter seinem Pontifikat einen gewissen Abschluss.
Mit Erzbischof Oskar Saier (1978–2002) waren eher pastorale Akzente verbunden. Es ging ihm unter anderem um einen religiös und intellektuell verantworteten Umgang mit der Kernenergie und um die Zulassung wiederverheirateter Geschiedener zum Kommunionempfang. Im Verhältnis zwischen Staat und Kirche waren keine Konflikte erkennbar.
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Claus Arnold und Hubert Wolf
Die Diözese Rottenburg-Stuttgart
Im Anfang war Napoleon – so überschrieb Thomas Nipperdey seine deutsche Geschichte des 19. Jahrhunderts. Dieser in Anlehnung an den Johannesprolog formulierte Satz könnte durchaus auch als Motto für die Gründungsgeschichte des Bistums Rottenburg dienen. Denn am Anfang einer katholischen Landeskirche im seit der Reformation rein protestantischen Herzogtum Württemberg stand Napoleon und die von ihm durchgesetzte Rheingrenze zur Arrondierung des Territoriums der Grande Nation. Die deutschen Fürsten, die dazu ihre linksrheinischen Gebiete an Frankreich abtreten mussten, sollten rechtsrheinisch aus der Erbmasse der aufzulösenden Reichskirche entschädigt werden. So erhielt auch Württemberg für Mömpelgard und andere kleinere Besitzungen durch Säkularisation und Mediatisierung eine mehr als üppige Kompensation für seine Verluste. Das um mehr als das Doppelte vergrößerte und 1806 zum Königreich aufgestiegene Land wurde dadurch zugleich mit einer rund halben Million katholischer „Untertanen“ konfrontiert, die zu nicht weniger als fünf Diözesen gehörten: Konstanz, Augsburg, Würzburg, Speyer und Worms; dazu kam die exemte Fürstpropstei Ellwangen.
Ganz Sache des Staates
Freilich befand sich keiner dieser Bischofssitze auf (neu-)württembergischem Territorium, sodass man in Stuttgart von „ausländischen“ Ordinariaten abhängig blieb – ein für einen im protestantischen Summepiskopat aufgewachsenen Fürsten wie König Friedrich I. (reg. 1797–1816), der sich zugleich als oberster Bischof seiner Landeskirche verstand, unerträglicher Gedanke, zumal das absolutistische Selbstbewusstsein durch den Glanz der neuen Königskrone mächtigen Auftrieb erhalten hatte. Es galt, dieses Manko umgehend zu beseitigen. Katholische Landesbischöfe mussten her, möglichst sogar ein Erzbischof mit einem oder besser zwei Suffraganen. Als Bischofssitze waren Ellwangen, Weingarten, Rottweil und andere geeignete Orte aus der Beute des Reichsdeputationshauptschlusses im Gespräch. Diese ehrgeizigen Pläne waren spätestens unter König Wilhelm I. (reg. 1816–1864) Makulatur. Jetzt genügte ein Bistum für die Katholiken Württembergs vollauf. Eine selbständige kirchenpolitische Rolle war für den katholischen Landesbischof – so die offizielle Nomenklatur – ohnehin nicht vorgesehen. Oberster und eigentlicher Bischof, auch in catholicis, war und blieb der protestantische Landesherr. Da diesem die für Sakramentenspendung und Erteilung der Weihen unabdingbare Bischofsweihe abging, brauchte der König einen „Weiher und Salber“, der die katholischerseits einfach notwendigen sakramentalen Handlungen vorzunehmen hatte – und mehr nicht.
Welche Rolle man dem katholischen Landesbischof einzuräumen gedachte, macht unter anderem ein Entwurf für das „Organisationsmanifest“ König Friedrichs I. vom 18. März 1806, mit dem die Verwaltung des neuen Königreichs Württemberg restrukturiert werden sollte, deutlich. Für das „Geistliche Departement“, also das Kultusministerium, waren drei Abteilungen vorgesehen: das Evangelische Konsistorium, die katholische „Cultus-Behörde“ (sprich: Ordinariat) und das Oberschulamt. Dem katholischen Bischof Württembergs wurde somit die Funktion eines Sektionschefs beziehungsweise Abteilungsleiters im (staatlichen) Kultusministerium zugeschrieben. Zwar wurde dieser Passus mit Rücksicht auf die anstehenden Verhandlungen mit der Römischen Kurie über die württembergische Bistumsorganisation wieder gestrichen. Die Kirche war jedoch in dieser Konzeption kein Partner des Staates, sondern, im Sinne von Summepiskopat und Absolutismus, (untergeordneter) Teil desselben. Dementsprechend waren die Versuche zur Gründung einer eigenen katholischen Diözese für Württemberg ganz Sache des Staates. Die entscheidenden Initiativen dazu gingen von ihm und nicht von der Kirche aus. Das Staatskirchentum sollte nicht umsonst zu einer der großen Konstanten der Geschichte des Bistums Rottenburg im 19. Jahrhundert werden.
Einig waren sich Römische Kurie und württembergische Regierung in der Ablehnung eines deutschen Bundeskonkordates, das eine neue „Reichskirche“ mit einem starken Primas an der Spitze geschaffen hätte. Papst und König fürchteten gleichermaßen um ihren Einfluss auf die württembergische Kirche. Damit waren die Gemeinsamkeiten zwischen Württemberg und Kurie aber auch schon am Ende. Seit 1807 versuchten beide immer wieder vergeblich, zu einer einvernehmlichen Lösung zu kommen. Nach dem Scheitern dieser Bemühungen ging König Friedrich eigenmächtig vor; er errichtete 1812 in Ellwangen ein Generalvikariat, dem nach und nach alle Teile der genannten fünf Bistümer, die an Württemberg gefallen waren, eingegliedert wurden. Nachdem eine einheitliche Lösung der deutschen Kirchenfrage auf dem Wiener Kongress gescheitert war, lief alles auf landeskirchlich geprägte Modelle hinaus. Bayern und Preußen kamen zu eigenständigen Übereinkommen mit der Kurie in Form von Konkordat beziehungsweise Zirkumskriptionsbulle. Die übriggebliebenen Mittelstaaten schlossen sich unter Führung Württembergs und Badens in den Frankfurter Konferenzen zusammen, aus denen nach langem Hin und Her 1821 schließlich die Oberrheinische Kirchenprovinz mit dem Erzbistum Freiburg (für Baden und Hohenzollern) und den Suffraganbistümern Rottenburg (für Württemberg), Mainz (für Hessen-Darmstadt), Limburg (für Nassau und die Freie Stadt Frankfurt) sowie Fulda (für Kurhessen) hervorging. Die Staaten hatten zwar die staatskirchlichen Grundsätze der Frankfurter Kirchenpragmatik offiziell in Rom nicht durchsetzen können, in der Praxis fanden diese jedoch eine weitgehende Anwendung, wie nicht zuletzt die gleichlautenden Landesherrlichen Verordnungen vom 30. Januar 1830 „die Ausübung des oberhoheitlichen Schutz- und Aufsichts-Rechts über die katholische Landeskirche betreffend“ zeigen, welche die Bestimmungen der Kirchenpragmatik fast wörtlich übernahmen.
Neben der Wallfahrstkirche Schönenberg hoch über Ellwangen wurde das erste Priesterseminar in der späteren Diözese Rottenburg-Stuttgart errichtet. Heute befindet sich darin ein Tagungshaus.
Die entscheidende Rolle des Katholischen Kirchenrates
In Württemberg, wo das Generalvikariat bereits 1817 von Ellwangen in das näher bei Stuttgart liegende und daher von dort aus leichter zu kontrollierende Rottenburg verlegt worden war, lief in dem neuen Bistum ohne den Staat so gut wie nichts. Der Bischof, der zwar rechtlich vom Domkapitel gewählt wurde, faktisch aber gegen den Willen der Regierung nicht installiert werden konnte, da diese von der ihr vor der Wahl vorzulegenden Liste alle ihr als minder genehm erscheinenden Kandidaten streichen konnte, war in seinem Entfaltungsspielraum stark eingeschränkt. Dies bekam insbesondere der 1828 in sein Amt eingeführte erste Bischof der Diözese Rottenburg, Johann Baptist von Keller (1774–1845), ein gemäßigter Spätaufklärer mit eher irenischem Charakter, zu spüren: Als staatliche Kontrollinstanz über Bischof und Ordinariat rief der König den Katholischen Kirchenrat – eine dem Kultministerium in Stuttgart unterstellte Behörde – ins Leben. Dieser musste vom Bischof in jeder Frage bis hin zum Format des offiziellen Briefpapiers konsultiert werden. Ohne seine Zustimmung bekam keine Verordnung des Bischöflichen Ordinariats Rechtskraft. Auch in Rottenburg selbst wurde der Bischof an die Leine gelegt. So waren all seine Entscheidungen von der Zustimmung des Domkapitels abhängig, in dem ausschließlich Männer der Regierung saßen. Die Geschäftsführung des Domkapitels war kollegialisch. Es bildete gleichzeitig das Generalvikariat beziehungsweise Ordinariat – also die Exekutive des Bischofs. Darüber hinaus war diesem die Ernennung eines Generalvikars als seiner „rechten Hand“ verboten, sodass er auf Gedeih und Verderb dem Domdekan Ignaz von Jaumann – einem äußerst selbstbewussten und begabten Staatskatholiken – ausgeliefert war. Die Veröffentlichungen des Bischofs unterlagen allesamt einem staatlichen Plazet, auch wenn es sich um rein innerkirchliche Anordnungen (wie etwa die Anzahl von Kerzen bei Hochfesten) oder Hirtenbriefe zur Fastenzeit handelte. Auch die Korrespondenz des Bischofs mit anderen Mitgliedern des Episkopats und der Römischen Kurie unterlag einer strengen staatlichen Überwachung. So musste jeder Brief Kellers an den Papst und jeder Brief des Papstes an Keller über Stuttgart laufen. Was dort nicht gefiel, wurde einfach nicht weiterbefördert. Die persönliche Begegnung mit „ausländischen“ Geistlichen war ohne ausdrückliche staatliche Genehmigung nicht erlaubt. Da der König das Patronatsrecht über die allermeisten Pfarreien innehatte, war der Bischof auch bei der Besetzung der Stellen vom Staat abhängig.
Die eher bescheidene Pfarrkirche St. Martin von Rottenburg wurde die Kathedrale des neuen Bistums und gab diesem zugleich seinen Patron Martin von Tours.
Seit 1817 werden im Wilhelmsstift in Tübingen die zukünftigen katholischen Priester der Diözese Rottenburg-Stuttgart ausgebildet.
In Tübingen Toleranz lernen
Auch die Ausbildung der Theologen lag völlig im Einflussbereich des Staates. Das Land verlegte 1817 die 1812 in Ellwangen gegründete Katholisch-Theologische Fakultät in das protestantische Tübingen und vereinigte sie dort mit der Landesuniversität, sodass an einer der ersten Hochschulen überhaupt zwei Theologische Fakultäten bestanden. Dabei ging es nicht nur um eine Verbesserung der Ausbildung, die an der Alma Mater Tubingensis durch den größeren Fächerkanon zweifelsohne gewährleistet war. Vielmehr wurden in erster Linie kirchenpolitische Ziele verfolgt: Die angehenden Pfarrer sollten das katholische Ellwangen (angeblich „ein Ort der Finsternis und Beschränktheit“) verlassen und im protestantischen Tübingen religiöse Toleranz lernen. Bei der Berufung der Professoren hatte der Bischof keinerlei Mitspracherecht; die „Zöglinge des katholischen geistlichen Standes“ lebten nicht in einem bischöflichen Priesterseminar, sondern in einem Hochschulkonvikt, dem Tübinger Wilhelmsstift, wobei der Staat Direktor und Repetenten ernannte sowie die Haus- und Disziplinarordnung festlegte. Die Prüfungen nahm ein Mitglied des staatlichen Kirchenrats und nicht ein Vertreter des Bischofs ab.
Die Ultramontanen und die „Freiheit der Kirche“
Trotz dieses Staatskirchenregimentes kam es in Württemberg – im Gegensatz etwa zum „Kölner Ereignis“ von 1837 in Preußen – zunächst nicht zu einem Kirchenkampf. Man war dankbar, dass die Regierung für den Wiederaufbau des kirchlichen Lebens nach dem Chaos der Revolutionszeit sorgte und nahm zunächst den kirchenpolitischen Maulkorb in Kauf. Überdies war die erste Generation des Klerus vom Bischof über die Domherren und die Theologieprofessoren bis hin zu den Pfarrern, Vikaren und Studenten durch staatskirchlich-aufgeklärte Auffassungen geprägt. Dass sich die Regierung um alle Belange des öffentlichen Lebens kümmerte, also auch um die Religion, war im späten 18. Jahrhundert auch im deutschsprachigen Raum nicht ungewöhnlich („Josephinismus“). Dies änderte sich allerdings ab den 1830er-Jahren, nachdem die streng kirchliche, wegen ihrer Orientierung nach Rom „ultramontan“ genannte Bewegung auch im Bistum Rottenburg erstarkte. Die „Ultramontanen“ forderten die „Freiheit der Kirche“ im Sinne der societas-perfecta-Lehre: Diese besagte, dass die Kirche Eigenrechtsmacht hat, also autonom ist in ihrer Selbstverwaltung, die wesentlich durch das hierarchische Amt erfolgt. Allerdings wurde hier keine Trennung von Staat und Kirche angestrebt. Im Sinne des Ideals des christlichen Staates sollte die autonome Kirche weiterhin staatlich gefördert, wenn nicht sogar privilegiert werden.
Die ultramontane Strömung erreichte auch in Württemberg eine beachtliche Mobilisierung der Katholiken im Kontext der Revolution von 1848, selbst wenn im Gegensatz zu Baden die Bildung einer katholischen Volkspartei (Zentrum) unterblieb. Dabei erwiesen sich die gemäßigten Ultramontanen wie die Tübinger Theologieprofessoren Carl Joseph Hefele oder Johannes Kuhn zugleich als „königstreu“, was später belohnt wurde. Nach der Revolution konnte Bischof Josef Lipp (1847–1869 im Amt) im Verein mit den anderen oberrheinischen Bischöfen eine gewisse Abmilderung der staatlichen Kontrolle erreichen. Er schloss 1854 sogar ein Art bischöfliches „Konkordat“ mit der württembergischen Regierung, das aber von Rom verworfen wurde. Die anschließend verhandelte Vereinbarung der Kurie mit König Wilhelm I. von 1857 wurde 1861 von der liberalen Mehrheit in der Zweiten Württembergischen Kammer verworfen und durch das Gesetz, betreffend die Regelung der Verhältnisse der Staatsgewalt zur katholischen Kirche von 1862 ersetzt. Dieses eröffnete zwar größere Spielräume für die innere Verwaltung der Kirche, sah aber weiterhin weitgehende staatliche Kontrolle und de facto vor allem ein Verbot der Männerorden und der beschaulichen Frauenorden in Württemberg vor.
Nationale Integration?
Dem neuen Deutschen Reich von 1871 standen die württembergischen Katholiken zunächst zurückhaltend gegenüber. Die württembergischen Sympathien, und zumal die der Katholiken, waren vor 1870 eher großdeutsch gewesen. So jubelte eine Gruppe von 250 Honoratioren im Juli 1863 bei einer „Vergnügungsfahrt“ nach Wien diesem Toast eines Wiener Fabrikanten zu: „Es solle nicht gelingen, Österreich aus Deutschland hinauszubismarcken, so lange die Donau aus Schwaben herab durch Österreich fließt.“1 Die Niederlage Österreichs und auch Württembergs gegen Preußen im Krieg von 1866 und die Teilnahme der württembergischen Truppen am Krieg gegen Frankreich unter preußischer Führung 1870 veränderten freilich die Rahmenbedingungen entscheidend. Gerade die Erfahrung des Deutsch-Französischen Krieges trug zur Integration der Katholiken bei, auch wenn ihre religiöse Interpretation des Krieges von der protestantischen abwich: Für die Protestanten wurde Frankreich gerade als katholischer und zugleich tendenziell gottloser Staat im Krieg bestraft, während die deutschen Katholiken den Ausgang des Krieges als Resultat der religiösen Dekadenz des französischen Katholizismus interpretierten. Tatsächlich waren zumindest zu Beginn des Krieges zudem noch Äußerungen von Geistlichen der Diözese Rottenburg zu hören gewesen, die den Waffengang aufgrund ihrer antipreußischen und antiprotestantischen Haltung ganz ablehnten. Bischof Carl Joseph von Hefele (1869–1893 im Amt) enthielt sich auch nach dem Ende des Krieges jedes nationalen Triumphalismus. In seinem Fastenhirtenbrief von 1871 fasste er vor allem das Leid des Krieges ins Auge: „Unsere gerechte Sache hat gesiegt und unser theures Vaterland ist vor jedem verheerenden Einfall der Feinde bewahrt geblieben, aber doch hat dieser Krieg auch uns zahllose schmerzliche Wunden geschlagen. Wer kann sie zählen die Tausende und Tausende, welche Leben oder Gesundheit opfern mußten; wer kann sie zählen alle die Sorgen und Ängste, die wir hatten, alle die bangen Seufzer, die wir zum Himmel emporschickten? Wer kann sie zählen die Schmerzenslaute und Jammertöne der Verwundeten, Verstümmelten und Sterbenden, wer kann sie zählen die Thränen, alle die bitteren Thränen der Mütter und Väter, der Geschwister und Angehörigen, der Frauen und Kinder? Gott hat sie gezählt […].“2
Im Gegensatz zu den Männerorden waren karitative weibliche Kongregationen im Königreich Württemberg zugelassen. Die Franziskanerinnen von Sießen gründeten 1887 die Marienanstalt zur Unterbringung weiblicher Dienstboten in Stuttgart, die später unter der Schirmherrschaft von Herzogin Maria Immaculata von Württemberg stand.
Kein „Kulturkampf“ in Württemberg?
Es entspricht einem alten historiographischen Topos, dass das Bistum Rottenburg als „Oase des Friedens“ von einem harten „Kulturkampf“ wie in Preußen oder Baden verschont geblieben sei. Dafür gibt es zunächst einen ganz einfachen Grund: Die „Kulturkampfmaßnahmen“ stellten in vielerlei Hinsicht eine Rückkehr zum Staatskirchenregiment der Zeit vor 1848 dar. Durch die preußische Verfassung von 1850 hatte die katholische Kirche dort einen großen Freiraum gewonnen – „Freiheit wie in Preußen“ war geradezu zum ultramontanen Schlachtruf geworden. Die erneute staatskirchliche Kontrolle der Priesterausbildung, die Anzeigepflicht bei Stellenbesetzungen oder die Wiedereinführung des recursus ab abusu (also eine Einschränkung der kirchlichen Disziplinargewalt) wurden deshalb als umso schmerzlicher empfunden und stießen auf erbitterten kirchlichen Widerstand. In Württemberg hingegen war das Staatskirchenregiment nie in vergleichbarem Umfang abgebaut worden. Wenn 1872 in einer der ersten „Kulturkampfmaßnahmen“ die Niederlassung der Jesuiten im Deutschen Reich verboten wurde, konnte man das in Württemberg gelassen hinnehmen, denn die Regierung hatte schon bisher stets die Niederlassung jeglicher Art von Männerorden im Bistum verweigert und verweigerte sie nun auch weiterhin bis 1918. Eine „Kirchenfreiheit“, die nie gewährt worden war, konnte auch nicht wieder kassiert werden.
Neben der speziellen rechtlichen Ausgangssituation spielte auch die personelle Konstellation in Württemberg eine große Rolle. In seinem Antrittshirtenbrief vom 29. Dezember 1869 hatte Bischof Hefele schon deutlich auf die katholikenfreundliche Haltung von König Karl I. (reg. 1864–1891) hingewiesen: „Wir haben, Gott sei dafür Preis und Dank, seit einer Reihe von Jahren die Früchte des Friedens zwischen Staat und Kirche genossen, und ich fühle mich ebenso im Gewissen verpflichtet, wie durch innere Neigung dazu getrieben, diesen Frieden zu wahren und zu festigen, und ich bin überzeugt, daß bei den hochherzigen Gesinnungen und dem landesväterlichen Wohlwollen S[eine]r Majestät unseres gnädigsten Königs, und bei den erleuchteten Principien seiner hohen Regierung die Bewahrung jenes Friedens nicht allzuschwer sein werde.“ Als alter Ultramontaner fügte Hefele zwar gleich hinzu: „Allerdings dürfen wir nicht Friede rufen, wo nicht Friede ist (Jer 6,14)“, doch änderte dies nichts an der Maxime: „Mit der Liebe zur Kirche wollen wir die Liebe zum Vaterland [d.€h. Württemberg] verbinden; das Wohl des theuren Vaterlandes zu fördern ist unser Aller heilige Pflicht.“3 Diese Grundhaltung bewährte sich nun im „Kulturkampf“. Bischof, König, Regierung und der Katholische Kirchenrat als staatliche Zwischenbehörde bemühten sich um die Wahrung des konfessionellen Friedens im Lande. Hefeles Gegnerschaft zum Unfehlbarkeitsdogma erleichterte dabei zunächst die Dinge, indem sie dazu beitrug, ein Aufkommen des Altkatholizismus in Württemberg zu verhindern, der vor allem in Baden durch seine konkurrierenden Ansprüche zur Polarisation führte. Als Hefeles Opposition zum Ersten Vatikanum aber die Gefahr einer radikal-ultramontanen Revolte gegen ihn heraufbeschwor, verstand er sich – wohl nicht zuletzt auf Drängen der Regierung – dazu, die Beschlüsse des Konzils als letzter deutscher Bischof zu publizieren. Zugleich verhinderte er, dass sich zu seinen Lebzeiten die Zentrumspartei als Vorkämpferin des politischen Katholizismus in Württemberg auf Landesebene organisieren konnte.
Wenn auch der „Kulturkampf“ in Württemberg als direkte Konfrontation zwischen Staat und Kirche ausfiel, so gab es doch vielfältige kulturkämpferische Auseinandersetzungen und Spannungen auf politischem und gesellschaftlichem Gebiet. Züge eines nachgeholten „Kulturkampfes“ hatte insbesondere die Auseinandersetzung um die Einführung der Männerorden, die – neben der Frage der kirchlichen Schulaufsicht – schließlich 1895 zur Gründung der württembergischen Zentrumspartei führte.
Kirchliche gegen nationale Loyalitäten
Reichsweite Bekanntheit erlangte ein kleiner „Kulturkampf“ in Ravensburg, der sich anlässlich der Enthüllung eines vor allem vom dortigen protestantischen Besitzbürgertum finanzierten Denkmals für den „Kulturkampf“-Kaiser Wilhelm I. im Jahr 1890 entfaltete. Stadtpfarrer Thaddäus Schobel (1835–1906) verbot den katholischen Lehrern und ihren Schülern die Teilnahme an der Enthüllung, was einen Eklat auslöste, über den sich sogar Kaiser Wilhelm II. erregte. Schobel kritisierte durch seine Aktion auch implizit Bischof Hefele, der 1888 beim Tod von Kaiser Wilhelm I. im Sinne „der Anhänglichkeit unserer Diöcesanen an’s teure Vaterland und das schwer geprüfte Kaiserhaus“ ein Trauergeläut und die Feier eines Votivamtes „als Dankopfer für die großen und zahlreichen Gnaden und Wohlthaten, welche Gott durch den verewigten Kaiser unserem Volk und Vaterland erwiesen hat“, angeordnet hatte.4 Vermutlich war Schobel schon 1874 als Kaplan an einem ultramontanen Boykott der Sedanfeier in Ravensburg beteiligt gewesen, der von der Stuttgarter Regierung mit Sorge registriert worden war. Doch auch das Ravensburger Beispiel zeigt, wie die fortschreitende Nationalisierung der Katholiken die konfessionelle Spaltung überlagerte: Mit Privatbankier Wilhelm Ehrle (1849–1936), dem Bruder des späteren Kardinals Franz Ehrle SJ (1845–1934) und Vater von Gertrud Ehrle (1897–1985), der späteren Laienauditorin beim Zweiten Vatikanum, saß der Ravensburger „Vorzeigekatholik“ par excellence an prominenter Stelle im Komitee des Denkmalaufrufes. Offenbar überwogen bei Ehrle bereits – anders als noch bei Schobel – die nationalen Loyalitäten die katholischen Vorbehalte.
Stärker und früher hatte sich die nationale Ökumene schon in der nahen, ebenfalls ehemals paritätischen Reichsstadt Biberach ausgewirkt. Dort feierten Katholiken und Protestanten schon seit den 1870er-Jahren den Sedantag mit einem gemeinsamen Gottesdienst in der Simultankirche. Und auch im katholischen Dorf Steinbach (Oberamt Esslingen) konnte sich der 1886 gegründete Kriegerverein am Sedantag in schöner Einheit mit der Kirche als gut katholisch und gut deutsch zugleich präsentieren. Die nationale Integration der württembergischen Katholiken zeigte sich nicht zuletzt im Ersten Weltkrieg. Mit Bischof Paul Wilhelm von Keppler (1899–1926 im Amt) hatte das Bistum einen führenden Vertreter einer katholischen Kriegstheologie an seiner Spitze, der den Sinn von Leiden und Selbsthingabe im Krieg propagierte.
Neue Chancen nach dem Ende der Monarchie
So sehr die Katholiken dem Haus Württemberg, dessen katholische Linie kurz vor der Erbfolge stand, verbunden waren, so entschlossen nutzte Bischof Keppler die Chance des Endes der Monarchie. Das alte Staatskirchenregiment fiel im Freien Volksstaat Württemberg fast völlig weg, die Weimarer Reichsverfassung von 1919 gewährleistete die innere Autonomie der Kirchen und auch das 1924 verabschiedete württembergische Gesetz über die Kirchen öffnete neue Freiräume, während die Verhandlungen über ein neues württembergisches Konkordat schließlich scheiterten. Keppler nutzte diese Möglichkeit zur Mobilisierung des Bistums. Dabei ging er nicht so weit, die württembergische Tradition durch Verlegung des Bischofssitzes nach Weingarten abzuschneiden, wie es 1919 öffentlichkeitswirksam von dem einflussreichen Presseprälaten Konrad Kümmel gefordert wurde, sondern siedelte lediglich zielsicher die vorher verbotenen Männer- und beschaulichen Frauenorden in der Diözese an. Die schwäbischen Katholiken konnten in den 1920er-Jahren dann in Weingarten, Neresheim und Kellenried dem Choral der Benediktiner(-innen) lauschen und in Mergentheim und Deggingen leibhaftige Kapuziner und in Stuttgart und Ravensburg sogar Jesuiten antreffen.
Gerade nach 1919 wurden zahlreiche Gaukatholikentage abgehalten, der größte 1920 in Stuttgart. Dies kulminierte im deutschen Katholikentag 1925 in Stuttgart, dem ersten in der Diözese, der in Anwesenheit von Nuntius Eugenio Pacelli als Doppelfeier von gelungener katholischer Mobilisierung im Schwabenland und als Jubelfeier Kepplers (25-jähriges Bischofsjubiläum und fünfzigjähriges Priesterjubiläum) begangen wurde. In politischer Hinsicht erwies sich die nunmehr in der Regierung vertretene württembergische Zentrumspartei als wichtige Hilfe bei der Durchsetzung kulturpolitischer Ziele der Katholiken, vor allem bei dem erbitterten Kampf um die Erhaltung der konfessionell-katholischen Volksschulen. Mit Eugen Bolz kam 1928 erstmals ein Katholik in das Amt des württembergischen Staatspräsidenten, das er bis zu seiner durch die Nationalsozialisten erzwungenen Absetzung im Jahr 1933 innehatte.
Erstmals fand 1925 ein Katholikentag in Stuttgart statt. Das Motto lautete „Die katholische Liebe und die Schäden der Zeit“. Auf der zeitgenössischen Postkarte sind die Chargen der katholischen Studentenverbindungen zu sehen.
Von der nationalsozialistischen Herrschaft zum Wiederaufbau
Mit dem Reichskonkordat von 1933 wurde zwar scheinbar die Autonomie der katholischen Kirche im Sinne der societas perfecta weiter gestärkt, doch begann auch in Württemberg sogleich ein Prozess der Verdrängung der Kirchen aus dem öffentlichen Leben. Die katholischen Bekenntnisschulen kamen zuerst unter Druck, dann die katholischen Verbände und Jugendorganisationen. Bischof Joannes Baptista Sproll (1927–1949 im Amt) ging deshalb immer stärker von schriftlichen Eingaben an die Regierung zum öffentlichen Protest über. Seine spektakuläre Wahlenthaltung bei der Abstimmung über den „Anschluss“ Österreichs 1938 führte zu seiner Verbannung aus der Diözese bis Kriegsende. Mehr als ein Viertel der Diözesanpriester war von nationalsozialistischen Zwangsmaßnahmen betroffen. Der äußere Druck führte aber auch teilweise zu einer inneren Festigung: Neuere Forschungen haben gezeigt, dass sich der Prozess der katholischen Milieubildung zumindest regional (konkret in Rottweil) erst in der Zeit der Gewaltherrschaft vollendete.
Im Jahr 1935 versammeln sich beim Bischofstag in Ravensburg rund 25 000 Teilnehmer zu einer großen Demonstration der katholischen Jugend Oberschwabens um Bischof Sproll (Bildmitte).
Nach dem Krieg konnte Bischof Sproll, wenn auch von Krankheit geschwächt, triumphal in seine Diözese zurückkehren: Die katholische Kirche durfte sich in Württemberg in besonderer Weise als „Siegerin in Trümmern“ fühlen. Nach dem Krieg veränderten sich auch die konfessionellen Zahlenverhältnisse: Mehr als eine halbe Million katholische Heimatvertriebene kamen vor allem in den vormals protestantisch dominierten altwürttembergischen Teil der Diözese, der unter amerikanischer Besatzung stand, während die französischen Behörden die Zuwanderung nach Südwürttemberg lange behinderten.
In Baden-Württemberg angekommen
Die eigentliche Aufgabe des Wiederaufbaus fiel vor allem Sprolls Nachfolger Carl Joseph Leiprecht zu, in dessen Amtszeit (1949–1974) rund 450 neue Kirchen vor allem in der nordwürttembergischen „Diaspora“ gebaut wurden. Daneben gründete Leiprecht ein diözesanes Siedlungswerk, das 22 000 Wohneinheiten für sozial schwächere Gruppen errichtete. Die politischen Rahmenbedingungen für den Aufbau des Bistums, das schließlich auf über zwei Millionen Katholiken anwuchs, waren ideal: Das kooperative Verhältnis von Staat und Kirche in der Bundesrepublik, das im Wesentlichen auf der Weimarer Gesetzgebung aufbaute, fand gerade in Baden-Württemberg eine besonders vertrauensvolle Ausgestaltung. Dabei war unter anderem die stärkere Vertretung aktiver Katholiken in der Verwaltung und in den Parteien, zunächst vor allem in der überkonfessionell christlich angelegten CDU (mit den katholischen Ministerpräsidenten Gebhard Müller, Kurt Georg Kiesinger, Hans Filbinger und Erwin Teufel), hilfreich. Die baden-württembergische Verfassung von 1953 beschwört nicht umsonst das „christliche Sittengesetz“ (Art. 1,1) und mahnt, die „Jugend […] in Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe […] zu erziehen“ (Art. 12,1).
Mit der Gründung der Katholischen Akademie in Stuttgart-Hohenheim (1950) optierte Bischof Leiprecht schon vor dem Zweiten Vatikanum für den „Dialog von Kirche und Welt“. Ökumenische Impulse setzte der Bischof verstärkt erst nach dem Konzil, etwa durch die Mitgründung der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Baden-Württemberg (1973). Leiprecht focht aber auch einen letzten „Kulturkampf“ aus, als er im Schulstreit von 1966/67 entschieden für den Erhalt der katholischen Bekenntnisschulen eintrat – allerdings vergeblich. Als Reaktion gründete er das Katholische Schulwerk in der Diözese, das mittlerweile an acht Standorten katholische Privatschulen unterhält.
Bischof Moser, aufgenommen 1988 in der Konkathedrale St. Eberhard in Stuttgart.
Unter Bischof Georg Moser (1974–1988 im Amt) vollzog sich ein letzter Schritt des „Ankommens“ der Katholiken in (Baden-)Württemberg. Im Rahmen des 150-jährigen Diözesanjubiläums von 1978 erwirkte Moser von Rom die Änderung des Bistumsnamens in „Rottenburg-Stuttgart“ und die Erhebung von St. Eberhard in Stuttgart zur Konkathedrale. Moser stellte diesen Vorgang explizit in eine historische Perspektive und interpretierte ihn als letzten symbolischen Vollzug der Befreiung der Diözese von staatskirchlicher Bevormundung, welche den „katholischen Landesbischof“ einst von Stuttgart ferngehalten hatte.
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Johannes Ehmann
Die Evangelische Landeskirche in Baden
Sucht man nach den Ursprüngen evangelischen Kirchenwesens, gerade auch eines Landeskirchenwesens in Baden, so stößt man auf die bereits durch die Kirchenordnung von 1556 unter Markgraf Karl II. errichtete lutherische Kirche der Markgrafschaft Baden (Baden-Pforzheim beziehungsweise Baden-Durlach). Die Präzisierung des Themas durch den Zeitraum seit Beginn des 19. Jahrhunderts setzt somit erst die seit 1803 im Entstehen begriffene Kirchbildung voraus, die einerseits als Landesbezug das (erst) 1806 begründete Großherzogtum Baden,1 andererseits insbesondere durch den Gewinn der rechtsrheinischen Kurpfalz (1803) einen erheblichen Anteil an reformierter Bevölkerung kennt. Das heißt nichts anderes, als dass im Zuge der sich seit 1803 vollziehenden rechtlichen Konsolidierung des neuen Baden sich parallel auch die organisatorische (1803), administrativ-konstitutionelle (1807) und theologische (1821) Konsolidierung der Evangelischen Kirche als Unionskirche vollzog.
Die Entstehung einer Staatskirche
Erfolgte die Organisation der Kirche 1803 noch im Blick auf drei Konfessionen (lutherisch, reformiert, katholisch), so deutete die Gründung des Evangelischen Oberkirchenrats in Karlsruhe 1807 deutlich auf das Staatsinteresse hin, zumindest die beiden evangelischen Kirchen gemeinsam zu verwalten. Das Reformationsjubiläum 1817 wurde wie in anderen Territorien (z.€B. Nassau, Preußen, bayerische Pfalz) auch in Baden zum Beginn einer bürgerlichen Unionsbewegung, die ihr Ziel in der die Union beschließende Generalsynode von 1821 fand. Hier wurde nicht nur ein theologisch anspruchsvoller Konsens (Unionsurkunde2) der bisher getrennten evangelischen Konfessionen formuliert, sondern auch versucht, sich in spätaufklärerisch-frühliberalem Geiste einer konstitutionellen Kirchenverfassung anzunähern, was einstweilen nicht gelang.
Hervorzuheben ist, dass die badische Kirche sowohl organisatorisch als auch liturgisch und dogmatisch auf einer Union basierte. Differenziert legt das die Unionsurkunde von 1821 in § 1 dar: „Beide bisher getrennten evangelisch-protestantischen Kirchen im Großherzogtum Baden bilden hinfort eine vereinigte evangelisch-protestantische Kirche, die alle evangelischen Kirchengemeinden in dem Maße in sich schließt, daß in derselben jetzt und in Zukunft keine Spaltung in unierte und nicht unierte Kirchen stattfinden kann und darf, sondern die evangelische Kirche des Landes nur ein wohl und innig vereintes Ganzes darstellt.“ In den strittigen dogmatischen Punkten herrscht das „sowohl als auch“ vor, da sie den Katechismus Luthers wie auch den (reformierten) Heidelberger Katechismus gleichermaßen als „Bekenntnisschriften“ anerkennen (§ 2). Besonders deutlich wird der Kompromiss in der Abendmahlslehre, wo es einerseits heißt: „Mit Brot und Wein empfangen wir den Leib und das Blut Christi“, zum andern im selben § 5 („Lehre“): „Brot und Wein, welche auch in dem Genusse desselben Brot und Wein bleiben.“ Möglich war ein solcher Kompromiss im Umfeld eines aufgeklärten Zeitgeistes, dem jeder Konfessionalismus abhold war, als auch aufgrund des politischen Drucks seitens des Großherzogs, der wenigstens in seinem kirchlichen (evangelischen) Bereich Ruhe haben wollte.
Die badische Landeskirche war und blieb Staatskirche unter dem Summepiskopat des Großherzogs.3 Die Synode diente somit als vorschlagendes Gremium gegenüber der Kirchenbehörde, die ihrerseits als Kirchensektion dem Ministerium des Innern zugeordnet war.
Damit war der badischen Evangelischen Kirche eine Dynamik in die Wiege gelegt, die bis 1919 erfassbar ist: Aufgrund der engen Beziehungen von Kirche und Staatsgesellschaft zeigt sich eine hohe Sensibilität in einer politisierten Pfarrerschaft hinsichtlich des politischen Zeitgeistes zwischen Libe-
Ein wichtiger Vertreter der Erweckungsbewegung: Aloys Henhöfer (1789–1862).
ralismus und Konservativismus. So verbanden sich insbesondere seit 1830 einerseits eine liberale, bekenntniskritische Gruppe, auf der anderen Seite eine durch die Erweckung geprägte konservative Gruppe unter Aloys Henhöfer (1789–1862), die sich in enger theologischer Berufung auf die Confessio Augustana (1530) zugleich kirchenpolitisch im Konfliktfall4 auf die bischöfliche Funktion des Großherzogs bezog. Überhaupt ist es das Augustana-Jubiläum von 1830, das dann angesichts der badischen Revolution dem erweckten Verein für Innere Mission Augsburgischen Bekenntnisses (1849) gegenüber dem (liberaleren) Landesverein kirchenpolitisches Profil (teilweise bis heute) verlieh.5
Revolution und Reaktion: Vermittlungstheologie und Kirchenregiment
Während die politische Unzufriedenheit 1848 in die Revolution mündete, mit der etliche Pfarrer sympathisierten und was vereinzelt bedrückende Folgen zeitigte,6 kulminierten Vormärz, Revolution und Reaktion in der die badische Kirchengeschichte prägenden Polarisierung von Liberalismus und Konservativismus. Die Verhältnisse waren freilich komplex: Auf der einen Seite standen sich von der Aufklärungstheologie beeinflusste, aber nun auch stärker von Friedrich Schleiermacher (1768–1834) und später von Richard Rothe (1799–1867) beeinflusste Theologen wie Karl Zittel7 (1802–
Im 19. Jahrhundert der Führer des kirchlichen Liberalismus in Baden: der Theologe, Publizist und Politiker Karl Zittel (1802–1871).
1871; auch Abgeordneter der Zweiten Kammer der badischen Stände, der dort 1846 im Zusammenhang des Deutsch-Katholizismus die vielbeachtete und vielgeschmähte Motion auf Gestattung einer Religionsfreiheit einbrachte) oder auch der sich vom Konservativen zum Freigeist entwickelnde Daniel Schenkel (1813–1884), dessen eigenwilliges Charakterbild Jesu (1864) zu entrüsteten Petitionen der Konservativen an Kirchenleitung und Großherzog (!) führte.8 Auf der anderen Seite standen die vor allem im Altbadischen starken erweckten Kräfte. Die Jahre des Kirchenregiments des bedeutenden Theologen, Prälaten und Vorsitzenden des Oberkirchenrats Carl Ullmann (1796–1865) bildeten eine Art Achsenzeit (1853–1860) zwischen Revolution und „Neuer Ära“.
Ein schwieriger Spagat
Der Versuch Ullmanns, zwischen Bekenntnis und Kultur, Glaube und Wissenschaft und auch zwischen den theologischen Strömungen zu vermitteln, scheiterte an der Einführung einer gottesdienstlichen Agende, die kritisch zur Stellvertreterfrage der gesamtkirchlichen Entwicklung heranreifte. Hatte das Unionsverständnis der Liberalen – gipfelnd im Votum Karl Zittels: „Die Anerkennung der Notwendigkeit einer kirchlichen Repräsentation ist der Hauptgewinn der Union“9 – seine Spitze in der Forderung nach einer frei verfassten Kirche (insbesondere Synode) und standen die Erweckten (mehrheitlich, aber nicht uneingeschränkt) loyal zur Union als Gesamtbekenntnis, so suchte Ullmann (mit den Liberalen) nach einer klareren Unterscheidung von Kirche und Staat und (mit den Erweckten) nach einer reformatorisch-fundierten Interpretation des Bekenntnisstandes der Unionskirche (entsprechend der in Preußen sogenannten „Positiven“ Union). Den Höhepunkt seines Kirchenregiments bildete die Generalsynode von 1855, auf der eine authentische Interpretation des Bekenntnisstandes formuliert und die Einführung eines Katechismus beschlossen wurde, der sich fast ausschließlich an den überkommenen Katechismen des 16. Jahrhunderts orientierte. Ullmann scheiterte am Spagat der Vermittlung. Die bereits genannte Gottesdienstreform war im wahrsten Sinne des Wortes nicht mehr zu „vermitteln“; die bereits verfolgte Initiative zur Bearbeitung der Kirchenverfassung kam nicht mehr zum Zuge.
Es mag überraschen: Aus heutiger Sicht sind die kirchenleitenden Orientierungspunkte, die Ullmann in einer Denkschrift zusammenfasste, keineswegs als reaktionär einzuschätzen. Geradezu modern wirkt sein Amtsverständnis als „Dienst-Leistung“ und ebenso modern wird man seine Mühe um Kommunikation seiner Vorstellungen in den sogenannten „Durlacher Conferenzen“10 beurteilen, in der auch erweckte Pfarrer mitarbeiteten, die freilich seit 1830 auch in eigenen Netzwerken beheimatet waren.
Man wird Ullmanns Vermittlungswerk deshalb „tragisch“ im klassischen Sinn nennen müssen: Es gelangte nicht zur Vollendung und scheiterte letztlich nicht nach einer freimütigen Debatte, sondern am revolutionären Druck der politischen Verhältnisse im Baden der nun anbrechenden „Neuen Ära“. Am Ende dieser kurzen Achsenzeit standen drei Gruppen, die nun auch „sozial“ als Vorform von Kirchenparteien angesehen werden können: die Gesprächskreise der Erweckten, die von der Durlacher zur Evangelischen Konferenz sich entwickelnde (konservative) Mitte und die (neue) Durlacher Konferenz der Liberalen, deren Initial zunächst der Skandal bildete, der überhaupt den Rücktritt der Regierung und den Aufbruch zur „Neuen Ära“ beflügelte, nämlich die eigenmächtig, ohne Beteiligung der Stände von der Regierung erarbeitete „Konvention“ von 1859, welche die Liberalen in der Gesellschaft wie in der Evangelischen Kirche einhellig als illegitimes Zurückweichen vor den Ansprüchen Roms, manifest in Person und Handeln des Freiburger Erzbischofs Hermann von Vicari (1773–1868) betrachteten. Als Großherzog Friedrich seiner Regierung die Unterstützung entzog, war in Baden die Reaktionszeit im Staat (und der Evangelischen Kirche) beendet.11
Die „Neue Ära“: der badische Liberalismus und die Evangelische Kirche
Ullmanns Kirchenregiment scheiterte an dem historischen Punkt, als der politische Liberalismus zur Regierung gelangt (Ministerium Lamey/Roggenbach) und direkt (zunächst ganz im Sinne des kirchlichen Liberalismus) auf die staatskirchlichen Verhältnisse einwirkte. Der Abbau (nicht die völlige Aufhebung) des Staatskirchentums durch das Gesetz vom 9. Oktober 1860 und die neue Kirchenverfassung vom 5. September 1861 entsprachen ganz der Intention der sogenannten „Osterproklamation“ Großherzog Friedrichs I. vom 7. April 1860. Diese nämlich beschrieb das Ziel, dass „im Wege der Gesetzgebung die Stellung der kath[olischen] und evang[elischen] Kirche im freiheitlichen Geist neu gestaltet und dieser Grundsatz auch in anderen Gebieten der Staatsverwaltung zur Geltung gebracht werden soll“.12 Aufgrund der exponierten Rolle des Großherzogs als Bischof seiner Evangelischen Kirche führte dies zu einer neuen Kirchenverfassung mit weitgehender Verselbständigung der Kirchenbehörde und Freiheit ihres pastoralen Handelns (z.€B. Pfarrstellenbesetzung). Das Jahr 1861 mit der faktischen Beendigung des Staatskirchentums leitete somit einen neuen Prozess der Konstitutionalisierung und Parlamentarisierung der Evangelischen Kirche ein, die dieser 1918/19 einen nahezu reibungslosen Übergang in die staatskirchenrechtlichen Verhältnisse der Weimarer Republik beziehungsweise der Länderverfassungen ermöglicht. Zum liberalen Erbe des 19. Jahrhunderts gehört nicht nur die Geschichte der Entflechtung von Staat und Kirche, sondern auch die Implementierung eines liberalen Verfassungsbegriffs, dessen Überbau vielleicht theologisch zu wenig fundiert war, um in den 1930er-Jahren für demokratische Stabilität zu sorgen.
Nur angedeutet werden kann hier, dass die Entflechtung von Kirche und (staatlicher) Schule als einer res mixta noch Jahrzehnte für Konfliktstoff sorgte. Im Versuch, auch nach dem definitiven Ende der kirchlichen Schulaufsicht den christlichen Charakter von öffentlicher Erziehung zu behaupten, trafen sich die protestantischen Konservativen mit dem konservativen Katholizismus.
Die Postkarte aus der Zeit um 1900 zeigt die Stadtkirche Pforzheim, die am 23. Februar 1945 zerstört wurde. Teilweise aus ihren Steinen wurde die neue Stadtkirche als bedeutendster Nachkriegsbau der Badischen Landeskirche errichtet und 1968 eingeweiht.
Frömmigkeitsgeschichte: Innere Mission und Erweckung
Eine Geschichte der kirchlichen Vereine hier auch nur skizzieren zu wollen, wäre vermessen. Hinzuweisen ist freilich auf die Grundtendenz, dass die kirchlichen Vereinsbildungen immer – und das macht sie so attraktiv – „außerparlamentarische“ Kommunikation ermöglichen und abgesehen vom direkten Vereinszweck13 auch Foren der theologischen, spirituellen und kirchenpolitischen Vergewisserung bereitstellen. Je „liberaler“ eine Kirchenleitung faktisch oder vermeintlich agierte, umso stärker wuchs der Zusammenhalt in den Netzwerken der Erweckten, je konservativer ein Kirchenregiment agierte, umso stärker wuchs der Wille der Liberalen, sich zur Aktion zusammenzuschließen. Damit wird deutlich, dass die Vereine auch als Vorstufen der späteren Kirchenparteien anzusehen sind.
Ursprünglich gingen die konservativ geprägten Vereinsgründungen den liberalen voraus.14 Die Gründung des Vereins für Innere Mission (1849) steht dabei nicht nur für tätige Liebesarbeit angesichts sozialer Nöte (Rettungshäuser), sondern für einen individualistischen und zugleich sozialen Glaubensbegriff aus der Erweckung mit erkennbar antirevolutionärer Position.
Eine Entpolitisierung des Vereinslebens durch Gründung theologisch überparteilicher Initiativen (Landesverein für Innere Mission 1849, Wissenschaftlicher Predigerverein 1865, Evangelischer Bund Baden 1888) gelang nur in Ansätzen, sozialpolitisch ausgerichtete und zugleich konfessionell gebundene Arbeitervereine entstanden meist erst in den 1880er- und 1890er-Jahren. Bahnbrechend wirkte hier der Mannheimer Vikar, dann Pfarrer Ernst Lehmann (1861–1948),15 der allein zwischen 1891 und 1898 fünf Evangelische Arbeitervereine gründete.
Zum Inbegriff (überregionaler) liberaler Vereinsbildung mit ausgesprochen kämpferischer Note wurde 1863 die Gründung des Protestantenvereins, als dessen „programmatische Heimat“ (Claudia Lepp) Baden gilt. Hier liefen drei Strömungen zusammen, die für die badische Kirchengeschichte wesentlich sind: Zunächst entstand 1859 eine Protestbewegung gegen die Politik des Zugeständnisses des badischen Staates gegenüber Rom, die sich in den jährlich fortgeführten Durlacher Konferenzen verstetigte. Diese wandelte sich zur Gründungsbewegung des Protestantenvereins, dessen Ziel es laut Statut war, „eine Erneuerung der evangelisch-protestantischen Kirche im Geiste der evangelischen Freiheit und im Einklang mit der Kulturentwicklung unserer Zeit anzustreben“. Damit war der „Kulturprotestantismus“ als politische Bewegung etabliert. Auch wenn sich dieses Programm auf eine spezifische Interpretation der Theologie Friedrich Schleiermachers und die Theologie Richard Rothes gründet, so ist es „badisch“ darin, dass 1867 Daniel Schenkel die Union(skirche) – vollständig gegen die einstige Absicht eines Ullmann gerichtet – als bekenntnisfreie christlich-sittliche Lebensgemeinschaft interpretierte.16 So konsequent wie verhängnisvoll sollte sich dann nach der Reichsgründung gerade bei Schenkel eine Verbindung der „sittlichen Lebensgemeinschaft“ mit dem Gedanken der Nation vollziehen.
Kirche in Krieg und Weimarer Republik: Kirchenkampf und Neuaufbau
Auch die Evangelische Kirche in Baden war von der vermeintlich gerechten Sache eines Krieges, der Deutschland von außen aufgezwungen sei, überzeugt. Dennoch führten die Lasten vor allem für die Landbevölkerung, überhaupt der Grenzlandcharakter Badens und Bombardements bereits in diesem Ersten Weltkrieg recht früh zur Ernüchterung auch in der Kirche, die Elend und Kriegsschicksale im Feld und vor Ort seelsorglich zu begleiten hat.
Kriegsende, Revolution und verfassungsmäßige Neugestaltung erschütterten naturgemäß auch die kirchlichen Verhältnisse. Mit der Kirchenverfassung vom 24. Dezember 1919, die sich – ein liberaler Nachklang der Staatsnähe – ganz am politischen Parlamentarismus orientierte, endete das Staatskirchentum auch rechtlich, da der Großherzog auch für seine bischöflichen Rechte ausdrücklich Verzicht leistete. Die Spitze der Landeskirche bildeten nun ein Kirchenpräsident (meist ein Jurist als Direktor des Oberkirchenrats) und als geistliche Leitung der Prälat. Die Kirche konsolidierte sich
Der Krieg wurde von den Kirchen als Pflicht gegenüber Gott und zum nahezu heiligen Akt verklärt, wie diese Feldpostkarte aus dem Ersten Weltkrieg zeigt.
erstaunlich rasch, wenngleich die Weltwirtschaftskrise kurzzeitig sogar den Parlamentarismus außer Kraft setzte und zum Rücktritt der Kirchenregierung führte.
Setzten sich die Hauptströmungen des vergangenen Jahrhunderts nun in den Großparteien (kirchlich-liberal, kirchlich-positiv) fort, so entstand 1897 die Landeskirchliche Vereinigung als Partei der Überparteilichen. Zunächst als Basisgruppe in Mannheim (1909) und Karlsruhe (1919), also in den industriellen Zentren, entstand als vierte dann in der Synode vertretene Partei die Volkskirchliche Vereinigung (religiöse Sozialisten, später unter veränderter Bezeichnung mit stärkerer sozialistischer Ausrichtung unter dem 1931 entlassenen Vikar Erwin Eckert [1893–1972]). 1920 gewannen die Positiven klar die absolute Mehrheit in der Synode. Das war der Stand, bevor mit den Wahlen von 1932 die Kirchliche Vereinigung für positives Christentum und deutsches Volkstum (später: „Deutsche Christen“) mit 13 Sitzen auch der Nationalsozialismus in der Evangelischen Kirche an Einfluss gewann.
Die Einzelheiten des Kirchenkampfes sind hier nicht zu schildern. Wesentlich und nicht in allen Perspektiven und Einzelheiten erforscht sind die folgenden Fragestellungen, die bis heute teils kontrovers diskutiert werden:17 Erstens: Wie ist der nahezu vollständige Übergang der kirchlich Liberalen zur NS-freundlichen Glaubensbewegung „Deutsche Christen“ zu erklären? Nicht zuletzt an diesem Punkt stellt sich das Problem, inwieweit das theologische Programm des Liberalismus (Kultur und Nation) auch ein Einfallstor für völkisches Denken bildete. Zweitens: Ist das von „Positiven“ und „Deutschen Christen“ geschaffene badische Bischofsamt (statt präsidialer Leitung) in der badischen Kirche als pastorale Notwendigkeit oder (allein) als Zugeständnis an das „Führerprinzip“ auch in der Kirche zu bewerten? Letzteres ist als Absicht der „Deutschen Christen“ klar zu erkennen. Zugleich – und nach Auflösung der Synode – trugen die „Deutschen Christen“ durch die Wahl des „positiven“ ehemaligen Prälaten Julius Kühlewein
Der Freiburger Historiker Gerhard Ritter, Mitglied der Bekenntnissynode von Barmen (1934), aufgenommen 1978.
(1873–1948) zum Landesbischof (Juni 1933) dazu bei, dass an der Spitze eines verfassungsrechtlich vielleicht autoritär zu nennenden Kirchenregiments nun eben kein „Deutscher Christ“ stand.18
Immerhin war ein Großteil der Pfarrerschaft (76 %) Teil der Bekenntnisbewegung, unterstützt von dem Historiker Gerhard Ritter und dem Juristen Erik Wolf, die – sie sind später dem Freiburger Widerstand zugehörig – auch zu den prominenten Angehörigen der Bekenntnissynode von Barmen
Der Freiburger Rechtsphilosoph, Straf- und Kirchenrechtler Erik Wolf (1902–1977), Aufnahme undatiert.
(1934) gehörten. Der massiven Einflussnahme der bekennenden Pfarrerschaft unter Karl Dürr (1892–1976; ebenfalls Freiburg) auf Landesbischof Kühlewein ist es zu verdanken, dass dieser die im Juli 1934 illegitim vollzogene Eingliederung der badischen in die Reichskirche im Dezember 1934 widerrief. Der Zugriff des Staates erfolgte seit 1938 durch die Einrichtung der sogenannten „Finanzabteilung“, die bis Kriegsende alle administrativen Handlungen der Landeskirche (und eines Großteils der Gemeinden) widerrechtlich an sich zog und somit lähmte.
Bot die Landeskirche in der Zeit des Nationalsozialismus ein zumindest schillerndes Bild, so bedrückte in jedem Falle das Schweigen angesichts der Vernichtung auch der badischen Juden und der „Lebensunwerten“ aus den diakonischen Einrichtungen. Die Landeskirche selbst hatte im Zweiten Weltkrieg den Verlust von 69 gefallenen Pfarrern beziehungsweise Vikaren zu beklagen.
Prägte den Neuaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg: Julius Bender, Landesbischof der Evangelischen Landeskirche in Baden von 1945 bis 1966 (Aufnahme undatiert).
Neuformierung der Kirche nach dem Untergang des „Dritten Reiches“
Die Neuformierung der Landeskirche vollzog sich unter der Maßgabe der Rückkehr zur Legitimität, Stärkung der Bindung an die reformatorischen Bekenntnisse und des personellen Neubeginns. Die Brettener Synode vom November 1945 machte sich die Stuttgarter Schulderklärung der Deutschen Evangelischen Kirche gegenüber Vertretern der Ökumene zu eigen und wählte den konservativen, positiven und lutherisch geprägten Pfarrer Julius Bender (1893–1966) zum Landesbischof. Das Ringen um eine Klärung des Bekenntnisstandes (z.€B. mit einem Gutachten der Theologischen Fakultät vom Juni 1953) zur Gewinnung einer neuen Kirchenverfassung (Grundordnung 1958) und eines neuen, am Bekenntnis orientierten (letztlich gescheiterten) Lehrbuchs zeigte freilich nicht nur den Willen zur Neugestaltung, sondern brachte auch wieder alte theologische Fragen zum Tragen, wie etwa die nach der lutherischen Prägung oder was „Union“ und ihr reformiertes Erbe überhaupt bedeute. Nachhaltig freilich war die aus dem „Kirchenkampf“ gewonnene Einsicht, „Kirchenleitung nach Barmen“ (Bekenntnissynode 1934) in geistlicher und rechtlicher Einheit zu begründen und zu formulieren, also auch Rechtsfragen in einen theologischen Horizont einzuordnen.19 Auch an einem – nun synodal eingebundenen – Bischofsamt hielt die badische Kirche fest.
Integrationsarbeit, Ökumene, Kirche und Gesellschaft
Bei allem, was in den Nachkriegsjahren geleistet oder auch vernachlässigt wurde, ist daran zu erinnern, dass sich zeitgleich als unmittelbare wie mittelbare Kriegsfolge des Zweiten Weltkrieges ein Flüchtlingsstrom in das Gebiet des heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg ergoss, der auch kirchlich integriert werden musste. Die Folge war zum einen die Prägung des badisch-unierten Protestantismus durch lutherisch geprägte Gläubige aus Schlesien und Ostpreußen, vor dem Mauerbau 1961 auch Sachsen. Das hat nicht nur manche lutherische Sitten in Baden beheimatet, sondern auch in Baden-Württemberg erstmals nach 450 Jahren die konfessionellen Milieus nachhaltig aufgebrochen.
Die direkte Folge war – nach der Errichtung sogenannter Notkirchen durch ökumenische Hilfswerke – ein Boom des Kirchenbaus, der nach dem Krieg neben dreißig größeren Wiederaufbauten zerstörter Kirchen auch 170 Neubauten erforderte, was für die bald am „Wirtschaftswunder“ der jungen Bundesrepublik partizipierenden badischen Kirche angesichts der erheblichen Eigenleistung der Gemeinden kein größeres Problem darstellte.20
Eine indirekte Folge war freilich die Stärkung der Ökumene in bisher nicht gekanntem Ausmaß, vor allem nach der ökumenischen Ausrichtung der römisch-katholischen Kirche. Verstärkt wurde nun auch der Kontakt zu den Freikirchen und kleineren Kirchen (die meisten davon sind im 19. Jahrhundert entstanden), der sich im Blick auf selbständige Lutheraner (Evangelisch-Lutherische Kirche in Baden), Methodisten und Mennoniten rasch freundlich und verlässlich gestaltete.21
Die Bischöfe markieren die Phasen der Kirchengeschichte
Die Phasen der badischen Kirchengeschichte nach dem Zweiten Weltkrieg lassen sich ohne Mühe an den Dienstzeiten der Landesbischöfe markieren: Dem konservativen Episkopat Julius Benders (1945–1964) folgte das des Praktischen Theologen und Olympioniken (Los Angeles 1932) Hans Wolfgang Heidland (1964–1980), in dem Kirche und Theologie sich stark den Sozialwissenschaften und neuen gesellschaftlichen Fragen (z.€B. Vietnam-Krieg,22 Ökologie, geplanter Bau des AKW Wyhl, später dann Auseinandersetzungen um die Daimler-Benz-Versuchsstrecke in Boxberg) öffneten. Die Pfarrerschaft – seit 1973 sind Pfarrerinnen den männlichen Theologen dienstrechtlich gleichgestellt23 – nahm in dieser Phase auch stark an der durchgreifenden Politisierung der Gesellschaft rund um „1968“ teil.
Evangelische Christen engagieren sich in der Friedensbewegung der 1980er-Jahre: Der 20. Deutsche Evangelische Kirchentag im Juni 1983 in Hannover war geprägt von violetten Tüchern und dem Motto „Umkehr zum Leben – Die Zeit ist da für ein Nein ohne jedes Ja zu den Massenvernichtungswaffen“.
Die Amtszeit des 1931 geborenen Landesbischofs Klaus Engelhardt (1980–1998) war nicht nur durch den Willen zum Ausgleich und theologisch kompetenter Kommunikation in seiner Kirche geprägt, sondern wirkte auf den gesamtdeutschen Protestantismus durch die Übernahme des Ratsvorsitzes der EKD (1991–1997). Hier waren vor allem die rechtlichen und pastoralen Folgen der deutschen Wiedervereinigung zu moderieren. In seine Amtszeit fallen in Baden auch die Versuche, das schon früher als einer Neugestaltung für bedürftig erachtete Verhältnis von Kirche und Juden in Baden einer neuen Bestimmung (im Verfassungsrang) zuzuführen.24
Engelhardts Nachfolger Ulrich Fischer (1998–2014) war bereits mit der Steuerung der aufgrund der demographischen Entwicklung notwendigen Umstrukturierungen in der Personalpolitik befasst. Sein Hauptanliegen war unter anderem die medienpolitische Präsenz der Landeskirche in der neuen gesellschaftlichen medialen Kultur.
Angesichts des Mitgliederschwunds steht auch die badische Evangelische Kirche mit dem seit 2014 amtierenden Landesbischof Jochen Cornelius-Bundschuh (geb. 1957) vor bleibenden Herausforderungen in der Gestaltung des pastoralen Dienstes angesichts der pluralen Gesellschaft und ihrer Erwartungen. Eine teils noch umstrittene Öffnung hinsichtlich Traugottesdiensten für Menschen gleichgeschlechtlicher sexueller Orientierung (Synodalbeschluss 2016) hat recht weite Resonanz in Kirche und Gesellschaft gefunden. Das Reformationsjubiläum im Jahr 2017 möchte die badische Landeskirche in ökumenischer Weite feiern. Sie blickt dabei aber bereits auf das für das Jahr 2021 anstehende Jubiläum der badischen Kirchenunion.
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Hartmut Lehmann
Die Evangelische Landeskirche in Württemberg
Die Evangelische Landeskirche von Württemberg machte vom 16. bis ins späte 17. Jahrhundert schwere Zeiten durch. Das Land war fast komplett von katholischen Territorien umgeben. Jahrzehntelang war unklar, ob das Herzogtum evangelisch bleiben würde. Während des Dreißigjährigen Krieges musste der ins Exil verdrängte Herzog zusehen, wie fremde Heere die württembergischen Städte und Dörfer plünderten. Bis ins frühe 18. Jahrhundert bedrohte Frankreich das Land. Als nach dem Spanischen Erbfolgekrieg 1715 etwas Ruhe einzukehren schien, erlosch die evangelische Linie des herzoglichen Hauses. Mit dem katholischen Herzog Karl Alexander, der das evangelische Land seit 1733 regierte, schlossen Kirche und Landstände einen Vertrag, sogenannte „Religionsreversalien“, die das Prinzip des cuius regio eius religio außer Kraft setzten und die die von Herzog Christoph in der Mitte des 16. Jahrhunderts begründete Stellung der Evangelischen Kirche absicherten. Als Karl Alexander schon nach vier Jahren unerwartet im Jahr 1737 starb, regierte sieben Jahre eine von den Landständen dominierte Vormundschaftsregierung. In diese Zeit fielen zwei für die Evangelische Kirche wichtige Ereignisse. Beim Justizmord an Joseph Süß Oppenheimer, dem ökonomischen Berater des verstorbenen Herzogs, stimmten Kirchenführer und Kirchenvolk ohne Zögern in die antisemitische Hetze ein. Das war eine schwere Hypothek, die erst im ausgehenden 20. Jahrhundert aufgearbeitet wurde. 1743, ehe der neue Herzog Carl Eugen das Ruder übernahm, verabschiedete die Vormundschaftsregierung ein Reskript, das den Pietisten unter bestimmten Bedingungen das Recht gab, ihre Versammlungen abzuhalten. Nachdem jahrzehntelang unklar gewesen war, ob pietistische Konventikel das kirchliche Leben störten, hatten die Pietisten in Württemberg für ihre „Stunden“ genannten Gemeindeversammlungen nunmehr eine feste rechtliche Grundlage.
Herzog Christoph auf dem Stuttgarter Schlossplatz: Mitten in der Landeshauptstadt erinnert ein Denkmal an den Reformator von Staat und Landeskirche.
Eine in sich gespaltene Kirche in einem autoritär regierten Staat: 1793–1816
Vier Jahre nach dem Beginn der Französischen Revolution, im Jahr 1793, starb der letzte Vertreter der katholischen Linie der württembergischen Herrscherfamilie. Neuer Herzog wurde Friedrich II., ein selbstbewusster Regent, der von der Doktrin des Absolutismus ebenso überzeugt war wie von den Lehren der Aufklärung. Überdies musste Friedrich rasch entscheiden, wem er sich außenpolitisch zuwenden sollte, den Gegnern der Französischen Revolution oder dem politisch und militärisch übermächtigen Frankreich.
Die schwierige außenpolitische Lage erklärt, warum Herzog Friedrich II. sich zunächst nicht um die Belange der Evangelischen Kirche kümmerte. Dabei war die Lage der Kirche 1793 alles andere als gut. Noch unter dem katholischen Herzog Friedrich Eugen hatte die Kirchenleitung 1791 ein neues Evangelisches Gesangbuch herausgebracht, das insbesondere in den Gemeinden, in denen viele Pietisten lebten, auf heftigen Widerstand stieß. Kritisiert wurde der kleine Druck, aber auch, dass viele der alten Lieder weggelassen und andere im Sinn aufgeklärter Ideen umgearbeitet worden waren. In manchen Gemeinden weigerten sich die Gottesdienstbesucher, die neuen Lieder zu singen und störten die Gottesdienste. Um die Akzeptanz des neuen Gesangbuchs zu sichern, setzte die Regierung Militär ein. Zwischen der Kirchenleitung auf der einen und der Bevölkerung in Stadt und Land auf der anderen Seite bestand somit in einer nur auf den ersten Blick einfachen Frage des kirchlichen Gehorsams ein Konflikt, der nicht leicht beizulegen war. Während sich die Kirchenleitung an den Ideen der Aufklärung orientierte, galt im „gemeinen Volk“ die hergebrachte evangelisch-württembergische – und das heißt auch die vom Pietismus stark beeinflusste – Tradition.
Strikt konfessionsneutral: das neue Königreich
Herzog Friedrich II. avancierte in den folgenden Jahren zu einem der großen Gewinner der außenpolitischen Machtspiele. Für die verlorenen linksrheinischen Gebiete erhielt er rechtsrheinisch reiche territoriale Entschädigungen. Im Reichsdeputationshauptschluss von 1803 gelang es ihm, seinen Landgewinn abzusichern. Die meisten der neuen Landesteile waren katholisch und erhielten den Namen Neuwürttemberg. Durch die Unterstützung Napoleons konnte Friedrich weiteren Landgewinn verbuchen. Er erlangte 1803 den Rang eines Kurfürsten, hob 1806 die alte landständische Verfassung auf und erhielt schließlich den in ganz Europa höchst angesehenen Titel eines Königs. Damit gelang ihm, was viele württembergische Herzöge vor ihm vergeblich versucht hatten: Er konnte ohne Mitsprache der Landstände und auf Augenhöhe mit anderen Fürsten in Mitteleuropa regieren. König Friedrich nutzte die Gunst der Stunde. Geistliches Gut wurde konsequent säkularisiert, die Verwaltung nach französischem Vorbild modernisiert, Widerstand ohne Zögern gebrochen. Das Kirchengut wurde dem Staatsvermögen einverleibt, das Konsistorium zu einer nachgeordneten Behörde des Ministeriums für geistliche Angelegenheiten. Was er von religiösen Fragen hielt, lässt sich an dem von ihm am 15. Oktober 1806 erlassenen Religions-Edict ablesen: Das stark vergrößerte und seither gemischt evangelisch-katholische Württemberg sollte ohne Vorrechte für die Evangelische Kirche, das heißt strikt konfessionsneutral regiert werden. Detailliert und ohne Vorrechte für die evangelische Seite wurden beispielsweise Probleme bei konfessionsverschiedenen Eheschließungen geregelt. Unübersehbar sind jedoch die Differenzen zwischen diesen Bestimmungen, die von der prinzipiellen Gleichberechtigung aller Glaubensbekenntnisse ausgingen, und der tatsächlichen Lage. Noch für viele Jahrzehnte war und blieb das evangeli-
Johann Albrecht Bengel (1687–1752) gilt als der wichtigste württembergische Pietist des 18. Jahrhunderts, der vor allem mit seinen chiliastischen Endzeittheorien nachhaltigen Einfluss auf die Pietisten im Land ausübte.
sche Württemberg das „eigentliche Württemberg“. Daran konnte und wollte auch König Friedrich nichts ändern. Noch für mehr als ein Jahrhundert war es für die staatlichen und kirchlichen Organe des evangelischen Württemberg selbstverständlich, auch über die Verhältnisse im weithin katholischen Neuwürttemberg zu bestimmen.
Der Patriarch der württembergischen Pietisten, Johann Albrecht Bengel, hatte in den 1740er-Jahren aufgrund sorgfältiger heilsgeschichtlicher Berechnungen in mehreren Publikationen dargelegt, das Ende der gegenwärtigen Weltordnung fände mit der Wiederkehr Christi im Jahre 1836 statt. Vorher käme es zu schweren Turbulenzen und zur Verfolgung der wahren Christen. Als sich die politischen Verhältnisse in den 1790er-Jahren rapide verschlechterten, erhielten Bengels Voraussagen für viele fromme evangelische Württemberger eine unerwartete Relevanz. Im Jahre 1800 veröffentlichte der Pfarrer von Winzershausen im Bottwartal, Johann Jakob Friederich, eine schmale Schrift mit dem Titel Glaubens- und Hoffnungsblick des Volks Gottes in der antichristlichen Zeit, in der er den verbliebenen Frommen empfahl, sich auf den Weg nach Jerusalem zu machen, weil sich dort binnen weniger Jahrzehnte Christi Wiederkehr ereignen würde. Einige Württemberger machten sich tatsächlich auf den Weg, wurden in Wien abgefangen, in ihre Heimat zurückgeschickt und dort verhört. Dabei stellte sich heraus, dass sie Friederichs Buch gelesen und dessen Aufforderung gefolgt waren. Als Friederich befragt wurde, betonte er seine Treue zur Obrigkeit. Nur wenn eine antichristliche Verfassung herrsche, sei die Emigration der allerletzte Ausweg.
Auf dem Weg zum Heil
Binnen weniger Jahre spitzte sich die Lage zu. Im Jahre 1803 entschied sich der von den württembergischen Behörden seit vielen Jahren schikanierte Separatist Johann Jakob Rapp, in die Vereinigten Staaten zu emigrieren. Mehr als 700 seiner Anhänger folgten ihm. Andere Württemberger gingen in die innere Emigration. Als die Kirchenleitung im Jahre 1809 eine neue Liturgie einführte, verweigerten zahlreiche evangelische Fromme den Gehorsam. Es empörte sie, dass im Taufformular der Teufel nicht mehr erwähnt wurde. Das war für sie ein klares Zeichen dafür, dass die Kirchenleitung selbst inzwischen Teil des Reichs des Antichristen geworden war. Allen, die sich dagegen zum Reich Gottes bekannten, blieb, wie sie glaubten, wenn sie ihr Seelenheil retten wollten, nur der Widerstand. Wiederum reagierte die Regierung mit Repressionen und mit Gewalt. Aus den Gemeinden Rottenacker und Nordheim wurden zahlreiche Personen verhaftet. Auch Pfarrer Friederich gehörte wieder zu den Protestierenden. Er wurde 1810 aus dem Kirchendienst entlassen. Weitere Gruppen wanderten aus. Wie stark die oppositionellen Kräfte waren, lässt sich schwer beurteilen. Es waren viele Tausend Menschen aus allen Teilen Altwürttembergs. Auch bürgerliche Kreise und einige der Pastoren, die aus der Tradition des Pietismus kamen, lehnten die neue Liturgie ab. Die Evangelische Kirche in Württemberg war in den letzten Jahren der Regierung von König Friedrich I. in sich tief gespalten.
Blick nach Basel: gegen den „Ungeist“ von Aufklärung und Revolution
Viele der Frommen blickten inzwischen, wenn sie Rat und Orientierung suchten, nicht mehr nach Tübingen zur dortigen Evangelisch-Theologischen Fakultät oder nach Stuttgart zum Konsistorium, sondern nach Basel. Dort war im Jahre 1780 eine Vereinigung zur Bekämpfung der Aufklärung mit dem Namen Christentumsgesellschaft entstanden. Nicht zuletzt als Reaktion auf die Ereignisse in Frankreich gründeten die Leiter der Christentumsgesellschaft nach englischem Vorbild im Jahre 1804 eine Bibel- und Traktatgesellschaft und im Jahre 1815 eine Missionsgesellschaft. Um den Ungeist von 1789 zu bekämpfen und die Welt auf Christi Wiederkunft vorzubereiten, sollte Gottes Wort möglichst weit verbreitet werden. Junge Württemberger wie Karl Adolf Friedrich Steinkopf und Christian Friedrich Spittler nahmen in Basel bald führende Positionen ein. Mit Hilfe von Steinkopf, der seit 1801 als Prediger in London wirkte, wurde 1816 auch in Stuttgart eine Bibelanstalt gegründet. Auf Jahrzehnte hin galt frommen Württembergern Basel – und damit ein Ort außerhalb von Württemberg – als das für ihr Seelenheil entscheidend wichtige geistliche Zentrum. Hunderte von ihnen stellten sich in den kommenden Jahrzehnten in den Dienst der Basler Unternehmungen und insbesondere der Basler Mission.
Im Jahre 1806 erlaubte die württembergische Regierung der Herrnhuter Brüdergemeine, im östlichen Schwarzwald eine Siedlung anzulegen, die von den Herrnhutern aus Dankbarkeit den Namen Königsfeld erhielt. Ein halbes Jahrhundert zuvor hatte Bengel dringend vor den Anhängern des Grafen Zinzendorf gewarnt. In der Regierung König Friedrichs I. galt Bengels Wort nichts mehr. Im Zuge von Grenzverschiebungen wurde Königsfeld aber bereits im Jahre 1812 an Baden abgetreten.
Blick in den Kirchensaal der Evangelischen Brüdergemeine in Königsfeld im Schwarzwald (Aufnahme undatiert).
Notlösungen für die Kirche und eine Rückkehr zu guter staatlicher Ordnung: 1817–1836
Im Herbst des Jahres 1816 starb König Friedrich I. Sein Sohn übernahm als König Wilhelm I. die Regierungsgeschäfte. Ähnlich wie sein Vater hatte er an kirchlichen Dingen aber kein besonderes Interesse. Nach den vielen Kriegsjahren wollte er das Land wirtschaftlich voranbringen. Doch binnen kurzer Zeit waren es ökonomische Probleme, die seiner Regierung besondere Probleme machten. In den Jahren 1816 und 1817 fiel aufgrund katastrophaler klimatischer Bedingungen die Ernte praktisch aus. Überall im Lande herrschte der Hunger. Tausende entschlossen sich 1817 und 1818 zur Auswanderung. Die Pietisten unter den Auswanderern wussten, wohin sie ziehen sollten. Zar Alexander I. bot den Auswanderern günstige Bedingungen. Das war für sie ein Zeichen göttlicher Providenz, denn der Süden Russlands, für den der Zar Siedler suchte, lag auf dem Weg nach Palästina, wo sich nach Bengel’scher Lehre im Jahre 1836 Christi Wiederkunft ereignen würde. Deshalb machten sich vor allem Menschen aus dem evangelischen Teil Württembergs auf den Weg. Der Regierung war klar, dass es sich bei den Auswanderern durchweg um fleißige, brave Bürger handelte, deren Beitrag zum Wiederaufbau im Lande selbst unentbehrlich war.
Korntal und Wilhelmsdorf
In dieser Situation richtete der Bürgermeister von Leonberg, Gottlieb Wilhelm Hoffmann, eine Eingabe an die Regierung, in der er darum bat, denjenigen Frommen, die mit der Kirchenpolitik des Konsistoriums unzufrieden waren, in Württemberg die Gründung einer eigenen, von der Landeskirche unabhängigen Gemeinde zu gestatten. Nach langen Verhandlungen stimmten Regierung und Kirchenleitung zu, gewährten der neuen Siedlung aber schlechtere Konditionen als wenige Jahre zuvor der Herrnhuter Brüdergemeine in Königsfeld. Im Januar 1819 kaufte Hoffmann das heruntergekommene Rittergut Korntal. Binnen Jahresfrist zogen Hunderte von Pietisten dorthin. Für sie war Korntal ein Zufluchtsort, wo sie bis zum Jahre 1836 hofften, ausharren zu können. Hoffmann hatte von Anfang an den Plan, Korntal zu einer dauerhaften christlichen Mustersiedlung mit Schulen und Anstalten zu machen. Als Korntal die Zahl der Siedler nicht mehr fassen konnte, bat Hoffmann um die Genehmigung, eine weitere Siedlung errichten zu dürfen. Da die Hungersnot inzwischen überwunden und die Zahl der Auswanderer stark zurückgegangen war, ließ sich die Regierung mit ihrer Antwort Zeit. Im Jahre 1824 genehmigte sie schließlich den Antrag. Wenn die mit der Landeskirche unzufriedenen Frommen eine neue Siedlung errichten wollten, dann könnten sie das im katholischen Oberschwaben tun, mitten in einem Moorgebiet in der Nähe von Ravensburg, dem Lengenweiler Ried, einem Gebiet, das der Hofkammer, also dem König, gehörte. Die Pietisten stimmten zu und gaben der neuen Siedlung den Namen Wilhelms-
Blick auf die 1824 planmäßig gegründete pietistische Gemeinde Wilhelmsdorf in Oberschwaben, aufgenommen 1987. In der Mitte des Bildes, zentral im Ort, der Betsaal am Saalplatz.
dorf. Die Lebensbedingungen in Wilhelmsdorf waren allerdings so schlecht, dass von der ersten Siedlergeneration binnen zwei Jahrzehnten die Hälfte starb.
Parität in der Verfassung
In seinen ersten Regierungsjahren musste sich Wilhelm I. auch mit der landständischen Opposition auseinandersetzen, die sich nachdrücklich für eine neue Verfassung und die Beendigung des absoluten Regiments der Könige einsetzte. Nach schwierigen Verhandlungen wurde am 25. September 1819 die Verfassung für das Königreich Württemberg in Kraft gesetzt. Damit war Württemberg in seinem ganzen territorialen Bestand eine konstitutionelle Monarchie. Im VI. Kapitel der neuen Verfassung wurde das Verhältnis der Kirchen zum Staat geregelt. Dort heißt es knapp und klar: „Dem Könige gebührt das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht über die Kirchen.“ Und ferner wurde formuliert: „Das Kirchen-Regiment der evangelisch-lutherischen Kirche wird durch das Königliche Consistorium und den Synodus nach den bestehenden oder künftig zu erlassenden verfassungsmäßigen Gesetzen verwaltet.“ Damit wurde eindeutig der von König Friedrich I. geschaffene paritätisch-konfessionelle Charakter des Königreichs bestätigt. In diesem Sinne war schon 1817 die 1812 in Ellwangen gegründete Katholisch-Theologische Fakultät an die Universität Tübingen verlegt und in Ergänzung zum Evangelisch-Theologischen Stift in Tübingen das katholische Wilhelmsstift errichtet worden. Wenig später, 1823, wurden die im späten 17. Jahrhundert geschaffenen Waldensergemeinden mit der Evangelischen Landeskirche vereinigt. Auch bei dieser Frage handelte die Regierung pragmatisch und ließ sich nicht von konfessionellen Erwägungen leiten.
In den 1820er- und 1830er-Jahren gingen von den Pietisten, die im Lande geblieben waren, beeindruckende Initiativen aus. Sie gründeten Rettungsanstalten für Kinder, die von Obdachlosigkeit bedroht waren; sie gründeten Verlage, um die Produktion von erbaulicher Literatur zu steigern; sie schufen mit dem Christenboten ein eigenes Kommunikationsorgan, das in den 1830er-Jahren eine landesweite Kampagne zum Schutz der Sonntagsordnung initiierte, und vieles mehr. Kurzum, sie unternahmen alles, um Gottes Reich in Württemberg zu verwirklichen. Zunächst hatten sie mit den Beamten im Verwaltungsapparat, die noch an die Lehren der Spätaufklärung glaubten, immer wieder Schwierigkeiten. Im Laufe weniger Jahre kam es aber zu einer immer engeren Kooperation zwischen den einfachen Frommen und denjenigen Teilen des württembergischen Bürgertums, denen der alte evangelische Glaube noch etwas bedeutete. Mit Bangen warteten einige Korntaler auf das Jahr 1836, das jedoch ohne besondere Ereignisse vorüberging. Just 1836 erließ die Regierung ein neues Volksschulgesetz, das die Schulpflicht bis zum 14. Lebensjahr einführte, die geistliche Schulaufsicht aber unberührt ließ.
Konservative Kirche in einem am wirtschaftlichen Fortschritt orientierten Staat: 1837–1870
Dass die verschiedenen Kräfte innerhalb der Evangelischen Kirche produktiv zusammenarbeiten konnten, zeigte sich schon wenige Jahre später. 1842 wurden das Gesangbuch von 1791 und die Liturgie von 1809 überarbeitet. Der Widerstand des Innenministeriums, in dem noch immer Anhänger der Aufklärung arbeiteten, war vergeblich, da sich der König auf die Seite der Pietisten stellte. Dieser Vorgang zeigt, dass in der württembergischen Kirchenpolitik Anfang der 1840er-Jahre nicht die liberalen und progressiven Kräfte den Ton angaben, sondern die Konservativen, die mit dem ehemaligen Korntaler Pfarrer Sixt Karl Kapff inzwischen einen kirchenpolitisch engagierten und von seinem Kurs überzeugten Anführer hatten, der sich auch nicht scheute, sich ins politische Geschäft einzumischen. Sukzessive übernahmen die Vertreter einer konservativeren Richtung in Kirche und Staat die Verantwortung. Obwohl König Wilhelm I. Distanz zu den Kreisen der Pietisten hielt, wurde er mehr und mehr von ihnen als gute christliche Obrigkeit anerkannt. Zwar lebten die führenden Pietisten in dem Glauben, ihre Arbeit gelte dem Reich Gottes, das sehr viel weiter sei und sehr viel mehr bedeute als das Königreich Württemberg. Tatsächlich aber gehörten die Pietisten zu den Kreisen, die die Herrschaft des württembergischen Königs über die Evangelische Landeskirche loyal und ohne Vorbehalte unterstützten. Das liberale Bürgertum hatte dagegen mit der Kirche immer mehr Schwierigkeiten. Viele Liberale missbilligten die Kampagne gegen freie Geister wie David Friedrich Strauß. Sie konnten sich je länger desto weniger mit dem Staatskirchentum abfinden und hatten für die Pietisten, die wie Kapff nach kirchlicher Macht strebten, nur Hohn und Spott übrig. Vom apokalyptisch gesinnten radikalen Pietismus waren nach 1836 nur noch kleine Gruppen übrig. Diese sammelte Christoph Hoffmann, der Sohn des Gründers von Korntal, auf dem Kirschenhardthof bei Ludwigsburg. Mitte der 1860er-Jahre nahm Christoph Hoffmann seine Anhänger nach Palästina mit. Hoffmanns Auswanderung kann als die letzte signifikante Emigration aus rein religiösen Gründen bezeichnet werden.
Einflussreicher Theologe und Pietist: Sixt Karl Kapff (1805–1879).
Die christlich-konservative Konsolidierung wurde im Revolutionsjahr 1848/49 nur für kurze Zeit unterbrochen. Für die württembergischen Liberalen brachte die Paulskirche mit der Einführung der vollen Gewissens- und Glaubensfreiheit zunächst die Erfüllung ihrer verfassungs- und religionspolitischen Hoffnungen. Ein Jahr später war der Traum vorbei. 1851 wurde die Verfassung von 1819 wieder in Kraft gesetzt. Der König agierte nunmehr wieder als Landesbischof und damit als oberster Herr der Landeskirche. Mit gebotener Vorsicht stimmte er innerhalb der Evangelischen Landeskirche Veränderungen zu. Schrittweise kam es nach 1851 zu einigen Reformen. 1851 wurden Pfarrgemeinderäte eingeführt, 1854 Diözesansynoden, 1869, fünf Jahre nach dem Tod von König Wilhelm I., eine Landessynode. Es wäre verfehlt, diese Reformen als eine Demokratisierung der Evangelischen Landeskirche zu bezeichnen, denn in der Kirche herrschten staatliche und kirchliche Behörden nach wie vor gemeinsam. Nichts änderte sich an der Aufsicht und Kontrolle durch die Dekane, die Prälaten und das Konsistorium, nichts an der Bürokratisierung. Das Kirchenvermögen war Staatsvermögen. Wer wie Gustav Werner in Reutlingen eigene Wege gehen wollte, um die soziale Frage zu bewältigen, geriet sofort in Schwierigkeiten.
Industrialisierung und Soziale Frage
Seit den 1850er-Jahren machte die Industrialisierung in Württemberg rasche Fortschritte. In Städten wie Heilbronn, Ulm und Reutlingen lebten bald zahlreiche Industriearbeiter, die vom Lohn ihrer Arbeit das Leben ihrer Familien bestreiten mussten. Viele von ihnen bewirtschafteten zusätzlich noch ein Stück Land. Zwar war die Zeit des Pauperismus vorbei, noch konnten aber zu wenige Personen von dem Geld, das sie in Fabriken verdienten, leben. Viele Familien kannten aus eigener Erfahrung bittere Armut. Nach wie vor wanderten viele Württemberger aus, vor allem in die Neue Welt, wo sie sich ein besseres Leben erhofften. In Württemberg selbst hatten die Organe der kirchlichen und kommunalen Armenversorgung immer mehr zu tun. Noch fehlten Gesetze, die Versicherungsschutz bei Krankheit, Invalidität oder Arbeitslosigkeit boten. Die freiwillige kirchliche Armenpflege war hoffnungslos überfordert. Zwischen der evangelischen Pastorenschaft und den Arbeitern entstand zur gleichen Zeit eine immer größere kulturelle Distanz. Viele Pastoren betrachteten sich als Gelehrte und kannten die Lebenswelt der Arbeiter nicht. Immer deutlicher grenzten sich in den Städten die Milieus der Arbeiter und des Bürgertums voneinander ab. Die Zahl der Pastoren, die sich unvoreingenommen und mit großem Einsatz für das Leben der Armen interessierten, sich gar mit diesen solidarisierten, lässt sich an den Fingern einer Hand ablesen. König Wilhelm I. lebte in seiner eigenen Welt. Das „Volk“, für das er sich interessierte, waren Erfinder und erfolgreiche Fabrikanten, nicht die tatsächlich Armen. Als König Wilhelm I. 1864 starb, folgte ihm sein Sohn als König Karl I.
Regionale Kirche im neuen Deutschen Kaiserreich: 1871–1918
Bei der Landtagswahl von 1868 hatte die Mehrheit der Württemberger noch für Parteien gestimmt, die sich von der kleindeutsch-nationalen Politik der Berliner Regierung distanzierten. Die Stimmung änderte sich völlig, als Frankreich 1870 Preußen den Krieg erklärte. Im deutschen Südwesten erinnerte man sich an die Franzosenkriege des ausgehenden 17. Jahrhunderts, an „Mélac den Mordbrenner“, der jahrelang Städte und Dörfer verwüstet hatte. Ohne an die alten Loyalitäten zu den Habsburgern und an die stets guten Kontakte nach Wien zu denken, beteiligten sich die Württemberger am Kampf der Preußen gegen Frankreich. Als in der Schlacht von Sedan am 2. September 1870 Napoleon III. gefangen genommen wurde, jubelte man auch in württembergischen Städten und Dörfern. Mit der Gründung des Deutschen Kaiserreichs 1871 standen die evangelischen Württemberger nunmehr unter einer doppelten Obrigkeit, unter der ihres Königs, der zugleich Landesbischof war, und unter der des preußisch-deutschen Kaisers. Je weniger König Karl I. in Stuttgart politische Impulse setzte, desto attraktiver wurde in Württemberg die Politik des Kaisers in Berlin und seines energischen und tatkräftigen Reichskanzlers Bismarck.
1871 bildete im Leben der Württemberger einen tiefen Einschnitt. War es jahrhundertelang üblich gewesen, dass junge begabte Juristen die Augen nach Wien richteten, um dort Karriere zu machen, und um von dort aus wieder in ihre Heimat zurückzukehren, zogen deren nicht minder begabte Nachkommen nun nach Berlin. Hatten die Pietisten sich seit Beginn des 19. Jahrhunderts nach dem gerichtet, was in den verschiedenen Einrichtungen der Basler Christentumsgesellschaft gedacht und geplant wurde, so galt bei vielen plötzlich das, was in Berlin oder Leipzig geschah, sehr viel mehr. Binnen weniger Jahre verstärkte das Stuttgarter Konsistorium die Kontakte zu anderen evangelischen Landeskirchen. Entscheidungen in Stuttgart orientierten sich immer weniger an der alten württembergischen Tradition, sondern immer mehr an dem, was in anderen deutschen Landeskirchen gerade aktuell war. Als nord-, mittel- und ostdeutsche Gemeinschaftschristen in den späten 1880er-Jahren den Gnadauer Gemeinschaftsverband gründeten, hielten sich die Pietisten aus Württemberg mit Ausnahme des Altpietistischen Gemeinschaftsverbandes nicht abseits.
Distanz zur Sozialdemokratie
Seit der Reichsgründung kam die Industrialisierung trotz der Wirtschaftskrise der 1870er-Jahre noch einmal ein gutes Stück voran. Als Reaktion auf menschenunwürdige Arbeitsbedingungen und um sich gegen weitere Ausbeutung zu wehren, organisierten sich auch in Württemberg die Arbeiter in einer eigenen Partei, der Sozialdemokratie. Die Vorurteile gegenüber der SPD waren immens. Das bürgerliche Milieu fürchtete einen politischen Um-
Landtagssitzung im Stuttgarter Halbmondsaal: In der Bildmitte „thront“ der Theologe, Pfarrer, Kirchenlieddichter und SPD-Abgeordnete Christoph Blumhardt (1842–1919).
sturz, die Kirche den Abfall in den krassen Unglauben. Es dauerte Jahrzehnte, ehe sich mit Christoph Blumhardt ein führender Protestant auf die Seite der SPD stellte. Er war der Sohn von Johann Christoph Blumhardt, der seinerzeit in Möttlingen einen Exorzismus demonstrativ durchgeführt und danach Jesus zum Sieger erklärt hatte. Christoph Blumhardt wirkte zunächst wie sein Vater als Hausvater in Bad Boll. In den 1890er-Jahren schloss er sich aber zum Entsetzen der frommen Kreise der SPD an. Von 1900 bis 1906 vertrat er für den Wahlkreis Göppingen die Arbeiterpartei im württembergischen Landtag. Wenn Jesus wiederkommen würde, so Christoph Blumhardt, dann käme er in die Kreise der Ärmsten, die von der Gesellschaft ausgestoßen wurden, eben in jenen Kreisen, die von der SPD vertreten würden.
In den letzten Jahrzehnten des 19. und seit Beginn des 20. Jahrhunderts änderte sich das Klima in Staat, Gesellschaft und Evangelischer Kirche. Während ein Fabrikant wie Paul Lechler sich um die Armenpflege kümmerte, zeigten andere Fabrikanten ohne Scheu ihren neuen Reichtum und bauten in den Vorstädten von Stuttgart, Esslingen, Ulm und Reutlingen große Villen. Während bürgerliche Intellektuelle die Werke von Friedrich Nietzsche lasen und die Lehren von Charles Darwin rezipierten, galten beide Denker in Kreisen der Frommen als Atheisten. Kein Wunder, dass die sozialen, kulturellen und religiösen Spannungen zunahmen. Selbst im eigentlichen kirchlichen Milieu kam es 1895 zu einer langfristig außerordentlich folgenreichen Parteibildung, als der Tübinger Pfarrer und spätere Prälat von Stuttgart, Christian Römer, die Evangelisch-Kirchliche Vereinigung und damit einen Verband zur Wahrnehmung der Interessen konservativer Protestanten ins Leben rief. Im Gegenzug gründete 1912 der Stuttgarter Gymnasialprofessor und spätere Prälat von Reutlingen, Jakob Schoell, die Freie Volkskirchliche Vereinigung als Interessenvertretung der liberalen und progressiv denkenden Protestanten. Damit standen sich unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg in Württemberg in allen kirchenpolitischen Fragen Konservative und Liberale gegenüber. Seit 1900 wandte sich die junge Generation immer offener gegen die Werte ihrer Eltern und suchte eigene Lebensformen. Die Liebe zu Württemberg als dem Vaterland wurde von einem immer stärker emotionalen deutschen Nationalismus überlagert. Mit Maßnahmen wie dem 1908 gegründeten Landesverband für Jugendfürsorge in Württemberg konnten die sozialen Spannungen nur überdeckt, aber nicht wirklich behoben werden.
1891 war Wilhelm II. als König auf Karl I. gefolgt. Im Gegensatz zu seinem Namensvetter in Berlin war der neue württembergische König bescheiden. Er kümmerte sich nur aus dem Hintergrund um Politik und Kirche. Im Lande war er populär. Da seine beiden Ehen kinderlos blieben, wäre nach seinem Tod die Thronfolge wiederum, wie schon 1733, an einen katholischen Zweig des württembergischen Hauses gefallen. Deshalb wurden schon 1898 und 1912 Vorkehrungen für den Fall getroffen, dass der Herrscher einer anderen als der evangelischen Religion angehören würde. Das landesherrliche Kirchenregiment sollte dann von einer Evangelischen Kirchenregierung ausgeübt werden. Etwa zur gleichen Zeit übertrug das Konsistorium die kirchliche Schulaufsicht an den Evangelischen Oberkirchenrat. Diese Entscheidung schmälerte die Rechte und Pflichten der Pfarrer um ein weiteres Stück.
Als im Sommer des Jahres 1914 der Erste Weltkrieg ausbrach, solidarisierten sich die Württemberger erneut mit den politischen Zielen Berlins. Niemand fragte, wer denn an diesem Konflikt die Schuld trage. Evangelische und katholische Württemberger zogen in den Krieg, Tausende verloren ihr Leben, Familien und Freunde trauerten in den Gemeinden. Die Evangelische Kirche und die verschiedenen evangelischen Organisationen unterstützten nach Kräften die Kriegsanstrengungen. Der Christliche Verein Junger Männer (CVJM) versorgte ebenso wie der Jugendbund für Entschiedenes Christentum (EC) die Soldaten mit national-erbaulicher Literatur. Der Landesverband für Innere Mission kümmerte sich ebenso wie die Diakonissen um die Verwundeten sowie um die Angehörigen der Gefallenen. Kein Gottesdienst fand statt ohne Gebet für die Soldaten und für den Sieg. Brave schwäbische evangelische Ehepaare setzten ihr ganzes Vermögen ein, um Kriegsanleihen zu zeichnen und tauschten ihre goldenen Eheringe gegen eiserne Ringe ein, um auf diese Weise ihren Beitrag für den Sieg zu leisten. Auch in Württemberg richtete sich alle Hoffnungen auf Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, den „Helden von Tannenberg“. Wer, wenn nicht er, bürgte für den Sieg? Als das deutsche Heer Anfang November 1918 kapitulierte, war die Enttäuschung unendlich groß. Niemand konnte glauben, dass alle Anstrengungen umsonst, dass alle Gebete nicht erhört worden waren. Ungläubig nahmen die Württemberger die Abdankung ihres Königs zur Kenntnis.
Ungeahnte Turbulenzen in Kirche und Staat: 1919–1952
Mit König Wilhelm II. verlor die Evangelische Landeskirche ihren Landesbischof. Es sollte fünf Jahre dauern, ehe die kirchlichen Verhältnisse wiederum einigermaßen in Ordnung waren. In der Verfassung für Württemberg vom 25. September 1919 wurde in § 63 geregelt, dass „die evangelische und die katholische Kirche“ als „Abfindung ihrer Vermögensansprüche an den Staat“ eine „unveränderliche Geldrente“ erhalten sollten, und zwar „unter Berücksichtigung der Mitgliederzahl beider Kirchen“. Außerdem sollten „die Gebäude und Grundstücke des Staates, die derzeit kirchlichen Zwecken dienen“, in „das Eigentum der Kirchen übertragen werden“. Damit waren zumindest die finanziellen Sorgen der Kirche behoben. 1919 erhielt per Gesetz eine Landeskirchenversammlung den Auftrag, eine Verfassung für die Evangelische Landeskirche auszuarbeiten. Die bereits 1920 fertiggestellte Landeskirchenverfassung konnte aus politischen Gründen aber erst mit dem Gesetz über die Kirchen vom 3. März 1924 verkündet werden. Dieses Gesetz beendete offiziell das Landesherrliche Summepiskopat und hob das Konsistorium als Staatsbehörde auf. Die Evangelische Landeskirche erhielt ebenso wie die katholische Kirche und die israelitische Kultusgemeinschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts das volle Selbstgesetzgebungs-, Selbstverwaltungs- und Selbstbesteuerungsrecht. Die Kirchenleitung bestand demnach aus dem Landeskirchentag und dem Evangelischen Oberkirchenrat als der obersten Verwaltungsbehörde mit dem Kirchenpräsidenten an der Spitze. Zum ersten Kirchenpräsidenten wählte der Landeskirchentag Johannes Merz und nach dessen Tod im Jahr 1929 Theophil Wurm. Bereits 1919 wurden auch die Kirchengemeinde- und Kirchenstiftungsräte neu gewählt. In der Landeskirchenversammlung standen sich die beiden kirchenpolitischen Gruppierungen gegenüber, die sich schon vor 1914 gebildet hatten. Die von Prälat Christian Römer geführten und von den pietistischen Gemeinschaftskreisen unterstützten Konservativen waren in der Mehrheit, die liberale Gruppe war deutlich in der Minderheit.
Bei den fünf Landtagswahlen zwischen 1919 und 1932 stimmten die evangelischen Württemberger für unterschiedliche Parteien, für die Deutsche Demokratische Partei (DDP), den Württembergischen Bauern- und Weingärtnerbund, die „Württembergische Bürgerpartei“ als regionaler Ableger der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP), und zum Teil auch für die SPD. Engagierte Christen hatten seit 1924 aber eine Alternative, da der Gymnasiallehrer Wilhelm Simpfendörfer und sein Freund, der Verwaltungsbeamte Paul Bausch, in Korntal die Christlich-soziale Gesinnungsgemeinschaft in Württemberg gründeten, die erstmals 1925 als Christlicher Volksdienst (seit 1928 als Christlich-Sozialer Volksdienst, CSVD) bei Wahlen antrat. Im Gegensatz zur Bürgerpartei, deren Mitglieder der Monarchie nachtrauerten, bekannte sich der Christliche Volksdienst zur neuen demokratischen Ordnung. Simpfendörfer und Bausch konnten aber nicht einmal erreichen, dass Kirchenleitung und Pietisten, das heißt die Gemeinschaftskreise, ihre Partei unterstützten. Nach 1945 fanden Simpfendörfer und Bausch und mit ihnen die Reste des Christlich-Sozialen Volksdiensts in der CDU eine neue politische Heimat.
Die „Gleichschaltung“ der Kirche scheiterte
Als Ende Januar 1933 in Berlin eine rechtsgerichtete Koalition mit den Nationalsozialisten an der Spitze die Macht übernahm, glaubte die überwiegende Mehrheit der evangelischen Württemberger an den Beginn einer neuen und besseren Zeit. Bald sollte es sich jedoch zeigen, dass die neue Zeit insbesondere im kirchlichen Bereich Streit und immer wieder Streit brachte, und dass die Nationalsozialisten die Deutschen und damit auch die evangelischen Württemberger in eine unfassbar schwere Katastrophe stürzten. Die Deutschen Christen unterstützten vorbehaltslos die nationalsozialistische Regierung und damit deren Rassen- und Kriegspolitik. Die von den Pfarrern Hermann Diem und Paul Schempp gegründete Kirchlich-Theologische Sozietät stand mit gewissen Vorbehalten auf der Seite der aus dem Pfarrernotbund hervorgegangenen Bekennenden Kirche und versuchte, die Werte des christlichen Glaubens zu verteidigen. Kirchenpräsident Wurm, der sich seit 1933 auf Bitte des Ständigen Ausschusses des Landeskirchentags Landesbischof nannte, stand den Kräften, die an die nationale Erneuerung glaubten, nahe, war zugleich jedoch bestrebt, die Autonomie der Evangelischen Landeskirche zu bewahren.
Die verschiedenen Phasen dieser Auseinandersetzung können hier nicht detailliert geschildert werden. Einiges gilt es aber festzuhalten: Positiv ist im Rückblick zu bewerten, dass die „Gleichschaltung“ der Evangelischen Landeskirche scheiterte. Positiv ist auch, dass Landesbischof Wurm sich nach langem Zögern entschloss, sich in der Frage der von den Nationalsozialisten auch in Württemberg exekutierten Euthanasie gegen die Berliner Regierung zu stellen. Als schwere Hypothek ist es jedoch im Rückblick zu betrachten, dass sich die Evangelische Kirche nicht geschlossen für die verfolgten jüdischen Bürger ihres Landes einsetzte. Nach dem Pogrom in der Nacht vom 9. zum 10. November 1938 hatte nur ein einziger Pfarrer, Julius von Jan aus Oberlenningen, den Mut, in einer Predigt die nationalsozialistischen Gewalttaten offen anzusprechen. Die lokale SA nahm bittere Rache an ihm; er wurde misshandelt und eingesperrt. Als Landesbischof Wurm 1943 in einem Brief an den Leiter der Reichskanzlei die nationalsozialistische Vernichtungspolitik gegen das Judentum als schweres Unrecht anprangerte, hatten die Nationalsozialisten schon Millionen von Juden ermordet.
Nach dem Ende der NS-Zeit
Nach der bedingungslosen Kapitulation 1945 zerfiel die Evangelische Landeskirche in zwei Teile. Der südliche Teil unterstand zusammen mit dem
Landesbischof Theophil Wurm (links), der Schriftsteller Albrecht Goes und der Kultminister des Landes Württemberg-Baden Theodor Heuss, aufgenommen 1947 in Bad Boll.
ehemals preußischen Hohenzollern der französischen Besatzungsmacht, der nördliche Teil, zusammen mit Nordbaden, der amerikanischen Besatzungsmacht. In beiden Teilen wurden kirchliche Angelegenheiten auf strikt konservative Weise geregelt. So hieß es in § 31 der Verfassung für Württemberg-Baden vom 28. November 1946: „Religionsgemeinschaften, die bisher Körperschaften des öffentlichen Rechts waren, bleiben es weiterhin.“ In § 34 hieß es: „Die dauernden Verpflichtungen des Staates zu wiederkehrenden Leistungen an die Kirchen bleiben dem Grunde nach unberührt.“ In der Verfassung für Württemberg-Hohenzollern vom 18. Mai 1947 hieß es in Abschnitt XIII über „Die Religionsgemeinschaften“ lapidar, alle Rechte bestünden weiter, so wie sie am 1. Januar 1933 bestanden hätten, also vor Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft.
Mit großer Nachsicht behandelte der Evangelische Oberkirchenrat die ehemaligen Deutschen Christen. Die alten Kontroversen sollten nicht fortgesetzt werden. Mit Energie setzte sich Landesbischof Wurm bei den Besatzungsmächten für verurteilte Kriegsverbrecher ein. Für den Großteil der Bevölkerung standen andere Probleme im Vordergrund. Die Versorgung mit Lebensmitteln war knapp, viele Familienväter waren noch in der Kriegsgefangenschaft und Beamte mussten sehen, wie sie die Entnazifizierung überstanden. Erst nach der Währungsreform gingen die Geschäfte wieder etwas besser. Nach 1933 hatte die Evangelische Landeskirche viele Kircheneintritte verbuchen können, in den späten 1930er-Jahren waren jedoch viele Menschen wieder aus der Kirche ausgetreten. Nun, unmittelbar nach Ende des Krieges, waren die Kirchen wieder voll. Doch auch dieser Trend sollte nicht lange dauern.
Staatliche Neuordnung und Säkularisierung: 1953–2017
Nach mehrjährigen, teilweise kontroversen politischen Diskussionen schlossen sich im Jahre 1952 Nordbaden, Südbaden, Nordwürttemberg und Südwürttemberg-Hohenzollern zum Land Baden-Württemberg zusammen. Wirtschaftliche Erwägungen gaben bei dieser Entscheidung den Ausschlag. Im Gegensatz zu Baden stimmten beide Teile von Württemberg für die staatliche Neuordnung. In der Verfassung des Landes Baden-Württemberg regelt Art. 5 das Verhältnis von Staat und Kirche durch den einfachen Hinweis, es gelte Art. 140 des Grundgesetzes, der seinerseits die Art. 136 bis 139 sowie Art. 141 der Weimarer Reichsverfassung übernimmt. Diese Bestimmungen sicherten die hergebrachte Ordnung. Bereits 1950 waren die evangelischen Kirchenkreise des Landesteils Hohenzollern in die Evangelische Landeskirche eingegliedert worden, die bis dahin als Teile der Altpreußischen Union zur Rheinischen Landeskirche gehört hatten. Seit Kriegsende nahmen fast alle Gemeinden des Landes Flüchtlinge aus verschiedenen Kirchen im Osten auf. Dadurch lockerten sich vielerorts auf lokaler Ebene die Bindungen an die Traditionen der württembergischen Landeskirche.
Seit 1952 umfasste die Evangelische Landeskirche von Württemberg damit nur einen Teil, etwa die Hälfte des großen neuen Bundeslandes. Religiöse Parität gehörte damit zur Staatsraison. Der erste Ministerpräsident des neuen Bundeslandes, Reinhold Maier, gehörte zur Evangelischen Kirche. Mit Gebhard Müller wurde 1953 der erste Katholik in dieses Amt gewählt, dem 1958 mit Kurt Georg Kiesinger und 1966 mit Hans Filbinger weitere Katholiken folgten. Die evangelischen Württemberger mussten sich außerdem daran gewöhnen, dass Filbinger aus Südbaden kam, also jenem Landesteil, der die Gründung des neuen Bundeslandes vehement abgelehnt hatte. Mit Winfried Kretschmann regiert seit 2011 erneut ein Katholik aus Württemberg, der zudem nicht mehr der CDU angehört, die bis dahin alle Ministerpräsidenten gestellt hatte, sondern Mitglied von Bündnis 90/Die Grünen ist. Ebenso wenig behagten manchen evangelischen Württembergern die Ergebnisse der von Filbinger und seinem SPD-Innenminister Walter Krause vorangetriebenen Verwaltungsneugliederung des Landes.
Bereits 1938 waren die Oberämter in Württemberg neu eingeteilt worden. An ihre Stellen traten Landkreise mit einem Landrat an der Spitze, an die Stelle der Kreise nunmehr Regierungsbezirke. In der neuen Kreiseinteilung vom 1. Januar 1973 wurde die Zahl der Landkreise von 63 auf 35 reduziert. Um die verschiedenen Landesteile besser miteinander zu verzahnen, wurden bei dieser Verwaltungsreform ganz bewusst die historischen Grenzen verändert. So wurden einige württembergische Kreise, so etwa Calw und Freudenstadt, dem badischen Regierungsbezirk Karlsruhe zugeteilt sowie die Kreise Rottweil und Tuttlingen dem ebenfalls badischen Regierungsbezirk Freiburg. Aufgegeben wurde auch die Parallelität von staatlicher und kirchlicher Zuordnung. Die alten Oberamtsbezirke wurden durch neue Regionalverbände ersetzt. Den evangelischen Dekanaten fehlte damit das gewohnte Pendant auf staatlicher Verwaltungsebene. Obwohl in vielen württembergischen Kirchengemeinden und in den kirchlichen Vereinen die Arbeit unverändert weiterging, blieb vom evangelischen Altwürttemberg nur noch ein Schatten übrig. Weniger gravierend war 1964 die Umbenennung der Landeskirchenversammlung in Synode.
Mit dem sogenannten „Wirtschaftswunder“ wurde Baden-Württemberg eines der reichsten Bundesländer. Auch die Kirchensteuereinnahmen flossen seit den 1950er-Jahren reichlich. Damit konnte die Evangelische Kirche neue Dienste organisieren und neues Personal einstellen. Unübersehbar wuchsen jedoch auch die Probleme. Als Folge der umfassenden Industrialisierung galt die Sonntagsruhe immer weniger. Seit den späten 1960er- und den 1970er-Jahren traten immer mehr Menschen aus der Kirche aus. Dieser Trend hält mit einigen Schwankungen bis zur Gegenwart an. Es gilt zusätzlich zwischen nominellen und aktiven Kirchenmitgliedern zu unterscheiden. Denn immer weniger der Menschen, die sich nicht von der Kirche trennen, blieben in den Kirchengemeinden aktiv.
Die pietistischen Gemeinschaften, die an vielen Orten nur eine Minderheit bildeten, besaßen, da sie der Kirche treu blieben, dadurch in vielen Kirchengemeinderäten plötzlich die Mehrheit. In der Synode standen sich wie schon in der Weimarer Zeit konservative und progressive Gruppen gegenüber. Kompromisse waren schwierig, besonders wenn es um grundsätzliche Fragen ging. Während für die Angehörigen der jungen Generation die Evangelischen Kirchentage zu einem höchst attraktiven Forum wurden, fehlte in den Einrichtungen der Inneren Mission kirchlich aktives Personal. Daher musste auch kirchenfernes Personal eingestellt werden. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts waren Diakonissen eine Stütze der Gemeindearbeit gewesen. Im ausgehenden 20. Jahrhundert fehlten sie an allen Ecken und Enden. Da die Zahl der Kirchgänger immer weiter zurückging, begann die Kirchenleitung seit dem späten 20. Jahrhundert, benachbarte Kirchengemeinden zusammenzulegen. Auf die Pfarrerinnen und Pfarrer kamen damit neue Aufgaben zu.
Noch ist ein Ende des Prozesses der Säkularisierung nicht abzusehen, noch sind die Probleme, die sich daraus ergeben, nicht gelöst. Trotz der Trennung von Kirche und Staat hat sich die Evangelische Landeskirche in Württemberg bisher nicht völlig von ihrer jahrhundertelangen Tradition als Staatskirche und damit von der Staatsnähe und dem Erbe einer bürokratischen Ordnung aus vordemokratischer Zeit gelöst. Der im Jahre 2007 geschlossene Evangelische Kirchenvertrag Baden-Württemberg ist nur ein Zwischenschritt auf dem Weg zur kompletten Staatsunabhängigkeit und damit zu völliger Selbständigkeit der Evangelischen Landeskirche Württembergs in einer religiös pluralistischen und säkularisierten Gesellschaft.
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Johannes Heil*
Jüdisches Leben im Südwesten seit 1945
Ende Juli 1949 berief der Berater der amerikanischen Militäradministration in Jüdischen Angelegenheiten, Harry Greenstein, unter dem Titel Zur Zukunft der Jüdischen Gemeinden in Deutschland eine Konferenz mit Vertretern in Deutschland lebender Juden und jüdischer Organisationen nach Heidelberg ein. Dabei wollte er auch die Frage des Einsatzes von Entschädigungszahlungen für den Wiederaufbau der Gemeinden in Deutschland beraten lassen. In seiner Eröffnungsrede zeigte er sich überzeugt, dass es in Zukunft jüdische Gemeinden in Deutschland geben werde, wobei über Größe und Beständigkeit nichts gesagt werden könne, denn die Situation sei zu unsicher („too fluid“).1 Es war auch diese Konferenz, in deren Verlauf der spätere amerikanische Hochkommissar John J. McCloy seine oft zitierte, gewiss mit höheren amerikanischen Stellen abgestimmte Äußerung tat, wonach der Umgang mit den Juden zum Prüfstein für die demokratische Entwicklung Deutschlands werde. Damit war ein Junktim formuliert, das die Existenz der Juden in Deutschland anhaltend bestimmen sollte.2 Im Nachhinein muss die Erwartung, die die amerikanische Seite an die Rolle der kleinen jüdischen Gemeinschaft zur gesellschaftlichen Gestaltung Nachkriegsdeutschlands knüpfte, überraschen, denn wenig sprach in diesen Jahren dafür, dass sich Juden nach den Erfahrungen der Shoah länger als irgend nötig dort aufhalten würden.
„Neugründungen“ jüdischer Gemeinden nach der Shoah
Gewiss, nur wenige Wochen nach der Befreiung Stuttgarts durch französische und amerikanische Truppen am 20./21. April 1945 fand am Shabbat, 2. Juni, in einem provisorisch eingerichteten Betraum in der Reinsburgstraße der erste jüdische Gottesdienst nach dem Zweiten Weltkrieg statt. Nur 24 Juden hatten das Ende des NS-Regimes in der Stadt erlebt; aus Theresienstadt und anderen Lagern konnten in den Folgewochen weitere Überlebende, insgesamt 180 Personen, zurückgeholt werden. Am 9. Juni etablierte sich die ehedem zerstörte Gemeinde durch Wahl eines provisorischen Vorstands. Ähnlich verliefen die Monate im Sommer 1945 in den anderen Städten im Südwesten. Allerdings will der Begriff „Neugründung“ nicht recht passen, denn jede Gründung schließt die Absicht auf Gestaltung und Beständigkeit ein. Die Handlungsweisen der Zeit waren aber allein von den Nöten des Moments bestimmt. Der Gottesdienst galt den spirituellen Bedürfnissen oder vielleicht nur der Not, sich selbst ein Zeichen setzen zu müssen. Darüber hinaus war die Errichtung von Gemeindestrukturen auch ganz pragmatischen Bedürfnissen geschuldet. Überlebende, Rückkehrer und Gestrandete mussten mit dem Nötigsten versorgt und Anlaufstellen für Suchende mussten geschaffen werden. Der Kontakt mit Militärverwaltung und Behörden erforderte Strukturen und geregelte Abläufe. Doch über Pläne und Hoffnungen dieser Jüdinnen und Juden sagen die Akte des Sommers 1945 nichts aus. Die Geschichte von den Gründungen, die kein Anfang sein sollten, stand in scharfem Kontrast zu McCloys Junktim und lässt sich wohl ausnahmelos für alle Orte, in die Juden nach 1945 zurückkamen, erzählen.3
Nathan Wolf: ein Beispiel aus Wangen am Bodensee
Einer der wenigen Rückkehrer, die blieben, war Nathan Wolf (1882–1970) aus Wangen am Bodensee (heute Gemeinde Öhningen). 1939 hatte er in die Schweiz fliehen können. Aus der Tatsache, dass er 1945 seinen Platz in Wangen wieder einnahm, könnte man schließen, dass er wirklich nach Hause zurückkehrte. Lediglich das ostentative Missfallen, das er bekannten Nationalsozialisten zeigte, wäre als Hinweis zu lesen, dass es offene Rechnungen gab. Man muss sich Nathan Wolfs Handeln freilich näher ansehen, um zu verstehen, dass er wohl kaum andere Optionen hatte, als die Rückkehr auszuhalten und seine Rolle zur stillschweigenden Verständigung über die Vergangenheit zu spielen. Wolf stammte aus einer eingesessenen Familie. Sein Großvater hatte eine koschere Metzgerei betrieben, die angesichts des Rückgangs der jüdischen Bevölkerung zwischen 1864 (236 Juden) und 1900 (105 Juden) aber zunehmend unrentabel geworden war. Nathans Vater war dann als Viehhändler und Landwirt tätig und wich vom traditionellen Lebensrahmen ab, als er seinen Sohn zum Lateinunterricht beim Pfarrer des Nachbardorfs sandte, um ihm den Wechsel auf das Gymnasium in Konstanz zu ermöglichen. Nach dem Abitur studierte Nathan in München Medizin, nahm am Ersten Weltkrieg als Sanitätsoffizier teil, überlebte den Krieg im Unterschied zu vier anderen Juden seines Ortes und kehrte hochdekoriert nach Wangen zurück, wo er sich als Arzt niederließ und Auguste Neuhaus, eine Kölner Katholikin heiratete. Nach 1933 bot Wolfs Status als Kriegsteilnehmer in „Mischehe“ nur anfänglich Schutz. Nachdem er im Gefolge des Novemberpogroms 1938 mehrere Wochen lang inhaftiert gewesen war, ließ er seine Frau mit den Kindern zurück und floh in die Schweiz, wo er sich mit medizinischen Hilfsleistungen durchschlagen musste. Eine Aussicht auf eine Niederlassung als Arzt hatte er nicht, zumal er wegen Fluchthilfe für Juden von einem Schweizer Gericht verurteilt worden war. Seine Frau hat er nicht wiedergesehen; sie starb 1942 an Tuberkulose.
Nach dem Ende von Verfolgung und Krieg gab es in Wangen keine anderen Rückkehrer, mit denen Nathan Wolf eine neue Gemeinde hätte gründen können. Wohl an die zwanzig Wangener Juden, darunter nahe Verwandte, waren umgebracht worden. Ohne Wolfs Überlegungen zu kennen, kann festgehalten werden, dass seine Optionen überschaubar waren. Mit seinen beiden aus dem Arbeitsdienst zurückgekehrten Kindern Gert und Hannelore (der späteren württembergischen Oberstaatsanwältin Hannelore König) bestand – sollte er überhaupt daran gedacht haben – wenig Aussicht auf eine Einwanderung in den 1948 gegründeten Staat Israel. Andere Optionen, etwa der Wechsel in eine größere Stadt oder die Auswanderung in ein drittes Land, dürften sich für den bald Sechzigjährigen von selbst erledigt haben. So blieb Wangen als einzige Möglichkeit, sich wieder ein Leben aufzubauen. Immerhin erhielt er sein Elternhaus zurückerstattet und konnte in Wangen als kommissarischer Bürgermeister und in anderen Ämtern wirken sowie ein wirtschaftliches Auskommen als Arzt finden. Dennoch: Die Normalität im Leben des Nathan Wolf dürfte alles andere als normal gewesen sein. Er war eher ein Übriggebliebener denn ein Rückkehrer. Seine erneute Niederlassung in Wangen änderte
Reiches historisches Erbe der ehemaligen jüdischen Landgemeinden im Südwesten: Die Innenaufnahme zeigt die alte Synagoge in Sulzburg im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, die im „Dritten Reich“ zwar geschändet, aber nicht völlig zerstört worden war.
auch nichts daran, dass das über Jahrhunderte hinweg gerade im deutschen Südwesten reiche, ja bestimmende Landjudentum mit der Shoah vernichtet worden ist. Wiedergründungen von Gemeinden fanden fast ausschließlich in größeren Städten statt.4
Vielfältige Gründe für das Bleiben
Wie schon aus Wolfs Beispiel zu ersehen ist, waren die Gründe für das Bleiben vielfältig, ganz gleich ob Rückkehrer, Untergetauchte (wie die Stuttgarter Hanne Leus5 und Ernst Guggenheimer6) oder Displaced Persons (kurz „DPs“, also Überlebende aus anderen Ländern, die Lager, Zwangsarbeit und Todesmärsche überstanden hatten und bei Kriegsende im Südwesten gestrandet waren). Über den weiteren Gang bestimmten meist mehr die Umstände als die Hoffnungen. Manchmal standen der Auswanderung anhängige Verfahren um Entschädigung oder die Sorge um den Verfall von Rentenansprüchen entgegen, in anderen Fällen Krankheiten oder das Alter, sei es das eigene oder das der gerade erst wiedergefundenen Verwandten, gelegentlich auch erste berufliche Erfolge. All das musste gegen die Unwägbarkeiten erneuter Migration abgewogen werden. Nur vereinzelt wurden bei alledem auch Stimmen mit programmatischem Anklang laut, wonach man den Verfolgern einen späten Triumph streitig machen und aktiv am Aufbau eines besseren Deutschland teilnehmen wolle.7
Kontakte der Juden zur übrigen Bevölkerung waren spannungsgeladen und auf das Nötigste beschränkt. Besonders die angeblich gut versorgten und den Schwarzmarkt versorgenden Insassen der DP-Lager boten eine willkommene Projektionsfläche, um die alte Judenfeindschaft mit dem Hinweis auf die eigene Not neu zu bemänteln. In Einzelfällen eskalierte die Situation zwischen DPs und Deutschen, etwa 1946 beim Landsberger Aufstand8 oder bei einer Razzia im Stuttgarter DP-Lager Reinsburgstraße, wo der Auschwitz-Überlebende Shmul Danzyger von der deutschen Polizei erschossen wurde.9 Nicht allein solche Ereignisse, sondern das Gesamte der Bedingungen ließ viele der Überlebenden die Zeit nach 1945 als Fortsetzung des zuvor Erlebten und weniger als Neuanfang erleben.10 Unsicherheit und Misstrauen prägten lange anhaltend die Beziehungen zur Umwelt der Gemeinden, und dieses Gefühl war ja vielfach nur zu begründet. Drei Jahre bevor McCloy sein Heidelberger Junktim formulierte, hatte ein weitsichtiger Beobachter in der vom American Jewish Committee gegründeten Zeitschrift Commentary bereits dessen Umkehrthese formuliert und auf das hingewiesen, was die Forschung später als „Schulabwehr-Antisemitismus“ definiert hat: „Die heutigen Juden in Deutschland […] sind das corpus delicti. […] Solange den Deutschen der moralische Wille fehlt, die Konsequenzen der Nazi-Verbrechen gegen die Juden zu akzeptieren, werden sie versuchen, den Ankläger zu bannen und ihn als Störenfried bezeichnen.“11
Das Beispiel der jüdischen Gemeinde in Mannheim
Langanhaltend und bestimmend war deshalb auch das Gefühl, „mit gepackten Koffern“ zu leben. So blieb 1951 ein Angebot der Stadt Mannheim, „aus Gründen der Tradition und zum Gedächtnis der vielen Juden, die in der Nazizeit ihr Leben lassen oder die Stadt Mannheim verlassen mussten“, die zerstörte Synagoge wiederaufzubauen und das Land dafür um Unterstützung zu bitten, ohne erkennbare Resonanz bei der kleinen Mannheimer Gemeinde, wo von einst 6500 Gemeindemitgliedern gerade einmal sechzig die Shoah überlebt hatten, die Mehrzahl davon unter extremen Bedingungen in „privilegierten Mischehen“.12 Immerhin hatte Oberbürgermeister Hermann Heimerich auf die Unterstützung des Landes Württemberg für die Synagogenbauten in Stuttgart und Karlsruhe verweisen können. Dessen ungeachtet schrieb der Mannheimer Vorstand 1952, dass man auch auf die Wiederherstellung der Trauerhalle am Friedhof „keinen Wert lege“.13 Die schließlich 1957 eingeweihte Synagoge in der Maximilianstraße war dann ein kleiner, unauffälliger Zweckbau, der am besten als freistehender Betsaal beschrieben ist.14 Allerdings scheint sich auch sonst das innerhalb der Gemeinde und auch öffentlich geäußerte Selbstverständnis nicht ganz mit individuell abgefragten Auffassungen gedeckt zu haben. Die Unterlagen der Heidelberg Conference vom Juli 1949 nennen für einige Gemeinden erstaunlich hohe Werte für eine Bleibeabsicht. Dabei war Mannheim mit 85 Prozent an der Spitze (Darmstadt 55 %, Heidelberg 40 %).15 Womöglich geben diese Zahlen nur
Die Aufnahme zeigt die Einweihung der Synagoge in der Mannheimer Maximilianstraße im Jahr 1957.
kurzfristige Perspektiven wieder und wären bei der Frage nach langfristigen Absichten niedriger ausgefallen. Dennoch deuten die Zahlen an, dass die Vorstellungen jenseits der eindeutigen Haltung der Mannheimer Gemeindeführung weniger entschieden waren.
Der Neubau der Stuttgarter Synagoge
In Stuttgart wurde bis 1952 tatsächlich eine Synagoge neu gebaut, und zwar in der Hospitalstraße. Der Architekt war der Stuttgarter Ernst Guggenheimer (1880–1973). Er hatte vor der NS-Zeit bereits Gemeindebauten ausgeführt, darunter 1926 in Schwäbisch Gmünd und 1928 den Umbau der Ulmer Synagoge. 1938 hatte er am Abriss der Synagoge in der Stuttgarter Hospitalstraße mitwirken müssen, auf deren Grundmauern er dann den Neubau des in seiner Anlage zukunftsweisenden Gemeindezentrums mit Synagoge ausführen konnte.16 Mit den stilisierten Gesetzestafeln an der Außenfront und dem Davidstern im Fenster darüber wurde das Gebäude als jüdischer Bau erkennbar, reihte sich aber sonst ganz in die Straßenflucht ein. Natürlich hätte damals schon der Satz fallen können, „wer ein Haus baut, will bleiben“, den Salomon Korn Jahre später, im September 1986, anlässlich der Einweihung des Frankfurter Gemeindezentrums aussprach und der danach oft als Leitsatz für die neue Beständigkeit jüdischen Lebens in Deutschland zitiert worden ist. Er war auch schon früher gesagt worden, nämlich bei der Einweihung der Hamburger Synagoge im Jahr 1960. Dort war der Satz aber aus dem Mund des Ersten Bürgermeisters Max Brauer gekommen, vielleicht als Ermutigung, vielleicht als Beschwörung, jedenfalls nicht als Stimme aus der Gemeinde.
In der Stuttgarter Gründungsurkunde von 1951 wurde etwas ganz anderes, Nüchternes gesagt: „Erst im Jahr 1950, als alle, die auswandern wollten, weg waren, ging man daran, eine Synagoge und ein Gemeindehaus zu planen.“ Offenbar bedurfte es erst der Klärung des Bestands der Gemeinde, bevor ihre provisorischen Einrichtungen in einen Neubau überführt werden konnten. Über die Zukunft findet sich in diesem Dokument, das ausführlich die Geschichte der Stuttgarter Synagoge vom Bau 1859 über die Zerstörung der NS-Zeit erzählt, nicht ein Wort.17 Dabei übertraf der Stuttgarter Neubau bei weitem das, was an anderen Orten erreicht werden konnte. In Karlsruhe wurde lediglich ein Betsaal im Rückgebäude des verbliebenen Gemeindehauses Herrenstraße 14 eingerichtet und erst 1971 durch den Bau der Synagoge in der Knielinger Allee abgelöst. In Heidelberg wurde der Gottesdienst, zu dem anfangs auch Angehörige der US-Streitkräfte kamen, lange in provisorischen Betsälen gehalten. Erst 1992 wurde mit dem Bau der Synagoge in der Weststadt begonnen. Immerhin blieb keine der Nachkriegsgemeinden ohne Dach und Zentrum. Bis 1970 wurden in Deutschland über vierzig Sakralbauten errichtet. In einigen Städten wurden Ruinen wiederaufgebaut (zum Beispiel Berlin, Frankfurt, Köln), anderswo wurden neue Bauten errichtet oder zumindest Betsäle eingerichtet. In Baden-Württemberg wurden
„Wer ein Haus baut, will bleiben.“ Der Neubau der Stuttgarter Synagoge in der Hospitalstraße, aufgenommen im Jahr 1964.
bis 1989 noch weitere Synagogen in Freiburg (1985) und Mannheim (1987) errichtet.
Dass man in den Jahren unmittelbar nach 1945 auch in Stuttgart pragmatisch baute, dürfte auch den begrenzten Finanzmitteln geschuldet gewesen sein. Denn beim Anspruch auf Rechtsnachfolge und Entschädigung für die anderen 52 in der NS-Zeit erloschenen Gemeinden Württembergs sah sich die Israelitische Kultusvereinigung Württemberg (IKVW) den konkurrierenden Ansprüchen der Jewish Restitution Successor Organization (JRSO) gegenüber, die ebenfalls das Eigentum untergegangener Gemeinden beanspruchte. Nach deren Auffassung fiel dem jüdischen Volk, „in dessen Bedeutungszentrum“ der gerade gegründete Staat Israel eingerückt war (Dan Diner), das gesamte individuelle wie auch körperschaftliche Erbe der Ermordeten zu. Das daraus folgende Dilemma beschrieb Dan Diner mit den Worten: Es lag den Gemeinden in Deutschland „nichts ferner, als sich mittels des für rechtens erachteten Anspruchs auf Liegenschaften und anderes jüdisches Körperschaftseigentum am durch den Holocaust erzeugten jüdischen Kollektiv zu versündigen. Schließlich begehrten sie ihrerseits nichts Sehnlicheres, als ihm ganz und gar anzugehören.“18 Erst 1957 wurde ein Kompromiss erreicht, der eine in etwa gleiche Teilung der Mittel festlegte, was aber ansonsten keine allseitige Akzeptanz der jüdischen Gemeinschaft im Ausland nach sich zog.
Intern angefochtener Status
Interne Probleme kamen hinzu. Greensteins 1949 in Heidelberg präsentierter Vorschlag, Restitutionsvermögen für den Aufbau von Gemeinden in Deutschland zu verwenden, hatte seinerzeit den energischen Protest der DP-Vertreter provoziert. Das signalisierte klare Distanz zu allen Aufbauplänen und folgte der Linie, die der Jüdische Weltkongress bei seiner Sitzung in Montreux im Sommer 1948 „mit kräftiger Entschlossenheit“ gegen „jegliche jüdische Präsenz in Deutschland für alle Zeit“ festgeschrieben hatte.19
Der angefochtene Status der in Deutschland verbliebenen Juden wirkte lange nach und brach in den 1990er-Jahren, als Juden aus der früheren Sowjetunion in größerer Zahl statt nach Israel ausgerechnet nach Deutschland migrierten, noch einmal neu auf. Dabei hat keine rabbinische Autorität je einen Cherem (Bann) ausgesprochen, aber auch so war der ungesagte Bann, wie Dan Diner betont, allgegenwärtig.
In den Gemeinden hat die Ähnlichkeit der Schicksale und Lebensumstände von Rückkehrern und DPs aber keine Eintracht befördert. Im Gegenteil: Die unterschiedlichen Selbstverständnisse und Ziele schufen neue Distanz. Im März 1947 musste die Stuttgarter Gemeindeführung ihren Anspruch, „allein die Geschichte zu besorgen“, gegen die Vertretungsansprüche der DP-Vertretung vom „Zentralkomitee der befreiten Juden in der amerikanischen Zone“ einklagen.20 Im badischen Teil der US-Zone waren fünfzig Prozent der Juden „ostjüdisch“ geprägt, in Württemberg waren es über achtzig Prozent. Aus München, Stuttgart, Frankfurt am Main und anderen Städten sind aus frühen Jahren Versuche bekannt, nichtdeutsche Juden vom Wahlrecht zu den Gemeindegremien auszuschließen oder wenigstens mit Auflagen zu versehen.21 Auf der anderen Seite begehrten DPs, die bis zur Auflösung der Lager keine Möglichkeit zur Auswanderung gefunden hatten und nun in die Gemeinden kamen, gegen die deutschen Gemeindeführungen auch mit dem Argument auf, dass viele ihrer Vertreter in „Mischehen“ lebten. War die anfangs einheitliche Haltung der DPs gegen eine jüdische Zukunft in Deutschland von den Entwicklungen der Folgejahre zumindest kurzfristig überrollt worden, so setzte sich der Zwist in den Gemeinden auf andere Weise fort. Die Konflikte verliefen nicht nur entlang der Konkurrenz zwischen Jiddisch und Deutsch Sprechenden. In Spannung zueinander standen Gemeinde- und Gemeinschaftsmodelle mit widerstreitenden Traditionen des Gottesdienstes und der Lebenspraxis.
Unterschiedliche Gemeinde- und Gemeinschaftsmodelle
Die Mehrheit bewegte sich in einem Orientierungsraum, der von traditioneller Orthodoxie zu chassidischen Traditionen reichte.22 Dagegen spielte das vielgestaltige Erbe der deutschen Juden, das von der Neo-Orthodoxie bis zum Reformjudentum gereicht hatte, lange Zeit kaum eine Rolle. Auch deshalb folgte das nach 1945 bestimmende Konzept der Einheitsgemeinde weniger programmatischen Zielen, sondern der Einsicht, dass allein die geringe Zahl von Juden in Deutschland keine Zergliederung in Strömungen zulasse. In Berlin konnte sich gegenüber der faktischen Mehrheitsorthodoxie eine liberale Resttradition behaupten, andernorts wurden, zunächst 1967 in Frankfurt am Main, erste Versuche unternommen, unter dem Dach der einen Gemeinde verschiedene Strömungen zu behausen.
Die Gestaltung religiöser und gemeindlicher Pluralität verläuft bis heute vielfach konflikthaft. Deshalb wird man nicht gleich den „Verfall der Einheitsgemeinden“ diagnostizieren müssen,23 aber unter Gemeindemitgliedern und Verantwortlichen geht durchaus die Sorge um, dass die gegenwärtig bereitstehenden Räume in Zukunft ohne nachhaltige Nachwuchsarbeit, die die Vielfalt jüdischer Identitäten und Strömungen positiv aufgreift, nicht gefüllt werden können.
Strukturen, die bis auf Napoleon zurückgehen
Die institutionelle Entwicklung jüdischen Lebens in Deutschland bewegte sich lange in einem Vakuum. Die Adaption des McCloy’schen Junktims durch die Politik des Bundes und der Länder erfolgte unauffällig, doch bedacht im Umfang dessen, was dem Ansehen der Bundesrepublik dienlich war. Gleichwohl hat die politisch geleitete Behütung jüdischen Lebens jenseits ungelöster innerer Probleme den Aufbau organisatorischer Strukturen befördert. Dabei folgten die jüdischen Regionalorganisationen nicht überall den Grenzen der neu entstandenen Länder. Die Gemeinden im Südwesten stellten sich dabei mit ihrer Verfassung in eine historische Linie, die äußerlich den Bruch der Jahre 1933 bis 1945 in den Hintergrund treten ließ. Denn die Israelitische Religionsgesellschaft Baden (bis 1953 mit zwei nach alliierten Zonen getrennten „Oberräten“) und die Israelitische Religionsgesellschaft Württemberg griffen nicht nur dem Namen nach, sondern auch in ihrer staatskirchenrechtlichen Erfassung Strukturen auf, die bis in die napoleonische Zeit zurückreichen.24
Modern und mitten in der Stadt: die 2012 eröffnete Synagoge in Ulm mit jüdischem Gemeindezentrum.
Auch nach der Gründung des Bundeslandes Baden-Württemberg im Jahr 1952 blieben die getrennten jüdischen Regionalorganisationen und Landesrabbinate bestehen, die in Baden bis 1990 kaum 1000 und in Württemberg weniger als 700 Juden repräsentierten. Kontinuität und Bruch finden sich hier auf engem Raum und auf eigene Weise abgebildet. Selbst Ende der 1980er-Jahre bestanden in Baden nur fünf verfasste Gemeinden: Heidelberg, Mannheim, Karlsruhe, Baden-Baden und Freiburg mit der Außenstelle Konstanz als einzig verbliebener jüdischer Ort auf der deutschen Seite des Bodensees. Die Gemeinde in Pforzheim wurde 1994 als selbständige Körperschaft anerkannt und hat seit 2006 eine Synagoge. Nach dem Zuzug von Neumitgliedern aus der früheren Sowjetunion kam es 1995 zu Gründungen eigener Gemeinden in Emmendingen und Lörrach. Die Gemeinde Rottweil/Villingen-Schwenningen entstand 2002. Die Israelitische Kultusvereinigung Württemberg (IKVW), seit 1966 Israelitische Religionsgemeinschaft Württemberg (IRGW), besteht heute aus der Großgemeinde Stuttgart mit Außenstellen in mehreren Städten, die mit ihren religiösen Profilen in der Summe ein breites Spektrum jüdischer Strömungen abdecken. Gegenwärtig sind das Heilbronn, Esslingen, Reutlingen, Tuttlingen, Hechingen, Schwäbisch Hall, Heidenheim/Brenz, Weingarten und Ulm, wo 2012 im Beisein von Bundespräsident Joachim Gauck eine neue Synagoge eingeweiht werden konnte.
Staatsverträge wie mit den Kirchen
Den seit den 1990er-Jahren gestiegenen institutionellen und finanziellen Anforderungen an die Gemeinden tragen die Staatsverträge Rechnung, die das Land Baden-Württemberg 2010 mit den beiden territorialen Religionsgemeinschaften unterzeichnet hat. Vorangegangen waren Staatsverträge in anderen Bundesländern, angefangen mit Niedersachsen (1983) und Hessen (1986). Der Staatsvertrag der Bundesrepublik Deutschland mit dem Zentralrat der Juden in Deutschland folgte 2003. In der Sache stellen diese Verträge die vollständige Gleichstellung der jüdischen Gemeinden mit den Kirchen sicher. In den Verträgen für Baden-Württemberg wird die „Erhaltung, Pflege und Entwicklung des gemeinsamen deutsch-jüdischen Kulturerbes“ als öffentliche Aufgabe definiert. Die Regelung zu den bis dahin freiwilligen Landeszuwendungen soll den Gemeinden Planungssicherheit für den Gebäudeunterhalt oder die Einrichtungen von Kindergärten, Schulen und sonstigen Gemeindeeinrichtungen geben. Damit wurde die Position der Religionsverbände gestärkt, was in Baden in der Umsetzung mit den Gemeinden aber neue Probleme schuf. Das zeigte sich im Verlauf der jahrelangen Spaltung der Konstanzer Gemeinde ebenso wie in der Finanzkrise der Gemeinde Baden-Baden, die zeitweise zur Handlungsunfähigkeit des Oberrats führte.25 Die Grundsteinlegung für die Synagoge der kleinen Rottweiler Gemeinde an der Grenze zwischen Baden und Württemberg verzögerte sich deshalb über fast drei Jahre hinweg und konnte erst im März 2016 vollzogen werden.
Dass der Zentralrat der Juden, die Landesverbände und die Gemeinden heute die Partner der staatlichen Seite für die Regelung staatskirchenrechtlicher Belange der jüdischen Gemeinschaft sind, macht einen markanten Unterschied zur Situation in der Weimarer Republik aus. Diese Entwicklung hat McCloy mit seinem Satz vom jüdischen Leben als Lackmustest für die Demokratiefähigkeit Nachkriegsdeutschlands sicher nicht erwartet, in der Sache aber vorweggenommen. Gerade weil der Fortbestand jüdischen Lebens in Deutschland nach 1945 ungewiss und umstritten war, haben die Gemeinden und Verbände effiziente Strukturen zu ihrer Vertretung gegenüber dem Staat, den Ländern und den Kommunen errichtet. Die Gegenstände dieser Beziehung gingen mit Fragen der Rückerstattung, Entschädigung sowie Gemeindestrukturen weit über die religiöse Sphäre der Gemeinden hinaus. Diesen Test und alle Krisen bestanden zu haben, indem man vereint Wege gefunden hatte, kam ja beiden Seiten – sowohl der staatlichen als auch der jüdischen – zugute.
Der Zuzug aus der ehemaligen Sowjetunion
Die Fragen der unmittelbaren Nachkriegszeit haben sich zwischenzeitlich ganz überwiegend auf die Sicherung zukunftsfähiger Gemeindestrukturen verlagert, die Struktur der Kooperation hat sich aber behauptet. Die Zuwanderung von Juden aus der früheren Sowjetunion in den 1990er-Jahren hat diesen Anstrengungen noch einmal einen ganz eigenen Schub verliehen. Auch verglichen mit der Zahl von etwas mehr als einer Million Einwanderer nach Israel fielen die der etwa 200 000 „Kontingentflüchtlinge“ auf deutscher Seite, von denen gut 100 000 Gemeindemitglieder wurden, zahlenmäßig ins Gewicht. Für die deutschen Gemeinden bedeuteten sie einen erheblichen Zuwachs. In Baden stieg die Zahl der Juden von 1259 (1991) auf derzeit fast 5000, in Württemberg von 679 (1992) auf über 3000. In den Großstadtgemeinden steigen die Mitgliederzahlen weiterhin leicht, während kleinere Gemeinden zuletzt rückläufige Zahlen aufwiesen.
Ein pragmatisches Zusammenleben
Historiker haben vom „Gabentausch“ gesprochen, der wechselseitige Bindungen anerkennt, bestätigt und auch erzeugt – was manchmal auch Kritik hervorrief und Verwerfungen nach sich zog. Das war etwa 1978 der Fall, als dem vergangenheitsbelasteten Ministerpräsidenten Hans Filbinger (CDU) der damalige Präsident des Zentralrats und badische Oberratsvorsitzende Werner Nachmann (1925–1988) im Alleingang beisprang, weil dieser für die „jüdischen Mitbürger eine Arbeit geleistet“ habe, „die gleichzeitig dem Land Baden-Württemberg wie der Bundesrepublik zu Gute gekommen“ sei.26 Filbinger musste trotzdem zurücktreten, und Nachmann seinerseits geriet nach seinem Tod wegen Unregelmäßigkeiten im Umgang mit Wiedergutmachungsgeldern ins Zwielicht.27
Aber solche Krisen widerlegten die McCloy’sche Formel nicht, denn ihre Wirksamkeit erwies sich auf grundsätzlicher Ebene. Dabei spielte es keine Rolle, ob die jüdischen Vertretungen, wie in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik, eher zurückgezogen für ihre Gemeinden wirkten oder seit Ende der 1980er-Jahre eine öffentliche Position einnahmen. Heinz Galinski hat diese öffentliche Position in seiner zweiten Amtszeit als Zentralratsvorsitzender (1988–1992) noch gesucht, während sie seinem Nachfolger Ignatz Bubis (1992–1999) regelrecht aufgedrängt wurde. In der Flüchtlingskrise der frühen 1990er-Jahre wurde Bubis zur Stimme jener, die Deutschland anders, nämlich pluraler denken konnten. „Missionar eines toleranten Zusammenlebens von jüdischen und nichtjüdischen Deutschen, von türkischen und kurdischen, albanischen und serbischen Mitbürgern“ hat man ihn in einem der vielen Nachrufe genannt.28 Auch wenn Ignatz Bubis in seinen letzten Tagen tiefe Skepsis gegenüber dem Erreichten geäußert hat, sind mit seiner Amtszeit die Koordinaten des Beziehungsgefüges zwischen Juden und anderen Deutschen neu bestimmt worden. Die kleine jüdische Minderheit war aus dem Hintergrund herausgetreten und zum Akteur auf der Bühne der Republik geworden. Aber dabei ist auch zu bedenken, dass diese Mobilisierung spannungsgeladenen Anlässen wie der Fassbinder-Kontroverse (1985) oder Martin Walsers Frankfurter Paulskirchenrede (1998) entsprang.29
Die Rolle der Rabbinate
Die Rabbinate der Nachkriegszeit konnten der gesellschaftlichen Rolle, die ihren Gemeinden zugewachsen war, lange kaum entsprechen, zumal ihr Zuschnitt bis in die Gegenwart hinein vielerorts ausgesprochen prekär geblieben ist. Die einstmals europaweit führenden rabbinischen Ausbildungsinstitutionen waren zerstört, und das Land war für auswärtige Geistliche wenig attraktiv. Die unmittelbar in den Nachkriegsjahren eingeleitete Verschiebung der Gewichte zur Sphäre des Politischen hat schon früh zu Kontroversen geführt. Der badische Landesrabbiner Robert Raphael Geis (1906–1972), der in Frankfurt am Main geboren war und das Konzentrationslager Buchenwald überlebt hatte, monierte in einem internen Schreiben an Kollegen 1957, dass sich Gemeindeleitungen „das Recht der religiösen Entscheidung und Repräsentanz bei völliger Unwissenheit vielfach an-maßen“.30 Dabei blendete er aus, dass im Unterschied zu ihm selbst oder seinem Nachfolger Nathan Levinson (1921–2016), die in der deutschen oder sonstigen europäischen Rabbinatstradition der Vorkriegszeit standen, manch einer der aus dem Ausland und oft nur für kurze Zeit gewonnenen Rabbiner mit den Verhältnissen in Deutschland und den Bedürfnissen der Gemeinden kaum vertraut war. Sie konnten oft wenig zu den Anforderungen beitragen, vor denen ihre Gemeinden standen, und überhaupt mussten viele kleinere Gemeinden ohne eigenen Rabbiner auskommen. Mittlerweile bestehen in Deutschland wieder eigene akademische und rabbinische Ausbildungsstätten. Davon profitieren die Gemeinden, aber auch die Allgemeine Rabbinerkonferenz (ARK) und die Orthodoxe Rabbinerkonferenz Deutschlands (ORD), die in den vergangenen Jahren an Mitgliederzahl und internationalem Ansehen deutlich gewonnen haben.
Seit vierzig Jahren: die Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg
Die Entwicklung, die das jüdische Leben im gesamtdeutschen und europäischen Zusammenhang seit 1945 genommen hat, lässt sich auch an der bald vierzigjährigen Geschichte einer besonderen Institution in Baden-Württemberg ablesen: der Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg. 1979 in Trägerschaft des Zentralrats der Juden in Deutschland gegründet, sollte sie nach der Vorstellung des damaligen badischen Landesrabbiners Nathan Levinson für die Ausbildung des benötigten geistlichen Personals für die damals gerade 30 000 Personen zählende jüdische Gemeinschaft wirken. Diese Zielsetzung war an sich ein starkes, auf die Zukunft gerichtetes Zeichen. Allein die Umstände führten, wie Levinson schon kurz nach der Gründung monierte, dazu, dass die Hochschule auch Zuspruch nichtjüdischer Studenten und Forscher fand. Sie gewann ein ganz eigenes Profil, wurde aber kein Rabbinerseminar. Heute ist sie, durch das Land Baden-Württemberg, die anderen Bundesländer und den Bund gefördert, der mit Abstand am breitesten aufgestellte Standort der Jüdischen Studien in Europa, mit deutsch- und englischsprachigen Studiengängen und Promotionsrecht. In Heidelberg und darüber hinaus ist sie vielfältig in der geisteswissenschaftlichen, sozialwissenschaftlichen und theologischen Verbundforschung vernetzt. Ihre breite wissenschaftliche Aufstellung bietet auch das Fundament für die gemeindebezogene Ausbildung. Die Heidelberger Hochschule sichert die akademische Rahmenausbildung für das Rabbinatsstudium und ist bundesweit zugleich der einzige Standort für das Staatsexamen für das Unterrichtsfach Jüdische Religionslehre. Gemeinsam mit den rabbinischen Ausbildungsstätten in Berlin und Potsdam besteht damit heute die Gewähr, den Gemeinden wissenschaftlich qualifiziertes Personal für die Aufgaben von morgen bereitzustellen.
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Mathias Rohe
Muslime in Deutschland
Die Geschichte des Islam im Lande ist älter als die der Muslime. Im Süden und Osten Europas lebte seit dem Mittelalter eine erhebliche Zahl von Muslimen. Neben kriegerischen Auseinandersetzungen fand dort jedoch auch ein reicher kultureller Austausch statt. Hierzulande nahm man den Islam dagegen weitestgehend aus der Distanz wahr, ohne Begegnung mit Muslimen. Im Rahmen der Kreuzzüge und aus einzelnen Berichten von Reisenden oder entkommenen Kriegsgefangenen gelangte dann mehr Wissen ins Land, nicht selten ideologisch gefärbt. Das Kreuzzugsgeschehen in der Zeit Kaiser Friedrich Barbarossas hat Ludwig Uhland im 19. Jahrhundert in seinem berühmten Gedicht Der wackere Schwabe aufgegriffen. Die militärischen Auseinandersetzungen mit dem im 15. und 16. Jahrhundert expandierenden Osmanischen Reich erzeugten neue Ängste. Der Islam wurde mit dem „Türken“ gleichgesetzt, Theologen wie Martin Luther meinten in ihm eine Strafe Gottes und ein Zeichen für die nahende Endzeit zu erkennen. Im späten 16. Jahrhundert schrieb der württembergische Theologe Salomon Schweigger, der zwischen 1577 und 1580 an einer Gesandtschaft ins Osmanische Reich beteiligt war und die erste deutschsprachige Koranübersetzung verfasste (1616), empört von den demütigenden Zeremonien beim Empfang kaiserlicher Gesandten durch den osmanischen Sultan.1
Islam und Europa: eine lange Beziehungsgeschichte
Keineswegs stand aber ein „christliches Abendland“ geschlossen gegen die Osmanen oder die Araber und Berber in Nordafrika. Vielmehr wurden immer wieder Allianzen zwischen christlichen und muslimischen Reichen gegen interne Rivalen geschlossen. So überfiel der französische König Ludwig XIV. in Koordination mit dem osmanischen Herrscher kurz nach der
Von Museumsbesuchern vielfach bestaunt: Eine Truhe mit Stücken aus der „Türkenbeute“ im Badischen Landesmuseum im Schloss Karlsruhe.
zweiten Belagerung Wiens durch die Osmanen das Heilige Römische Reich und ließ dabei die Pfalz verwüsten.
In dieser Zeit kamen die ersten Muslime auf Dauer ins Land, meist als sogenannte „Beutetürken“. Manche der Gefangenen wurden zusammen mit anderen Menschen aus Übersee (z.€B. „Hofmohren“) als exotische Erscheinung in den Hofstaat aufgenommen, die meisten konvertierten mehr oder weniger freiwillig zum Christentum. Einzelne heirateten sogar in adlige Familien ein, wie die 1755 im Kloster Markdorf am Bodensee bestattete Maria Anna Augusta Fatma, Mätresse des badischen Markgrafen Ludwig Wilhelm („Türkenlouis“) und spätere Ehefrau des Grafen Friedrich Magnus von Castell-Remlingen.2 Mit den „Beutetürken“ kam auch die „Türkenbeute“ nach Deutschland. Der genannte Markgraf Ludwig Wilhelm erhielt Kostbarkei-
Mit ihrer Kombination von abendländischer und orientalischer Architektursprache zählt die Schwetzinger Moschee zu den faszinierendsten Bauten im Schlossgarten der kurpfälzischen Stadt.
ten, die heute im Badischen Landesmuseum in Karlsruhe eine international bedeutende Sammlung bilden.
Die allmähliche Umkehrung der Machtverhältnisse zugunsten christlich geprägter europäischer Staaten gegenüber dem Osmanischen Reich legte die Grundlage dafür, dass sich der islamisch geprägte Orient zunehmend zum Gegenstand geheimnisvoller, auch schaurig-schöner Faszination entwickelte; Haremsphantasien entzündeten die Gemüter. In Architektur, Musik und Mode ließ man sich von Orientalischem inspirieren. Die „Moschee“ im Schwetzinger Schlosspark aus den Jahren 1782 bis 1795 und die teilweise erhaltenen maurischen Bauten in der Stuttgarter Wilhelma von 1842 bis 1864 zeugen davon. Heute ist die Schwetzinger Moschee ein beliebtes Fotomotiv für muslimische Hochzeitspaare.
Der württembergische Dichter und Musiker Christian Friedrich Daniel Schubart schrieb und diktierte während seiner zehnjährigen Festungshaft seine Ideen zu einer Ästhetik der Tonkunst, in welchen er sich kenntnisreich und lobend über die „türkische“ Militärmusik äußerte.3 Auch die Wissenschaft befasste sich zunehmend mit dem Islam und seiner Herkunftsregion, zunächst vor allem für eine christliche Theologie, die seit der Frühen Neuzeit ihre orientalischen Ursprünge erkundete. In Tübingen lernte der Gelehrte Wilhelm Schickard im frühen 17. Jahrhundert Arabisch anhand eines Koranexemplars. Später entwickelten sich Orient- und Islamwissenschaften zur eigenständigen Disziplin. Bis heute blickt etwa die Tübinger Universität auf eine stolze Tradition islamwissenschaftlicher Forschung zurück. Die hier gepflegte Sammlung islamischer Münzen hat ebenso Weltrang wie die Sammlung orientalischer Manuskripte und Druckschriften in der Universitätsbibliothek.
Seit dem 18. Jahrhundert wandelte sich das Bild des Islam und der Muslime erkennbar, wenngleich nicht völlig einheitlich. In Goethes 1819 erschienener Gedichtsammlung West-östlicher Divan wird die Suche nach dem einigenden Band zwischen den Religionen und Kulturen deutlich. In Heidelberg studierte der bedeutende muslimische Philosoph Muhammad Iqbal; das Iqbal-Ufer am Neckar erinnert an sein Wirken. Kaiser Wilhelm II. inszenierte sich bei seiner Orientreise im Jahre 1898 als Freund der „300 Millionen Mohammedaner“ und beschwor am Grab Saladins in Damaskus die legendäre Freundschaft zwischen Karl dem Großen und dem Kalifen Harun al-Raschid. Im Ersten Weltkrieg gab es gar ein Bündnis mit dem Osmanischen Reich; der von Deutschland initiierte Aufruf des Sultans zum Dschihad gegen die Entente-Mächte blieb indes erfolglos. Im nationalsozialistischen Deutschland suchten einige Muslime die Unterstützung des Regimes, meist in der verfehlten Hoffnung, hier einen Partner im antikolonialen Kampf zu finden. Andere Muslime wurden verfolgt. Zum Ende des Krieges lagen die kleinen muslimischen Gemeinden wie das gesamte Land in Trümmern. Einzelne verbliebene Muslime wurden sodann im Kalten Krieg von den USA, aber auch von deutschen Regierungen als Verbündete gefördert.
Wer sind die Muslime hierzulande?
Bis Mitte des 20. Jahrhunderts lebten nur sehr wenige Muslime in Deutschland, häufig waren es deutsche Konvertiten, die auch erste Organisationen mit geringer Breitenwirkung gründeten. Die Zuwanderung nach Westdeutschland seit den 1960er-Jahren änderte die Verhältnisse grundlegend, während nur sehr wenige Muslime in die DDR gelangten. Infolge des Anwerbeabkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Türkei von 1961 wanderten als weitaus größte Gruppe ungefähr vier Millionen türkische Muslime ein, von denen zahlreiche wieder in die Türkei zurückgekehrt sind. Für das Jahr 1987 wurden auf der Grundlage der Volkszählung die Zahlen von rund 1,3 Millionen muslimischer Türken und etwa 280 000 anderer Muslime genannt, insgesamt also rund 1,65 Millionen. Die nichttürkischen Muslime stammten zum großen Teil aus weiteren Anwerbestaaten wie Jugoslawien oder Marokko, aber auch aus vielen anderen Teilen der islamisch geprägten Welt. Sie verteilten sich zu rund zwei Dritteln auf die industriell geprägten Bundesländer Nordrhein-Westfalen (ca. 570 000), Baden-Württemberg (ca. 270 000) und Bayern (ca. 220 000).4
In Baden-Württemberg siedelten sich die „Gastarbeiter“ nicht nur in den großen Städten, sondern auch in kleineren Industriezentren wie Neckarsulm oder Saulgau an. Wegen der spezifischen Migrationsgeschichte (Gastarbeiteranwerbung) konzentriert sich die muslimische Bevölkerung bis heute zu fast drei Vierteln auf einige wenige Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen (33,1 %), Baden-Württemberg (16,6 %), Bayern (13,2 %) und Hessen (10,3 %). Seit den 1980er-Jahren kam eine erhebliche Anzahl von Asylsuchenden hinzu, vorwiegend aus dem Libanon, Syrien, dem Irak, Iran, Afghanistan und Pakistan, aber auch aus Nordafrika oder der Türkei. Andere reisten zu Ausbildungszwecken ein; auch nehmen Aufenthalte wohlhabender Menschen aus den Golfstaaten für Reisen oder zur medizinischen Behandlung in Städten wie München oder Stuttgart zu. Die Geschäftswelt hat sich darauf eingestellt. Die Zahl der dauerhaft oder längerfristig im Lande lebenden Muslime – darunter etwa zwei Millionen deutsche Staatangehörige – dürfte mittlerweile nicht weit unter fünf Millionen liegen.
In Baden-Württemberg und Bayern finden sich vergleichsweise hohe Anteile an Menschen aus Südosteuropa (21,7 % bzw. 4,1 % aller Migranten aus dieser Region), in Nordrhein-Westfalen haben sich besonders viele Migranten aus der Türkei, dem Iran und dem Nahen Osten niedergelassen (35,3 %, 38 % und 29,3 %). In Berlin fällt ein hoher Anteil von Migranten aus dem Nahen Osten auf (16,4 %). Größere iranisch-schiitische Gemeinden finden sich in Hamburg und Berlin.
Anders als in klassischen Einwanderungsländern wie den USA, Kanada oder Australien verlief die Zuwanderung in der Bundesrepublik wenig planvoll. Hinsichtlich der „Gastarbeiter“ gingen zunächst alle Beteiligten von einem nur begrenzten Aufenthalt in Deutschland aus. Integrationsmaßnahmen und -bestrebungen blieben weitgehend aus. Mit der Wirtschaftskrise Anfang der 1970er-Jahre fielen zahlreiche Arbeitsplätze für gering Qualifizierte weg, die zu harter Arbeit unter für Deutsche unattraktiven Bedingungen bereit waren. Der Anwerbestopp im Jahr 1973 führte zu umfangreichem Familiennachzug mit massiven Auswirkungen auf die sozioökonomische Struktur der zugewanderten Bevölkerung. Die Erkenntnis, dass viele der Zugewanderten und ihrer Nachkommen auf Dauer bleiben und ein Bestandteil der Gesellschaft werden würden, setzte sich nur langsam durch.
Zugleich entstand allmählich eine religiöse Infrastruktur für Muslime. Es bildeten sich einzelne Moscheevereine, oft in billigen Hinterhofimmobilien; Gebetsstätten waren zugleich ein Stück Heimat und Begegnungsort in einer oft als fremd empfundenen oder auf Distanz bedachten Umgebung. Die neuen religiös ausgerichteten Organisationen waren und sind teils noch
Türkische „Gastarbeiter“ bei der Motorenmontage „beim Daimler“ in Stuttgart: ein typisches Bild der Wirtschaftswunderzeit, aufgenommen um 1970.
eine Mischung aus Religionsorganisation und Migrantenvereinigung. Erst in jüngster Zeit wandeln sie sich zusehends zu vor allem auf Deutschland und primär religiös ausgerichteten Vereinigungen mit dem Anspruch, gleichberechtigt in das Kooperationssystem zwischen Staat und Religionsgemeinschaften aufgenommen zu werden. Die Organisationen bilden ein breites Spektrum unterschiedlicher religiöser Ausrichtungen und Schwerpunkte ab. Die Vielfalt religiöser Haltungen ist hier so groß wie in anderen Weltreligionen.
Muslimisches Alltagsleben
Seit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 werden muslimische Menschen häufig nur noch unter dem sehr verzerrten Blickwinkel ihrer Religion wahrgenommen. Manche sprechen von einer „Islamisierung der Muslime“ – vom „Ausländer“ zum „Türken“ zum „Muslim“. Dabei sind die (sehr individuellen) religiösen Einstellungen nur eine Facette des Lebens, das von Bildungsstand und anderen soziokulturellen Faktoren, wirtschaftlicher Lage und nicht zuletzt ganz individuellen Prägungen bestimmt wird. Damit werden bestehende Probleme immer wieder fälschlich mit der Religion der Beteiligten begründet, seien es mangelnder Zugang zu Bildung und Arbeit wegen sprachlicher Defizite oder wegen diskriminierender Haltungen oder auch Übergriffe und Straftaten, die auf einer maßgeblich kulturell begründeten, patriarchalischen Denk- und Handlungsweise beruhen. Allerdings wird solches Denken nicht selten auch noch religiös legitimiert, außerhalb des kleinen extremistischen Spektrums jedoch nicht die gewaltsame Durchsetzung.
Auch die religiösen Einstellungen und Lebenshaltungen von Muslimen sind höchst vielfältig. Das gilt zum einen für die konfessionellen Unterschiede zwischen Sunniten, Schiiten, Aleviten oder Ahmadis mit jeweils erheblicher Binnenpluralität. Manche Aleviten sehen sich als eine dem Islam entwachsene eigenständige Religion; Ahmadis werden von vielen anderen nicht als Muslime anerkannt. Zum anderen ist der „Schriftislam“, der sich vorwiegend auf religionspraktische Aspekte wie Ritualgebete, Fasten, Speise- und Bekleidungsvorschriften richtet, für viele Muslime weit weniger von Bedeutung als mystische Zugänge, die Umsetzung religiös-ethischer Anliegen oder ein kulturell geprägter Volks- und Alltagsislam. Diese Vielfalt bildet sich auch in der Organisationslandschaft ab: Ethnisch-konfessionelle Vereinigungen stehen neben stärker plural und primär auf Deutschland bezogenen, größeren Verbänden. Darüber hinaus gibt es sehr vielfältige Einzelgemeinden und auch säkulare Organisationen, in denen sich Muslime finden, die sich den primär religiös ausgerichteten Organisationen nicht verbunden fühlen. Wollen oder müssen staatliche Behörden formelle oder informelle Kooperationen eingehen, gilt es, diese Vielfalt angemessen abzubilden.
Wie in der Gesamtgesellschaft fächert sich muslimisches Leben im Lande in übergreifende, personen- oder interessenspezifische Richtungen auf. Die Pflege der Ritualpraxis findet in den zahlreichen und als solche sichtbarer gewordenen Moscheen beziehungsweise Cem-Häusern (bei Aleviten) oder in anderen Stätten religiöser Vereinigungen statt, die oft auch soziale Zwecke verfolgen oder schlicht vertraute Begegnungs- und Ruheräume anbieten. In Kindergärten, Schulen und anderen Bildungseinrichtungen, in Krankenhäusern, Altersheimen, Haftanstalten und im Bestattungswesen werden muslimische Anliegen sichtbar und bedürfen einer adäquaten Berücksichtigung im Rahmen der rechtsstaatlichen Ordnung.
Eine informative Übersicht über die Jugendarbeit von islamischen Organisationen in Baden-Württemberg sowie acht weitere Fallbeispiele aus verschiedenen Bundesländern bieten Hussein Hamdan und Hansjörg Schmid.5 Muslimische Seelsorge in Alltagssituationen, besonders aber in Einrichtungen des Gesundheitswesens oder in Justizvollzugsanstalten, ist ein drängendes Anliegen, das erst in Ansätzen abgedeckt wird. In Baden-Württemberg engagiert sich das Mannheimer Institut für Integration und Interreligiösen Dialog e.€V. in der Seelsorgerausbildung, seit 2016 auch im Bereich der Gefangenenseelsorge in Kooperation mit dem Land Baden-Württemberg. All dies zeigt nur schlaglichtartig die Fülle muslimischer Alltagskultur.
Islam und Recht
Deutschland ist ein säkularer Rechtsstaat, der sich eine religionsoffene Verfassung gegeben hat. Säkularität enthält zwei tragende Elemente: Neutralität des Staates gegenüber Religionen (also Trennung von Staat und Religion) und Gleichbehandlung aller Religionen und Weltanschauungen. Keineswegs ist eine Trennung von Religion und Politik gefordert – auch das religiöse Argument hat seinen Platz in der öffentlichen Debatte und Religion darf im öffentlichen Raum sichtbar werden. Aus rechtlicher Sicht ist Religion also keineswegs nur „Privatsache“, wie manche unkundigen Extremlaizisten behaupten. Die Errichtung einer religiösen Infrastruktur für eine nach Millionen zählende Bevölkerung ist selbstverständlich und keineswegs eine bedrohliche „Islamisierung“ des Landes. Auch der Moscheebau ist schlicht am geltenden Recht zu messen. Meist entstehen Moscheen ohne größere Konflikte, jedoch nicht immer. Zwei oft vorgebrachte Gegenargumente sind rechtlich unhaltbar und auch unfair: Weil in Religionsdiktaturen wie Saudi-Arabien, aber auch in der angeblich laizistischen Türkei Kirchenbauten strikt verboten beziehungsweise schwer behindert werden, müssen umgekehrt Muslime hierzulande zurückstehen. Damit würde man Muslime für Rechtsverletzungen in „Sippenhaft“ nehmen, für die sie nicht verantwortlich sind. Zudem würde Deutschland sich auf eine Stufe mit Staaten stellen, die weit von rechtsstaatlichen Grundsätzen entfernt sind. Falls eine Moschee von Extremisten betrieben wird, sind die möglichen rechtlichen Gegenmaßnahmen im Vereinsrecht zu suchen – Verbot der Vereinigung, Beschlagnahme des Vereinsvermögens. Das zweite Gegenargument bezieht sich auf den Mehrheitswillen der örtlichen Umgebung. Manche fordern, dass eine Moschee entgegen dem in örtlichen Abstimmungen gefundenen Mehrheitswillen nicht gebaut werden darf. Diese Ansicht verkennt ganz grundlegend rechtsstaatliche Grundsätze. Die in der Verfassung verbürgten Grundrechte sind mehrheitsfest; „demokratische“ Mehrheiten dürfen Minderheiten nicht ihre Rechte nehmen. Wer das Gegenteil propagiert, stellt sich selbst außerhalb der Verfassung. So entpuppen sich manche vermeintlichen Verteidiger unserer staatlichen Ordnung tatsächlich als deren Gegner.
Nach dem deutschen Religionsverfassungsrecht bestehen vielfältige Kooperationen zwischen Staat und Religionsgemeinschaften, zum Beispiel der konfessionelle Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen vieler Bundesländer, so auch in Baden-Württemberg. Einen besonders weitreichenden Status können religiöse Vereinigungen mit der Anerkennung als Körperschaften des öffentlichen Rechts erlangen, die erkennbare Stabilität und Rechtstreue voraussetzt. Neben christlichen und jüdischen Organisationen hat bislang die „Ahmadiyya Muslim Jamaat“ diesen Status in Hessen und Hamburg erlangt, mit deutschlandweiten Wirkungen. Im Übrigen besteht kein formelles System der „Anerkennung“, weder für „den Islam“ noch für „das Christentum“. Vielmehr geht es um die Prüfung, ob eine bestimmte religiöse Organisation die jeweiligen rechtlichen Voraussetzungen für die Kooperation erfüllt. Ist dies der Fall, dann ist der Staat verpflichtet, eine solche Kooperation durchzuführen.
In unmittelbarer Nachbarschaft: das Kirchengebäude der Jugendkirche Samuel und die Yavuz-Sultan-Selim-Moschee am Luisenring im Mannheimer Stadtteil Jungbusch.
Deshalb ist es völlig verfehlt, wenn in der öffentlichen Debatte behauptet wird, der Staat fördere „konservative“ Verbände zu Lasten einer anders ausgerichteten „schweigenden Mehrheit“. Der säkulare Staat muss die rechtlichen Gegebenheiten prüfen, darf sich aber nicht in die innere religiöse Ausrichtung einmischen. Auch wenn es zutrifft, dass die größeren Verbände gegenwärtig wohl nicht mehr als rund zwanzig Prozent aller Muslime vertreten, so sind deren Teilhaberechte doch nicht davon abhängig, eine Mehrheit hinter sich zu bringen. Zudem: Die „schweigende Mehrheit“ schweigt. Spekulationen über ihre Wünsche sind müßig. Einzelpersonen stehen nur für sich selbst. Wer also mit der bestehenden Organisationslandschaft unzufrieden ist, muss sich selbst organisieren, wenn er diejenigen Teilhabemöglichkeiten nutzen will, die eine organisatorische Verfestigung erfordern.
Der Prozess der Selbstorganisation ist in vollem Gange, oft im Wandel von Migrantenorganisationen zu deutschen Religionsgemeinschaften und Vereinen. In dieser Übergangsphase haben sich einige Bundesländer, darunter auch Baden-Württemberg, seit 2003 entschlossen, besonders dringende Anliegen wie die kompetente und authentische religiöse Bildung im rechtsstaatlichen Rahmen zu fördern. Hierfür wurden Modellversuche in Schulen und zur Ausbildung von Lehrkräften gestartet, die dem Umstand Rechnung trugen, dass es auf muslimischer Seite nach Ansicht der Behörden keine Kooperationspartner gab, welche die rechtlichen Voraussetzungen einer Religionsgemeinschaft erfüllten. In mehreren Bundesländern wurde die Kooperation mittlerweile nach dem verfassungsrechtlichen Vorbild ausgebaut. In Baden-Württemberg verlief die Entwicklung eher zögerlich, was die Versorgung mit Schulversuchen in der Breite angeht. Vorreiter war das Land hingegen mit der Etablierung einer theologischen universitären Ausbildung. Die Universität Tübingen eröffnete mit dem Zentrum für Islamische Theologie als erste in Deutschland einen einschlägigen Fachbereich. Zudem werden mittlerweile auch an mehreren Pädagogischen Hochschulen Lehrkräfte ausgebildet, in Weingarten auch für alevitischen Religionsunterricht. Neben Lehramtsstudiengängen werden zunehmend Kombinationen von islamischer Theologie und beispielsweise sozialer Arbeit angeboten. Dies spiegelt zum einen den großen praktischen Bedarf wider; zum anderen wäre es illusorisch anzunehmen, dass die meist unterfinanzierten Gemeinden in der Lage wären, in größerem Umfang akademisch ausgebildete Theologen hauptamtlich zu beschäftigen. Dies führt zu einem noch weitgehend ungelösten Problem: Den hohen Erwartungen an muslimische Organisationen steht ein schmaler organisatorischer Unterbau gegenüber, der sich weitestgehend auf ehrenamtliche Tätigkeiten stützt. Muslimische Gemeinden sind mit den vielfältigen Anliegen von dem Angebot von Gottesdiensten und der Organisation religiöser Feierlichkeiten über Familien- und Sozialberatung bis hin zu interreligiösem Dialog und Flüchtlingsarbeit bis an ihre Grenzen gefordert, oft auch darüber hinaus.
Heftige Streitigkeiten hat das muslimische Kopftuch ausgelöst, in jüngster Zeit auch die Gesichtsvollverschleierung (Niqab, oft fälschlich als „Burka“ bezeichnet). Der erste vom Bundesverfassungsgericht entschiedene Fall der Lehramtsanwärterin Fereshta Ludin nahm in Baden-Württemberg seinen Ausgang. Mit einigen Entscheidungen zu Staatsbediensteten und Arbeitnehmerinnen in der Privatwirtschaft haben die Höchstgerichte einige Klarheit geschaffen. Auch Lehrerinnen dürfen grundsätzlich ein Kopftuch tragen. Damit nur abstrakt verbundene Befürchtungen reichen nicht aus für einen erheblichen Eingriff in die Religionsfreiheit. Auch die staatliche Neutralität wird dadurch nicht gefährdet. Das freiwillige (!) Tragen des Kopftuchs hat vielfältige Motive und kann deshalb nicht generell für eine bestimmte religiöse Position stehen, die sich gegen die Rechtsordnung richtet. Nur im Falle konkreter Gefährdungen durch die einzelne Trägerin kann der Staat intervenieren. Weitergehend einschränkende Gesetze wurden als verfassungswidrig erklärt. In der Privatwirtschaft werden Frauen entsprechend durch Antidiskriminierungsvorschriften geschützt. Damit wird der Kopftuchdebatte weitgehend der gebührende Platz zugewiesen: Musliminnen und Muslime müssen selbst ihre Positionen dazu ausloten. Beispielhaft sei die Position von Emel Zeynelabidin genannt, die sich zunächst für und dann gegen das Kopftuch entschieden hat: „Das Kopftuch ist eine Schande für den Islam, das staatliche Verbot eine Schande für die Demokratie“.6
Völlig anders fällt die rechtliche Bewertung der Gesichtsvollverschleierung aus, die menschliche Kommunikation weitgehend unmöglich macht. Selbstverständlich ist sie überall dort zu verbieten, wo Personen identifiziert werden müssen, wo Sicherheitsbelange entgegenstehen oder wo Kommunikation nicht nur gesellschaftlich wünschenswert ist, sondern notwendig – in Behörden, Gerichtssälen, Schulen und Universitäten. Ein generelles Verbot dieser Kleidung im öffentlichen Raum ließe sich rechtlich nicht hinreichend begründen, obwohl gewiss das dahinterstehende Frauen- und Männerbild hochneurotisch ist und grundlegenden gesellschaftlichen Konventionen und Überzeugungen im Land widerspricht. Nicht alles, was zu Recht kritisiert wird, kann aber sogleich verboten werden. Rechtspolitisches Hyperventilieren würde dem Rechtsstaat letztlich schaden.
Aus Raumgründen kann hier nicht auf die engagierten, bisweilen nur mäßig sachkundigen Debatten über Rechtstreue oder Fremdsteuerung einzelner Organisationen eingegangen werden. Nicht unerwähnt bleiben darf aber der zwar zahlenmäßig im Verhältnis zur Gesamtzahl verschwindend geringe, aber zunehmende und auch zunehmend gefährliche muslimische Extremismus. Entsprechend agierende Organisationen und Einzelpersonen gibt es auch in Baden-Württemberg. Der Bericht des Landesamts für Verfassungsschutz von 2015 nennt zum Beispiel die Zahl von 600 Salafisten, von denen 120 dem gewaltorientierten Spektrum zugeordnet werden, neben einer vierstelligen Gesamtzahl von Islamisten. Gefahren entstehen nicht erst durch Gewaltbereitschaft, sondern schon durch einen politisierten Islam, der für sich die Herrschaft beansprucht und damit den demokratischen Rechtsstaat direkt herausfordert. Nur mit Hilfe aller dem Rechtsstaat Verbundenen, einschließlich der übergroßen Mehrheit der Muslime, können die Gefahren dieses Extremismus wirksam bekämpft werden.
Der Islam zwischen Verteufelung und Verherrlichung
Spätestens seit den Anschlägen vom 11. September 2001 ist die öffentliche Debatte über den Islam angstgeprägt. Mittlerweile herrscht in der Bevölkerung überwiegend Skepsis gegenüber dem Islam, eher abstrakt als gegenüber real existierenden muslimischen Menschen. Das in Kernaussagen wissenschaftlich unhaltbare Buch von Thilo Sarrazin mit dem Titel Deutschland schafft sich ab von 2010 hat vorurteilsbeladene und pauschalisierende Sichtweisen in nichtextremistischen Kreisen gesellschaftsfähig gemacht. Auch bei manchen Muslimen sind erhebliche Vorurteile gegenüber einer angeblich morallosen deutschen Gesellschaft oder die Neigung zu Verschwörungstheorien erkennbar. Konkrete Betrachtungen mit konkreter Analyse bestehender Probleme tun mehr denn je not.
Die Aussage, terroristische Anschläge hätten nichts mit dem Islam zu tun, ist ebenso unscharf wie diejenige, der Islam sei eine Religion der Gewalt. Die Distanzierung ist eine respektable Position gläubiger Muslime, wenn sie damit ausdrücken wollen, solche Verbrechen widersprächen grundlegend ihrem Verständnis des Islam. Objektiv stützten sich muslimische Extremisten aber auf historische Quellen – teils in sehr eigenwilliger Auslegung – und das Gewaltpotenzial, das allen Religionen und Weltanschauungen innewohnt. Muslimische Terroristen legitimieren ihre Taten auch aus der Religion. Deshalb bedarf es einer grundlegend kritischen Sichtung und Bewertung der Quellen des Terrorismus. Idealisierungen sind fehl am Platz.
Ebenso deutlich ist den Islamhassern zu widersprechen, die entgegen aller Empirie und in unzulässiger Verkürzung den Islam auf eine bestimmte Zeit und bestimmte Auslegungen reduzieren wollen und seine vielfältigen Entwicklungen ignorieren oder abtun. Nur beispielhaft: Der Islam schreibt keine bestimmte Staatsform vor. Die überwältigende Mehrheit der Muslime in Deutschland und Europa bejaht die Demokratie als die angemessene Staatsform des 21. Jahrhunderts. Den Islam als strukturell demokratiefeindlich und gewalttätig abzustempeln zeugt von schlichter Ignoranz, auch bei ein paar versprengten Islamwissenschaftlern, die der Alternative für Deutschland (AfD) nahestehen. Um es zuzuspitzen: Kritik ist erlaubt, ja notwendig, Hetze ist es nicht. Nicht nur der muslimische Terrorismus, sondern auch der neue Islamhass hat bereits zu Gewalttaten geführt und Menschenleben gefordert.
In diesem Zusammenhang ist das auf dem Stuttgarter Parteitag 2016 beschlossene Programm der AfD zu erwähnen: Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte formuliert hier eine Partei, die sich selbst im demokratischen Spektrum wähnt, offen verfassungswidrige Positionen in Sachen Islam wie beispielsweise die Forderung nach einem Verbot von Minarettbauten oder die generelle Versagung des Körperschaftsstatus für islamische Religionsgemeinschaften. Das ist Wasser auf die Mühlen noch extremerer Gruppierungen wie dem notorischen Islamhasserblog „Politically Incorrect“, der in seinen Kommentarspalten einen Markt menschlicher Verkommenheit eröffnet.
Vor ausgrenzender, pauschalisierender Abwertung anderer ist dringend zu warnen. Die erodierende demokratisch-rechtsstaatlich gesonnene Mitte der Gesellschaft muss alle Anstrengungen unternehmen, den sich gegenseitig befeuernden Extremisten deutlich entgegenzutreten und dabei alle mitzunehmen, die sich dieser Mitte verpflichtet fühlen.
Fazit
In aufgeregten Zeiten sind nüchterne Sachlichkeit, Wachsamkeit gegenüber Gefahren für Staat und Gesellschaft und nicht zuletzt Empathie für die sehr große Mehrheit der Bewohner unseres Landes geboten, die im Rahmen des geltenden Rechts ungeachtet von Religion oder Herkunft friedlich lebt. Historisch bedingte gegenseitige Vorurteile sollten der Vergangenheit angehören. Beispielhaft ist das Impulspapier der Konferenz für Islamfragen der Evangelischen Kirche in Deutschland zum Thema „Islam und Reformation“ vom Mai 2016, das sich der erforderlichen Neubewertung historisch bedingter Aussagen stellt und Wege in die Zukunft weist, die ein Miteinander schätzt und dabei bestehende Unterschiede nicht verleugnet. Der Islam kann nicht länger (nur) als „Migrantenreligion“ wahrgenommen werden. Muslime sind schon lange nicht mehr „Gastarbeiter“, sondern Teil dieser Gesellschaft.
Im südbadischen Städtchen Müllheim siedelten sich 1702 Mitglieder einer türkischen Militärkapelle an, die der „Türkenlouis“ von seinen Feldzügen gegen die Osmanen mitgebracht hatte. Sie hatten sich Verdienste erworben, indem sie durch anhaltendes lautes Musizieren und Marschieren große Truppenansammlungen vortäuschten, wodurch die anrückenden französischen Truppen abgeschreckt wurden. Im Müllheimer Stadtwappen findet sich nun ein Halbmond. In dem „Türkei“ genannten Stadtviertel wurde früher bei festlichen Anlässen an der alten Poststraße ein Band mit der Aufschrift angebracht „Do wohne d`Dürke, liebe Lüt! Hent numme kai Angst, me düen üüch nüt!“ – mehr an sprachlicher Assimilation kann nicht erwartet werden.
Nach alledem gilt: „Dazu“ gehören alle, die sich an die gegebenen rechtsstaatlichen Regeln eines respektvollen Umgangs miteinander halten, gleich welcher Religion, Weltanschauung usw. Es gibt nicht den vielbeschworenen Clash of civilizations, sondern nur gegensätzliche Haltungen zur gemeinsamen „Hausordnung“. Wer diese respektiert, kann sich im Haus nach Belieben
Muhterem Aras (Bündnis 90/Die Grünen) läutet am 11. Mai 2016 bei der konstituierenden Sitzung des Landtags von Baden-Württemberg zum ersten Mal als neu gewählte Landtagspräsidentin die Glocke. Sie ist die erste Frau, die erste Grüne und die erste kurdischstämmige Alevitin in diesem Amt.
einrichten. Wer sie bricht, muss mit allen rechtsstaatlichen Mitteln davon abgehalten werden. Zwischen Verteufelung und unkritischer Verherrlichung benötigt auch die Sicht auf Islam und Muslime nur eines: Fairness.
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